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— 1/4 (IV/ 1 ) — 700 000 — Ag 25/74 

Federführend: Bundesminister für Ernährung , Landwirtschaft und Forsten. 

Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundesrates zugeleitet. 
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Zusammenfassung 


(1) Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Lage der Agrarwirtschaft 1972/73 erheblich verbessert 

Der Anteil des Wirtschaftsbereichs Landwirtschaft (Land-, Forstwirt- 
schaft und Fischerei) am Bruttoinlandsprodukt verringerte sich von 
3,0 °/o im Jahre 1972 auf 2,9% im Jahre 1973. Wie in anderen Berei- 
chen werden die Leistungen des Wirtschaftsbereichs Landwirtschaft 
durch den Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt jedoch nur zum Teil 
erfaßt. Die Bedeutung für das Gemeinwohl wird erst voll sichtbar, 
wenn auch die übrigen gesellschaftspolitischen Leistungen der Agrar- 
wirtschaft, wie z. B. der Beitrag zur Sicherung und Erhaltung des 
Naturhaushaltes und der Kulturlandschaft, berücksichtigt werden. 

Der Produktionswert der deutschen Landwirtschaft und der Gesamt- 
wert der Vorleistungen anderer Wirtschaftsbereiche für die Landwirt- 
schaft erhöhten sich 1972/73 gegenüber dem Vorjahr um jeweils 9,8 %. 
Diese Entwicklungen beruhten im wesentlichen auf einem Anstieg 
der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise um 1 1 ,5 °/o und der Einkaufs- 
preise für landwirtschaftliche Betriebsmittel um 9,2 °/o sowie einer 
Zunahme des Verbrauchs an Zukauffuttermitteln. 

Die Wertschöpfung des Produktionsbereichs Landwirtschaft stieg 
1972/73 um 8,7 °/o auf 19,96 Mrd. DM. Durch die Abnahme der Zahl 
der Arbeitskräfte um 5 °/o erhöhte sich die Wertschöpfung je Voll- 
arbeitskraft noch stärker, und zwar um 14,4 % auf 15 439 DM. In 
den letzten beiden Wirtschaftsjahren (1971/72 und 1972/73) hat damit 
die Wertschöpfung je Arbeitskraft in der Landwirtschaft stärker zuge- 
nommen als die Wertschöpfung je Erwerbstätigen in der übrigen 
Wirtschaft. Wegen der unterdurchschnittlichen Entwicklung der land- 
wirtschaftlichen Einkommen in den Jahren davor ergeben sich für die 
letzten 10 Jahre insgesamt etwa gleiche Steigerungsraten für Land- 
wirtschaft und übrige Wirtschaft. Aufgrund unterschiedlicher Aus- 
gangsniveaus hat sich jedoch der absolute Abstand zwischen den Ein- 
kommen aus landwirtschaftlicher Tätigkeit (ohne außerlandwirtschaft- 
liche Einkünfte) und den Einkommen der übrigen Wirtschaft länger- 
fristig vergrößert. 

Das Betriebseinkommen je Arbeitskraft der landwirtschaftlichen Be- 
triebe über der Grenze nach § 4 Landwirtschaftsgesetz (LwG) nahm 
im Durchschnitt des Bundesgebietes 1972/73 gegenüber dem Vorjahr 
um 18,9 % auf 20 504 DM zu. Das Reineinkommen (Gewinn) je Fami- 
lien-Arbeitskraft stieg um 19,8 °/o auf 20 031 DM. Der relative Abstand 
zwischen dem Vergleichseinkommen und der Summe der Vergleichs- 
ansätze nach § 4 LwG verringerte sich 1972/73 wieder etwa auf die 
Werte des Wirtschaftsjahres 1969/70. 

Die Entwicklung verlief bei den einzelnen Betriebsgruppen jedoch 
unterschiedlich. Die höchsten durchschnittlichen Betriebseinkommen 
je Arbeitskraft erzielten 1972/73 die Veredelungsbetriebe mit 
25 982 DM und die Marktfruchtbaubetriebe mit 22 880 DM. Obwohl 
die Gemischt- und die Futterbaubetriebe in den beiden letzten Wirt- 
schaftsjahren die größten Einkommenszunahmen zu verzeichnen hat- 
ten, erwirtschafteten sie im Durchschnitt mit 20 026 DM bzw. 19 278 DM 
die niedrigsten Betriebseinkommen je Arbeitskraft. Insgesamt zeigt 
sich, daß die innerlandwirtschaftlichen Einkommensunterschiede wei- 
terhin zunehmen. 


Im Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden fast 25 °/o des Reineinkommens 
(Gewinns) für Nettoinvestitionen ausgegeben. Der Anstieg der Netto- 
investitionen je Betrieb betrug gegenüber dem Vorjahr 2 012 DM oder 
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rd. 47 °/o. Der durchschnittliche Fremdkapitalbesatz stieg im abgelaufe- 
nen Wirtschaftsjahr um 71 DM auf 2 813 DM je ha. Insgesamt 62% 
der Unternehmen wiesen eine positive Eigenkapitalentwicklung auf, 
während 38 % Eigenkapitalverminderungen hinnehmen mußten. 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden erstmalig neben den Ein- 
künften aus Land- und Forstwirtschaft auch alle sonstigen Einkünfte 
erfaßt. Damit kann nun anhand von Buchführungsergebnissen ein ge- 
nauerer Überblick über sämtliche Geldmittel gewonnen werden, die 
dem Unternehmerhaushalt (Unternehmerehepaar und Hofnachfolger) 
zufließen und für private und unternehmerische Verwendnung zur 
Verfügung stehen. 

Im Durchschnitt aller erfaßten Betriebe betrugen 1972/73 die nichtland- 
wirtschaftlichen Einkünfte 4 870 DM je Familie. Davon stammen 5 % 
aus selbständiger, 32 % aus nichtselbständiger Tätigkeit, 5 % aus 
Renten und 58 % aus sonstigen Einkünften. Mit zunehmender Be- 
triebsgröße (nach dem Standardbetriebseinkommen) nimmt der Anteil 
der Einkünfte aus unselbständiger Tätigkeit erheblich ab, während 
der Anteil sonstiger Einkünfte erheblich zunimmt. 

Von den erfaßten Betrieben verbesserte jeder zweite sein Einkommen 
durch nichtlandwirtschaftliche Einkünfte von mehr als 1 000 DM. Der 
Anteil der Betriebe mit Einkommenskombination schwankt zwischen 
rd. 60 % bei den Veredelungsbetrieben und rd. 40 % bei den größeren 
Futterbaubetrieben. 

Im Weinbau konnten im Wirtschaftsjahr 1972/73 ähnlich günstige 
Einkommensverbesserungen erzielt werden wie in der Landwirtschaft. 
Vor allem Betriebe mit Flach- und Hanglagen erreichten mit einem 
Betriebseinkommen von 23 151 DM je Arbeitskraft überdurchschnitt- 
liche Ergebnisse. Die Betriebe mit Steillagen blieben dagegen mit 
etwa 20 000 DM Betriebseinkommen je Arbeitskraft hinter dem Vor- 
jahresergebnis zurück. 

In den Gartenbaubetrieben entwickelte sich die Einkommenslage 
1972/73 unterschiedlich. Während in den Gemüsebaubetrieben das 
durchschnittliche Betriebseinkommen je Arbeitskraft hinter dem der 
übrigen Gartenbaubetriebe und dem der landwirtschaftlichen Betriebe 
zurückblieb, erzielten die Obstbaubetriebe und Baumschulen gegen- 
über dem Vorjahr günstigere Ergebnisse. Den Obstbaubetrieben ge- 
lang mit einem Anstieg des Betriebseinkommens je Arbeitskraft um 
mehr als 10 000 DM der Anschluß an die Einkommen in den übrigen 
Gartenbaubetrieben. 

Die Wertschöpfung der Forstwirtschaft stieg 1973 u. a. infolge der 
durch die Sturmkatastrophe in Norddeutschland verursachten Sub- 
stanzeingriffe gegenüber dem Vorjahr um 0,2 Mrd. DM auf etwa 
1,4 Mrd. DM. Das durchschnittliche Betriebseinkommen der Forstbe- 
triebe (alle Besitzarten) erhöhte sich 1973 auf 16 841 DM je Arbeits- 
kraft und lag damit um 6,5 % über dem Vorjahresergebnis. 

Im Bereich Fischerei hat sich 1972 die Ertragslage in der Kleinen 
Hochsee- und Küstenfischerei günstig entwickelt, während in der 
Großen Hochseefischerei keine Verbesserung der bislang schon unbe- 
friedigenden wirtschaftlichen Situation erreicht werden konnte. 


Nahrungsmittelpreise 1972173 gestiegen 

Im Wirtschaftsjahr 1972/73 erhöhte sich der Preisindex für Nahrungs- 
mittel um 8,6 % und für die gesamte Lebenshaltung um 6,7 %. Dennoch 
lag der Preisindex (1962 — 100) für die gesamte Lebenshaltung mit 
142,8 nach wie vor erheblich über dem Nahrungsmittelindex von 134,2. 
Ein Vergleich mit den übrigen Mitgliedstaaten der Neunergemein- 
schaft zeigt, daß die Steigerungsrate bei den Lebenshaltungskosten in 
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1972 unterdurchschnittlich 
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und bei den Kosten für die Ernährung am niedrigsten war. Der Anteil 
der landwirtschaftlichen Verkaufserlöse an den Verbraucherausgaben 
für inländische Nahrungsmittel betrug 1972/73 ca. 50 °/o. 


Weitere Verbesserung der Einkomme ns Jage im Wirtschaftsjahr 
1973/74 zu erwarten 

Für das laufende Wirtschaftsjahr 1973/74 ist zu erwarten, daß die 
Produktion der Landwirtschaft mengenmäßig ansteigen wird. Dazu 
dürften vor allem die hohen Getreide-, Obst- und Weinmosternten, 
aber auch das weit über dem Vorjahr liegende Angebot an Schlacht- 
rindem beitragen. Bei den Schlachtschweinen und bei Milch dürften 
die Verkaufsmengen nicht wesentlich höher sein als im Vorjahr. 

Der Gesamtindex der Erzeugerpreise wird voraussichtlich im Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 langsamer steigen als 1972/73. Die Schlacht- 
schweinepreise, die Preise für Milch, Eier und Geflügel bewegten sich 
im ersten Halbjahr 1973/74 über dem Vorjahresstand. Auch bei Ge- 
treide werden sich 1973/74 höhere Preise ergeben. Mit Beginn der 
Ernte 1973 sind dagegen die Preise für Speisekartoffeln, Obst und 
Gemüse zurückgegangen. Bei Schlachtrindern lagen die Preise im 
ersten Halbjahr 1973/74 deutlich unter dem Vorjahresniveau. 

Stärker als die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise dürften sich die 
Einkaufspreise für landwirtschaftliche Betriebsmittel erhöhen. Die 
Lage auf den Märkten für Eiweißfuttermittel hat sich nur allmählich 
entspannt. Die Weltmarktpreise liegen noch erheblich über dem Vor- 
jahresniveau. Die Preise für Güter und Dienstleistungen gewerblicher 
Herkunft sind weiter gestiegen. 

Der Produktionswert der deutschen Landwirtschaft wird für 1973/74 
auf 46,7 Mrd. DM geschätzt; das sind 7,0 % mehr als im Vorjahr. Bei 
den Vorleistungen wird mit einem Anstieg um 6,1 % auf 21,3 Mrd. DM 
gerechnet. 

Die Wertschöpfung der Landwirtschaft insgesamt wird das Ergebnis 
des Vorjahres voraussichtlich um etwa 1,15 Mrd. DM überschreiten. 
Bei einer geschätzten Abwanderungsrate von 4 °/o dürfte sich die 
Wertschöpfung je Arbeitskraft um etwa 10% gegenüber 1972/73 er- 
höhen und damit rd. 17 000 DM erreichen . 

Im Durchschnitt aller Betriebssysteme und Größenklassen dürfte im 
Wirtschaftsjahr 1973/74 in den landwirtschaftlichen Betrieben über 
der Grenze nach § 4 LwG eine Verbesserung des Betriebseinkommens 
je Arbeitskraft um etwa 6 bis 10% auf 21 700 bis 22 600 DM je AK 
zu erwarten sein. 

In den Weinbaubetrieben kann aufgrund der hohen und qualitativ 
guten Weinmosternte 1973 auch bei weiter steigenden Produktions- 
kosten mit einer günstigen Einkommensentwicklung im Wirtschafts- 
jahr 1973/74 gerechnet werden. 

In den Gartenbaubetrieben sind unterschiedliche Entwicklungen zu 
erwarten. Vor allem in den Unterglasbetrieben können aufgrund der 
starken Heizölverteuerung Einkommensrückgänge nicht ausgeschlos- 
sen werden. 


(2) Ziele der Agrar- und Ernährungspolitik 

Die Agrar- und Ernährungspolitik der Bundesregierung versteht sich 
als integraler Bestandteil einer Politik zur Lösung zentraler Probleme 
der Gesellschaft. Ihre Aufgaben im gemeinschaftlichen und nationalen 
Bereich lassen sich in folgenden vier Zielkomplexen zusammenfassen: 
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A. Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum sowie 
gleichrangige Teilnahme der in der Land-, *) Forstwirtschaft und 
Fischerei Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und Wohl- 
standsentwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Produk- 
ten der Agrarwirtschaft zu angemessenen Preisen. 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und Welternährungsprobleme 
und Verbesserung der agrarischen Außenwirtschaftsbeziehungen. 

D. Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung der Leistungs- und 
Nutzungsfähigkeit von Natur und Landschaft, Verbesserung des 
Tierschutzes. 


(3) Maßnahmen und ihre Finanzierung 

Schutz , Aufklärung und Vertretung der Verbraucher werden weiter 
verbessert 

Um das Qualitätsniveau des Nahrungsgüterangebots zu verbessern, 
wird die Bundesregierung die bestehenden Handels- und Güterege- 
lungen überprüfen und dabei auch ernährungsphysiologische Kriterien 
stärker berücksichtigen. Außerdem sollen die Kennzeichnungspflich- 
ten — insbesondere hinsichtlich der Nährwert- und Haltbarkeitsan- 
gaben — erweitert werden. Um sicherzustellen, daß bei allen gesetz- 
geberischen Vorhaben auch den Verbraucherinteressen Rechnung ge- 
tragen wird, hat die Bundesregierung beschlossen, künftig in alle 
verbraucherrelevanten Kabinettvorlagen eine Verbraucherklausel 
aufzunehmen. Durch einen weiteren Ausbau der Verbraucheraufklä- 
rung und -beratung sowie durch eine Verbesserung der Vertretung 
der Verbraucher im politischen Willensbildungsprozeß wird die Stel- 
lung der Verbraucher weiter gestärkt werden. 


Sicherung einer optimalen Qualität der Nahrungsgüter beginnt bei 
der Erzeugung 

Zur Sicherung der gesundheitlichen Unbedenklichkeit der Nahrungs- 
güter werden eine Gesetzesnovelle zur Einbeziehung der Wachstums- 
regler in das Pflanzenschutzrecht und eine Verordnung zur Ausdeh- 
nung der Anwendungsverbote und -beschränkungen für Pflanzen- 
schutzmittel vorbereitet. In der Pflanzenzüchtung werden auch künftig 
die für den Umweltschutz wichtigen Resistenzfragen sowie die Quali- 
täts- und Anbaueigenschaften der Nutzpflanzen im Vordergrund 
stehen. Umweltschonenden Pflanzenschutzverfahren gilt weiterhin 
besondere Aufmerksamkeit. Das Futtermittelrecht wird durch eine 
Gesamtreform neu geordnet werden, um diesen wirtschaftlich wie 
gesundheitlich wichtigen Bereich der landwirtschaftlichen Erzeugung 
den heutigen Erkenntnissen sowie veränderten Bedingungen und An- 
forderungen anzupassen. Das geltende Tierkörperbeseitigungsgesetz 
soll durch ein neues Gesetz abgelöst werden. 


Markt- und Preispolitik dient Erzeugern und Verbrauchern 

Zur Sicherung des Einkommens in den entwicklungsfähigen Betrieben 
wird sich die Bundesregierung im Hinblick auf die allgemeine Ein- 
kommens- und Kostenentwicklung und im Rahmen der gesamtwirt- 
schaftlichen und stabilitätspolitischen Erfordernisse für eine Ver- 
besserung des Agrarpreisniveaus durch gezielte Preisanhebungen ein- 
setzen. Die Bundesregierung hat im EG-Ministerrat ihre Auffassung 
durchsetzen können, daß einkommenspolitische Maßnahmen zum Aus- 


*) einschließlich Gartenbau 
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gleich von Einkommensverlusten durch Währungsänderungen bis zur 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion ein unentbehr- 
liches Instrument der Agrarpolitik sind. 

Starke Angebots - und Preisschwankungen für Agrarprodukte liegen 
weder im Interesse der Erzeuger noch der Verbraucher. Dem Anstieg 
der Weltmarktpreise wurde daher 1973 durch ergänzende Maßnahmen 
bei der Ausfuhr begegnet, um einen zu starken Abfluß des EWG- 
Getreides auf den Weltmarkt und damit einen unerwünschten Anstieg 
der Getreidepreise in der Gemeinschaft zu verhindern. 

Durch eine Senkung der Zölle um 50 °/o und eine Aussetzung der Ab- 
schöpfungen für die Zeit von November 1972 bis September 1973 hat 
der EG-Ministerrat die Einfuhr von Rindfleisch erleichtert und so zu 
einer Dämpfung des Preisauftriebes für Rindfleisch beigetragen. 
Wegen der stark gesunkenen Erzeugerpreise für Rindfleisch im Herbst 
1973 wird seit September 1973 auch in der Bundesrepublik die Dauer- 
intervention für Fleisch von Ochsen und Bullen der Handelsklasse A 
angewendet, um einem zu starken Preisverfall zu begegnen und damit 
die angestrebte Ausdehnung der Rindfleischproduktion nicht zu beein- 
trächtigen. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin für die Stabilisierung 
der Agrarmärkte einsetzen. Auf dem Getreidemarkt befürwortet sie 
die Anpassung der Preisrelationen zwischen den Getreidearten an die 
Futterwertrelationen. Zur Stabilisierung des Milchmarktes hält sie 
eine Verminderung des Kuhbestandes und den Abbau der vorhande- 
nen Butterbestände durch Sonderprogramme für erforderlich. Diesem 
Zweck dient auch die 1973 eingeführte Prämienregelung für die Um- 
stellung von Milchkuhbeständen auf Bestände zur Fleischerzeugung. 
Dem Grundsatz der Mitverantwortung der Erzeuger soll Rechnung 
getragen werden, wenn die Uberschußmengen über ein bestimmtes 
Maß hinausgehen. 


Beitrag zur Lösung der Weltagrarprobleme 

Kennzeichnend für die Weltagrarwirtschaft ist die unzureichende 
Anpassung von Angebot und Nachfrage. Die Versorgungslage der 
Entwicklungsländer hat sich 1972/73 durch gestiegene Weltmarkt- 
preise für wichtige Agrarprodukte und durch regionale Naturkata- 
strophen verschärft. Die Bundesregierung hat durch Nahrungsmittel- 
hilfe und Bereitstellung landwirtschaftlicher Produktionsmittel dazu 
beigetragen, Versorgungsengpässe zu mildern. Sie wird die Dis- 
kussion der Weltagrarprobleme in der FAO mit weiteren Initiativen 
fördern. Dazu gehört nach ihrer Auffassung u. a. eine Verbesserung 
der weltweiten Versorgungs- und Ernährungsbilanzen. Im Handels- 
bereich strebt sie den erfolgreichen Abschluß der multilateralen Ver- 
handlungen im GATT und den vertraglichen Ausbau der vielfältigen 
Handelsbeziehungen der Gemeinschaft zu Drittländern an. 


Agrarstrukturpolitik dient der Entwicklung ländlicher Räume 

Die Förderungsgrundsätze für einzelbetriebliche Investitionen wurden 
vom Planungsausschuß (Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes") den EWG-Strukturrichtlinien 
angepaßt und im April 1973 in Kraft gesetzt. Die Kommission der EG 
hat die Grundsätze inzwischen geprüft und im Dezember 1973 den 
Entwurf einer Entscheidung vorgelegt. In diesem Entwurf wird fest- 
gestellt, daß die deutschen Rechts- und Verwaltungsvorschriften die 
Bedingungen zur Durchführung der EWG-Strukturrichtlinien und für 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft erfüllen. Sobald die 
positive Entscheidung der EG-Kommission durch den Ständigen Agrar- 
ausschuß in Brüssel gebilligt ist, können die entsprechenden Aufwen- 
dungen des Bundes und der Länder zu 25 % aus dem Europäischen 
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Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) er- 
stattet werden. 

Die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" vorgesehenen Maßnahmen umfas- 
sen auf einzelbetrieblicher Ebene die einzelbetriebliche Investitions- 
förderung, Überbrückungshilfen, Verpachtungsprämien, Verbesserun- 
gen des Wohnhauses, ländliche Siedlüngsprogramme und Förderun- 
gen des Landarbeiterwohnungsbaus. Als überbetriebliche Maßnahmen 
werden agrarstrukturelle Vorplanung, Flurbereinigung, beschleunigte 
Zusammenlegung, freiwilliger Landtausch und Wirtschaftswegebau 
durchgeführt. Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maß- 
nahmen sowie Küstenschutz sind weitere wichtige Schwerpunkte der 
Aktivitäten zur Entwicklung des ländlichen Raumes. 

Der EG-Ministerrat hat sich im November 1973 in Ergänzung zu den 
Richtlinien für eine gemeinsame Agrarstrukturpolitik vom April 1972 
über die Grundzüge einer Richtlinie über die Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten geeinigt. Diese 
Richtlinie wird nach Klärung offener finanzieller Fragen zusammen 
mit der Festlegung der Förderungsgebiete aller Voraussicht nach 1974 
verabschiedet. 

Im Hinblick auf die gesamträumlichen Entwicklungserfordernisse in 
allen Teilräumen der Bundesrepublik wird der ländliche Raum im 
Bundesraumordnungsprogramm als funktionaler Bestandteil von Ge- 
bietseinheiten dargestellt. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
das knappe Entwicklungspotential verstärkt in vorwiegend ländlich 
strukturierte Gebiete zu lenken und dort schwerpunktmäßig einzu- 
setzen ist. 

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird durch die Maßnahmen 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (Gemeinschafts- 
aufgabe) unterstützt. Im Planungszeitraum 1973 bis 1976 sollen in den 
21 regionalen Förderungsgebieten insgesamt rd. 460 000 neue Arbeits- 
plätze geschaffen und rd. 250 000 Arbeitsplätze gesichert werden. 

Um eine integrale Politik für den ländlichen Raum EWG-weit durch- 
zusetzen, ist die Entwicklung eines europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung geplant. Die Mittel aus diesem Fonds sollen die nationa- 
len Anstrengungen ergänzen und dazu beitragen, eine harmonische 
Entwicklung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft zu 
fördern, die Lebens- und Beschäftigungsbedingungen stetig zu ver- 
bessern und den wirtschaftlichen Abstand zwischen einzelnen Ge- 
bieten innerhalb der Gemeinschaft zu verringern. 

Anpassungen in den Bereichen Agrarrecht, Boden- und Steuerpolitik 

Das geltende Landpacht recht muß den veränderten wirtschaftlichen 
Bedingungen angepaßt werden. Ein Gesetzentwurf zur Aufhebung des 
Landpachtgesetzes und zur Neufassung des Landpachtrechts im Bür- 
gerlichen Gesetzbuch (BGB) ist in Vorbereitung. 

Zur Verbesserung der Bodenordnung und der Lage auf dem Boden- 
markt wird erwogen, das Instrument der Flurbereinigung beweglicher 
und wirkungsvoller zu gestalten. Dabei wird es darauf ankommen, 
das Zusammenwirken von Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur und städtebaulichen Maßnahmen zu verbessern. Außerdem 
wird angestrebt, durch eine allgemeine Bodenbevorratung das Land- 
angebot für Entwicklungsmaßnahmen im ländlichen Raum zu ver- 
größern. 

Im Bereich der Steuerpolitik stehen für den Agrarbereich der weitere 
Abbau steuerlicher Mehrbelastungen bei Einrichtung und Tätigkeit 
land- und forstwirtschaftlicher Kooperationen, die Fortführung ein- 
kommensteuerlicher Erleichterungen sowie die Beibehaltung der 
Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für land- und forstwirtschaftliche Fahr- 
zeuge im Vordergrund. 
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Sicherung und Verbesserung der Funktionen des Waldes 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und zur För- 
derung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz), der sich zur Zeit in 
der parlamentarischen Beratung befindet, dient u. a. den Zielen, das 
Forstrecht auf Bundesebene neu zu ordnen und die vielfältigen Funk- 
tionen des Waldes zu sichern. Bei der Aufforstung der Sturm- 
schadensflächen im norddeutschen Raum wird durch den Aufbau von 
Mischbeständen und eine stärkere Förderung der Laubholzkulturen 
eine Verbesserung der Umwelt- und Erholungsfunktionen des Waldes 
angestrebt. 


Sicherung der Fischfang gebiete 

Die künftige Entwicklung der Fischwirtschaft wird weitgehend da- 
von abhängen, ob es gelingt, für die wichtigsten Fanggebiete zu 
internationalen Vereinbarungen über die Erhaltung und rationelle 
Nutzung der Fischbestände zu gelangen. Die Bundesregierung wird 
sich auf der im Jahre 1974 stattfindenden 3. Seerechtskonferenz dafür 
einsetzen, den Tendenzen einiger Küstenstaaten zur Ausdehnung der 
Fischereigrenzen über 12 sm hinaus zu begegnen. 


Verbesserung der Lebensverhältnisse durch Ausbau der Sozialpolitik 

Die soziale Sicherung der landwirtschaftlichen Bevölkerung stellt sich 

zum 1. Januar 1974 erheblich verbessert dar, und zwar durch 

— Anhebung der Unfallrenten landwirtschaftlicher Arbeitnehmer um 
9,4 °/o, 

— Erhöhung des Altersgeldes um 10 °/o, 

— Staffelung des Altersgeldes nach der Dauer der Beitragszahlung, 

— Erleichterung der Anrechnungsvorschriften beim Bezug von vor- 
zeitigem Altersgeld infolge Erwerbsunfähigkeit, 

— Einführung einer Härteregelung für altersgeldberechtigte Land- 
wirte, die weder einen Hofnachfolger haben, noch einen Pächter 
oder Käufer für ihre landwirtschaftlichen Flächen finden, 

— Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkreises in der 
Landabgaberente, 

— Neuregelung der Bedingungen für die Gewährung des Bundes- 
zuschusses zur Nachentrichtung von Beiträgen zur Rentenversiche- 
rung. 

Ab 1. Januar 1975 wird das landwirtschaftliche Altersgeld entspre- 
chend dem Steigerungssatz der Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung an die Entwicklung der Löhne und Gehälter angepaßt. 


Bildung und Beratung werden weiter verbessert 

Die wirtschaftliche und soziale Situation der ländlichen Bevölkerung 
soll durch den Ausbau von Bildung und Beratung weiter verbessert 
und damit gleichzeitig die Fähigkeit zur Anpassung an den fortschrei- 
tenden Strukturwandel erhöht werden. Durch den Erlaß bundesein- 
heitlicher Ausbildungsordnungen ist die berufliche Ausbildung im 
Bereich Landwirtschaft für den größten Teil der Ausbildungsberufe 
neu geregelt worden. Der Bund hat 1973 erstmalig den Ausbau von 
fünf überbetrieblichen Ausbildungsstätten für den Agrarbereich als 
Modellvorhaben gefördert. Mit der Umsetzung der EWG-Richtlinie 
über die sozioökonomische Information und die berufliche Qualifika- 
tion der in der Landwirtschaft tätigen Personen (Nr. 72/161/EWG) in 
nationales Recht ist ein zügiger Ausbau der sozioökonomischen Be- 
ratung zu erwarten. 
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Schulz der natürlichen Umwelt 

Die Voraussetzungen für die Durchführung der wichtigsten Maßnah- 
men zum Schutz und zur Entwicklung der natürlichen Umwelt sollen 
durch den von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf über 
Naturschutz und Landschaftspflege entscheidend verbessert werden. 
Das wichtigste Instrument für Schutz, Pflege und Entwicklung von 
Natur und Landschaft ist die Landschaftsplanung, für die im Gesetz- 
entwurf eine umfassende Regelung vorgesehen ist. 

Besondere Bedeutung wird dem Naturparkprogramm zugemessen. 
Neben den bereits bestehenden Naturparken sollen weitere Natur- 
und Landschaftsschutzgebiete erfaßt und Naturwaldparzellen inner- 
halb von National- und Naturparken ausgewiesen werden. 

Die Bundesregierung setzt sich für einen wirkungsvollen Artenschutz 
ein. Dabei geht es insbesondere um den Schutz, die Pflege und die 
Entwicklung wildwachsender Pflanzen und nicht jagdbarer wildleben- 
der Tiere. Sie hat u. a. zusammen mit 20 anderen Staaten ein Abkom- 
men unterzeichnet, das durch Kontrollen des internationalen Handels 
der Erhaltung von zahlreichen vom Aussterben bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten dienen soll. Die baldige Ratifizierung dieses Abkom- 
mens ist vorgesehen. 

Alle agrarpolitischen Maßnahmen werden zukünftig auf ihre Umwelt - 
Verträglichkeit geprüft. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß in der Bundesrepublik Deutschland bei Maßnahmen zur 
Vermeidung von Umweltbelastungen grundsätzlich das Verursacher- 
prinzip gilt. Das Verursacherprinzip ist auch für die Gemeinschaft 
durch das im Juli 1973 verabschiedete Aktionsprogramm grundsätz- 
lich anerkannt. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen wer- 
den EWG-einheitliche Regelungen angestrebt. 


Nebenberufliche Landbewirtschaftung erfüllt wichtige Funktionen 

Der prozentuale Anteil der nebenberuflich bewirtschafteten Betriebe 
an der Gesamtzahl der Betriebe wird voraussichtlich noch zunehmen 
und bis 1980 auf über 50 °/o ansteigen. Zu den wichtigsten Funktionen 
der nebenberuflichen Landbewirtschaftung zählen vor allem: die Aus- 
gleichs- und Sicherungsfunktionen im Rahmen des Strukturwandels, 
die Freisetzung von Arbeitskapazitäten für außerlandwirtschaftliche 
Wirtschaftsbereiche, der Schutz und die Erhaltung der Kulturland- 
schaft und eine breite Eigentumsstreuung im ländlichen Raum. Wegen 
dieser besonderen Funktionen werden die nebenberuflich bewirtschaf- 
teten Betriebe in die Förderungsmaßnahmen zugunsten der Land- 
wirtschaft mit Ausnahme der einzelbetrieblichen Investitionsförde- 
rung voll einbezogen. Damit die nebenberuflich bewirtschafteten Be- 
triebe ihre Funktionen auch längerfristig erfüllen können, müssen 
neue Formen einer zeitgerechten Organisation für diese Betriebe in 
der Praxis erprobt werden. Die Bundesregierung unterstützt durch 
die Bereitstellung von Haushaltsmitteln die Durchführung von Modell- 
vorhaben zur nebenberuflichen Landbewirtschaftung. 


Finanzierung 

Für 1974 sind für den Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — Ausgaben 
in Höhe von 5,32 Mrd. DM (1973: 5,45 Mrd. DM) vorgesehen. Gegen- 
über der ursprünglichen Finanzplanung für 1974 weist der jetzt be- 
schlossene Entwurf eine Steigerung von 471 Millionen DM auf. Eine 
besonders starke Zunahme ist bei den Mitteln für die landwirtschaft- 
liche Sozialpolitik zu verzeichnen. Hier steigen die Ausgaben um ins- 
gesamt 242 Millionen DM und überschreiten damit erstmals die 
Zwei-Milliarden-DM-Grenze. 
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Für die Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaf tsauigabe „ Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes “ hat der Bund im 
Haushaltsentwurf 1974 1,2 Mrd. DM bereitgestellt. Da die ursprüng- 
lichen Länderanmeldungen einen wesentlich höheren Bundesbeitrag 
zur Gemeinschaftsaufgabe erforderten, waren Anpassungen der Län- 
deranforderungen an die verfügbaren Bundesmittel .erforderlich. Als 
Grundlage wurden die Bewilligungen der Bundesmittel 1968 und 1969 
herangezogen. Die neu gebildete Bund-Länder-Arbeitsgruppe der 
Planungsreferenten ist mit der Erarbeitung von objektiven Kriterien 
für die Mittelverteilung auf die einzelnen Bundesländer beauftragt. 
Die Ergebnisse werden voraussichtlich erst für den Rahmenplan 1975 
verfügbar sein. 

Nach Schätzungen der EG-Kommission werden die Marktordnungs- 
ausgaben der EWG (EAGFL, Abteilung Garantie) — auf der Grund- 
lage gleichbleibender Preise — im Jahre 1974 gegenüber den voraus- 
sichtlichen Ausgaben des Jahres 1973 um 8,5 % sinken, und zwar von 
3,82 Mrd. RE (= 14,0 Mrd. DM) auf 3,5 Mrd. RE (= 12,8 Mrd. DM) 
und dann bis 1976 wieder auf 3,84 Mrd. RE (= 14,06 Mrd. DM) 
ansteigen. Die hohen Ausgaben des Jahres 1973 beruhen in der 
Hauptsache auf der gegenwärtigen Währungssituation, der Ausgabe- 
entwicklung in den Beitrittsländern und den Butterabsatzmaßnahmen. 


Weiterentwicklung der EWG- Agrarpolitik 

Der EG-Ministerrat hat im Frühjahr 1973 beschlossen, eine Grund- 
satzdiskussion über die Weiterentwicklung der gemeinsamen Agrar- 
politik zu führen. Die Bundesregierung hat im Kabinettbeschluß vom 
17. Oktober 1973 hierfür Verhandlungslinien festgelegt. 

Die Kommission hat dem Rat am 31. Oktober ein Memorandum 
zur Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik vorgelegt. In diesem 
Memorandum wird ein Anpassungsprogramm für den Zeitraum bis 
1978 unterbreitet, das insbesondere im Bereich der Markt- und Preis- 
politik eine Verminderung der auf einigen Agrarmärkten herrschen- 
den Ungleichgewichte zum Ziel hat. Die Kommission geht in ihrem 
Memorandum davon aus, daß eine Weiterentwicklung der gemein- 
samen Agrarpolitik eng mit Fortschritten bei anderen Gemeinschafts- 
politiken — vor allem auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und der Regional- und Sozialpolitik — verbunden sein 
muß. Solche Fortschritte sind auch nach Auffassung der Bundes- 
regierung besonders vordringlich. 
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S 


Teil I 


Einkommenslage 


1. Im Jahr 1973 nahm die Leistung des Wirtschaftsbereichs Land- 
wirtschaft (Land-, Forstwirtschaft und Fischerei) kräftig zu. Da jedoch 
im Zuge der aufwärtsgerichteten Konjunktur *) die Leistungen der 
übrigen Wirtschaft stärker anstiegen, verringerte sich der Anteil des 
Wirtschaftsbereichs Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt von 3,0 °/o 
im Jahre 1972 weiter auf 2,9 °/o im Jahr 1973. 

Die Leistungen des Wirtschaftsbereichs Landwirtschaft werden — wie 
die anderer Bereiche — durch den Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 
nur zum Teil erfaßt. Die Bedeutung der Landwirtschaft für das Ge- 
meinwohl wird erst voll sichtbar, wenn auch die übrigen gesellschafts- 
politischen Leistungen der Agrarwirtschaft, wie z. B. der Beitrag zur 
Sicherung und Erhaltung des Naturhaushaltes und der Kulturland- 
schaft in Verbindung mit dem Produktionsprozeß berücksichtigt wer- 
den. Die durch das Bruttoinlandsprodukt nicht erfaßten Leistungen des 
Wirtschaftsbereichs Landwirtschaft haben in den letzten Jahren ein 
immer stärkeres Gewicht erhalten. 


x ) Auf die Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wird im Hin- 
blick auf den Jahreswirtschaftsbericht 1974 der Bundesregierung ver- 
zichtet. 
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1 Landwirtschaft 


1.1 Gesamtrechnung 

Wirtschaftsjahr 1972/73 

2 . Aufgrund der konjunkturell bedingten starken 
Nachfrage und infolge von Angebotsverknappun- 
gen auf einigen Märkten überstiegen die landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise im Wirtschaftsjahr 
1972/73 das Niveau des Vorjahres um 11,5%. Der 
Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro- 
dukte erreichte ohne Mehrwertsteuer mit 118,7 und 
einschließlich Mehrwertsteuer mit 128,2 (1961/62 — 


1962/63 = 100) seinen bisher höchsten Stand (vgl. 

Schaubild 1 und Materialband, Tabellen 1 bis 3). 

Ursachen für diese Entwicklung waren insbesondere 

— die erntebedingte Angebotsknappheit bei Spei- 
sekartoffeln, Obst und Gemüse, deren Preise 
erst mit Beginn der Ernte 1973 zurückgingen 

— die aufgrund kräftiger Einkommenssteigerungen 
sehr lebhafte Nachfrage nach Fleisch (vor allem 
nach Rindfleisch), die auf ein relativ knappes 
Angebot bei Schlachtvieh stieß. 


Schaubild 1 


Entwicklung wichtiger Preisindizes 



Index der Erzeugerpreise landw. Produkte (1961/62-62/63 - 100) ohne MWSt u. Aufwertungsausgleich 

-j— . — . Index der Einkaufspreise landw. Betriebsmittel (1962/63 = 100) ohne MWSt. 

= Einführung der Mehrwertsteuer 0 Beginn der Aufwertungsauswirkungen 
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Die Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebs- 
mittel verteuerten sich im Wirtschaftsjahr 1972/73 
um 9,2 °/o. Der Index erreichte 1972/73 ohne Mehr- 
wertsteuer ein Niveau von 127,2 (1962/63 = 100), 
einschließlich Mehrwertsteuer von 138,5. Zu diesem 
Anstieg trugen neben den kontinuierlich gestiegenen 
Preisen für Güter gewerblicher Herkunft im Wirt- 
schaftsjahr 1972/73 insbesondere die Preise für Fut- 
termittel bei, die wegen der weltweiten Knappheit 
an Eiweißfuttermitteln um 18 % höher lagen als 
1971/72 (Materialband, Tabellen 4 und 5). 

3 . Der Produktionswert der Landwirtschaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei A )) nahm infolge der 
Preiserhöhung bei insgesamt etwa gleichen Mengen 
um 9,8 °/o auf 43,64 Mrd. DM zu (Übersicht 1). Von 
dem Anstieg der Verkaufserlöse um 2,51 Mrd. DM 
entfielen rd. 1 Mrd. DM allein auf Schlachtschwei- 
ne, 531 Millionen DM auf Milch, 230 Millionen DM 
auf Kartoffeln sowie 270 Millionen DM auf die 
Mehrausfuhr von Vieh. Entscheidend trug daneben 
der Aufbau der Viehbestände zum Anstieg des Pro- 
duktionswertes bei. Während 1971/72 der Viehbe- 
stand rückläufig war, erreichte die Bestandsaufstok- 
kung 1972/73 einen Wert von mehr als 700 Millio- 
nen DM (Materialband, Tabellen 6 bis 9). 


*) einschließlich der Erzeugung in Haus- und Kleingärten 


Der Gesamtwert der Vorleistungen anderer Wirt- 
schaftsbereiche für die Landwirtschaft nahm um 
9,8 °/o auf 20,08 Mrd. DM zu. Von der Steigerung um 
1,79 Mrd. DM entfielen rd. 1,0 Mrd. DM auf die Zu- 
kauffuttermittel. Die Einkaufspreise erhöhten sich 
als Folge der erheblichen Verteuerung der Eiweiß- 
futtermittel (Materialband, Tabellen 10 und 11). 


4 . Die Wertschöpfung als Entgelt für die einge- 
setzten Produktionsfaktoren stieg von 18,36 Mrd. 
DM im Vorjahr um 8,7 °/o auf 19,96 Mrd. DM (Über- 
sicht 1 und Materialband, Tabellen 12 und 13). 

Da sich die Zahl der Arbeitskräfte weiter vermin- 
derte ( — 5,0%), erhöhte sich die Wertschöpfung 1 ) 
je Vollarbeitskraft in noch stärkerem Maße, und 
zwar um 14,4 °/o auf 15 439 DM. 

Nach Abzug der Lohnaufwendungen der Landwirt- 
schaft in Höhe von 2,17 Mrd. DM von der Wert- 
schöpfung verbleibt ein Betrag von 17,78 Mrd. DM 
als Entgelt für die nicht entlohnten Familienarbeits- 
kräfte, das eingesetzte Kapital und die Unterneh- 


A ) Der Anteil der Haus- und Kleingärten außerhalb der 
Landwirtschaft, der zum gesamten Produktionsbereich 
Landwirtschaft gehört, wurde bei der Ermittlung der 
Wertschöpfung je AK abgezogen. 


Übersicht 1 


Die Wertsdiöpfung der Landwirtschaft 1 ) in der Bundesrepublik Deutschland 

Millionen DM 


Gliederung | 

1962/63 I 1966/67 | 

1967/68 1 

1968/69 I 

1969/70 I 

1970/71 | 

1971/72 | 1972/73 2 ) | 1973/74 ») 

Produktionswert 4 ) 

27 902 

33 411 

33 149 

35 159 

37 107 

36 803 

39 741 

43 637 

46 700 

Vorleistungen 

11 631 

14 833 

15 541 

15 650 

16 994 

18 178 

18 290 

20 076 

21 300 

Beitrag zum Brutto- 










inlandsprodukt 

16 271 

18 578 

17 608 

19 506 

20 113 

18 625 

21 451 

23 561 

25 400 

Abschreibungen 

2 330 

3 170 

3315 

3 425 

3 740 

4 155 

4 520 

4 890 

5 290 

indirekte Steuern 

763 

1 003 

1 017 

1 032 

942 

924 

1 100 

1 216 

1 300 

Subventionen 4 ) 

1 396 

1 569 

2 058 

1 857 

1 838 

2 724 

2 530 

2 503 

2 300 

Wertschöpfung 

14 574 

15 974 

15 334 

16 909 

17 269 

16 270 

18 361 

19 958 

21 110 

Wertschöpfung, DM/ AK ö ) 

6 340 

8 635 

8 746 

10 158 

11 136 

11 137 

13 490 

15 439 

17 000 


1 ) ohne Forstwirtschaft und Fischerei 

2 ) vorläufig 

3 ) Vorschätzung — Stand: 29. Januar 1974 

4 ) Der Produktionswert enthält ab 1970 den Aufwertungsteilausgleich über die MWSt. Dieser Ausgleich ist dement- 
sprechend in der Position Subventionen nicht enthalten. 

5 ) Der Anteil der Haus- und Kleingärten außerhalb der Landwirtschaft, der zum gesamten Produktionsbereich Landwirt- 
schaft gehört, wurde bei der Ermittlung der Wertschöpfung je AK abgezogen. 
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mertätigkeit. Aus diesem Betrag sind die Fremdka- 
pitalzinsen, die Nettoinvestitionen und die privaten 
Ausgaben zu bestreiten. 

Die um die Lohnausgaben bereinigte Wertschöp- 
fung ist nicht dem verfügbaren Einkommen der 
Landwirte gleichzusetzen. Einerseits sind in der 
Wertschöfpung die Bestandsmehrwerte enthalten, 
die nicht unmittelbar realisiert werden können; 
zum anderen fehlen eine Reihe weiterer Einkom- 
mensbestandteile, insbesondere außerlandwirtschaft- 
liche Einkommen. 

In der Wertschöpfung sind auch die Gewinne aus 
Bodenverkäufen nicht erfaßt. Der Gewinn aus Bo- 
denveräußerungen ergibt sich aus der Differenz 
zwischen dem Bilanzwert und dem erzielten Erlös 
abzüglich etwaiger Folgekosten. Nur ein Teil dieser 
Gewinne kann allerdings dem Wirtschaftsbereich 


Landwirtschaft zugerechnet werden, weil zahlreiche 
Landwirte, die ihren Betrieb veräußern, aus der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit ausscheiden. 
Statistiken über diese Gewinne liegen z. Z. nicht 
vor. Erst die neue Statistik des Grundeigentums- 
wechsels wird genauere Aufschlüsse über diesen 
wichtigen Bereich vermitteln. 

Die Wertschöpfung je AK in der Landwirtschaft hat 
im Durchschnitt der letzten 10 Jahre mit etwa glei- 
cher Steigerungsrate, in den beiden letzten Jahren 
mit stärkeren Raten als die Wertschöpfung je Er- 
werbstätigen in der übrigen Wirtschaft zugenom- 
men (vgl. Übersicht 2). Das war vor allem auch 
möglich, weil der Produktivitätsfortschritt, insbe- 
sondere hervorgerufen durch die Nutzung des tech- 
nischen Fortschritts und den anhaltenden Struktur- 
wandel, in der Landwirtschaft größer war als in der 


Übersicht 2 


Wertschöplung je Erwerbstätigen bzw. je Arbeitskraft in der 
Bundesrepublik Deutschland 


Wirtschaftsjahr 

Landwirtschaft 
Forstwirtschaft 
Fischerei *) 

Landwirtschaft 2 ) 

übrige Wirtschafts- 
bereiche *) 

Wertschöpfung 
je Erwerbstätigen 3 ) 

Wertschöpfung 
je Vollarbeitskraft 4 ) 

Wertschöpfung 
je Erwerbstätigen 3 ) 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in °/o 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in % 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr in % 

1963/64 

5 741 


7 472 


12 459 


1964/65 

6 047 

+ 5,3 

8 031 

+ 7,5 

13 605 

+ 9,2 

1965/66 

6 269 

+ 3,1 

8 043 

+ 0,1 

14 638 

+ 7,6 

1966/67 

6 582 

+ 5,0 

8 635 

+ 1,4 

15 293 

+ 4,5 

1967/68 

6 965 

+ 5,8 

8 746 

+ 1,3 

16311 

+ 6,7 

1968/69 

7 560 

+ 8,5 

10 158 

+ 16,1 

17 825 

+ 9,3 

1969/70 

8 067 

+ 6,7 

11 136 

+ 9,6 

19 793 

+ 11,0 

1970/71 

8 724 

+ 8,1 

11 137 

± 0 

22 044 

+ 11,4 

1971/72 

9 819 

+ 12,6 

13 490 

+ 21,1 

24 075 

+ 9,2 

1972/73 

11 218 

+ 14,3 

15 439 

4 - 14,4 

26 644 

+ 10,7 


*) Ergebnisse der Wirtschaftsjahre = Durchschnitt aus zwei Kalenderjahren 

2 ) Der Bereich Landwirtschaft ist hier so abgegrenzt wie in Übersicht 1. 

3 ) Als erwerbstätig gilt jede Person, die in der Berichtszeit eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, unabhängig von der 
zeitlichen Dauer der Erwerbstätigkeit. Da in der Landwirtschaft Ehefrauen und Töchter sowie Altersgeld- und 
Rentenempfänger in der Regel nur zeitweise im Betrieb mitarbeiten, ergibt sich im Vergleich zu den übrigen Wirt- 
schaftsbereichen eine relativ hohe Zahl von Erwerbstätigen und damit eine relativ niedrige Wertschöpfung je Er- 
werbstätigen. 

4 ) Zugrunde liegt der betriebliche Arbeitsaufwand, ausgedrückt in Voll-Arbeitskräften. 
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übrigen Wirtschaft (vgl. Übersicht 3 und Material- 
band, Tabellen 14 und 15). Trotzdem hat sich der 
absolute Abstand zwischen den Einkommen aus 
landwirtschaftlicher Tätigkeit (ohne außerland- 
wirtschaftliche Einkünfte) und den Einkommen der 
übrigen Wirtschaft, der sich wegen der für die 
Landwirtschaft günstigen Preisentwicklung 1971/72 
und 1972/73 etwas verringert hat, langfristig ver- 
größert. 

5 . Die Investitionstätigkeit, die sich im ungünsti- 
gen Wirtschaftsjahr 1970/71 verlangsamt und auch 
1971/72 noch weiter abgeschwächt hatte, wurde 
durch die günstige Einkommensentwicklung 1971/72 
und 1972/73 wieder angeregt. Die Investitionen 
lagen im Wirtschaftsjahr 1972/73 bei Ausrüstungen 
um etwa 19 °/o höher als im Vorjahr. Besonders bei 
Ackerschleppern und Landmaschinen waren hohe 
Zuwachsraten zu verzeichnen. Hinzu kam ein 
Mehrbestand an Vieh, soweit es zu den Bruttoanla- 
geinvestitionen gehört (Rinder über 2 Jahre, Pferde, 
Schafe, Ziegen), in Höhe von 347 Millionen DM. 
Insgesamt betrugen die Bruttoanlageinvestitionen 
1972/73 rd. 5,80 Mrd. DM; das waren 1,1 Mrd. DM 


mehr als 1971/72. Obwohl ein Teil dieser Mehr- 
investitionen auf höhere Preise zurückzuführen 
ist, hat auch das Volumen kräftig zugenommen. Bei 
weiter angestiegenen Abschreibungen haben sich 
die Nettoinvestitionen, die zwei Jahre lang stark 
rückläufig waren, wieder deutlich erhöht. Sie er- 
reichten 909 Millionen DM gegenüber 181 Millionen 
DM im Wirtschaftsjahr 1971/72 und 1 015 Millionen 
DM 1970/71 (Materialband, Tabelle 16). 

Die Zunahme des Fremdkapitals war 1972/73 etwas 
stärker als im vorausgegangenen Wirtschaftsjahr. 
Insgesamt wurde am 30. Juni 1973 ein Bestand von 
32,7 Mrd. DM erreicht. Die Struktur des Fremdkapi- 
tals hinsichtlich der Fristigkeiten änderte sich nicht 
(Materialband, Tabelle 17). 

6 . Der Gesamtwert des landwirtschaftlichen Ver- 
mögens erhöhte sich 1973 ohne Wohngebäude um 
2,5 °/o auf 114,5 Mrd. DM, einschließlich Wohn- 
gebäude auf 133,1 Mrd. DM (Materialband, Ta- 
belle 18). Für die Bewertung des Bodens wurde hier 
die kapitalisierte Nettopacht als Maßstab für den 
Ertragswert gewählt; die übrigen Vermögens- 
bestandteile sind mit Verkehrswerten bewertet. 


Übersicht 3 


Entwicklung der Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft 
und in der übrigen Wirtschaft 


Wirtschaftsjahr 

Landwirtschaft 

Forstwirtschaft 

Fischerei 

Landwirtschaft *} 

übrige 

Wirtschaftsbereiche 

BIP 2 ) je Erwerbstätigen 4 ) 

BIP 3 ) je Arbeitskraft 5 ) 

BIP 2 ) je Erwerbstätigen 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in °/o 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in °/o 

DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorj ahr 
in °/o 

1963/64 

6 521 


8 360 


15 599 


1964/65 

6 625 

+ 1,6 

8 973 

+ 7,3 

16 485 

+5,7 

1965/66 

6 128 

- 7,5 

8 175 

~ 9,1 

17 453 

+ 5,9 

1966/67 

7 163 

+ 16,9 

9 679 

+ 18,4 

17 333 

-0,7 

1967/68 

8 183 

+ 14,2 

11 264 

+ 16,4 

18 277 

+ 5,4 

1968/69 

8 369 

+ 2,3 

12 151 

+ 7,9 

19517 

+ 6,8 

1969/70 

8 557 

+ 2,2 

12 887 

+ 6,1 

20 670 

+5,9 

1970/71 

9 684 

+ 13,2 

14 171 

+ 10,0 

21 230 

+2,7 

1971/72 

10 449 

+ 7,9 

15 565 

+ 9,8 

21 698 

+2,2 

1972/73 

11 067 

+ 5,9 

16 354 

+ 5,1 

22 665 

+4,5 


*) Der Bereich Landwirtschaft ist hier so abgegrenzt wie in Übersicht 1. 

2 ) Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1962 

3 ) Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1963/64 

4 ) und 5 ) siehe Fußnoten 3 ) und 4 ) der Übersicht 2 
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Nach Abzug der gesamten Verbindlichkeiten in 
Höhe von 32 r 7 Mrd. DM (Vorjahr: 31,7 Mrd. DM) 
verbleibt auf der Passivseite der gesamtlandwirt- 
schaftlichen Bilanz 1973 ein Eigenkapital in Höhe 
von 100,4 Mrd. DM (Vorjahr: 98,4 Mrd. DM). Das 
Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital hat 
sich mit 75 : 25 gegenüber dem Vorjahr kaum ver- 
ändert. Bei der Beurteilung dieser im Vergleich zu 
anderen Wirtschaftsbereichen günstigen Relation 
muß berücksichtigt werden, daß die Entlohnung des 
Produktionsfaktors Kapital in der Landwirtschaft in 
der Regel geringer ist als in der übrigen Wirt- 
schaft. 

Wirtschaftsjahr 1973/74 

7. Die Produktionsmenge der Landwirtschaft wird 
insgesamt 1973/74 etwas ansteigen. Dazu werden 
vor allem die hohen Getreide-, Obst und Weinmost- 
ernten, aber auch das weit über dem Vorjahr lie- 
gende Angebot an Schlachtrindern beitragen. Bei 
Schlachtschweinen und Milch dürften die Verkaufs- 
mengen nicht wesentlich höher isein als im Vorjahr. 
Die Kartoffelernte war 1973 deutlich niedriger als 
1972. 

Der bisherige Anstieg des Gesamtindex der Erzeu- 
gerpreise im Wirtschaftsjahr 1972/73 dürfte sich 
1973/74 verlangsamen (Schaubild 1). Höhere Preise 
als im Vorjahr sind bei Getreide zu verzeichnen. 
Mit Beginn der neuen Ernte sind die Preise für 
Speisekartoffeln, Obst und Gemüse zurückgegan- 
gen. Bei Schlachtrindem lagen die Preise im ersten 
Halbjahr des Wirtschafs jahres 1973/74 deutlich un- 
ter dem Vorjahresniveau. Dagegen bewegten sich 
die Schlachtschweinepreise, die Preise für Milch 
sowie Eier und Geflügel im ersten Halbjahr 1973/74 
über dem Vorjahresstand. Insgesamt werden 1973/74 
die Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
voraussichtlich über denen des Vorjahres liegen. 

Stärker als die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise 
dürften sich dagegen die Einkaufspreise für land- 
wirtschaftliche Betriebsmittel erhöhen. Die Lage 
auf den Märkten für Eiweißfuttermittel hat sich nur 
allmählich entspannt. Die Weltmarktpreise liegen 
noch erheblich über dem Vorjahresniveau. Die 
Preise für Güter und Dienstleistungen gewerblicher 
Herkunft sind weiter gestiegen. 

8 . Aufgrund der geschilderten Preis- und Mengen- 
situation werden die Einnahmen der Landwirtschaft 
voraussichtlich etwas schwächer zunehmen als 
1972/73. Der Produktionswert für 1973/74 wird auf 
46,70 Mrd. DM geschätzt; das sind 7,0 °/o mehr als 
im Vorjahr. Bei den Vorleistungen ist nach der 
hohen Getreideernte nicht mit einem weiteren men- 
genmäßigen Zuwachs bei Zukauffuttermitteln zu 
rechnen. Die Preiserhöhungen bei den Betriebsmit- 
teln führen jedoch dazu, daß die Vorleistungen 
schätzungsweise um 6,1 °/o auf 21,30 Mrd. DM an- 
steigen werden. 

9. Bei weiter steigenden Abschreibungen und 
rückläufigen Subventionen (Degression des direkten 
Aufwertungsausgleichs im 1. Halbjahr 1974) wird 


1973/74 die Wertschöpfung der Landwirtschaft ins- 
gesamt das Ergebnis des Vorjahres voraussichtlich 
um etwa 1,15 Mrd. DM überschreiten. Bei einer ge- 
schätzten Abwanderungsrate von 4 °/o dürfte sich 
die Wertschöpfung je AK um etwa 10 °/o, das sind 
etwa 1 600 DM je AK, gegenüber 1972/73 erhöhen 
und damit 17 000 DM erreichen. 


I. 2 Betriebsergebnisse 

Materialgrandlage und methodische Hinweise 

10. Zur Analyse der Einkommensentwicklung im 
Kalenderjahr 1972 bzw. im Wirtschaftsjahr 1972/73 
konnten für den Agrarbericht 1974 Buchführungs- 
ergebnisse aus 8 628 Unternehmen herangezogen 
werden, und zwar 7 807 landwirtschaftliche, 202 
weinbauliche und 619 gartenbauliche Unternehmen. 

II. Wie in den Vorjahren basiert die Aussage über 
die Ertragslage gemäß § 4 Landwirtschaftsgesetz 
(LwG) nur auf Unterlagen von solchen Betrieben, die 
bei „ordnungsmäßiger Führung die wirtschaftliche 
Existenz einer bäuerlichen Familie nachhaltig ge- 
währleisten". Die seit dem Vorjahr auf das Standard- 
betriebseinkommen (StBE) *) abgestellte Grenze für 
die zur Ermittlung der Ertragslage nach § 4 LwG 
ausgewählten Betriebe wurde für das Wirtschafts- 
jahr 1972/73 gegenüber 1971/72 entsprechend der 
durchschnittlichen Wachstumsrate des Volkseinkom- 
mens je Erwerbstätigen der letzten drei Jahre (1970 
bis 1972) fortgeschrieben und auf 12 200 DM je Be- 
trieb festgesetzt. 1972/73 lagen von den ausgewerte- 
ten landwirtschaftlichen Unternehmen 7 106 über und 
701 unter dieser Grenze. 

Im Gartenbau wird aus technischen Gründen anstelle 
des Standardbetriebseinkommens das tatsächlich er- 
zielte Betriebseinkommen zur Abgrenzung heran- 
gezogen. 

Wird die Grenze nach § 4 LwG für 1972/73 auf 
12 000 DM Standardbetriebseinkommen abgerundet, 
ergibt sich anhand der Ergebnisse der Landwirt- 
schaftszählung 1971 das folgende statistische Bild: 
37 °/o aller landwirtschaftlichen Betriebe liegen 
über der Grenze nach § 4 LwG. Sie bewirtschaften 
bei einer durchschnittlichen Flächenausstattung 
von 23,7 ha LF je Betrieb insgesamt 73 °/o der LF. 
Dabei halten diese Betriebe zugleich 70 °/o aller 
Milchkühe sowie 80 °/o aller Schweine und Lege- 
hennen in landwirtschaftlichen Betrieben (Über- 
sicht 4). 


*) Das Standardbetriebseinkommen ist ein kalkuliertes 
Betriebseinkommen, von dem das tatsächlich erzielte 
nach oben oder unter abweichen kann. Es gibt an, 
welches Betriebseinkommen bei ordnungsgemäßer und 
standortgerechter Bewirtschaftung im Durchschnitt der 
Betriebe erzielt werden kann und dient als Kenn- 
ziffer für die wirtschaftliche Größe eines Betriebes. 
Das Standardbetriebseinkommen wird mit Hilfe durch- 
schnittlicher Erträge, Erlöspreise und Kosten berech- 
net. Im Gegensatz dazu wird das Betriebseinkommen 
aus den Buchführungsergebnissen der Betriebe ermit- 
telt. 
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12. Im vorliegenden Agrarbericht werden bei der 
Auswertung der Testbetriebe erstmalig die Ergeb- 
nisse der Landwirtschaftszählung 1971 voll berück- 
sichtigt. Das bedeutet, daß auch die Ergebnisse für 
das Bundesgebiet nach der neuen Betriebssystema- 
tik *) (siehe Schaubild 2) und nach den Größenklas- 
sen des Standardbetriebseinkommens gegliedert 
werden können, so daß die Hochrechnung der ver- 
schiedenen Betriebsgruppen zum Bundesdurch- 
schnitt anhand eines den tatsächlichen Verhältnis- 
sen besser angepaßten Gewichtungsschemas vorge- 
nommen werden kann. 

Außerdem wird nunmehr die .in der neuen Systema- 
tik für die landwirtschaftliche und gartenbauliche 


*) vgl. Deselaers, N.: Neue Betriebssystematik für die 
Landwirtschaft, in: Berichte über Landwirtschaft, NF 
Bd. 49/1971, 313 bis 337 und Materialband, Text 1 


Betriebslehre 2 ) festgelegte korrektere Abgrenzung 
zwischen Betrieb urud Unternehmen angewendet. 
Nach der neuen Abgrenzung gehören die nichtge- 
werblichen Nebenbetriebe (z. B. Brennerei, Säge- 
werk, Dienstleistungsbetrieb) im Gegensatz zu frü- 
her zum landwirtschaftlichen bzw. gartenbaulichen 
Betrieb. Diese Regelung war notwendig, weil sich 
die Aufwendungen für diese Nebenbetriebe über- 
wiegend nicht von den Aufwendungen für den 
landwirtschaftlichen bzw. gartenbaulichen Betrieb 
trennen lassen. Daher müssen auch die Einnahmen 
dieser Nebenbetriebe dem landwirtschaftlichen 


2 ) Die neue Systematik wurde vom Koordinierungsaus- 
schuß beim BML erarbeitet und als Heft 14 (Betriebs- 
systematik für die landwirtschaftliche und gartenbau- 
liche Betriebslehre) der Schriftenreihe des Hauptver- 
bandes der landwirtschaftlichen Buchstellen und Sach- 
verständigen e. V. Bonn, Bonn 1973 veröffentlicht. 


Übersicht 4 


Landwirtsdiaftliche Betriebe l ) (ohne Forstbetriebe), 
Flädiennutzung und Viehhaltung nach Standardbetriebseinkommen (StBE) in der 
Bundesrepublik Deutschland 1971 


Standardbetriebs- 
einkommen (StBE) 
von .... bis unter 
DM/Betrieb 

Zahl der Betriebe 

LF 

Flächennutzung 

Viehhaltung 

Acker- 

land 

Dauer- 

grün- 

land 

Wald 

Milch- 

kühe 

Schwei- 

ne 

Lege- 

hennen 

1 ooo 

°/o 

1 000 ha 

°/o 

0 ha je 
Betrieb 

Anteil in % 

— 2 000 

208,55 

19,7 

380,45 

3,0 

1,82 

2,2 

4,0 

5,2 

Iß 

1,7 

3,3 

2 000— 4 000 

174,80 

16,5 

658,87 

5,3 

3,77 

4,3 

6,4 

5,1 

5,7 

3,6 

4,5 

zusammen 

383,35 

36,2 

1 039,32 

8,3 

2,71 

1 6,5 

10,4 

10,3 

7,3 

5,3 

7,8 

4 000— 8 000 

158,12 

14,9 

1 035,22 

8,2 

6,55 

7,2 

9,5 

7,9 

9,5 

6,0 

5,5 

8 000—12 000 

131,79 

12,4 

1 349,00 

10,7 

10,24 

9,6 

12,4 

10,7 

13,1 

8,2 

6,2 

zusammen 

289,91 

27,3 

2 384,22 

18,9 

8,22 

16,8 

21,9 

18,6 

22,6 

14,2 

11,7 

12 000—16 000 

69,79 

6,6 

917,98 

7,3 

13,15 

6,7 

8,2 

7,3 

8,8 

5,9 

4,4 

16 000—20 000 

81,63 

7,7 

1 313,28 

10,4 

16,09 

9,7 

11,5 

10,2 

12,6 

8,9 

5,3 

20 000 und mehr 

235,81 

22,2 

6 948,53 

55,1 

29,47 

60,3 

48,0 

53,5 

48,7 

65,7 

70,8 

zusammen 2 ) 

387,23 

36,5 

9 179,79 

72,8 

23,71 

76,7 

67,7 

71,1 

70,1 

80,5 

80,5 

insgesamt 

1 060,49 

100,0 

12 603,33 

100,0 

11,88 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


*) einschließlich Wein- und Gartenbau 

2 ) Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG (auf 12 000 DM StBE abgerundet) 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Schaubild 2 





Entwurf: Institut fUr Landeskunde 


Maßstab 1 = 3000000 


Kartographie: Kart. Institut König, Bergen-Enkheim b. Ffm. 




Marktfrucht-Spezialbetriebe 
Marktfrucht- Verbund betriebe 

Futterbau-Spezialbetriebe 

Futterbau-Verbundbetriebe 

Veredlungs-Spezialbetriebe 
Veredlungs- Verbundbetriebe 

Dauerkultur-Spezial betriebe 
Dauerkultur-Verbundbetriebe 

Landwirtschaftliche Gemischtbetriebe 


Forstwirtschaft 


Kombinationsbetriebe 




Betriebssysteme, die sich auf Grund der 
Bodennutzungserhebung und der 
Viehzählung von 1971 für die einzelnen 
Gemeinden ergeben. 




Betriebssysteme 
in der Agrarwirtschaft 

der Bundesrepublik Deutschland 1971 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


bzw. gartenbaulichen Betrieb zugerechnet werden, 
damit eine korrekte Ermittlung des Betriebseinkom- 
mens möglich ist. 

Die Hochrechnung der Einzelergebnisse anhand ei- 
nes verbesserten Gewichtungsschemas und die ge- 
änderte Abgrenzung zwischen Betrieb und Unter- 
nehmen haben dazu geführt, daß die rechnerischen 
Betriebsergebnisse auf einem höheren Niveau aus- 
gewiesen werden (siehe hierzu Materialband, Text 
1). Dadurch ist eine direkte Vergleichbarkeit mit 
den in früheren Agrarberichten veröffentlichten Be- 
triebsergebmssen nicht gegeben. Um auf der neuen 
Berechnungsgrundlage die Einkommensentwicklung 
in einzelnen Betriebsgruppen über einen längeren 
Zeitraum verfolgen zu können, war für den vorlie- 
genden Agrarbericht eine neue Aufbereitung der 
Buchführungsergebnisse der letzten 10 Jahre (ab 
1963/64) erforderlich. Dabei zeigte sich, daß die me- 
thodischen Umstellungen zu keinen nennenswerten 
Änderungen der in früheren Berichten ausgewiese- 
nen Entwicklungstendenzen geführt haben. 

13. Zur umfassenden Beurteilung der Einkom- 
menslage wurden wieder verschiedene Einkommens- 
analysen durchgeführt 1 ). 

— Einkommensanalyse I 

Zur Wertung des Betriebsergebnisses wird von 
der Annahme des schulden- und pachtfreien 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausge- 
gangen und das gesamte Einkommen aus dem 
Betrieb (einschließlich der Nebenbetriebe) erfaßt 
und analysiert. Für diese Analyse wird das Ee- 
triebseinkommen herangezogen. Es ist der geeig- 
nete Maßstab für den betriebswirtschaftlichen 
Vergleich zwischen Betrieben und ist mit der 
Wertschöpfung aus der Gesamtrechnung ver- 
gleichbar. 

— Einkommensanalyse II 

Gegenstand dieser Analyse ist das Einkommen 
der Unternehmerfamilie, das ihr aus dem land- 
und forstwirtschaftlichen Unternehmen für die 
Bereitstellung von Gütern, Diensten und Rech- 
ten zufließt. Dieses Einkommen, das der Unter- 
nehmerfamilie als Entgelt für die eingesetzte ei- 
gene Arbeit, das Eigenkapital (einschließlich Bo- 
den) und die unternehmerische Tätigkeit zu- 
fließt, wird als Reineinkommen ( = Gewinn) be- 
zeichnet. 

Das Reineinkommen (Gewinn) unterscheidet 
sich vom Betriebseinkommen im wesentlichen 
durch den Abzug der gezahlten Fremdlöhne so- 
wie Zu- und Abrechnung von Pacht- und Zinser- 
trägen bzw. -aufwendungen. Es ist der eigent- 
liche Maßstab für die Beurteilung der Einkom- 
menslage der land- und forstwirtschaftlichen 
Unternehmen. 

— Einkommensanalyse III 

Hier werden nicht nur die aus dem land- und 
forstwirtschaftlichen Unternehmen stammenden 
Einkommen erfaßt, sondern sämtliche dem Un- 
ternehmerhaushalt zufließenden Einkünfte (un- 
abhängig von ihrer Herkunft). Dabei werden nur 


Einkünfte des Unternehmerehepaares und des 
Hofnachfolgers berücksichtigt. Die Ausdehnung 
der Betrachtung auf dieses Gesamteinkommen 
erwies sich als notwendig, weil auch in haupt- 
beruflich bewirtschafteten Betrieben Erwerbs- 
und Einkommenskombinationen zunehmende Be- 
deutung erlangen. Nicht berücksichtigt werden 
bis jetzt Gewinne aus der Veräußerung von 
Grund und Boden. Die Zahl der Betriebe, die Bo- 
den verkaufen, ist jedoch relativ niedrig. 

— Ertrags- Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

Sie wird für das Wirtschaftsjahr 1972/73 metho- 
disch ohne Änderungen gegenüber dem Vorjahr 
durchgeführt. 

In der Ertrags-Aufwandsrechnung werden dem 
Vergleichsertrag der Vergleichsaufwand und 
dem erzielten Vergleichsbetriebseinkommen die 
Summe der entsprechenden Vergleichsansätze 
gegenübergestellt. Die Ertrags-Aufwandsdiffe- 
renz 2 ) — ausgedrückt in Prozent der Summe 
der Vergleichsansätze — wird als „Abstand" be- 
zeichnet (vgl. methodische Erläuterungen im 
Materialband, Text 1). Der Wert der Ertrags- 
Aufwandsrechnung liegt weniger im Nachweis 
absoluter Zahlen als vielmehr im möglichen 
Vergleich der Entwicklung von Jahr zu Jahr 
und über einen längeren Zeitraum. 

In den Ansätzen der Ertrags-Aufwandsrechnung 
ergeben sich zum Vorjahr folgende Veränderun- 
gen: 

• Der gewerbliche Vergleichslohn 3 ) einschließ- 
lich Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 
wurde wie folgt fortgeschrieben: 


Wirtschafts- 

jahr 

durchschnitt- 
licher gewerb- 
licher Ver- 
qleichslohn 

DM 

Änderung zum 
Vorjahr 
°/o 

1965/66 

9 695 

+ 8,4 

1966/67 

10 274 

+ 6,0 

1967/68 

10 782 

+ 4,9 

1968/69 

11 689 

+ 8,4 

1969/70 

13 074 

+ 11,8 

1970/71 

14 922 

+ 14,1 

1971/72 

16 239 

+ 8,8 

1972/73 

18 289 

+ 12,6 


• Auf den Eigenverbrauch und Naturallohn wird 
ein Aufschlag von 37 °/o auf die Erzeugerpreise 
vorgenommen (Vorjahr + 42 %). 

! ) Zur Ableitung der Einkommensanalysen im einzelnen 
vgl. Materialband, Text 1. 

2 ) Ertrags-Aufwandsdifferenz = Vergleichsertrag minus 
Vergleichsaufwand bzw. Vergleichsbetriebseinkommen 
minus Summe der Vergleichsansätze. 

3 ) gewogener Durchschnitt des Vergleichslohns für Män- 
ner und Frauen 
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1.21 Hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe 1972/73 

1.211 Landwirtschaft (ohne Wein- und Gartenbau) 0 
— Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG — 

Einkommensanalyse I 

14. Die Einkommenslage der hauptberuflich be- 
wirtschafteten landwirtschaftlichen Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich im Wirt- 
schaftsjahr 1972/73, wie im Agrarbericht 1973 er- 
wartet, günstig entwickelt. Das Betriebseinkommen 
je Arbeitskraft stieg um 3 265 DM von 17 239 
(1971/72) auf 20 504 DM im Jahre 1972/73 oder um 
18,9 °/o. Diese Steigerungsrate übertrifft die Einkom- 
menssteigerung in der übrigen Wirtschaft für den 
vergleichbaren Zeitraum und liegt über dem langjäh- 
rigen durchschnittlichen Zuwachs in der Landwirt- 
schaft (vgl. Schaubild 3). 

■Entsprechend verbesserte sich auch der Arbeitser- 
trag * 2 ) je Vollarbeitskraft (vgl. Übersicht 5). In den 
hauptberuflich bewirtschafteten landwirtschaftli- 
chen Betrieben setzte sich damit die positive Ent- 
wicklung des Vorjahres fort (vgl. hierzu auch Tz. 4). 


*) siehe auch Materialband, Tabellen 19 bis 40 

2 ) bisher = Arbeitseinkommen 


Schaubild 3 


Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 



Der Betriebsertrag insgesamt hat von 3 271 DM/ha 
auf 3 538 DM/ha und damit um 8,2 °/o zugenommen. 
Der Sachaufwand erhöhte sich von 2 056 DM auf 
2 203 DM/ha und damit um 7,1 %>. Das Betriebsein- 
kommen je ha konnte von 1 157 DM auf 1 280 DM/ 
ha um 10,6 °/o verbessert werden. Der Reinertrag 
lag um 85 DM/ha (+ 25,3 °/o) über dem des Vorjah- 
res. 

Einen erheblichen Einfluß auf die Betriebsergebnis- 
se und damit auf die positive Einkommens entwick- 
lung hatten wiederum strukturelle Veränderungen: 

— die Zahl der Arbeitskräfte verringerte sich er- 
neut um 0,47 AK/100 ha LF oder um 7,0 %>; 

— der Viehbesatz wurde weiter um 1,8-GV/lOOha 
LF oder um 1,5 °/o aufgestockt; 

— die durchschnittliche Betriebsgröße stieg um 
1 ha von 24,1 ha auf 25,1 ha LF; 

— das Aktivkapital erhöhte sich um 5,8 % auf 
8 526 DM/ha; 

— das Aktivkapital je Arbeitskraft um 13,8% auf 
136 577 DM (vgl. Übersicht 6). 

Auch in Zukunft wird die Einkommens entwicklung 
maßgeblich davon abhängig sein, in welchem Aus- 
maß sich der Strukturwandel fortsetzt. 


Übersicht 5 


Betriebseinkommen, Arbeitsertrag und Reinertrag 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Arbeits- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Rein- 

ertrag 


DM/AK 

DM/ha LF 

1963/64 

8 479 

6 608 

947 

244 

1964/65 

9 422 

7 207 

988 

229 

1965/66 

9 544 

7 034 

939 

159 

1966/67 

9902 

7 143 

915 

128 

1967/68 

10 966 

8092 

961 

191 

1968/69 

12 458 

9 430 

1 049 

289 

1969/70 

13 661 

10 450 

1 102 

287 

1970/71 

13 046 

9 539 

972 

151 

1971/72 

17 239 

13 038 

1 157 

336 

1972/73 

20 504 

15 724 

1 280 

421 

Veränderung 

1972/73 

gegenüber 

1971/72 





absolut 

+3 265 

+ 2 686 

+ 123 

+ 85 

Vo 

+ 18,9 

+ 20,6 

+ 10,6 

+ 25,3 
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Übersicht 6 


Arbeitskräftebesatz, Viehbesatz und Aktivkapital 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

Arbeits- 

kräfte- 

besatz 

Vieh- 

besatz 

Aktivkapital 

AK/100 ha 
LF 

GV/lOOha 

LF 

DM/ha 

LF 

DM/AK 

1963/64 

11,17 

103,5 

6 276 

56 195 

1964/65 

10,48 

105,1 

6 973 

66 516 

1965/66 

9,84 

106,9 

7 414 

75 379 

1966/67 

9,24 

111,2 

7 653 

82 842 

1967/68 

8,77 

110,9 

7 564 

86 296 

1968/69 

8,42 

116,7 

7 672 

91 164 

1969/70 

8,06 

117,2 

7 777 

96 433 

1970/71 

7,45 

116,0 

7 845 

105 325 

1971/72 

6,71 

116,8 

8 055 

120 021 

1972/73 

6,24 

118,6 

8 526 

136 577 

Veränderung 

1972/73 

gegenüber 

1971/72 





absolut 

-0,47 

+ 1,8 

+ 471 

+ 16 566 

°/o 

-7,0 

+ 1,5 

+ 5,8 

+ 13,8 


15. Da die Landwirtschaft ein außerordentlich dif- 
ferenzierter Wirtschaftszweig mit vielfältigen be- 
triebsorganisatorischen, sozialökonomischen und 
regionalen Erscheinungsformen ist, sind unbedingt 


neben Globalbetrachtungen auch detaillierte Einzel- 
analysen erforderlich. 

Von den im Buchführungs- und im Materialband 
zum Agrarbericht dargestellten zahlreichen Aus- 
wertungen und Analysen können hier nur die wich- 
tigsten Ergebnisse hervorgehoben werden (vgl. 
Schaubild 4 und Übersicht 7). 

Die höchtsten Betriebseinkommen je Arbeitskraft 
erzielten 1972/73 wie in den Vorjahren mit 
25 982 DM/ AK die Veredlungsbetriebe; ihnen folg- 
ten die Marktfruchtbetriebe mit 22 880 DM/ AK und 
mit größerem Abstand die Gemischt- und Futter- 
baubetriebe mit 20 026 DM/ AK bzw. 19 278 DM/ AK. 

Auffallend ist, daß die Gemischt- und die Futter- 
baubetriebe infolge der günstigen Preisentwicklung 
für Milch- und Schlachtvieh in den beiden letzten 
Wirtschaftsjahren die relativ größten Einkommens- 
zunahmen zu verzeichnen hatten. In den Größen- 
klassen bis 50 000 DM Standardbetriebseinkommen 
haben die Futterbaubetriebe damit erstmalig annä- 
hernd Anschluß an das durchschnittliche Einkom- 
men dieser Größenklasse gefunden. Dennoch liegen 
sie insgesamt nach wie vor am unteren Ende der 
landwirtschaftlichen Einkommensskala. 

Marktfrucht- und vor allem größere Veredlungsbe- 
triebe hatten dagegen 1972/73 geringere Einkom- 
menszunahmen als im Jahr zuvor. Während Markt- 
fruchtbetriebe bei etwa gleichen Erntemengen nur 
geringfügig verbesserte Erzeugerpreise (mit Aus- 
nahme von Kartoffeln und Gemüse) zu verzeichnen 
hatten, waren die Veredlungsbetriebe durch beson- 
ders hohe Preissteigerungen belastet, vor allem für 
eiweißhaltige Futtermittel. 

Die Einkommensunterschiede je Arbeitskraft zwi- 
schen den verschiedenen Größenklassen waren 
auch 1972/73 sehr groß. Das wird bei einer Gliede- 


übersicht 7 


Veränderung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft 1972/73 gegenüber 1971/72 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Betriebsform 

Betriebe mit einem Standardbetriebseinkommen 
von . . . DM 

Betriebe 

zusammen 

unter 20 000 

20 000 bis unter 

50 000 

50 000 und mehr 

DM/AK | 

°/o 

DM/AK | 

% 

DM/AK | 

°/o 

DM/AK | 

% 

Marktfrucht , 


+ 1 835 

+ 13,7 

+ 2 681 

+ 14,2 

+ 3 246 

+ 12,9 

+ 3 035 

+ 15,3 

Futterbau . . . 


+ 2 404 

+ 18,5 

+ 2 873 

+ 15,6 

+ 4 459 

+ 19,7 

+ 3 054 

+ 18,8 

Veredlung . . , 


+ 2 930 

+ 21,4 

+ 2 064 

+ 8,7 

+ 7 

+ 0,0 

+ 1 496 

+ 6,1 

Gemischt . . . 


+ 3 096 

+ 26,0 

+ 3 858 

+ 21,5 

+ 3 195 

+ 14,6 

+ 3 822 

+ 23,6 

insgesamt . . . 

+ 2 549 

+ 20,1 

+ 3 152 

+ 17,1 

+ 3 197 

+ 13,2 

+ 3 265 

+ 18,9 
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Schaubild 4 

Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den erfaßten Betrieben über der Grenze 

nach § 4 LwG 


1000 DM/ 
AK 
30 
28 
26 
24 
22 
20 
18 
16 
14 
12 
10 
8 
6 
4 
2 
0 


Marktfruchtbetriebe 


unter 20 000 DM STBE 


Futterbaubetriebe 

unter 20 000 DM STBE 


Veredlungsbetriebe 

unter 20000 DM STBE 


Gemischtbetriebe 


unter 20 000 DM STBE 


1000 DM/ 
AK 

30 - 
28 - 
26 
24 
22 
20 
18 
16 
14 
12 
10 
8 
6 
4 
2 
0 



20 000 bis 50 000 DM STBE 


20 000 bis 50 000 DM STBE 


20 000 bis 50000 DM STBE 


20000 bis 50000 DM STBE 



1000 DM/ 
AK 
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rung nach dem Standardbetriebseinkommen noch 
deutlicher als bei den bisherigen Größenklassen 
nach landwirtschaftlich genutzter Fläche. Besonders 
groß ist der Einkommensabstand zwischen den Be- 
trieben mit einem StBE von 50 000 DM und mehr 
und den Betrieben mit einem StBE von unter 
20 000 DM. Nach Betriebsformen gegliedert ergibt 


sich bei den Marktfruchtbetrieben die stärkste, bei 
den Futterbaubetrieben die am wenigsten ausge- 
prägte Einkommensdifferenzierung (Übersicht 8). 

Die unterschiedliche Einkommenssituation in den 
Betriebsgruppen je nach betriebswirtschaftlicher 
Ausrichtung, Faktorausstattung und geographischer 
Lage tritt um so deutlicher hervor, je stärker ge- 


übersicht 8 


Relative Höhe des Betriebseinkommens je AK in den Betrieben über der Grenze 

nach § 4 LwG 

(Durchschnittliches Einkommen der Betriebe insgesamt = 100) 

1972/73 


Betriebsform 

Bundesland 


Größenklasse 
Standardbetriebs- 
einkommen 
von .... bis unter 
. . . .DM 

Schles- 

wig-Hol- 

stein 

Nieder- 

sachsen 

Nord- 

rhein- 

West- 

falen 

Hessen 

j 

Rhein- j 
land-Pfalz ' 
und Saar- 
land , 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

! 

Bundes- 

gebiet 

Marktfrucht 









unter 20 000 . . 

74 

66 

62 

61 

65 

70 

87 

74 

20 000 bis 50 000 . . 

90 

97 

110 

106 

108 

96 

114 

105 

50 000 und mehr . . 

137 

132 

136 

143 

148 

145 

154 

138 

insgesamt . . . 

123 

112 

112 

108 

103 

96 

115 

111 

Futterbau 









unter 20 000 . . 

81 

75 

74 

61 

72 

80 

75 

75 

20 000 bis 50 000 . . 

117 

97 

110 

91 

99 

102 

102 

104 

50 000 und mehr . . 

142 

127 

123 

162 

97 

100 

145 

132 

insgesamt . . . 

117 

93 

99 

78 

87 

90 

89 

94 

Veredlung 









unter 20 000 . . 

110 

67 

60 

— 

112 

88 

129 

81 

20 000 bis 50 000 . . 

134 

151 

101 

132 

121 

121 

185 

126 

50 000 und mehr . . 

127 

136 

118 

177 

164 

253 

296 

142 

insgesamt . . . 

127 

138 

102 

150 

137 

147 

186 

127 

Gemischt 









unter 20 000 . . 

47 

81 

63 

65 

65 

73 

76 

73 

20 000 bis 50 000 . . 

123 

106 

111 

94 

100 

112 

103 

106 

50 000 und mehr . . 

126 

123 

107 

. 137 

146 

105 

152 

122 

insgesamt . . . 

120 

104 

101 

86 

92 

96 

92 

98 

Gesamt 









unter 20 000 . . 

78 

76 

68 

63 

69 

77 

77 

74 

20 000 bis 50 000 . . 

116 

102 

110 

96 

102 

105 

105 

105 

50 000 und mehr . . 

136 

129 

123 

146 

141 

135 

155 

133 

insgesamt . . . 

119 

103 

103 

89 

94 

94 

96 

100 
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sc: 

% 

24 

22 

20 

18 

16 

14 

12 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

% 

18 

16 

14 

12 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

% 

12 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

% 

10 

8 

6 

4 

2 

0 

i) 
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a u b i 1 d 5 

Verteilung der erfaßten landwirtschaftlichen Betriebe (über der Grenze 
nach § 4 LwG) nach Einkommensgruppen 


1963/64 



+ 40 + 50 

Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 



+ 40 +50 

Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 


-10 


+ 50 

Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 



-10 +0 +10 +20 
teil der erfaßten Betriebe in den einzelnen Gruppen in % aller erfaßten Betriebe 


+ 30 


+ 40 +50 

Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 
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gliedert wird (vgl. Übersicht 8). Es zeigt sich, daß 
beispielsweise große Marktfruchtbetriebe in Schles- 
wig-Holstein ein mehr als doppelt so hohes Be- 
triebseinkommen je AK erzielen wie kleine Futter- 
baubetriebe in Hessen oder Gemischtbetriebe in 
Nordrhein-Westfalen. 

Außerdem werden in Norddeutschland generell hö- 
here Einkommen erzielt als im süddeutschen Raum, 
was nicht zuletzt auf die günstigere Betriebsgrö- 
ßenstruktur zurückzuführen ist. 

Besonders eindrucksvoll verdeutlicht Schaubild 5, 
daß die innerlandwirtschaftlichen Einkommensunter- 
schiede weiter zunehmen. 

Unterschiede zwischen verschiedenen Betriebsgrup- 
pen sind in erster Linie auf unterschiedliche Fak- 
torausstattung sowie günstige bzw. ungünstige na- 
türliche und wirtschaftliche Standortbedingungen 
zurückzuführen. 

Doch selbst innerhalb einheitlicher Betriebsgruppen 
mit vergleichbaren Betrieben gleicher Standortbe- 
dingungen und Faktorausstattung wird im oberen 


Viertel fast ein doppelt so hohes Einkommen je Ar- 
beitskraft erzielt wie im gesamten Durchschnitt der 
Gruppe und meist viermal so viel wie im unteren 
Viertel. Diese Erscheinung läßt sich in allen Be- 
triebsgruppen und im gesamten Bundesgebiet nach- 
weisen (vgl. Übersicht 9 und Schaubild 6 sowie 
Materialband, Schaubild 2). 

Die Einkommensstreuung ist nicht allein für die 
Landwirtschaft typisch, sondern tritt in der gesam- 
ten Wirtschaft in ähnlicher Form auf. Untersuchun- 
gen, die sich mit den Ursachen der Einkommens- 
streuung befassen, kommen übereinstimmend zu 
dem Ergebnis, daß in erster Linie Können und un- 
ternehmerische Initiative des Betriebsleiters für den 
Erfolg entscheidend sind. 

Offenbar gelingt es sowohl in der Landwirtschaft 
als auch in der übrigen Wirtschaft nur einem Teil 
der Betriebsleiter, sich den rasch ändernden techni- 
schen und ökonomischen Bedingungen kurzfristig 
anzupassen und Produktions- und Marktchancen 
optimal zu nutzen. 


Übersicht 9 


Streuung des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den Betrieben über der 

Grenze nach § 4 LwG 

1972/73 


Betriebsform 

Größenklasse 

Standardbetriebseinkommen 

Betriebe 

insgesamt 

Betriebe des 

oberen Viertels 

unteren Viertels 

DM/ AK 

DM/ AK 

in °/o der 
Betriebe 
insgesamt 

DM/AK | 

in °/o der 
Betriebe 
insgesamt 

Marktfrucht 






unter 20 000 

15 262 

30 393 

199,1 

4 864 

31,9 

20 000 bis 50 000 

21 628 

41 853 

193,5 

9 601 

44,4 

50 000 und mehr 

28 321 

52 260 

184,5 

16 842 

59,5 

Futterbau 






unter 20 000 

15 379 

28 158 

183,1 

7 349 

47,8 

20 000 bis 50 000 

21 259 

39 233 

184,5 

10 820 

50,9 

50 000 und mehr 

27 130 

53 474 

197,1 

15 133 

55,8 

Veredlung 






unter 20 000 

16 643 

41 919 

251,9 

8 875 

53,3 

20 000 bis 50 000 

25 887 

48 980 

189,2 

12 521 

48,4 

50 000 und mehr 

29 016 

70 116 

241,6 

12 978 

44,7 

Gemischt 






unter 20 000 

14 988 

27 919 

186,3 

6 651 

44,4 

20 000 bis 50 000 

21 790 

39 649 

182,0 

10 427 

47,9 

50 000 und mehr 

25 074 

■ 43 733 

174,4 

14 468 

57,7 
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Schaubild 6 


Streuung ') des Betriebseinkommens je Arbeitskraft in den Betrieben 
über der Grenze nach § 4 LwG 1972/73 


Durchschnitte 


Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 
60 


— - 



1 

[untere 
f 25% 


obere 25% 


50- 

40- 

30- 

20 - 

10 - 


Schleswig- 

Holstein 


Nordrhein- 

Westfalen 


Marktfruchtbetriebe 

Hessen 


Niedersachsen 


unter 20- 50 u. 
20 50 mehr 


unter 20 - 50 u. 
20 50 mehr 




Rheinland-Pfalz 
und Saarland 


Bayern 




50 mehr 


20 50 mehr 


20 50 mehr 20 50 mehr 20 50 mehr 

Betriebsgröße nach Standardbetriebseinkommen in 1000 DM 


Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 

70 


60 

50 

40 

30 


20 - 


10 - 


Schleswig- 

Holstein 


Futterbaubetriebe 


m 


Niedersachsen Nordrhein- 
Westfalen 


— 


I 


unter 20- 50 u. 
20 50 mehr 


unter 20 - 50 u. 
20 50 mehr 




20 


50 mehr 


20 50 mehr 


Betriebseinkommen 
1000 DM/AK 



Nordrhein- 

Westfalen 


Gemischtbetriebe 


Hessen 


20 50 mehr 20 50 mehr 20 50 mehr 

Betriebsgröße nach Standardbetriebseinkommen in 1000 DM 


Baden- 


I 


— 


20 


50 mehr 


20 50 mehr 


unter 20- 50 u. 
20 50 mehr 


unter 20 - 50 u. 
20 50 mehr 



20 50 mehr 20 50 mehr 20 50 mehr 

Betriebsgröße nach Standardbetriebseinkommen in 1000 DM 


!) Durchschnittliches Betriebseinkommen je Arbeitskraft der oberen und unteren 25 % der Betriebe jeder Betriebsgruppe 
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Einkommensanalyse 11 

16. Ebenso wie das Betriebseinkommen ist 1972/73 
auch das Reineinkommen (Gewinn) der land- 
und forstwirtschaftlichen Unternehmen erheblich 
gestiegen (vgl. Übersicht 10 und Schaubild 7). 


Übersicht 10 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien- Arbeitskraft 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Wirtschaftsjahr 

DM/Fam.-AK 

Veränderung 
gegenüber Vor- 
jahr 
°/o 

1968/69 

12 151 


1969/70 

13 175 

+ 8,4 

1970/71 

11 907 

- 9,6 

1971/72 

16 718 

+ 40,4 

1972/73 

20 031 

+ 19,8 


Schaubild 7 


Reineinkommen (Gewinn) je Familien-Arbeitskraft in 
den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 



Insgesamt wurden je Familien-Arbeitskraft 
20 031 DM erzielt. Das sind 3 313 DM oder 19,8 %> 
mehr als im Vorjahr. Dieses Ergebnis liegt über 
dem langjährigen Trend. 

Den größten Zuwachs mit 3 706 DM je Familien-Ar- 
beitskraft hatten die Gemischtbetriebe, ihnen folg- 
ten mit 3 145 DM je Familien-Arbeitskraft die 
Marktfrucht- und mit 3 147 DM je Familien-Arbeits- 
kraft die Futterbaubetriebe, während die Vered- 
lungsbetriebe mit 682 DM je Familien-Arbeitskraft 
praktisch keinen Zuwachs verzeichnen konnten. 

Die bereits im Zusammenhang mit der Einkommens- 
analyse I festgestellten Differenzen im Betriebsein- 
kommen zwischen den Betriebsgruppen und auch 
innerhalb der Gruppen zwischen dem oberen und 
unteren Viertel treten bei den Gewinnen noch deut- 
licher hervor (vgl. Übersicht 1 1). Mit erheblichem 
Abstand erwirtschafteten die großen Marktfrucht- 
betriebe mit 41 994 DM je Familien-Arbeitskraft die 
höchsten Reineinkommen (Gewinne), die kleinen 
Gemischtbetriebe trotz erheblicher Einkommensver- 
besserung dagegen nur 13 946 DM je Familien-Ar- 
beitskraft. 

Innerhalb der Gruppen erzielten die Betriebe des 
unteren Viertels weniger als 50 % des durch- 
schnittlichen Einkommens und nur 18 bis 20% des 
Betrages, der in den Betrieben des oberen Viertels 
je Familien-Arbeitskraft erwirtschaftet wurde. Hier 
wird u. a. deutlich, daß die weniger erfolgreich 
wirtschaftenden Betriebe auch zunehmend in Liqui- 
ditätsschwierigkeiten geraten und vermehrt Fremd- 
kapital zur Finanzierung in Anspruch nehmen müs- 
sen (vgl. Materialband, Tabelle 22). Dabei wurden 
in erster Linie hochverzinsliche kurzfristige Kredite 
aufgenommen — möglicherweise sogar, um den Til- 
gungsverpflichtungen für langfristige Verbindlich- 
keiten nachkommen zu können — , so daß die an 
sich schon unbefriedigende wirtschaftliche Situa- 
tion dieser Betriebe durch überdurchschnittliche 
Fremdkapitalkosten zusätzlich erschwert wird. 

Das Reinkommen (Gewinn) steht dem Unternehmer 
und seiner Familie für die private Lebensführung 
(persönliche Steuern., Lebenshaltung, Alterssiche- 
rung, Altenteilslasten, private Vermögensbildung 
außerhalb des Unternehmens usw.) und die Eigen- 
kapitalbildung des Unternehmens (Nettoinvestitio- 
nen, Tilgung von Fremdkapital) zur Verfügung. 

17. Aufgrund der verbesserten wirtschaftlichen 
Lage der Unternehmen in den Wirtschaftsjahren 
1971/72 und 1972/73 wurde im abgelaufenen Wirt- 
schaftsjahr wieder lebhafter investiert. Insgesamt 
wurden 24,5 % des Reineinkommens (Gewinns) für 
Nettoinvestitionen (ohne Grundstückszukäufe und 
Wohngebäude) ausgegeben (Vorjahr 16%), das 
sind 252 DM je ha bzw. 6 325 DM je Betrieb. Die 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr betrug 
2 012 DM oder 46,6 % je Betrieb. Die höchsten Inve- 
stitionen mit 7 269 DM je Betrieb, davon 33 ± 7 % 
für Maschinen und 34,0 % für Wirtschaftsgebäude 
und Grundverbesserungen, tätigten die Futterbau- 
betriebe, die niedrigsten mit 4 501 DM/Betrieb, da- 
von 28,5 % für Maschinen und 57,9 % für Wirt- 
schaftsgebäude und Grund Verbesserungen, die Ver- 
edliungs b et r i eb e . 
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Von den insgesamt in Höhe von 741 DM/ha getätig- 
ten Brutto-Investitionen (einschließlich Grund- 
stückszukäufe und Wohngebäude) wurde der weit 
überwiegende Anteil aus Eigenmitteln (einschließ- 
lich Abschreibungen und Abgänge) finanziert. Der 
Fremdkapitalanteil betrug insgesamt nur 14 °/o, bei 
den Futterbaubetrieben 15 °/o und den Veredlungs- 
betrieben 44 °/o. 

18. Entsprechend stieg der durchschnittliche 
Fremdkapitalbesatz im abgelaufenen Wirtschafts- 
jahr um 71 DM auf 2 813 DM/ha (vgl. Materialband, 
Tabelle 22). Dabei nahmen die langfristigen Kredite 
stärker zu als die hochverzinslichen kurzfristigen. 
Teilweise wurden kurzfristige Verbindlichkeiten 
getilgt oder in mittel- oder langfristige umgewan- 
delt. Das läßt auf zunehmende Kenntnisse über 
sinnvolle Finanzierungsmöglichkeiten schließen. 


Die Guthaben und Forderungen nahmen um 41 DM/ 
ha auf 521 DM/ha zu. 

Die durchschnittliche Zinsbelastung je ha LF stieg 
von 83 auf 90 DM und erreichte 3,3 °/o der Verbind- 
lichkeiten (Vorjahr 3,1 °/o). Trotz der Zinsverbilli- 
gungsmaßnahmen von Bund und Ländern spiegelt 
sich hier der Anstieg des allgemeinen Zinsniveaus 
wider. 

Die Unterschiede im Fremdkapitalbesatz sind groß. 
Während die Marktfruchtbetriebe mit 2 290 DM/ha 
eine relativ niedrige Fremdkapitalbelastung haben, 
sind es bei Veredlungsbetrieben 4 625 DM/ha. Das 
Verhältnis von Fremdkapital zu Eigenkapital be- 
trägt in den Veredlungsbetrieben 45 : 55 und ist da- 
mit weniger günstig. Besonders ungünstig ist es je- 
weils in den Betrieben der unteren Viertel, die zu- 
dem einen sehr hohen Anteil kurzfristiger Verbind- 
lichkeiten aufweisen. In einigen dieser Gruppen 


Übersicht 11 


Streuung des Reineinkommens (Gewinn) je Familien- Arbeitskraft 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 


Betriebsform 


Größenklasse 

Standardbetriebseinkommen/Betrieb 
von .... bis unter .... DM 


Marktfrucht 

unter 20 000 
20 000 bis 50 000 
50 000 und mehr 

Futterbau 

unter 20 000 
20 000 bis 50 000 
50 000 und mehr 

Veredlung 

unter 20 000 
20 000 bis 50 000 
50 000 und mehr 

Gemischt 

unter 20 000 
20 000 bis 50 000 
50 000 und mehr 

Betriebe insgesamt 


Betriebe insgesamt 

Betriebe des 

oberen Viertels | 

unteren Viertels 

1971/72 

1972/73 

1972/73 
zu 71/72 

1972/73 

DM/ AK 

o/o 

DM/ AK 

in % der 
Betriebe 
insgesamt 

DM/ AK 

in % der 
Betriebe 
insgesamt 

11 894 

13 636 

+ 14,6 

29 624 

211,2 

2 129 

15,6 

18 971 

21 430 

+ 13,0 

41 633 

194,3 

7 172 

33,5 

40 779 

41 994 

+ 3,0 

94 517 

225,1 

19 679 

46,9 

11 925 

14 150 

+ 18,7 

26 757 

189,1 

5 972 

42,2 

17 724 

20 660 

+ 16,7 

39 181 

189,6 

9 471 

45,8 

26 004 

34 992 

+34, 6 

65 468 

187,1 

15 643 

44,7 

12 718 

15 084 

+ 18,6 

41 636 

276,0 

6 380 

42,3 

22 444 

25 350 

+ 12,9 

47 266 

186,5 

10 460 

41,3 

36 047 

31 654 

-12,2 

72 219 

228,2 

10 042 

31,7 

11 010 

13 946 

+ 26,7 

26 339 

188,3 

5 526 

39,6 

18 045 

21 475 

+ 19,0 

39 436 

183,6 

8 848 

41,2 

30 668 

33 802 

+ 10,2 

55 857 

165,2 

13 924 

41,2 


16 718 20 031 + 19,8 


36 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


stieg die Zinsbelastung auf über 250 DM je ha, was 
zu Verminderungen des Eigenkapitals führte. 

19. Trotz ansteigender Verbindlichkeiten wiesen 
die meisten Unternehmen — insgesamt 62 °/o — 
eine positive Eigenkapitalentwicklung auf. 38 °/o 
der erfaßten Betriebe hatten jedoch Eigenkapital- 
verminderungen hinzunehmen, 17 °/o sogar in Höhe 
von 300 DM je ha und mehr. Andererseits hatten 
36 °/o aller Betriebe eine Eigenkapitalzunahme von 
mehr als 300 DM je ha. Dies zeigt, daß es im abge- 
laufenen Wirtschaftsjahr möglich war, ausreichend 
Vermögen für zukunftsorientiertes Untemehmens- 
wachstum zu bilden. 


Die unterschiedliche Entwicklung in den Betriebs- 
gruppen gibt Übersicht 12 wieder. Besonders positiv 
entwickelten sich mit über +500 DM je ha oder 
+ 9,5 °/o des Anfangswertes die Veredlungsbetriebe 
in Süddeutschland, während die größeren Vered- 
lungisbetriebe in Norddeutschland mit — 465 DM/ha 
bzw. — 8,6 °/o eine Verminderung des Eigenkapitals 
hinnehmen mußten. Überraschend ist, daß die klei- 
neren Gemischtbetriebe trotz relativ niedriger Rein- 
einkommen (Gewinne) mit 173 DM/ha bzw. 3,0 °/o 
einen durchschnittlichen Zuwachs verzeichnen konn- 
ten. Teilweise ist das auf Konsumverzicht, teilweise 
aber auch auf Zuerwerb zurückzuführen (vgl. Ein- 
kommensanalyse III). 


Übersicht 12 


Eigenkapitalveränderung *) 
in den Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 

1972/73 



Betriebsgröße nach Standardbetriebseinkommen 

Betriebsform 

unter 20 000 DM 

20 000 bis unter 

50 000 DM 

50 000 DM und 
mehr 

zusammen 

DM/ha 

LF 

in °/o 
des An- 
fangs- 
wertes 

DM/ha 

LF 

in °/o 
des An- 
fangs- 
wertes 

DM/ha 

LF 

in °/o 
des An- 
fangs- 
wertes 

DM/ha 

LF 

in °/o 
des An- 
fangs- 
wertes 

Marktfrucht 









Nordwestdeutschland 

-160 

- 3,6 

-185 

- 3,6 

+ 83 

+ 2,0 

- 28 

-0,6 

Süddeutschland 

+ 120 

+ 2,6 

+ 228 

+ 4,5 

+ 236 

+ 5,7 

+ 207 

+ 4,4 

Bundesgebiet 

+ 30 

+ 0,7 

+ 27 

+ 0,5 

+ 122 

+ 2,9 

+ 70 

+ 1,5 

Futterbau 









Nordwestdeutschland 

+ 129 

+ 2,3 

+ 112 

+ 2,2 

+ 101 

+ 2,1 

+ 114 

+ 2,2 

Süddeutschland 

+ 150 

+ 2,6 

+ 188 

+ 3,2 

+ 91 

+ 1,7 

+ 168 

+ 2,9 

Bundesgebiet 

+ 144 

+ 2,5 

+ 145 

+ 2,7 

+ 99 

+ 2,0 

+ 140 

+ 2,6 

Veredlung 

Nordwestdeutschland 

+ 298 

+ 5,2 

+264 

+ 4,3 

-465 

-8,6 

- 88 

-1,5 

Süddeutschland 

+ 495 

+ 15,8 

+587 

+ 8,9 

+ 394 

+ 4,2 

+505 

+ 7,0 

Bundesgebiet 

+ 357 

+ 7,2 

+360 

+ 5,8 

-288 

-4,6 

+ 64 

-1,0 

Gemischt 









Nordwestdeutschland 

+ 191 

+ 3,0 

+ 207 

+ 3,5 

+ 26 

+ 0,5 

+ 158 

+ 2,7 

Süddeutschland 

+ 166 

+ 3,1 

+771 

+ 13,7 

+ 302 

+ 6,2 

+524 

+ 9,5 

Bundesgebiet 

+ 173 

+ 3,0 

+ 475 

+ 8,3 

+ 75 

+ 1,4 

+ 335 

+ 5,9 

insgesamt 

Nordwestdeutschland 

+ 106 

+ 1,9 

+ 88 

+ 1,6 

+ 47 

+ 1,0 

+ 77 

+ 1,5 

Süddeutschland 

+ 152 

+ 2,8 

+ 387 

+ 6,9 

+237 

+ 5,1 

+ 287 

+ 5,2 

Bundesgebiet 

+ 138 

+ 2,5 

+ 225 

+ 4,1 

+ 88 

+ 1,9 

+ 174 

+ 3,3 


x ) Wert des Eigenkapitals am Ende des Wirtschaftsjahres ./. Wert am Anfang 


37 


Drucksache 7/1650 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Abschließend .sei 'darauf hingewiesen, daß die un- 
tersuchte Eigenkapitalbildung nur etwas über die 
Entwicklung des Unternehmens — und nicht etwa 
über die Vermögensverhältnisse und Vermögens- 
entwicklung des Unternehmers und seiner Familie 
— aussagt, da die Höhe der Entnahmen für private 
Vermögensbildung bzw. der Einlagen aus Privat- 
vermögen nicht bekannt ist. 

Einkommensanalyse III 

20. Erstmalig wurden 1972/73 neben den Einkünf- 
ten aus Land- und Forstwirtschaft auch alle [sonsti- 
gen Einkünfte aus selbständiger und unselbständi- 
ger Tätigkeit, aus Renten, Gewerbebetrieb, Kapital- 


vermögen, Vermietung und Verpachtung und son- 
stigen Leistungen erfaßt. Damit kann zum ersten 
Mal anhand von Buchführungsergebnissen ein ge- 
nauer Überblick über sämtliche Geldmittel gewon- 
nen werden, die dem Unternehmerhaushalt (Unter- 
nehmerehepaar und Hofnachfolger) zufließen und 
für private und unternehmerische Verwendung zur 
Verfügung stehen. 

Bisher konnten allerdings nicht Gewinne aus der 
Veräußerung von Grund und Boden berücksichtigt 
werden. Dennoch bietet das Gesamteinkommen ei- 
nen sehr viel besseren Einblick in die tatsächlichen 
Einkommensverhältnisse der in der Landwirtschaft 
lebenden Familien als beispielsweise das Betriebs- 
einkommen oder das Reineinkommen (Gewinn) ; 


Übersicht 13 


Gesamteinkommen in den erfaßten Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 

1972/73 


Betriebsform 

Ohne 
Einkommens- 
kombination o 

M i t Einkommenskombination 2 ) 

Erfaßte 

Be- 

triebe 

Gesamt- 

ein- 

kommen 

Erfaßte 

Be- 

triebe 

Gesamt- 

ein- 

kommen 

Davon Nichtlandwirtschaftliche Einkünfte 

ins- 

gesamt 

aus 

selb- 

stän- 

diger 

Tätig- 

keit 

aus 

unselb- 

stän- 

diger 

Tätig- 

keit 

aus 

Renten 

aus 

Son- 

stigem 

Größenklasse 

Standardbetriebs- 

einkommen/Betrieb 

Zahl 

DM/ 

Fam.-AK 

Zahl 

DM/ 

Fam.-AK 

DM/ 

Fam.-AK 

Anteil in °/o 

Marktfrucht 










unter 20 000 

72 

13 579 

66 

20 427 

9 594 

14,9 

63,1 

2,4 

19,6 

20 000 bis 50 000 .... 

459 

22 153 

441 

28 985 

9 455 

3,5 

20,6 

6,0 

69,9 

50 000 und mehr .... 

336 

51 932 

295 

68 585 

21 335 

0,8 

3,1 

1,9 

94,2 

Futterbau 










unter 20 000 

475 

14 357 

508 

17 922 

5 659 

8,4 

52,6 

7,5 

31,5 

20 000 bis 50 000 

1 199 

20 862 

1 146 

24 735 

5 906 

5,3 

24,6 

5,3 

64,8 

50 000 und mehr .... 

107 

35 380 

79 

48 282 

11 349 

— 

7,2 

1,4 

91,4 

Veredlung 










unter 20 000 

9 

17 307 

14 

26411 

9 060 

10,2 

74,5 

1,1 

14,2 

20 000 bis 50 000 .... 

57 

27 305 

89 

31 158 

7 498 

3,3 

16,1 

3,5 

77,1 

50 000 und mehr .... 

26 

40 663 

39 

40 300 

7 098 

4,1 

16,9 

0.7 

78,3 

Gemischt 










unter 20 000 

144 

13 416 

159 

18 385 

6 495 

10,0 

54,3 

5,2 

30,5 

20 000 bis 50 000 

570 

21 206 

677 

24 014 

5 539 

8,1 

23,6 

3,5 

64,8 

50 000 und mehr .... 

83 

39 562 

63 

59 423 

27 639 

0,7 

3,9 

0,9 

94,5 


Ü Einkünfte aus dem Bereich außerhalb der Land- und Forstwirtschaft bis zu 1000 DM je Familie 
2 ) Einkünfte aus dem Bereich außerhalb der Land- und Forstwirtschaft über 1000 DM je Familie 
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denn auch in hauptberuflich bewirtschafteten Be- 
trieben gewinnen Einkommenskombinationen zu- 
nehmend an Bedeutung (vgl. Übersicht 13). 

21 . Von den erfaßten Betrieben hatten genau die 
Hälfte Einkünfte aus dem nichtlandwirtschaftlichen 
Bereich 1 ) von mehr als 1 000 DM je Familie. In 
19% der Fälle wurden mehr als 10 000 DM und in 
6% mehr als 20 000 DM eingenommen. Im Durch- 
schnitt waren es 4 870 DM je Familie (Material- 
band, Tabelle 23). Davon stammten 

4,8 % aus selbständiger Tätigkeit, 

32,2 % aus unselbständiger Tätigkeit, 

5,1 % aus Renten und 
57,9 °/o aus sonstigen Einkünften. 

In größeren Betrieben mit einem Standardbetriebs- 
einkommen von 50 000 DM und mehr sind erwar- 
tungsgemäß zusätzliche Einkommen aus selbständi- 
ger und unselbständiger Tätigkeit selten. In diesen 
Betrieben sind die Familienmitglieder arbeitsmäßig 
voll ausgelastet und vom Einkommen her besteht 
nicht die Notwendigkeit, zusätzliche Einkommens- 
quellen zu erschließen. Bereits ohne nichtlandwirt- 
schaftliche Einkünfte erzielen sie, je nach Betriebs- 
form, ein Gesamteinkommen in Höhe von 35 000 
bis 50 000 DM je Familien- Arbeitskraft. Zusammen 
mit den Einkünften aus dem nichtlandwirtschaftli- 


9 Nichtlandwirtschaftlicher Bereich = Bereich außerhalb 
des land- und forstwirtschaftlichen Unternehmens. 


eben Bereich wird ein durchschnittliches Gesamt- 
einkommen von 40 000 bis über 60 000 DM je Fami- 
lienarbeitskraft erreicht. Dabei stammen etwa 3 bis 
17 % der nichtlandwirtschaftlichen Einkünfte aus 
unselbständiger Tätigkeit und etwa 80 bis 95 °/o aus 
Sonstigem. 

In den Betrieben bis 20 000 DM Standardbetriebs- 
einkommen bessern 50 bis 60 °/o der Familien ihr 
land- und forstwirtschaftliches Einkommen durch 
zusätzliche Einkünfte auf. So wird ein Gesamtein- 
kommen von 18 000 bis 26 000 DM je Familien-Ar- 
beitskraft erreicht gegenüber 13 000 bis 17 000 DM 
je Familien-Arbeitskraft in Betrieben ohne zusätz- 
liche Einkünfte. Von den nichtlandwirtschaftlichen 
Einkünften stammt der überwiegende Teil mit 55 
bis 75 °/o aus unselbständiger Tätigkeit und 15 bis 
30 % aus Sonstigem. Mit Hilfe von Einkommens- 
kombinationen erzielen einige Betriebe unter 
20 000 DM Standardbetriebseinkommen nahezu ein 
ähnliches Gesamteinkommen wie die größeren von 
20 000 bis 50 000 DM Standardbetriebseinkommen 
ohne Einkommenskombinationen. 

In Veredlungsbetrieben sind Einkommenskombina- 
tionen eindeutig häufiger anzutreffen — 60 °/o der 
erfaßten Betriebe — als in den anderen Betriebs- 
gruppen, wobei die Einkünfte aus unselbständiger 
Tätigkeit einen überdurchschnittlich hohen Anteil 
ausmachen. 

Auch regional werden erhebliche Differenzierungen 
deutlich. Am häufigsten sind Betriebe mit Einkom- 
menskombinationen z. B. im Raum Kassel-Frank- 


. Übersicht 14 


Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG in den Betrieben 
über der Grenze *) 1963/64 bis 1972/73 


Wirt- 

schafts- 

jahr 

Betriebsgröße nach Standardbetriebseinkommen 

unter 20 000 DM 

20 000 bis unter 50 000 DM 

50 000 DM und mehr 

Ver- 

gieichs- 

ertrag 

Ver- 

gleichs- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleidis- 

be- 

triebs- 

einkora- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleichs- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 

Ver- 

gleichs- 

ertrag 

Ver- 

gleichs- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleichs- 

be- 

triebs- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleichs- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 

Ver- 

gleidis- 

ertrag 

Ver- 

gleichs- 

auf- 

wand 

Ver- 

gleichs- 

be- 

triebs- 

einkom- 

men 

Summe 

der 

Ver- 

gleichs- 

an- 

sätze 

Ab- 

stand 



DM/ha LF 


°/o 


DM/ha LF 


% 


DM/ha LF 


°/o 

1963/64 

2 436 

2 759 

1 055 

1 378 

-23 

2 452 

2 551 

928 

1 026 

-10 

2 426 

2 411 

929 

913 

+ 2 

1964/65 

2 530 

2 979 

1 040 

1 488 

-30 

2 689 

2 815 

996 

1 122 

-11 

2 674 

2 639 

1 032 

997 

+ 4 

1965/66 

2 673 

3 158 

1 029 

1 514 

-32 

2 906 

3 107 

966 

1 167 

-17 

2 798 

2 895 

931 

1 029 

- 9 

1966/67 

2 718 

3 208 

1 008 

1 498 

-33 

2 933 

3 175 

943 

1 185 

-20 

2 994 

3 140 

894 

1 040 

-14 

1967/68 

2 611 

3 103 

989 

1 481 

-33 

2 959 

3 137 

1 020 

1 197 

-15 

3 015 

3 012 

1 023 

1 020 

± 0 

1968/69 

2 729 

3 265 

1 056 

1 591 

-34 

3 039 

3 177 

1 082 

1 220 

-11 

3 210 

3 125 

1 102 

1 017 

+ 8 

1969/70 

2 830 

3 391 

1 139 

1 699 

-33 

3 199 

3 344 

1 145 

1 290 

-11 

3 282 

3 263 

1 092 

1 074 

+ 2 

1970/71 

2 866 

3 592 

1 066 

1 792 

-41 

3 065 

3 451 

982 

1 369 

-28 

3 232 

3411 

931 

1 110 

-16 

1971/72 

2 987 

3 610 

1 158 

1 781 

-35 

3 341 

3 546 

1 186 

1 392 

-15 

3 582 

3 578 

1 141 

1 137 

± 0 

1972/73 

3 173 

3 758 

1 274 

1 858 

-32 

3 618 

3 793 

1 323 

1 498 

-12 

3 845 

3 834 

1 219 

1 208 

+ 1 


9 methodische Hinweise siehe Materialband, Text 1 
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furt-Hersfeld zu finden (vgl. auch Materialband, Ta- 
belle 40), also in der Nähe von Verdichtungsräu- 
men sowie in Gebieten mit günstiger Infrastruktur. 
In indus triefe men Gebieten dagegen, wie beispiels- 
weise im Spessart und in der Südrhön oder im 
Schwarzwald, sind die Möglichkeiten offenbar au- 
ßerordentlich begrenzt, landwirtschaftliche Einkom- 
men durch nichtlandwirtschaftliche aufzubessem. 
In Gebieten, die bereits aufgrund ihrer Marktferne 
und der teilweise ungünstigen natürlichen Stand- 
ortvoraussetzungen benachteiligt sind, verhindert 
oft zusätzlich die schlecht entwickelte Infrastruktur 
eine positive Entwicklung der dort ansässigen land- 
wirtschaftlichen Betriebe. 

Abschließend muß festgehalten werden, daß es mit 
Hilfe von Einkommenskombinationen in der Land- 
wirtschaft möglich ist, den Abstand zum Einkom- 
men in der übrigen Wirtschaft zu verringern oder 
voll auszugleichen. Gerade Inhabern kleinerer 
Betriebe bietet sich durch Aufnahme außerlandwirt- 
schaftlicher Tätigkeiten eine Chance, das Gesamt- 
einkommen zu verbessern und den Einkommens ab- 
stand zu größeren Betrieben und zur übrigen Wirt- 
schaft zu vermindern. Dennoch ist die Einkommens- 
kombination nicht in allen Fällen eine Lösungsmög- 
lichkeit für Inhaber schlecht strukturierter Betrie- 
be. Es darf nicht übersehen werden, daß die zusätz- 
lichen Einkommen häufig nur mit überdurchschnitt- 
lichem Arbeitseinsatz der Familienmitglieder erzielt 
werden können. Außerdem müssen in erreichbarer 
Nähe ausreichend nichtlandwirtschaftliche Arbeits- 
plätze zur Verfügung stehen, um überhaupt erst 
Einkommenskombinationen zu ermöglichen. 

Ertrags- Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

22. Die positive Einkommensentwicklung des 
Wirtschaftjahres 1972/73 in der Landwirtschaft 
schlägt sich auch in den Ergebnissen der Ertrags- 
Aufwandsrechnung nach § 4 LwG nieder (vgl. Über- 
sicht 14). 

— Der Vergleichsertrag stieg aufgrund der verbes- 
serten Erzeugerpreise um 8,3 °/o in den Betrieben 
mit einer Größe von 20 000 bis 50 000 DM Stan- 
dardbetriebseinkommen und um 6,2 °/o in den 
Betrieben unter 20 000 DM Standardbetriebsein- 
kommen. 

— ■ Der Vergleichsaufwand erhöhte sich gleichzeitig 
wegen höherer Betriebsmittelpreise um 6,2 °/o. 

— Der Vergleichslohn, der entsprechend der Ent- 
wicklung in der gewerblichen Wirtschaft um 
12,6 °/o fortgeschrieben wurde, erhöhte sich auf- 
grund des verringerten AK-Besatzes auf den ha 
bezogen um 5,2 °/o. 

Insgesamt konnte der Einkommensabstand in den 
Betrieben bis 20 000 DM Standardbetriebseinkom- 
men um 3,5 Prozentpunkte auf — 31,5 °/o, in den Be- 
trieben von 20 000 bis 50 000 DM Standardbetriebs- 
einkommen um 3,0 Prozentpunkte auf — 11,7% 
verringert und in denen über 50 000 DM um 0,5 Pro- 
zentpunkte auf + 0,9 % verbessert werden. Trotz 
überdurchschnittlicher Entwicklung in der Land- 
wirtschaft konnte damit der relative Einkommens- 
abstand zur übrigen Wirtschaft nur unwesentlich 


Übersicht 15 


Abstand *) der Betriebe 
über der Grenze nach § 4 LwG 

1972/73 


Betriebsform 

Be- 

triebe 

ins- 

gesamt 

Betriebe des 

Größenklasse 

Standardbetriebs- 

einkommen/Betrieb 

oberen 

Viertels 

unteren 

Viertels 

von . . . bis unter . . . DM 

Abstand in °/o 

Marktfrucht 




unter 20 000 

-33,4 

+ 22,7 

-78,0 

20 000 bis 50 000 

-12,3 

+ 51,5 

-58,5 

50 000 und mehr 

+ 3,4 

+ 71,9 

-35,3 

Futterbau 




unter 20 000 

-31,2 

+ 14,4 

-64,7 

20 000 bis 50 000 

o 

+ 

T 

+ 40,7 

-52,0 

50 000 und mehr 

- 2,3 

+ 64,3 

-41,5 

Veredlung 




unter 20 000 

. -26,6 

+ 72,2 

-57,6 

20 000 bis 50 000 

+ 8,4 

+ 83,6 

-44,9 

50 000 und mehr 

+ 10,2 

+ 127,3 

-45,8 

Gemischt 




unter 20 000 

-31,2 

+ 15,0 

-67,5 

20 000 bis 50 000 

- 9,6 

+ 47,4 

-53,4 

50 000 und mehr 

- 4,3 

+ 50,6 

-41,6 


i ) vgl. Tz. 13 


verringert werden, und zwar etwa auf das Niveau 
von 1969/70 (Übersicht 14). 

Die Streuung des Abstandes ist je nach Betriebsor- 
ganisation und Größenklasse sowie der Tüchtig- 
keit des Betriebsleiters sehr groß. Sie reicht von 
+ 10,2 °/o bei den Veredlungsbetrieben über 
50 000 DM Standardbetriebseinkommen bis —33,4% 
bei den Marktfruchtbetrieben unter 20 000 DM Stan- 
dardbetriebseinkommen. Die jeweils oberen und 
unteren Viertel weichen noch weit stärker ab (vgl. 
Übersicht 15). Insgesamt konnten 1972/73 31 % der 
Betriebe ein Einkommen erzielen, das dem Ver- 
gleichseinkommen entsprach oder darüber lag. 

Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG 

23. Von den 7 807 ausgewerteten landwirtschaftli- 
chen Testbetrieben des Wirtschaftsjahres 1972/73 
haben 701 Betriebe oder 9 % eine Größe von weni- 
ger als 12 200 DM Standardbetriebseinkommen. Im 
Vorjahr waren es ebenfalls 700 Betriebe bzw. 9%, 
die die damalige Grenze von 11 000 DM Standard- 
betriebseinkommen nicht erreichten (Über- 
sicht 16). 
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Übersicht 16 

Betriebsergebnisse der Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG und einer 

Vergleichsgruppe von Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 1972/73 

Gliederung 

Einheit 

Markt- 

frucht- 

Betriebe 

Futter- 

bau- 

Betriebe 

Ver- 

edlungs- 

Betriebe 

Ge- 

mischt- 

Betriebe 

Ver- 
gleichs- 
gruppe o 
Betriebe 
unter 

20 000 

DM 

StBE 

Zahl der Betriebe 


| 102 

1 453 | 

17 

1 129 | 

1 447 

Betriebsstruktur 







Standardbetriebseinkommen 

DM 

9 0Ö0 

8 900 

9 100 

8 500 

15 000 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche . . . 

ha LF 

12 r 13 

12,33 

9,09 

10,52 

15,60 

darunter 







Grünland 

D /o LF 

14,6 

65,6 

42,0 

37,6 

47,4 

Nutzviehbesatz 

GV / 100 ha LF 

47,3 

128,7 

126,1 

104,5 

124,7 

AK je Betrieb 

AK 

142 

1,18 

1,10 

1,12 

1,28 

AK-Besatz 

AK / 100 ha LF 

9,21 

9,56 

12,13 

10,64 

8,23 

Einheitswert 

DM / ha LF 

1 151 

935 

1 093 

1 055 

1 100 

Ertrag und Aufwand 







Ertrag Bodenerzeugnisse 

DM / ha LF 

841 

112 

197 

231 

339 

Ertrag tierische Erzeugnisse 

DM / ha LF 

1 629 

2 069 

4 463 

2 103 

2 373 

Betriebsertrag 

DM / ha LF 

2 869 

2 625 

5 138 

2 900 

3 141 

Sachaufwand 

DM / ha LF 

1 949 

1 505 

3 503 

1 789 

1 836 

Betriebsaufwand 

DM / ha LF 

2 084 

1 571 

3 611 

1 867 

1 925 

Einkommensrechnung I 







Betriebseinkommen 

DM/ AK 

9 203 

11 254 

12 885 

9 961 

15 255 

Arbeitsertrag 

DM/ AK 

6 224 

8 267 

10 168 

7 139 

11 619 

Reinertrag 

°/o d. Aktivkap. 

- 4,6 

- 2,1 

- 0,5 

~ 4,1 

2,0 

Einkommensrechnung II 







Betriebseinkommen 

DM / Betrieb 

10 282 

13 270 

14214 

11 147 

19 579 

— Fremdlohnaufwand 

DM / Betrieb 

759 

271 

329 

279 

613 

— Pachtaufwand 

DM / Unter- 







nehmen 

506 

420 

486 

383 

827 

— Fremdkapitalzinsen 

DM / Unter- 







nehmen 

1 475 

921 

1 315 

718 

1 224 

+ vom Verpächter getr. Betriebs- 







aufwand 

DM / Unter- 







nehmen 

41 

21 

53 

29 

54 

+ Pacht- und Zinseinnahmen 

DM / Unter- 







nehmen 

576 

108 

835 

251 

155 

= Reineinkommen (Gewinn) 

DM / Unter- 







nehmen 

8 159 

11 781 

12 972 

10 046 

17 124 

Reineinkommen (Gewinn) 

DM / Familien 







AK 

7 848 

10 316 

11 966 

9 089 

14 032 


9 Betriebe über der Grenze nach § 4 LwG 
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noch Übersicht 16 


noch Betriebsergebnisse der Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG und einer 
Vergleichsgruppe von Betrieben über der Grenze nach § 4 LwG 1972/73 


Gliederung 

Einheit 

Markt- 

frucht- 

Betriebe 

Futter- 

bau- 

Betriebe 

Ver- 

edlungs- 

Betriebe 

Ge- 

mischt- 

Betriebe 

Ver- 
gleichs- 
gruppe 0 
Betriebe 
unter 

20 000 
DM 

StBB 

Zahl der Betriebe 

i 

102 

453 

17 | 

129 

1 447 

Einkommensrechnung III 

Reineinkommen (Gewinn) 

DM / Unter- 
nehmen 

8 159 

11 781 

12 972 

10 046 

17 124 

+ Einkünfte aus selbständ. Tätigkeit 

DM / Familie 

1 276 

750 

38 

690 

370 

+ Einkünfte aus unselbständiger 
Tätigkeit 

DM / Familie 

13 528 

6 622 

9414 

6 031 

2 632 

+ Renten 

DM / Familie 

160 

600 

220 

950 

265 

+ Sonstige Einkünfte 

DM / Familie 

2 333 

1 307 

2 904 

2 065 

1 151 

— Aufwand für außerbetriebliche 
Tätigkeit 

DM / Familie 

146 

61 

0 

98 

71 

= Gesamteinkommen 

DM / Familie 

25 310 

20 999 

25 548 

19 684 

21 471 

Gesamteinkommen 

DM / Familien 
AK 

17 947 

15 537 

20 174 

14 503 

16 274 

Ertrags-Aufwandrechnung 
nach § 4 LwG 

Vergleichsertrag 

DM /ha 

2 901 

2 669 

5 180 

2 949 

3 173 

Vergleichsaufwand 

DM /ha 

4 002 

3 623 

6 202 

4 104 

3 758 

Abstand 

°/o 

-56,2 

-46,2 

-39,1 

-51,4 

31,5 


Für die Betriebe unter der Grenze nach § 4 LwG 
sind kennzeichnend: 

— geringe Ausstattung mit Kapital und Boden, 

— relativ hoher Arbeitskräftebesatz, 

— niedriges landwirtschaftliches Einkommen, 

— vergleichsweise hohe nichtlandwirtschaftliche 
Einkünfte. 

Bei den Betrieben unter der Grenze nach § 4 LwG 
handelt es sich überwiegend um Betriebe mit Ein- 
kommeniskombinationen. In den Marktfruchtbetrie- 
ben betragen die nichtlandwirtschaftlichen Einkünf- 
te 68 °/o des Gesamteinkommens. Davon stammen 

7 °/o aus selbständiger Tätigkeit, 

79 °/o aus unselbständiger Tätigkeit und 
14 % >aus Renten und Sonstigem. 

Bei den anderen Betriebsgruppen sieht das Verhält- 
nis ähnlich aus. 


Bemerkenswert ist, daß das Gesamteinkommen der 
Marktfrucht- und der Veredlungsbetriebe das der 
Vergleichsbetriebe von 12 200 bis 20 000 DM Stan- 
dardbetriebseinkommen deutlich übersteigt. 


1.212 Weinbau 

Einkomme ns analyse I 

24. Im Wirtschaftsjahr 1972/73 konnten im Wein- 
bau ähnlich günstige Einkommensverbessemngen 
erzielt werden wie in der Landwirtschaft (vgl. Ma- 
terialiband, Tabellen 41 bis 44). Vor allem Betriebe 
mit Flach- und Hanglagen erreichten mit einem Be- 
triebseinkommen von 23 000 DM überdurchschnittli- 
che Ergebnisse (siehe Übersicht 17). Dagegen blie- 
ben Betriebe mit Steillagen mit etwa 20 000 DM Be- 
triebseinkommen je AK geringfügig hinter dem gu- 
ten Ergebnis des Vorjahres und dem Durchschnitt 
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der landwirtschaftlichen Betriebe zurück. Dabei wa- 
ren es vor allem die Betriebe mit einem größeren 
Rebflächenanteil, die ihr Einkommen nicht verbes- 
sern konnten (vgl. Materialband, Tabelle 41). 

Die insgesamt günstige Einkommensentwicklung 
läßt sich in erster Linie auf einen starken Anstieg 
der Einnahmen aus Weinbau (biis 25 °/o über Vor- 
jahresergebnis) zurückführen, der sich teilweise 
aus dem Abbau der Weinbestände ergab. Die Mehr- 
einnahmen, die zu einer Steigerung des Betriebser- 
trages um etwa 15 °/o führten, reichten aus, die 
abermals gestiegenen Aufwendungen sowohl für 
Sachaufwand als auch für Arbeitserledigung aufzu- 
fangen. Lediglich in Betrieben mit Steillagen und 
zugleich höherem Rebflächenanteil (über 30 %) 
konnte die Steigerung des Arbeitsaufwandes nicht 
ausgeglichen werden. 

Während 1971/72 keine Einkommensunterschiede in 
den vier ausgewiesenen Weinbaugebieten festge- 
stellt werden konnten, verlief die Entwicklung 
1972/73 unterschiedlich. Die erfaßten Betriebe in 
Baden- Württemberg wiesen mit 35 400 DM Be- 
triebseinkommen je AK ein sehr günstiges Ergebnis 
und eine beachtliche Einkommenssteigerung auf. 
Günstige Einkommen mit 26 000 DM Betriebsein- 
kommen je AK verzeichneten auch die Betriebe aus 
Rheinhessen und mit 25 000 DM/ AK die an der 
Nahe, während die Betriebe in der Rheinpfalz mit 
22 300 DM/ AK und die an Mosel-Saar-Ruwer mit 
21 400 DM/ AK nur geringfügig höhere Einkommen 
erzielten als 1971/72 (Materialband, Tabelle 42). 

Auch bei der Gliederung der Betriebsergebnisse 
nach Vermarktungsformen ergibt sich ein anderes 
Bild als 1971/72. Im Gegensatz zum Vorjahr erziel- 
ten 1972/73 die einer Winzergenossenschaft ange- 


übersicht 17 


Betriebseinkommen 
in den erfaßten Weinbaubetrieben 

DM/AK 


Wirtschaftsjahr 

Weinbaubetriebe 
mit überwiegend 

Flach- und 
Hanglagen 

Steillagen 

1963/64 

11 566 

10 010 

1964/65 

12 860 

12 679 

1965/66 

13 967 

12 893 

1966/67 

14 495 

14 569 

1967/68 

16 021 

13 349 

1968/69 

19 842 

15 372 

1969/70 

17 706 

14 653 

1970/71 

18 970 


1971/72 

19 204 

20 577 

1972/73 

23 151 

20 121 


schlossenen Betriebe, die überwiegend in Baden- 
Württemberg liegen, mit 34 000 DM Betriebsein- 
kommen/AK mit Abstand die günstigsten Einkom- 
men (vgl. Materialband, Tabelle 43), die damit mehr 
als 60 °/o über dem Vorjahresergebnis liegen. 

Ebenfalls günstiger als im Vorjahr schnitten mit 
29 000 DM Betriebseinkommen/AK die Betriebe mit 
Flaschenweinvermarktung ab, die mit Faßweinver- 
kauf erreichten mit knapp 23 000 DM Betriebsein- 
kommen/AK nur ein etwas besseres Ergebnis als im 
Vorjahr. 

Einkommensanalyse II 

25 . Auch das Reineinkommen (Gewinn) je Fami- 
lienarbeitskraft stieg 1972/73 vor allem in den Be- 
trieben mit Flach- und Hanglagen erheblich gegen- 
über dem Vorjahr und erreichte in den Betrieben 
mit geringerem Rebflächenanteil (15 bis 30 °/o der 
LF) 24 500 DM/FamAK. Die Betriebe mit Steillagen 
hatten geringere Zuwachsraten, die mit größerem 
Rebflächenanteil schlossen sogar erheblich schlech- 
ter ab als im Vorjahr. Sie erzielten 24 500 DM (15 
bis 30 °/o der LF Rebfläche) bzw. 21 000 DM 
(30 °/o und mehr der LF Rebfläche) je Familien-AK. 
Die höchsten Reineinkommen (Gewinne) hatten die 
Betriebe in Baden-Württemberg mit über 
34 000 DM/FamAK, die niedrigsten die an Mosel- 
Saar-Ruwer mit nur 18 800 DM/FamAK. Mit 
26 500 DM, 33 500 DM und 34 300 DM/FamAK lagen 
die Betriebe in der Rheinpfalz, in Rheinhessen und 
an der Nahe dazwischen. 

Im Gegensatz zum Vorjahr, wo sie vergleichsweise 
ungünstig abschnitten, wiesen 1972/73 die einer 
Winzergenossenschaft angeschlossenen Betriebe 
mit 33 800 DM Reineinkommen (Gewinn) je FamAK 
gute Einkommen aus, konnten aber an Betriebe mit 
Flaschenweinvermarktung, die 1972/73 mit über 
40 000 DM/FamAK wie im Vorjahr am günstigsten 
abschlossen, nicht heranreichen. Die Faßwein ver- 
marktenden Betriebe erzielten mit 27 500 DM/Fam- 
AK ein etwas besseres Ergebnis als im Vorjahr. 

26. Aufgrund der günstigen Ertragslage in den 
beiden letzten Wirtschaftsjahren wurde auch in 
den Weinbaubetrieben 1972/73 wieder stärker inve- 
stiert als in den vergangenen Jahren. Die Nettoin- 
vestitionen erreichten mit 400 bis 1 500 DM/ha LF 
(Vorjahr: 200 bis 800 DM/ha LF) oder 18 bis 26 °/o 
des Reineinkommens (Gewinn) (Vorjahr: 6 bis 
16%) in etwa die gleiche Größenordnung wie in 
den landwirtschaftlichen Betrieben. 

Trotz guter Ertragslage konnten die Investitionen 
nur teilweise aus Eigenmitteln finanziert werden, 
so daß in den meisten Gruppen der Fremdkapitalbe- 
satz erneut geringfügig anstieg. 

Einkommensanalyse III 

27 . Einkommenskombinationen spielen in den er- 
faßten Weinbaube trieben eine geringere Rolle als 
in der Landwirtschaft. Nennenswerte Einkünfte aus 
dem nicht land- und forstwirtschaftlichen Bereich 
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finden sich an der Nahe mit 9 250 DM/Familie, an 
Mosel-Saar-Ruwer mit gut 5 400 DM je Familie und 
in Baden-Württemberg mit 5 900 DM je Familie. An 
der Nahe stammen diese Einkünfte zu 95 °/o aus 
sonstigen Einkünften und zu 5 °/o aus unselbständi- 
ger Tätigkeit, an Mosel-Saar-Ruwer lauten die Zah- 
len 54 °/o aus sonstigen Einkünften und 36 °/o aus 
unselbständiger Tätigkeit sowie in Baden-Württem- 
berg 15 °/o aus sonstigen Einkünften und 81 % aus 
unselbständiger Tätigkeit. Selbständige Tätigkeit 
und Einkünfte aus Renten fallen kaum ins Gewicht. 
Mit Hilfe der zusätzlichen Einkünfte verfügen die 
Betriebe an Mosel-Saar-Ruwer über ein Gesamtein- 
kommen von 21 000 DM/FamAK, in Baden-Würt- 
temberg von 38 000 DM/FamAK und ian der Nahe 
von 39 400 DM/FamAK. In Rheinhessen und in der 
Rheinpfalz spielen in den erfaßten Betrieben Ein- 
kommenskombinationen kaum eine Rolle. 

Ertrags- Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 

28. Der Abstand zwischen dem Vergleichsbe- 
triebseinkommen und der Summe der Vergleichs an- 
sätze hat sich im Vergleich zum Vorjahr — mit 


Ausnahme der Steülagenbetriebe mit einer Rebflä- 
che von mehr als 30 °/o der LF — verbessert (siehe 
Übersicht 18). In den Betrieben mit 15 bis 30 °/o der 
LF Rebflächenanteil konnte er auf — 5 bis — 7°/o 
verringert werden; in Flach- und Hanglagenbetrie- 
ben mit mehr als 30 °/o der LF Rebflächenanteil 
stieg er wieder auf +11 %>. In den Steillagenbetrie- 
ben mit mehr als 30 °/o Rebflächenanteil an der LF 
vergrößerte er sich allerdings auf — 1 1 °/o. 

Insgesamt kann jedoch festgestellt werden, daß 
1972/73 die Weinbaubetriebe günstiger iabgeschnit- 
ten haben als der Durchschnitt der landwirtschaftli- 
chen Betriebe. 


1.213 Gartenbau 

29. Die Auswahlkriterien für Gartenbaubetriebe 
für die Auswertung im Agrarbericht 1974 wurden 
nicht geändert. Anzahl und Verteilung auf die Be- 
triebsgruppen entsprechen, abgesehen von gering- 
fügigen Verschiebungen, dem Vorjahr (vgl. Mate- 
rialband, Textl). Darum können auch in diesem 
Jahr Aussagen nur über die Ertragslage der erfaß- 


Übersicht 18 


Ergebnisse der Ertrags- Aufwandsrechnung gemäß § 4 LwG 4 ) 
in den erfaßten Weinbaubetrieben 


Wirtschaftsjahr 

Ver- 

gleichs- 

ertrag 

Ver- 

gleichs- 

auf- 

wand 

Ver- 
gleichs- 
betriebs- 
einkom- 1 
men 

Summe 
der Ver- 
gleichs- 
ansätze 

Abstand 

Ver- 

gleichs- 

ertrag 

Ver- 

| gleidis- 
auf- 
wand 

Ver- 

gleicbs- 

betriebs- 

einkom- 

men 

Summe 
der Ver- 
gleichs- 
ansätze 

Abstand 

DM/ha LF 

°/o 

DM/ha LF 

°/o 


Weinbaubetriebe mit einem Rebflächenanteil von 15 bis 30 °/o LF 




Flach- und Hanglagenbetrieb« 

1 


Steillagenbetriebe 


1967/68 

4 503 

4 841 

2 119 

2 457 

-14 

6 193 

6 509 

3212 

3 528 

- 9 

1968/69 

4 710 

4 784 

2 346 

2 419 

- 3 

6 245 

6 109 

3 694 

3 557 

+ 4 

1969/70 

5 816 

5 782 

2 993 

2 961 

+ 1 

5 540 

6 022 

2 924 

3 406 

-14 

1970/71 

5 032 

5 758 

2 391 

3 117 

-23 

. 

. 

. 

. 

. 

1971/72 

5 245 

5 937 

2 485 

3 166 

-22 

5 585 

6 080 

2 977 

3 466 

-14 

1972/73 

5 936 

6 102 

2 975 

3 141 

- 5 

5 923 

6 138 

3 062 

3 277 

- 7 


Weinbaubetriebe mit einem Rebflächenanteil von 30 

und mehr °/o LF 




Flach- und Hanglagenbetrieb« 

e 


Steillagenbetriebe 


1967/68 

13 124 

11 810 

6 781 

5 467 

+ 24 

16 657 

15 906 

9 365 

8 614 

+ 9 

1968/69 

14 807 

12 426 

8 057 

5 676 

+ 42 

14 654 

13 866 

8 876 

8 090 

+ 10 

1969/70 

11 795 

11 276 

6 013 

5 496 

+ 9 

14 008 

14 200 

7 518 

7 772 

- 3 

1970/71 

13 657 

12 789 

7 210 

6 342 

+ 14 

. 

. 

. 

. 

. 

1971/72 

12 808 

12 989 

5 896 

6 049 

- 3 

13 936 

13 755 

7 427 

7 214 

+ 3 

1972/73 

14611 

13 884 

7 652 

6 924 

+ 11 

15 427 

16 429 

7 960 

8 962 

-11 


methodische Hinweise siehe Materialband, Text 1 


44 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


ten Betriebsgruppen des Gartenbaues gemacht wer- 
den, die durch die ausgewerteten Betriebe reprä- 
sentiert sind. Es handelt sich dabei in erster Li- 
nie um Produktionsbetriebe wie Gemüse-, Zier- 
pflanzen- und Obstbaubetriebe sowie Baumschulen. 
Betriebs ergebnisse aus Unternehmen mit hohen 
Umsätzen aus Ladengeschäft oder überwiegendem 
Dienstleistungsanteil, wie Landschafts- und Fried- 
hofsgärtnereien, wurden wie bisher nicht in die 
Auswertung einbezogen. In Zukunft sollen, wenn 
möglich, auch Ergebnisse solcher Betriebe berück- 
sichtigt werden, um den gesamten Gartenbaube- 
reich anhand von Buchführungsergebnissen beurtei- 
len zu können. Entsprechende Forschungsaufträge 
zur Ermittlung repräsentativer Stichproben wurden 
bereits vergeben. 

Einkommensanalyse I 

30 . Die Einkommensentwicklung in den erfaßten 
Gartenbaubetrieben war 1972/73 nicht in allen Be- 
reichen so günstig wie in der Landwirtschaft oder 
den Weinbaubetrieben (vgl. auch Materialband, Ta- 
bellen 45 bis 47). 

In den Gemüsebaubetrieben war es trotz verbesser- 
ter Preissituation aufgrund des starken niederländi- 
schen Wettbewerbs im Schnitt nicht möglich, höhe- 
re Einnahmen und damit verbesserte Betriebserträ- 
ge zu realisieren als 1971/72. Im einzelnen lagen 
die Betriebserträge in den Unterglasbetrieben zwar 


etwas höher als im Vorjahr, denen jedoch entspre- 
chend höhere Aufwendungen gegenüberstanden. 

In den Freilandbetrieben konnte der Aufwand 
durch rationellen Einsatz geringfügig gesenkt wer- 
den. Insgesamt lag das durchschnittlich erzielte Be- 
triebseinkommen je Arbeitskraft mit 18 956 DM nur 
geringfügig über dem Ergebnis des Vorjahres (sie- 
he Übersicht 19). Die Gemüsebaubetriebe blieben 
damit hinter den Einkommen der übrigen Garten- 
baubetriebe und dem im Durchschnitt in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben erzielten Betriebsein- 
kommen zurück. 

Die Zierpflanzenbaubetriebe waren in der Lage, mit 
höheren Umsätzen und geringfügig besseren Be- 
triebserträgen bei nahezu (konstantem Arbeitskräf- 
tebesatz die gestiegenen Aufwendungen aufzufan- 
gen. Mit 21 200 DM Betriebseinkommen je Arbeits- 
kraft erzielten sie in etwa ein ähnlich gutes Ergeb- 
nis wie im Jahr 1971/72. Die Ergebnisse in dieser 
Gruppe sind jedoch nicht einheitlich: die Schnitt- 
blumenbetriebe konnten bei geringfügig reduzier- 
tem AK-Besatz sowohl die Einnahmen aus Blumen- 
verkäufen, vor allem aber die Umsätze aus Han- 
delsware und Ladengeschäft, deutlich erhöhen und 
trotz entsprechend gestiegener Aufwendungen bes- 
sere Einkommen je AK erwirtschaften als 1971/72. 

Die Topfpflanzenbetriebe erreichten dagegen nicht 
die guten Verkaufserfolge des Vorjahres. Ein Rück- 
gang des gesamten Betriebsertrages wurde nur 
durch Steigerung der Umsätze aus Handelsware 


Übersicht 19 


Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den erfaßten Gartenbaubetrieben 

DM/AK 


Wirtschaftsjahr 

Gemüsebau- 

betriebe 

Zierpflanzen- 
i baubetriebe 

Gemischt- 

betriebe 

Obstbau- 

betriebe 

Baum- 

schulen 

1962/63 

10 669 

10 390 

10 803 

5 556 

8 943 

1963/64 

10 583. 

1 1 040 

12 286 

9 020 

9 865 

1964/65 

11 073 

12 001 

11 609 

11 818 

11 660 

1965/66 

12 035 

13 617 

12 414 

12 846 

12 513 

1966/67 

12 157 

13 813 

14 197 

10 479 

12 570 

1967/68 

12 324 

14 938 

16 293 

10 066 

14 181 

1968/69 

15 217 

15 597 

14 285 

9 059 

18 115 

1969/70 

16 916 *) 

15 319 

. 

9 673 

21 851 

1970/71 

16 268 

18 470 

16 442 *) 

10 168 

20 584 

1971/72 

18 224 

20 869 


12 627 

25 913 

1972/73 

18 956 

21 198 

23 743 

23 538 

32 285 2 ) 


*) ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern 
2 ) ohne Forstbaumschulen 
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und Ladengeschäft vermieden. Wegen der mangeln- 
den Rationalisierungsmöglichkeiten in diesen Be- 
trieben und dem dadurch bedingten konstanten Ar- 
beitskräftebesatz; w<ar es ihnen 1972/73 nicht mög- 
lich, die gestiegenen Sach- und Lohnaufwendungen 
voll aufzufangen. Viele Betriebe mußten Einkom- 
menseinbußen gegenüber dem Vorjahr hinneh- 
men. 

Die Gemischtbetriebe, die zwar an Bedeutung ab- 
nehmen, aber dennoch nach wie vor in der Bundes- 
republik Deutschland zahlreich vertreten sind, 
konnten ihren Betriebsertrag 1972/73 auf 
125 000 DM je ha Gartenbaugrundfläche steigern. 
Diese Steigerung ist zurückzuführen sowohl auf ge- 
stiegene Erträge aus Gemüse- und Zierpflanzen Ver- 
käufen als auch insbesondere auf kräftig erhöhte 
Umsätze aus Handelsware und Ladengeschäft. Trotz 
gleichzeitig gestiegener Aufwendungen wurde ein 
durchschnittliches Betriebseinkommen von 
23 743 DM je Arbeitskraft erwirtschaft. Obwohl ge- 
rade in dieser Gruppe wegen der unterschiedlichen 
Organisation der Betriebe Vergleiche mit den Vor- 
jahren problematisch sind, kann festgehalten wer- 
den, daß dies Ergebnis deutlich über den Ergebnis- 
sen früherer Jahre und — ■ mit Ausnahme der Baum- 
schulbetriebe — auch über den Ergebnissen ande- 
rer Gartenbaubetriebe liegt. 

Besonders erfreulich ist die Einkommensverbesse- 
rung 1972/73 ln den Obstbaubetrieben. Mit einem 
Anstieg des Betriebseinkommens je Arbeitskraft 
um mehr als 10 000 DM gegenüber dem Vorjahr er- 
reichten sie im Durchschnitt 23 500 DM. Damit ge- 
lang es ihnen, genauso gute Einkommen zu erwirt- 
schaften wie die anderen Gartenbaubetriebe, hinter 
denen sie in den letzten Jahren immer um mehr als 
30% zurückblieben. Die Einkommensverbesserun- 
gen sind in erster Linie auf die stark gestiegenen 
Erzeugerpreise für Obst im Jahre 1972/73 gegen- 
über 1971/72 zurückzuführen, die trotz der ver- 
gleichsweise niedrigeren Erntemengen höhere Er- 
träge aus Obstbau um 53 % in den kleineren und 
72 % in den größeren Betrieben verursachten. Da- 
durch stieg der Betriebsertrag um etwa 42 % und 
der bereinigte Betriebsertrag sogar um 46 °/o in den 
kleineren und um 61 % in den größeren Betrieben. 
Die Steigerung des Sachaufwandes um 12% in den 
kleineren und um 6 % in den größeren Betrieben 
und des Lohnaufwandes um 23 % in den kleineren 
und 9 % in den größeren Betrieben wurde dadurch 
mehr als ausgeglichen. 

Neben den Obstbaubetrieben hatten abermals die 
Baumschulen 1 ) den höchsten Einkommenszuwachs. 
Mit einem Betriebseinkommen von 32 285 DM je 
Arbeitskraft lagen sie um mehr als 20 % über dem 
Ergebnis von 1971/72 und weit über dem der -ande- 
ren Betriebsgruppen. Diese günstige Entwicklung 
läßt sich im wesentlichen auf folgende Ursachen 
zurückführen: 

— Die Ziergehölzbaumschulen konnten trotz redu- 
zierten AK-Besatzes den Betriebsertrag um etwa 


J ) Wegen der geringen Anzahl der gelieferten Betriebs- 
statistiken konnten die Forstbaumschulbetriebe nicht 
in die Auswertung einbezogen werden. 


6 % steigern und damit die gestiegenen Auf- 
wendungen (Sachaufwand + 14 %, Lohnauf- 
wand + 5 %) auffangen. Bei gleichem Betriebs- 
einkommen je ha Gartenbaugrundfläche (GG) 
stieg das Betriebseinkommen je AK um 23 % 
auf 37 000 DM. 

— Die Obstbaumschulen profitierten von der guten 
Ertragslage der Obstbaubetriebe. Sie konnten im 
Vergleich zum Vorjahr den Betriebsertrag um 
50% steigern und damit die erheblich höheren 
Aufwendungen bei gleichzeitig 'höherem AK- 
Einsatz (Sach- und Lohnaufwand je +24%) 
mehr als ausgleichen. Das Betriebseinkommen 
je ha GG stieg um 80 % und je Arbeitskraft um 
50 % auf 28 500 DM. 


Einkommensanalyse 11 

31 . Die höchsten prozentualen Steigerungsraten 
beim Reineinkommen (Gewinn) hatten 1972/73 ge- 
genüber 1971/72 die Obstbaubetriebe zu verzeichnen 
(Übersicht 20). Mit 24 700 DM je Familien- AK in 
den kleineren und 41 856 DM in den größeren Be- 
trieben stieg ihr Reineinkommen (Gewinn) auf die 
gleiche Höhe wie in den anderen Gartenbaubetrie- 
ben. 

Die absolute Steigerung des Reineinkommens (Ge- 
winns) war in den Obstbaumschulen noch günsti- 
ger. Auch sie konnten nahezu eine Verdoppelung 
erzielen. Mit 63 580 DM je Familien- AK hatten sie 
damit 1972/73 ebenso gute Einkommen zur Verfü- 
gung wie die Ziergehölzbaumschulen, die die sehr 
guten Ergebnisse von 1971/72 nicht wiederholen 
konnten. 

Die Entwicklung des Reineinkommens (Gewinns) 
zeigt noch deutlicher als die des Betriebseinkom- 
mens die ungünstige Entwicklung in den Gemüse- 
bau - und Zierpflanzenbetrieben. Die 1972/73 erziel- 
ten Reineinkommen je Familien- AK von 22 231 DM 
bzw. 26 494 DM sind zwar nach wie vor günstiger 
als in den landwirtschaftlichen Betrieben, liegen 


Übersicht 20 

Reineinkommen (Gewinn) in den erfaßten 
Gartenbaubetrieben 

DM je Familien- AK 


Betriebsform 

Wirtschaftsjahr 

1971/72 | 

1972/73 

Gemüsebaubetriebe 

23 870 

22 231 

Zierpflanzenbaubetriebe .... 

31 320 

26 494 

Gemichtbetriebe 

— 

31 583 

Obstbaubetriebe 

13 669 

29 550 

Baumschulen 

61 023 

63 235 
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aber deutlich unter den guten Ergebnissen von 
1971/72. 

32. Die unterschiedliche Entwicklung der Ertrags- 
lage in den Gartenbaubetrieben spiegelt sich auch 
in der Investitionstätigkeit 1972/73 wider. Während 
die Gemüse- und Zierpflanzenbaubetriebe mit ihren 
Investitionen .deutlich zurückhaltender waren als 
im Vorjahr, wurden in Obstbaubetrieben wieder 


höhere Investitionen getätigt. Gleichzeitig konnten 
diese in gewissem Umfang Verbindlichkeiten tilgen 
oder Guthaben aufbauen. 

Einkommensanalyse III 

33. Einkommenskombinationen spielen in den er- 
faßten Gartenbaubetrieben keine Rolle. Insbesonde- 
re zusätzliche Einkünfte aus selbständiger oder un- 


Ubersicht 21 


Ergebnisse der Ertrags-Aufwandsreclmung 
nach § 4 LwG in den erfaßten Gartenbaubetrieben *) 


Wirtschaftsjahr 

Vergleichs- 

ertrag 

Vergleichs- 

aufwand 

Vergleichs- 

betriebs- 

einkommen 

Summe der 
Vergleichs- 
ansätze 

Abstand 

%> 

DM/ha GG 



Gemüsebaubetriebe 



1969/70 

48 991 2 ) 

44 541 2 ) 

24 290 2 ) 

19 840 2 ) 

+ 22 2 ) 

1970/71 

61 078 

62 322 

28 254 

29 498 

- 4 

1971/72 

62 237 

62 281 

31 539 

31 583 

± 0 

1972/73 

63 839 

66 156 

34 342 

36 659 

- 6 



Zierpflanzenbaubetriebe 



1969/70 

183 415 

183 677 

75 464 

75 726 

± 0 

1970/71 

215 640 

215 438 

90 511 

90 309 

± 0 

1971/72 

254 279 

247 891 

108 620 

102 233 

+ 6 

1972/73 

266 157 

264 534 

109 855 

108 232 

+ 1 



Gemischtbetriebe 



1969/70 

. 

. 

. 

. 

1 

1970/71 

79 818 2 ) 

81 382 2 ) 

28 297 2 ) 

29 861 2 ) 

- 5 2 ) 

1971/72 

- 

. 

. 

. 

. 

1972/73 

125 092 

118 106 

56 127 

49 141 

+ 14 



Obstbaubetriebe 



1969/70 

6 148 

7 876 

2 546 

4 274 

-40 

1970/71 

7 170 

9 204 

2 880 

4914 

-41 

1971/72 

7 844 

9 672 

3 287 

5 115 

-36 

1972/73 

11 078 

10 890 

6 114 

5926 

+ 3 



Baumschulen 



! 1969/70 

39 605 

34 042 

20 089 

14 526 

+38 

1970/71 

36 493 

34 186 

19 575 

17 268 

+ 13 

1971/72 

52 248 

45 792 

25 360 

18 904 

+ 34 

1972/73 3 ) 

65 948 

60 350 

33 853 

28 255 

+20 


1 ) vgl. zur längerfristigen Entwicklung Materialband, Tabelle 47; methodische Hinweise siehe Materialband, Text 1 

2 ) ohne Betriebe mit weniger als 20 000 Einheitsquadratmetern 

3 ) ohne Forstbaums chulen 
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selbständiger Tätigkeit kommen nicht in nennens- 
wertem Umfang — mit Ausnahme von wenigen 
Ostbaumschulen — vor. Lediglich dn den größeren 
Gartenbaubetrieben sind ähnlich wie in den größe- 
ren landwirtschaftlichen Betrieben in gewissem 
Umfang sonstige Einkünfte aus Kapitalvermögen 
u. a. ausgewiesen, soweit sie im Erhebungsbogen 
erfaßt wurden. 


Ertrags- Aufwands rechnung nach § 4 LwG 

34. Aufgrund der nach wie vor vergleichsweise 
günstigen Ertragslage in den erfaßten Gartenbaube- 
trieben führt die Ertrags-Aufwandsrechnung nach 
§ 4 LwG kaum zu negativen Abweichungen von der 
Summe der Vergleichsansätze. Allerdings zeigen 
die Zahlen der Gemüsebaubetriebe zunehmend 
schlechtere Ergebnisse und spiegeln damit die für 
die Betriebe ungünstiger gewordenen Preis-Kosten- 
bedingungen bei zunehmender Konkurrenz wider 
(siehe Übersicht 21). Sie weisen 1972/73 als einzige 
Gruppe der Gartenbaubetriebe einen negativen Ab- 
stand auf. 

Bemerkenswert ist, daß den Obstbaubetrieben nach 
langer Zeit der volle Anschluß an die allgemeine 
Entwicklung gelungen ist, hinter der sie in den letz- 
ten Jahren um 36 bis 41 °/o zurückgeblieben sind. 


Die Zierpflanzenbaubetriebe weisen ähnlich wie 
1969/70 und 1970/71 praktisch keinen Absitand auf. 
Die Baumschulen haben nach wie vor einen außer- 
ordentlich positiven Abstand zu den Vergleichsan- 
sätzen. 


1.22 Hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe 1973/74 
(Vorschätzung) 

35. Nach den Vorschätzungen mit Hilfe des weiter 
entwickelten Modellbetriebsnetzes für die Testbe- 
triebe über der Grenze nach § 4 LwG wird das Be- 
triebseinkommen je Arbeitskraft im Wirtschaftsjahr 
1973/74 im Durchschnitt um etwa 6 bis 10% auf 
21 730 bis 22 550 DM je AK ansteigen. Bei den ver- 
schiedenen Betriebs gruppen werden 'sich im einzel- 
nen beträchtliche Unterschiede ergeben. Mit über- 
durchschnittlichen Zuwachsraten ist bei den Ver- 
edelungsbetrieben zu rechnen. Bei den Marktfrucht- 
betrieben werden die Einkommen in etwa durch- 
schnittlich steigen. Demgegenüber werden bei den 
Futterbau- und Gemischtbetrieben die Einkommens- 
zunahmen hinter der allgemeinen Entwicklung Zu- 
rückbleiben. Insgesamt gesehen werden im Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 die Betriebe mit einem Stan- 
dardbetriebseinkommen über 50 000 DM am besten 
abschneiden (vgl. Übersicht 22). 


Übersicht 22 


Voraussichtliches Betriebseinkommen je Arbeitskraft in den Betrieben über der 
Grenze nach § 4 LwG im Wirtschaftsjahr 1973/74 


Betriebsform 

Betriebe mit einem Standardbetriebseinkommen 
von . . . bis unter . . . DM 


unter 20 000 

20 000 bis 50 000 j 

50 000 und mehr 

insgesamt 

Marktfruchtbetriebe 

Betriebseinkommen DM/ AK 1973/74 

16 480 bis 17 090 23 140 bis 23 790 30 870 bis 32 000 

24 940 bis 25 630 

Futteibaubetriebe 

14 460 bis 15 070 

19 560 bis 20 410 

26 060 bis 27 150 

17 740 bis 18 700 

Veredlungsbetriebe 

19 640 bis 20 630 

30 030 bis 31 590 

34 820 bis 36 860 

31 180 bis 32 220 

Landwirtschaftliche 

Gemischtbetriebe 

15 140 bis 15 740 

22 230 bis 23 100 

26 070 bis 26 820 

20 430 bis 21 030 

insgesamt . . . 

15 570 bis 16 180 

21 850 bis 22 710 

28 740 bis 30 380 

21 730 bis 22 550 

Marktfruchtbetriebe 

Veränderungen 1973/74 gegenüber 1972/73 in °/o 

8 bis 12 7 bis 10 9 bis 13 

9 bis 12 

Futterbaubetriebe 

— 2 bis —6 

— 4 bis — 8 

0 bis —4 

— 3 bis — 8 

Veredlungsbetriebe 

18 bis 24 

16 bis 22 

20 bis 27 

20 bis 24 

Landwirtschaftliche 

Gemischtbetriebe 

1 bis 5 

2 bis 6 

4 bis 7 

2 bis 5 

insgesamt . . . 

2 bis 6 

1 bis 5 

5 bis 1 1 

6 bis 10 
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Die stark voneinander abweichende Einkommens- 
entwicklung bei den Futterbau- und Veredelungs- 
betrieben spiegelt die voraussichtliche gegenläufige 
Preisentwicklung für Rinder auf der einen Seite 
und Schweine, Eier und Geflügel 'auf der anderen 
Seite wider. 

Die ungünstigen Auswirkungen der starken Preis- 
steigerungen bei den Betriebsmitteln werden wie in 
den Vorjahren durch Rationalisierungsmaßnahmen, 
insbesondere durch eine Vergrößerung des Produk- 
tionsvolumens und Verringerung des Arbeitskräfte- 
besatzes ausgeglichen werden können. Bei der Beur- 
teilung der Vorschätzungsergebnisse ist zu beachten, 
daß die Schätzung der Mengen und Preise der ein- 
zelnen Positionen des Betriebsaufwandes im Wirt- 
schaftsjahr 1973/74 durch die Energieverteuerung 
und die ungewisse konjunkturelle Entwicklung mit 
erheblichen Unsicherheitsfaktoren behaftet ist. 

36. Für Wein- und Gartenbaubetriebe sind bisher 
keine Modelle aufgebaut, die ähnliche Vorschät- 
zungen ermöglichen. Hinzu kommt, daß einige 
Sparten des Gartenbaus stark von der allgemeinen 
konjunkturellen Entwicklung abhängig sind und 
daß Unterglasbetriebe besonders durch die Heizöl- 
verteuerung getroffen werden. Dadurch wird eine 
Aussage über die voraussichtliche Entwicklung der 
Ertragslage der Betriebe im Jahr 1973/74 sehr er- 
schwert. Dennoch sind einige Indikatoren zu nen- 
nen, die Rückschlüsse auf die mögliche Entwick- 
lung zulassen. 

37. Im Weinbau wurde 1973 mit 10,7 Millionen hl 
die höchste Weinmosternte überhaupt eingebracht, 
die auch qualitativ gut beurteilt wird. Aufgrund der 
großen Erntemenge ist bereits ein deutlicher Preis- 
rückgang festzustellen. Dennoch kann auch bei 
weiter steigenden Produktionskosten 1973/74 mit 
einer günstigen Einkommensentwicklung in den 
Weinbaubetrieben gerechnet werden. 

38. In Gartenbaubetrieben ist mit unterschiedli- 
chen Entwicklungen zu rechnen. Bei Gemüse sind 
sowohl eine höhere Ernte als auch verbesserte Er- 
zeugerpreise festzustellen, die es den Freilandbe- 
trieben ermöglichen werden, steigende Kosten auf- 
zufangen. In den Unterglasbetrieben können dage- 
gen aufgrund der starken Heizölverteuerung Ein- 
kommensrückgänge nicht ausgeschlossen werden, 
insbesondere in solchen Betrieben, die durch hohen 
Kapitaldienst finanziell überdurchschnittlich bela- 
stet ,sind. 

Die Zierpflanzenbaubetriebe sind stark von der all- 
gemeinen Konjunkturlage abhängig und werden 
ebenfalls durch die hohen ölpreise betroffen. Eine 
Aussage über die Entwicklung ist deshalb beson- 
ders schwierig. Dennoch ist zu erwarten, daß ratio- 
nell geführte Betriebe auch 1973/74 Einkommens- 
verbesserungen erzielen können. 

Bei den Obstbaubetrieben ist ungewiß, ob sich die 
guten Einkommen des letzten Wirtschaftsjahres 
auch 1973/74 im Durchschnitt der Betriebe realisie- 
ren lassen. Die hohe Apfelernte hat zu rückläufigen 
Preisen geführt. 


1.23 Nebenberuflich bewirtschaftete Betriebe ') 

39. Das gegenwärtig zur Verfügung stehende Ma- 
terial über die Einkommenslage in der nebenberuf- 
lichen Landwirtschaft ist noch unzugänglich. Diese 
Informationslücke kann erst durch die Ergebnisse 
der Landwirtschaftszählung 1971 und des neu ein- 
gerichteten Testbetriebsnetzes für nebenberuflich 
bewirtschaftete Betriebe geschlossen werden. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist die Auswertung 
der Landwirtschaftszählung 1971 noch nicht abge- 
schlossen. über die sozialökonomische Struktur der 
Betriebe stehen bis jetzt lediglich Ergebnisse einer 
Auswertung nach der Höhe des Standardbetriebs- 
einkommens (Einkommenskapazität der Betriebe) 
zur Verfügung. 

Das Testbetriebsnetz für nebenberuflich bewirtschaf- 
tete Betriebe wurde wie geplant zum l.Juli 1973 
eingerichtet. Insgesamt konnten dafür rd. 1 000 Be- 
triebsleiter gewonnen werden. Die ersten Ergebnis- 
se aus diesem Testbetriebsnetz sind für den Agrar- 
bericht 1975 zu erwarten. 

Aussagen über die Einkommensverhältnisse in der 
nebenberuflichen Landwirtschaft können auch in 
diesem Agrarbericht, wie schon in früheren Jahren, 
nur an Hand der Ergebnisse wissenschaftlicher Un- 
tersuchungen 1 2 ) gemacht werden. 

40. Bei der Analyse der Einkommenslage der ne- 
benberuflichen Landwirtschaft anhand der Ergeb- 
nisse der Landwirtschaftszählung 1971 *) ist zu be- 
rücksichtigen, daß hier die landwirtschaftlichen Ein- 
kommen in Form des Standardbetriebs einkommens 
mit Hilfe durchschnittlicher Erträge, Preise und Ko- 
sten berechnet wurden. Dieser standardisierte Maß- 
stab gibt zwar die durchschnittlichen Verhältnisse 
wieder, kann aber von der tatsächlichen Einkom- 
menssituation des Einzelbetriebes erheblich abwei- 
chen. 

Unter den rd. 1,1 Millionen landwirtschaftlichen Be- 
trieben, die 1971 gezählt wurden, gab es 383 000 Be- 
triebe mit einem 'Standardbetriebseinkommen unter 
4 000 DM. (vgl. Übersicht 4) Diese Betriebe werden 
nebenberuflich bewirtschaftet. Im wesentlichen 
trifft dies auch noch für die rd. 158 000 Betriebe zu, 
deren Standardbetniebseinikommen zwischen 4 000 
und 8 000 DM liegt. Viele Betriebe mit einer Ein- 
kommenskapazität um 8 000 DM Standardbetriebs- 
einkommen gehören jedoch bereits zu den hauptbe- 
ruflich bewirtschafteten Betrieben mit Zuerwerb. In 
den Fällen, in denen es den Inhabern dieser Betrie- 


1 ) Betriebe, in denen keine voll arbeitsfähige Arbeits- 
kraft hauptberuflich tätig ist. Hauptberuflich ist eine 
Erwerbstätigkeit dann, wenn mehr als die Hälfte der 
Arbeitszeit eingesetzt wird. 

2 ) Institut für ländliche Strukturforschung an der Johann- 
Wolfgang-Goethe-Universität (Frankfurt/Main) und 
Institut für Strukturforschung der FAL (Braunschweig- 
Völkenrode): Ergebnisse einer Untersuchung neben- 
beruflich bewirtschafteter Betriebe in verschiedenen 
Gebieten der Bundesrepublik Deutschland, Oktober 
1973. 

l ) Die Ergebnisse einer Vorwegauswertung der LZ- 
Ergebnisse enthält bereits der Agrarbericht 1973. 
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be, insbesondere in weniger entwickelten Regionen, 
nicht gelingt, einen qualifizierten außerlandwirt- 
schaftlichen Beruf zu ergreifen oder in denen das 
landwirtschaftliche Einkommen nur zusammen mit 
Renten und anderen Sozialeinkommen die wirt- 
schaftliche Grundlage für ältere oder in ihrer Er- 
werbsfähigkeit behinderte Betriebsinhaber bildet, 
gewährleistet die Bewirtschaftung des landwirt- 
schaftlichen Betriebes zumindest ein gewisses Maß 
an „sozialer Sicherheit' 1 . 

In der Gruppe der rd. 132 000 Betriebe mit einem 
Standardbetriebseinkommen von 8 000 bis 
12 000 DM sind in der Mehrzahl hauptberuflich be- 
wirtschaftete Betriebe mit Zuerwerb enthalten. Hier 
sind häufig wirtschaftliche und soziale Spannungen 
zu beobachten, weil der Übergang in einen außer- 
landwirtschaftlichen Hauptberuf und die erforderli- 
che betriebsorganisatorische Anpassung der Betrie- 
be noch nicht abgeschlossen sind. 

Zunehmend häufiger werden Betriebe dieser Ein- 
kommenskapaziität aber auch neben einer qualifi- 
zierten außerlandwirtschaftlichen Berufstätigkeit 
von ihren Inhabern weiter bewirtschaftet und teil- 
weise sogar noch vergrößert. Ihre Motive sind ver- 
schieden. Im Vordergrund dürfte jedoch die Auf- 
stockung des Familieneinkommens stehen. Noch 
verfügbare Teilarbeitszeiten lassen sich bei ver- 
nünftiger Organisation mit hoher Effizienz in ne- 
benberuflich bewirtschafteten Betrieben einsetzen, 
insbesondere dann, wenn sich die landwirtschaftli- 
chen Arbeiten auf bestimmte Spitzenzeiten konzen- 
trieren. Außerdem können die zu einem früheren 
Zeitpunkt angeschafften langlebigen Produktions- 
mittel praktisch ohne feste Kosten genutzt werden. 
Falls aus früheren Investitionsentscheidungen noch 
Rückzahlungsverpflichtungen bestehen, ist die Auf- 
gabe der Bewirtschaftung ohnehin kaum möglich. 
Schließlich versuchen viele Landwirte, die früher 
ihren Betrieb hauptberuflich bewirtschaftet haben, 
mit Hilfe der beruflichen Kombination Nachteile 
auszugleichen, die sie durch einen zu späten Über- 
gang zum außerlandwirtschaftlichen Hauptberuf 
und durch die damit verminderten Aufstiegschan- 
cen haben. 

Nebenberuflich bewirtschaftete Betriebe finden sich 
auch noch unter den rd. 387 000 Betrieben mit ei- 
nem Standardbetriebseinkommen über 12 000 DM. 
Die besonders dynamischen, bisher schon erfolgrei- 
chen Betriebsleiter mit Betrieben zwischen 12 000 
und 16 000 DM Standardbetriebseinkommen wissen, 
daß sie den Anschluß an die allgemeine Einkom- 
mensentwicklung ohne weiteres Wachstum der Be- 
triebe nicht finden können. In diesen Fällen ist es 
für nicht wenige, insbesondere jüngere Landwirte 
mit guter Ausbildung, richtiger und zum Teil auch 
risikoloser, Chancen der Einkommensverbesserung 
nicht in der Vergrößerung des landwirtschaftlichen 
Betriebes, sondern im nichtlandwirtschaftlichen Be- 
reich zu suchen. In den Fällen, in denen Betriebe 
auch noch bei einer Einkommenskapazität von 
mehr als 16 000 DM Standardbtriebseinkommen ne- 
benberuflich bewirtschaftet werden, liegen in der 
Regel besondere unternehmerische Voraussetzun- 


gen vor. Zusammen mit dem Hauptberuf werden 
hier relativ hohe Gesamteinkommen erzielt. 

Für eine detailliertere Analyse der wirtschaftlichen 
und sozialen Probleme in nebenberuflich bewirt- 
schafteten Betrieben sind weitere Untersuchungen 
anhand der Ergebnisse der Landwirtschaftszählung 
1971 eingeleitet. Dabei werden strukturelle, soziale 
und regionale Aspekte eine besondere Rolle spie- 
len. 

41 . Neuere wissenschaftliche Untersuchungen 
über Lage, Größe und Produktionsrichtung neben- 
beruflich bewirtschafteter Betriebe sowie über die 
Altersstruktur und Berufe der Betriebsinhaber las- 
sen erkennen, daß die betriebswirtschaftlichen Ver- 
hältnisse in den untersuchten Betrieben der vier 
aus gewählten Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland (Elbe-Weser-Dreieck, Saarland, Oden- 
wald und Innerer Bayerischer Wald) erheblich von- 
einander ab weichen (siehe auch Materialband, Text 
2). Von den Betriebsinhabern der Betriebe im Saar- 
land werden im Durchschnitt größere Flächen be- 
wirtschaftet und wird mehr Kapital eingesetzt als 
in den Betrieben der anderen Regionen. Auch die 
Produktionsrichtung ist hier nicht so stark auf 
Futterbau und Rindviehhaltung ausgerichtet. 

In der Mehrzahl werden die in den untersuchten 
Regionen erfaßten Betriebe von Betriebsleitern im 
Alter von 35 bis 60 Jahren bewirtschaftet. In der 
hauptberuflichen Erwerbstätigkeit ist die berufliche 
Stellung der Betriebsinhaber zumeist die des un- 
oder angelernten Arbeiters oder des Facharbeiters. 
Die .strukturellen Voraussetzungen der Betriebe 
und die soziologischen Merkmale der Familien 
spiegeln sich in der Höhe der Gesamteinkommen 
deutlich wider. Die Betriebsinhaber über 60 Jahre 
sowie die an- und ungelernten Arbeiter und Rentner 
weisen die niedrigsten Einkommen auf. Die Sozial- 
einkommen erreichen hier einen größeren Umfang. 
Die im Durchschnitt beachtliche Höhe des Fami- 
lieneinkommens erfährt mit der Aufgliederung nach 
dem Alter und der Berufstätigkeit der Betriebsinha- 
ber somit eine deutliche Differenzierung. Nicht zu 
übersehen sind auch die regionalen Unterschiede. 
Im Bayerischen Wald treffen geringe betriebliche 
Einkommenskapazitäten mit niedrigen außerbe- 
trieblichen Einkommen zusammen. Dabei ist der 
Arbeitseinsatz nicht geringer als in den anderen 
Regionen. 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, daß die Be- 
rufs- und Einkommenskombination teilweise recht 
schwierig ist. Dort, wo die Anpassung der Betriebe 
und ihrer Organisation an die veränderte Bewirt- 
schaftungsform und die reduzierte Arbeitskapazität 
nicht gelungen ist, ist Unzufriedenheit in den Fami- 
lien spürbar ; die Menschen fühlen sich überfor- 
dert. 

Es stellt sich die Frage, in welchem Ausmaß es den 
Familien mit kleinen Betrieben heute schon gelun- 
gen ist, durch Kombination verschiedener Einkom- 
mens- und Unterhaltsquellen den bei anderen Be- 
völkerungsgruppen bestehenden Einkommensstan- 
dard und Umfang an sozialer Sicherheit zu errei- 
chen. Gleiche materielle Lebens Verhältnisse sollten 


50 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


dabei nicht mit Erschwernissen in anderer Hinsicht 
(Überlastung der Frau, Vernachlässigung der Aus- 
bildung der Kinder, ständige familiäre Trennung 
durch Erwerbs tätigk eit an einem entfernten Arbeits- 
ort u. dgl.) erkauft werden müssen. Die bisher 
vorliegenden Ergebnisse lassen nicht ohne weiteres 
darauf schließen, daß die Einkommenslage der In- 
haber von Betrieben mit Einkoimmenskombination 
ungünstiger ist als die vergleichbarer sozialer 
Gruppen. Die Ergebnisse der amtlichen Statistik 
werden noch daraufhin analysiert werden müssen, 
welche sozialen Gruppen der ländlichen Bevölke- 
rung noch Schwierigkeiten haben, sich in dem 
sturkturellen Anpassungsprozeß zurechtzufinden. 
Zu befriedigenden Lebens Verhältnissen gehören al- 
lerdings nicht nur angemessene Einkommen, son- 
dern auch vergleichbare Wohnverhältnisse, Ausbil- 
dungs- und Fortbildungsmöglichkeiten, ärztliche 
Versorgung, kulturelle Anregungen usw. Bei Be- 
achtung dieser zusätzlichen Faktoren sind mögli- 
cherweise bestimmte Personengruppen — Jugendli- 
che, Frauen, alte Menschen, körperlich und geistig 
Behinderte — in entfernteren ländlichen Gebieten 
stärker benachteiligt als in städtisch entwickelten 
Räumen. 


Zusammenfassend kann festgestellt werden: Die 
Einkommenssituation nebenberuflicher Landwirte, 
die mit ensprechender Ausbildung oder Umschu- 
lung einen sicheren außerlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsplatz gefunden haben und einer geregelten Be- 
rufstätigkeit nachgehen, ist in der Regel günstiger 
als die ihrer nichtlandwirtschaftlichen Berufskolle- 
gen ohne diese Einkoimmenskombination. Die wirt- 
schaftliche und soziale Lage vieler Familien, deren 
Erwerbspersonen überwiegend in einem landwirt- 
schaftlichen Betrieb mit geringer Einkommenskapa- 
zität tätig sind und zu einer qualifizierten außer- 
landwirtschaftlichen Berufstätigkeit nicht finden 
konnten, ist dagegen häufig unbefriedigend. In er- 
ster Linie trifft dies für Familien in industriefernen 
Mittelgebirgslagen zu. Die landwirtschaftliche Ein- 
kommensgrundlage ist hier begrenzt und vorwie- 
gend auf Futterbau und Rindviehhaltung ausgerich- 
tet. Möglichkeiten für eine Vergrößerung der Ge- 
bäudekapazitäten bestehen kaum. Auf der anderen 
Seite stehen diesen Betriebsinhabern und ihren Fa- 
milienangehörigen außerlandwirtschaftliche Berufs- 
und Erwerbsmöglichkeiten in geringerem Umfang 
zur Verfügung als in industrienahen Gebieten. 
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2 Forst- und Holzwirtschaft 


42 . Die wirtschaftliche Situation der Forstbetriebe 
wurde im Berichtszeitraum sehr stark durch die 
Sturmkatastrophe vom Herbst 1972 in Norddeutsch- 
land und die Sturm- und Schneebruchschäden vom 
Frühjahr 1973 beeinflußt. Insgesamt fielen durch 
diese extremen Witterungseinwirkungen im Forst- 
wirtschaftsjahr 1973 rd. 75 v. H. des durchschnittli- 
chen Nutzungssatzes in den Jahren 1950 bis 1970 
an. 

Durch die Bemühungen der Bundesregierung und 
der Landesregierungen, die negativen Auswirkun- 
gen der Sturmkatastrophe auf die Einkommen der 
Forstbetriebe in möglichst engen Grenzen zu hal- 
ten, und durch die konjunkturelle Belebung der 
Nachfrage hat sich trotzdem die Einkommenssitua- 
tion im Vergleich zum Vorjahr geringfügig verbes- 
sert. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß in 
den vom Sturmschaden betroffenen Betrieben das 
Schadholz voll als Einkommen ausgewiesen ist, ob- 
wohl dieses Holz vor Eintritt des Schadens zumin- 
dest teilweise Produktions vermögen darstellte. Der 
tatsächliche Holzeinschlag lag in den Schadensbe- 
trieben in der Regel weit über dem Holzzuwachs, 
so daß im Berichtszeitraum durch den schadensbe- 
■ dingten Eingriff in das Vermögen Scheingewinne 
entstanden, die das Betriebseinkommen positiv be- 
einflußten. Die Wiederaufforstungskosten der 
Sturmschadensflächen, die im Schadensgebiet bei 


Übersicht 23 


Betriebsergebnisse der Forstbetriebe *) 


Jahr 

Betriebs- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

Rein- 

ertrag 

Betriebs- 

ein- 

kommen 

DM je ha Forstfläche 

DM/AK 

1963 

314 

226 

+ 33 

9 965 

1970 

356 

262 

+ 37 

14 694 

1971 

359 

258 

+ 8 

14 773 

1972 2 ) 

373 

275 

+ 9 

15 806 

1973 2 ) 

389 

289 

+ 11 

16 841 


J Für den Staatswald Totalerhebung, für den Körper- 
schaftswald und Privatwald je 100 ausgewählte Be- 
triebe. Der Privatwald unter 100 ha ist nicht erfaßt. 

2 ) vorläufig. 


den meisten Betrieben da s Mehrfache der normalen 
jährlichen Aufforstungsfläche betragen, werden die 
Reinerträge dieser (Betriebe in den kommenden Jah- 
ren negativ beeinflussen, zumal auf diesen Flächen 
erst langfristig wieder mit positiven Betriebsergeb- 
nissen zu rechnen sein wird. 

Das Betriebseinkommen aller Forstbetriebe im 
Durchschnitt aller Besitzarten erreichte 1973 eine 
Höhe von 16 841 DM/ AK und lag somit um 6,5 °/o 
über dem Vorjahr es er gebnis (vgl. Übersicht 23 und 
Materialband, Tabelle 48). 

Der Produktionswert der Forstwirtschaft, der auf 
dem tatsächlichen Einschlags er gebnis (einschließ- 
lich Schadholzunfall) basiert und keine Vorratsver- 
änderungen berücksichtigt, lag 1973 infolge des ho- 
hen Schadholzanfalls mit etwa 2,2 Mrd. DM um 317 
Millionen DM höher .als das endgültige Vorjahres- 
ergebnis. Gegenüber 1963 ergibt sich eine Steige- 
rung von etwa 43 °/o. 

Der Beitrag der Forstwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (in jeweiligen Preisen) stieg gegenüber 
1972 um 237 Millionen DM auf etwa 1,6 Mrd. DM in 
1973. Die Wertschöpfung stieg von 1,2 Mrd. DM 
(1972) auf etwa 1,4 Mrd. DM (1973); dies entspricht 
einer Wertschöpfung von 11 781 DM/ AK (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 49). 

43 . Trotz der infolge der allgemeinen konjunktu- 
rellen Entwicklung lebhaften Steigerung des Absat- 
zes insbesondere zu Beginn des Berichtzeitraumes 
hat sich die wirtschaftliche Situation der Betriebe 
der Holzwirtschaft (Sägewerke und holzbe- und -ver- 
arbeitende Industrie) im Vergleich zum Vorjahr nur 
wenig verändert. 

Der Produktionswert der Holzwirtschaft — ein- 
schließlich Holzhandel und Holzhandwerk — wird 
für 1973 auf 51 Mrd. DM geschätzt. Der Beitrag der 
Holz Wirtschaft zum Bruttoinlandsprodukt lag im 
Berichtszeitraum mit etwa 21 Mrd. DM um 11 °/o hö- 
her als im Jahre 1972. 

Der Anteil von Forst- und Holzwirtschaft am ge- 
samten Bruttoinlandsprodukt machte 1973 etwa 
2,4 % aus. 

Die Steigerungsrate des Produktionsvolumens lag 
in den letzten 10 Jahren bei den Sägewerken und 
sonstigen holzbearbeitenden Industriebetrieben un- 
ter dem Durchschnitt der Industrie insgesamt. Die 
Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe erzeugen- 
den Betriebe verzeichneten dagegen etwa eine 
durchschnittliche und die holzverarbeitende Indu- 
strie (einschließlich der Möbelindustrie) eine über- 
durchschnittliche Produktionszunahme. 
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3 Fischerei 


44 , In der Großen Hochseeiischerei ist 1972 ge- 
genüber dem durch hohe Kostensteigerungen beein- 
trächtigten Vorjahresergebnis keine Verbesserung 
der unbefriedigenden wirtschaftlichen Situation 
eingetreten. Die Betriebsverluste .stiegen um 0,2 
Millionen auf 13 Millionen DM J ). Zwar betrachten 
im Frischfischbereich die beträchtlich gestiegenen 
Preise trotz rückläufiger Anlandungen eine Verbes- 
serung des immer noch negativen Betriebsergebnis- 
ses (./. 9,5 Millionen DM) . Gleichzeitig führten je- 
doch die starke Zunahme der Kosten und der durch 
ungünstige Fangbedingungen verursachte Produk- 
tionsrückgang im Froistfischbereich zu einer erheb- 
lichen Ergebnisverschlechterung. Lediglich die gro- 
ßen Vollfroster konnten einen geringfügigen Be- 
triebsgewinn erzielen (vgl. Materialband, Tabelle 
51). Die Stabilisierung der Marktlage läßt für 1973 
eine Verbesserung der Erlössituation erwarten, er- 
hebliche Risiken liegen jedoch im Produktionsbe- 
reich, insbesondere aufgrund der ungeklärten Lage 
im deutsch-isländischen Fischereikonflikt. 


ß Vorläufige Ergebnisse der Untersuchung der Kosten 
und Ertragslage in der deutschen Hochseefischerei 
1972, Treuhand AG Hannover. 


45 . Günstiger als in der Großen Hochseefischerei 
hat sich auch 1972 die Aufwands- und Ertragslage 
der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei ( Kutter f i- 
scherei) entwickelt. Hier ist insgesamt eine weitere 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage bei sehr 
beträchtlichen Unterschieden zwischen den einzel- 
nen Betriebstypen zu verzeichnen (vgl. Material- 
band, Tabelle 52). Zur Steigerung der Erlöse gegen- 
über dem Vorjahr um knapp 12% auf 92,2 Millio- 
nen DM hat die weitere Verlagerung vom Industrie- 
fischfang auf den Fang von hochwertigen Konsum- 
fisch wesentlich beigetragen. Daher konnten die 
anpassungsfähigen Familienbetriebe der Kutterfi- 
scherei trotz des weiter erheblich angestiegenen 
Betriebsaufwandes, insbesondere für Reparaturen 
und Ausrüstungen, befriedigende Einkommen erzie- 
len. Auch für 1973 können ähnlich günstige Ergeb- 
nisse erwartet werden. 

46 . Die Einkommensentwicklung in der Binnenfi- 
scherei wurde durch den erheblichen Anstieg der 
Produktionskosten für Karpfen und Forellen beein- 
trächtigt. Bei steigenden Einfuhren aus dem Aus- 
land und einer stetig zunehmenden Nachfrage 
konnten teilweise leichte Erlösverbesserungen er- 
reicht werden. 
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Ziele und Programme 


A. Allgemeine Ziele 

47 . Die Agrar- und Ernährungspolitik der Bundes- 
regierung versteht sich als Integraler Bestandteil 
einer Politik zur Lösung zentraler Probleme der Ge- 
sellschaft. In der Regierungserklärung vom 18. Ja- 
nuar 1973 heißt es dazu: „Agrarpolitik in unserer 
Zeit muß Politik für die Menschen im ländlichen 
Raum sein; sie muß sich auch an den Interessen der 
Verbraucher orientieren. Sie muß überdies Politik 
für die Menschen sein, die auf dem Lande Ruhe 
und Erholung suchen." 

48 . Die gegenwärtigen und zukünftigen Schwer- 
punktaufgaben der Agrar- und Emährungspolitik 
lassen sich zu vier zentralen Zielkomplexen 
(Hauptzielen) zusammenfassen. Sie lauten: 

A. Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländli- 
chen Raum sowie gleichrangige Teilnahme der 
in der Land- 1 ), Forstwirtschaft und Fischerei 
Tätigen an der allgemeinen Einkommens- und 
Wohlstands entwicklung. 

B. Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ 
hochwertigen Produkten der Agrarwirtschaft zu 
angemessenen Preisen. 

C. Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh- 
rungsprobleme und Verbesserung der agrari- 
schen Außenwirtschaftsbeziehungen. 

D. Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Natur 
und Landschaft, Verbesserung des Tierschutzes. 

49 . Zur Verbesserung der Grundlagen für den Pla- 
nungsprozeß und die Entscheidungsfindung hat das 
BML — ausgehend von den vier Hauptzielen — eine 
Zielstruktur entwickelt, die in der Anlage zu die- 
sem Bericht (S. 141) wiedergegeben wird. Nachfol- 
gend werden zur Verdeutlichung der Hauptziele ei- 
nige wichtige Teilziele aufgeführt. 

Zu Hauptziel A 

50 . Ein wesentlicher Schwerpunkt der Agrar- und 
Emährungspolitik liegt bei den Ln der Land-, Forst- 
wirtschaft und Fischerei Tätigen und ihren Famili- 
en. Ihre Teilnahme an der allgemeinen Wohlstands- 
entwicklung erfordert einen ausgewogenen und 
konzertierten Einsatz von Maßnahmen der Markt-, 
Preis-, Struktur-, Regional-, Bildungs- und Sozialpo- 
litik. Diese Politik muß in umfassendem Sinne auf 


J einschließlich Gartenbau 


die Entwicklung des ländlichen Raumes ausgerich- 
tet sein. Dazu gehört: auüh die Schaffung krisensi- 
cherer außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze, um 
den Weg zur Einkommenskombination oder auch 
zum vollständigen Wechsel in eine nichtlandwirt- 
schaftliche Tätigkeit zu erleichtern. Es muß selbst- 
verständlich dem einzelnen selbst überlassen blei- 
ben, ob er sein Einkommen ausschließlich aus land- 
wirtschaftlicher Tätigkeit, aus einer Kombination 
von landwirtschaftlicher und nichtlandwirtschaft- 
licher Tätigkeit oder ausschließlich aus nichtland- 
wirtschaftlicher Tätigkeit erzielt oder erzielen will. 

Im einzelnen lassen sich dem Hauptziel A folgende 
Teilziele der verschiedenen agrarpolitischen Akti- 
vitätsbereiche zuordnen. 

Im Bereich der Erzeugung«-, Markt- und Preispoli- 
tik: 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
technischer Fortschritte, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 
zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenent- 
wicklung sowie im Rahmen der gesamtwirt- 
schaftlichen und stabilitätspolitischen Erforder- 
nisse, 

— Vermeidung währungsbedingter Einkommens- 
verluste, 

— Stabilisierung der Märkte und Vermeidung 
struktureller Marktungleiohgewichte, 

— Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen 
in der EWG, 

— Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Markttransparenz, 

— Steigerung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen. 

Im Bereich der Strukturpolitik: 

— - Verbesserung der Lebensverhältnisse und des 
Bildungsstandes im ländlichen Raum, 

— - Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten 
und Förderung der Produktivität im Einzelbe- 
trieb, 

— ■ Verbesserung der Bodenordnung, 

— 'Schaffung von Voraussetzungen für außerland- 
wirtschaftliche Einkommen in zumutbarer Ent- 
fernung vom Wohnort. 

Im Bereich der Sozialpolitik: 

— Verbesserung der sozialen Sicherung der in der 
Land-, Forstwirtschaft und Fischerei Tätigen, 
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— - Gewährung finanzieller Hilfen heim Übergang 
und Ausscheiden, 

Sicherung der Altersversorgung beim Übergang 
und Ausscheiden. 

Im Bereich der Steuerpolitik: 

— Berücksichtigung des engen steuerlichen Bela- 
stungsspielraums der Landwirtschaft bei der Re- 
form der Grund-, Vermögen- und Erbschaftsteu- 
er isowie bei Bewertungsfragen in der Bodenpo- 
litik, 

— Abbau steuerlicher Mehrbelastungen bei Ein- 
richtung und Tätigkeit von landwirtschaftlichen 
Kooperationen. 

Im Bereich der Bildungspolitik: 

— Verbesserung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und der Weiterbildung, 

— Verbesserung des Umschulungsangebotes. 

Zu Hauptziel B 

51. Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt der Agrar- 
und Ernährungspolitik liegt bei der Versorgung 
der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Pro- 
dukten der Agrarwirtschaft zu angemessenen Prei- 
sen. Er betrifft alle Bevölkerungsgruppen in ihrer 
Eigenschaft als Verbraucher und umfaßt vor allem 
den weiten Bereich der Nahrungsgüter, daneben 
auch Holz und andere nicht der Ernährung dienen- 
de Agrarerzeugnisse. Die Ernährungspolitik muß 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich ein 
kritischer und informierter Verbraucher auf einem 
funktionsfähigen Ernährungsgütermarkt mit be- 
darfsgerechten und qualitativ hochwertigen Pro- 
dukten aufgrund eines freien Kaufentscheides zu 
angemessenen Preisen versorgen kann. Dazu ist es 
u. a. notwendig, bereits bei der landwirtschaftlichen 
Erzeugung und bei den Nahrungsmitteleinfuhren 
Wertmaßstäbe anzulegen, die eine einwandfreie 
Nahrungsmittel qualität garantieren. Vor allem wer- 
den folgende Teilziele verfolgt: 

— Schaffung der Voraussetzungen für ein nach 
Menge und Vielfalt ausreichendes Angebot, 

— Gewährleistung einer optimalen Qualität der 
Produkte der Agrarwirtschaft u. a. durch Verhü- 
tung oder Verminderung von Kontaminationen 
in Produktion, Be- und Verarbeitung und Ver- 
marktung. 

— Gewährleistung angemessener Verbraucherprei- 
se u. a. durch Verbesserung der Markttranspa- 
renz und Berücksichtigung der Verbraucherin- 
teressen bei Agrarpreisbeschlüssen, 

— Verbesserung des Konsumverhaltens und der 
Stellung des Verbrauchers. 

Zu Hauptziel C 

52. Die Bundesregierung unterstützt alle Bestre- 
bungen zur Anpassung der Agrarerzeugung an den 
mittel- und langfristigen Bedarf und zur Bewälti- 


gung akuter Schwierigkeiten bei der Versorgung 
mit Nahrungsmitteln. Diese Aufgaben können nur 
schrittweise gelöst werden. Wichtig ist dabei, die 
landwirtschaftliche Anpassung in internationaler 
Zusammenarbeit gleichzeitig auf betrieblicher, re- 
gionaler, nationaler und weltweiter Ebene zu betrei- 
ben. 

Die EWG-Erweitemng führt zu einer Umstrukturie- 
rung traditioneller Ströme des Außenhandels mit 
Agrarerzeugnissen. Die Gemeinschaft wird entspre- 
chend ihren Verpflichtungen nach dem Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) nach Lö- 
sungen suchen, um die zu erwartenden Nachteile 
für die betroffenen Länder abzumildern. Insbeson- 
dere werden folgende Teilziele verfolgt: 

— - Verbesserung der internationalen Zusammenar- 
beit, 

— Weltweite Anpassung der Agrarproduktion an 
den langfristigen Bedarf, 

— - Steigerung des Weltagrarhandels u. a. durch 
Verbesserung der Import- und Exportmöglich- 
keiten und Abbau von Handelshemmnissen (ein- 
schließlich Verbesserung der Einfuhrverfah- 
ren), 

— Förderung der Agrarentwicklungshilfe, 

— Verbesserung der Nahrungsmittelversorgung in 
Ländern mit akutem Nahrungsdefizit. 

Zu Hauptziel D 

53. Die Erhaltung, Wiederherstellung und Ent- 
wicklung der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von 
Natur und Landschaft hat in den letzten Jahren den 
Rang eines Hauptzieles erhalten. Dieses Ziel be- 
schränkt sich nicht nur auf die bewahrenden Auf- 
gaben des Naturschutzes. Um Natur und Landschaft 
nachhaltig für den Menschen zu sichern, ist das 
Ziel um gestaltende Aufgaben erweitert worden 
(Landschaftspflege). Letztlich geht es um die Siche- 
rung der Lebensgrundlagen für Mensch, Tier und 
Pflanze und die Sicherung der Voraussetzungen für 
die Erholung der Bevölkerung in Natur und Land- 
schaft sowie Sicherung der essentiellen Lebensan- 
sprüche der Tiere (Tierschutz). Im Vordergrund ste- 
hen folgende Teilziele: 

— ■ Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Bo- 
den, Wasser und Luft, 

— Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der besonderen Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
der Landschaft (einschließlich Pflanzen- und 
Tierwelt), 

— Ordnung und Gestaltung der Landschaft hin- 
sichtlich der Funktionen für ökologischen Aus- 
igleich und naturgebundene Erholung, 

— Schutz vor zerstörender Wirkung der Natur- 
kräfte, 

— Schutz der Tiere vor vermeidbaren Schmerzen, 
Leiden und Schäden. 
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B. Programme 

Allgemeiner Überblick 

54 . Der Vielfalt der Zielsetzungen auf agrar- und 
ernährungspolitischem Gebiet steht eine Vielfalt 
von Aktivitäten zur Verwirklichung dieser Ziele 
gegenüber. Zur Verbesserung des Planungsprozes- 

ses, der Übersicht über die Tätigkeiten des Ressorts * 

und der Kontrollierbarkeit der einzelnen Maßnah- 
men wurden die Ressort-Aktivitäten zu den folgen- 
den elf Programmen zusammengefaßt *) : 


Programm 

Hauptsäch- 
. liehe Ziel- 
wirkungen 
liegen im 
Bereich der 
Haupt- 
ziele . . . 

Verbraucherpolitik im Ernährungsbe- 
reich 

B, C 

A r B, D 

Produktion und Produktqualität .... 

Markt- und Preispolitik 

A, B, C 

Außenwirtschaftspolitik und Welt- 
agrarprobleme 

C 

Entwicklung des ländlichen Raumes 
— Agrarstruktur — 

A, C, D 

Forst- und Holzwirtschaft, Jagdwesen 

A, B, D 

Fischwirtschaft 

A, B 

Sozialpolitik 

A 

Bildung und Beratung 

A 

Aufwertungsausgleich 

A 

Umweltpolitik 

B, D 


Die agrar- und ernährungspolitischen Aktivitäten 
der Bundesregierung werden im folgenden anhand 
dieser elf Programme dargestellt. 


ß Nicht erfaßt sind Aktivitäten, denen Querschnitts- und 
Dienstleistungsfunktionen innerhalb des Ressorts zu- 
kommen. 
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1 Programm: Verbraucherpolitik im Ernahrungsbereich 


1.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 
1.11 Ernährungslage 

Verbrauch x ) an Nahrungsmitteln 

55. Im Wirtschaftsjahr 1972/73 stieg in der Bun- 
desrepublik Deutschland die zu versorgende Bevöl- 
kerung, vornehmlich durch Wanderungsgewinne, 
um 0,5 °/o auf 61,8 Millionen (Vorjahr: 61,5 Millio- 
nen) an. Der Pro-Kopf-Verbrauch 'an Nahrungsmit- 
teln insgesamt ging 1972/73 wie bereits im Vorjahr, 
weiter leicht zurück (Materialband, Tabelle 53). So 
nahm der Verbrauch an Kartoffeln 1972/73 weiter 
ab, während der Verbrauch an Getreideerzeugnis- 
sen insgesamt geringfügig stieg. Auch beim Frisch- 
gemüse nahm der Verbrauch im Jahre 1972/73 nach 
einem Rückgang im Vorjahr wieder zu. Dagegen 
war der Konsum an Frischobst als Folge geringerer 
Ernten und hoher Preise rückläufig. Der Verbrauch 
an Zitrusfrüchten hat jedoch weiter zugenommen. 
Auch der Verbrauch an Geflügelfleisch, Eiern und 
Käse stieg weiter. 


Nähr stof fversorgung 

56. Der Kalorienverbrauch je Kopf hat sich im 
Jahre 1972/73 gegenüber dem Vorjahr und auch ge- 
genüber den letzten drei Jahren leicht verringert 
(Materialband, Tabelle 53). Der Verbrauch an Ei- 
weiß insgesamt und 'der Fettkonsum sind 1972/73, 
wie bereits im Vorjahr, leicht zurückgegangen. 
Rückläufig war auch der Kohlenhydrat verbrauch, 
da vor allem der Konsum von Kartoffeln abgenom- 
men hat. Auch der Zuckerverbrauch war gegenüber 
den beiden Vorjahren leicht rückläufig. 

In der Mineralstoffversorgung Ist derzeit kein gene- 
reller Mangel festzustellen. Bei bestimmten Bevöl- 
kerungsgruppen (z. ! B. Schulkinder, Frauen im ge- 
bärfähigen Alter, ältere Menschen) ist jedoch die 
Deckung des erforderlichen Bedarfs an Calzium 
und Eisen nicht immer voll gewährleistet. Nach Er- 
nährungserhebungen und -berechnungen ist auch 
der Vitaminbedarf dm Bevölkerungsdurchschnitt ge- 
deckt. Vitaminmangel ist im allgemeinen nur bei 
ausgefallenen Ernährungsgewohnheiten oder bei 
Erkrankungen, die zu gestörter Resorption oder 
vermehrtem Verbrauch führen, zu erwarten. Bezüg- 
lich der Deckung des Thiaminbedarfs (Vitamin B 1) 
ergeben sich jedoch bei bestimmten Bevölkerungs- 
gruppen ähnliche Probleme wie bei der Eisen- und 


9 Unter „Verbrauch" ist hier der Bruttoverbrauch zu 
verstehen, nicht dagegen der dem Verzehr gleichzu- 
setzende Nettoverbrauch. 


Calziumversorgung 1 ). Eine Erhöhung des im Ver- 
gleich zu anderen europäischen Staaten niedrigen 
Gemüse- und Milchverbrauchs in der Bundesrepu- 
blik wäre daher im Hinblick auf eine optimale Vi- 
tamin- und Mineralstoffversorgung zu begrüßen. 

Die Energiezufuhr ist der verminderten körperli- 
chen Arbeit der heutigen Bevölkerung noch nicht 
hinreichend angepaßt. Eines der ernährungsphysio- 
logisch wichtigsten Probleme ist heute die Fehler- 
nährung, vor allem die Überernährung. Sie ist eine 
der Ursachen zahlreicher Zivilisationskrankhei- 
ten. 

Toxikologische und hygienische Aspekte 

57. Der Verbraucherschutz muß bereits bei der 
Produktion von pflanzlichen und tierischen Erzeug- 
nissen einsetzen, damit die Rohstoffe für die Wei- 
terverarbeitung und die Endprodukte jene Qualität 
haben, auf die die Verbraucher Insbesondere auch 
aus Gründen des Gesundheitsschutzes Anspruch 
haben (vgl. hierzu auch Programm: Produktion und 
Produktqualität). Bei der Be- und Verarbeitung und 
zur Verlängerung der Haltbarkeit von Nahrungsgü- 
tem sind Zusatzstoffe häufig unentbehrlich. Die 
vielfachen Einflüsse dieser Stoffe und ihre mögli- 
chen gemeinsamen Wirkungen sind nicht in jedem 
Falle vorherzusehen und bedürfen einer ständigen 
Kontrolle. Neben den Hilfsstoffen, deren Einsatz 
der Erzeuger, Bearbeiter oder Verarbeiter von 
Agrarprodukten unmittelbar beeinflußt, können 
auch andere Schadstoffe, z. B. aus Industrieemissio- 
nen, wie Schwermetalle, Radionuclide, karzinogene 
Stoffe und Pilztoxine, in Lebensmittel gelangen. Ne- 
gative Einflüsse von Bakterien oder Pilzen werden 
weitgehend durch Kontrolle und Hygienemaßnah- 
men vermieden. Im übrigen sind ausreichende 
Kenntnisse über den Ursprung der Kontaminatio- 
nen Grundvoraussetzungen für ihre Beseitigung 
oder Bekämpfung. 

Nach derzeitigem Erkenntnisstand ergibt sich durch 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in der 
Landwirtschaft im Rahmen der in der Bundesrepu- 
blik geltenden Vorschriften und Kontrollmaßnah- 
men insgesamt gesehen kein nachweisbares ge- 
sundheitliches Risiko für den Verbraucher. Auch 
die Rückstände von Wirkstoffen oder Arzneimitteln 
In tierischen Nahrungsmitteln werden im Hinblick 
auf die potentiellen gesundheitlichen Risiken in der 
Öffentlichkeit überschätzt. Wie auch im zweiten 
Ernährungsbericht festgestellt wird, besteht eine 
Gesamtsituation, die keineswegs so besorgniserre- 


9 Zweiter Ernährungsbericht der Deutschen Gesellschaft 
für Ernährung 
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gend ist, wie dies von einigen Stellen in der Öffent- 
lichkeit behauptet wird. Das entbindet jedoch die 
für die öffentliche Vorsorge verantwortlichen Insti- 
tutionen nicht von der Verpflichtung, um eine wei- 
tere Verminderung der Einwirkungen schädlicher 
Stoffe bemüht zu sein. 


I. 12 Ausgaben für die Ernährung 

58. Die 23 Millionen Privathaushalte der Bundes- 
republik Deutschland verwendeten 1972/73 rund 
465 Mrd. DM (1971/72 = 420 Mrd. DM) zum Erwerb 
von Waren und Dienstleistungen. Davon entfielen 
auf Nahrungsmittel (einschließlich Verzehr in Gast- 
stätten) etwa 110 Mrd. DM oder rund 24 °/o (1971/72 
ca. 25°/o). Bei Einbeziehung der Genußmittel be- 
trägt der Anteil etwa 29 °/o (wie im Vorjahr). Der 
Anteil der Nahrungsmittelausgaben an den Gesamt- 
ausgaben ist in den letzten Jahren ständig zurück- 
gegangen und zwar in allen Haushaltstypen (Mate- 
rialband, Tabelle 54). 

Aufgrund steigender Einkommen sowie infolge des 
— ■ teilweise auch kostenbedingten — Preisanstiegs 
im Dienstleistungsgewerbe nahmen die Aufwendun- 
gen für den Verzehr in Gaststätten 1972 weiter zu. 
Die Aufwendungen für Kantinenessen stiegen eben- 
falls (Materialband, Tabellen 54 und 55). 

Der Preisindex für Nahrungsmittel erhöhte sich im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 um 8,6% (1962 = 100) und 
stieg damit stärker als in den vergangenen Jahren 
(Schaubild 1 und Materialband, Tabelle 3). Diese 
Entwicklung beruhte überwiegend auf dem Zusam- 
mentreffen einer infolge gestiegener Einkommen 
verstärkten Nachfrage, mit verminderten Angebots - 
mengen — - besonders bei Fleisch, Fisch, Gemüse 
und Obst — (Materialband, Tabelle 56). Bei dieser 
Marktlage war neben einem Anstieg der Erzeuger- 
und der Einfuhrpreise in manchen Warenbereichen 
saisonal eine Tendenz zur Ausdehnung der absolu- 
ten Marktspannen festzustellen. 

Die gesamte Lebenshaltung verteuerte sich im 
gleichen Zeitraum um 6,7 %. Der Preisindex für die 
gesamte Lebenshaltung lag 1972/73 mit 142,8 erheb- 
lich über dem Nahrungsmittelindex von 134,2. Ein 
Vergleich mit den übrigen Mitgliedstaaten der 
Neunergemeinschaft (Materialband, Tabelle 57) 
.zeigt jedoch, daß die Steigerungsrate bei den Le- 
benshaltungskosten in der Bundesrepublik im Jahre 
1972 unterdurchschnittlich und die bei den Kosten 
für die Ernährung am niedrigsten war. 

Das Ausmaß der unmittelbar durch Erhöhung der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise verursachten 
Erhöhung der Verbraucherpreise ist sehr unter- 
schiedlich und wird vielfach überschätzt. Der An- 
teil der landwirtschaftlichen Verkaufserlöse an den 
Verbraucherausgaben für inländische Nahrungsmit- 
tel betrug im Wirtschaftsjahr 1972/73 50,5 °/o und 
lag damit höher als 1971/72 (48,7 °/o), jedoch niedri- 
ger als 1968/69 (53,0%). Er schwankt zwischen 

II, 8% bei Brot- und Backwaren und 84,2 % bei Ei- 
ern (vgl. Materialband, Tabelle 58). 


1.13 Ökonomik in der Hauswirtschaft 

59. Der Privathaushalt ist hinsichtlich Finanz- und 
Zeitaufwand der größte Arbeitsplatz in der Volks- 
wirtschaft. Die aufgewendete Arbeitszeit ist mit 
jährlich rund 50 Mrd. Stunden etwa so hoch wie die 
für die gesamte Erwerbstätigkeit. Rund 465 Mrd. 
DM werden von den Haushalten für den Erwerb 
von Waren und Dienstleistungen ausgegeben. Dar- 
aus ergibt sich ein hoher Stellenwert für Planung 
und Rationalisierung in diesem Bereich. Es ist des- 
halb notwendig, bei den Hausfrauen das Bewußt- 
sein für eine rationelle Haushaltsführung u. a. auch 
mit dem Ziel .einer ernährungsphysiologisch ausge- 
wogenen und kostengünstigen Ernährung zu wek- 
ken. Die hauswirtschaftliche Aufklärung muß dabei 
die sozio-ökonomische Funktion des privaten Haus- 
halts verdeutlichen und die Informationen über 
markt- und haushaltsgerechten Einkauf in das Pro- 
gramm für eine qualitativ vollwertige und quantita- 
tiv ausreichende Ernährung integrieren. Dabei sol- 
len die Verbraucher auch für eine zweckmäßige Le- 
bensmittelbevorratung interessiert werden. Eine sy- 
stematische Vorratswirtschaft, bei der günstige An- 
gebote ausgenutzt werden können, ist nicht nur 
selbstverantwortliche Vorsorge des einzelnen, son- 
dern sie verbessert durch Ersparnis an Zeit und 
Geld auch die Dispositionsfreiheit im modernen 
Haushalt. 


1.14 Stellung des Verbrauchers am Markt 

60. Die Verbraucher sind kritischer und selbstbe- 
wußter geworden; immer deutlicher artikulieren sie 
ihre Ansprüche an Wirtschaft, Staat und Gesell- 
schaft. Der wachsenden Konzentration auf der An- 
gebotsseite und der Verfeinerung der psychologi- 
schen Beeinflussung können sie gerade auf dem Er- 
nährungssektor weder eine entsprechende Stärkung 
ihrer Nachfragemacht noch 'ausreichendes Wissen 
über Markt- und Konsumzusammenhänge sowie 
über den gesundheitlichen und praktischen Wert 
der Vielzahl der angebotenen Erzeugnisse entge- 
gensetzen. Deshalb ist es auch künftig notwendig, 
im Bereich der Gesetzgebung sowie durch verstärk- 
te Aufklärung und Information die Verbraucher zu 
unterstützen. 


1.15 Gemeinschaftsverpflegung 

61. Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung 
werden immer mehr für .eine Teil- oder Vollversor- 
gung in Anspruch genommen. Diese Entwicklung 
hat sich in den letzten Jahren durch zunehmende 
Berufstätigkeit der Frauen, erhöhte Freizeitmobili- 
tät und andere Faktoren noch verstärkt. Gleichzei- 
tig ermöglichten neue Produkte, wie tiefgefrorene 
Fertiggerichte, das Vordringen der Gemeinschafts- 
verpflegung in Versorgungsbereiche, die durch 
Großküchen nicht erreicht werden konnten. Nach 
vorliegenden Schätzungen wird im Jahre 1985 etwa 
die Hälfte der Wohnbevölkerung eine Hauptmahl- 
zeit am Tag im Rahmen der Gemeinschaftsverpfle- 
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gung einnehmen. .Die Zahl der pro Tag ausgegehe- 
nen Mahlzeiten würde sich damit gegenüber dem 
Jahre 1970 verdoppeln. 

Besondere Beachtung verlangt die weitere Entwick- 
lung im Bereich der Schulen. Nach den Empfehlun- 
gen der Bund-Länderkommission (1971) werden im 
Jahr 1985 15 °/o der Schulen als Ganztagsschulen 
geführt werden. 

1.2 Ziele 

62 . Auf dem Gebiet der Verbraucherpolitik im Er- 
nährungsbereich will die Bundesregierung die Vor- 
aussetzungen dafür schaffen, daß sich ein infor- 
mierter, kritischer Verbraucher auf einem funk- 
tionsfähigen Ernährungsigütermarkt zu angemesse- 
nen Preisen mit den Nahrungsgütern versorgen 
kann, die ihm eine optimale Ernährung ermögli- 
chen, Dazu gehört insbesondere: 

— ■ Gewährleistung einer ernährungsphysiologisch 
optimalen Zusammensetzung der Ernährungs gü- 
te r, 

— Gewährleistung optimaler Beschaffenheit und 
eines hohen hygienischen Standards der Ernäh- 
rungsgüter sowie Verbesserung des Gebrauchs- 
und/oder Genußwertes der Produkte der Agrar- 
wirtschaft, 

— Verbesserung der Markttransparenz, 

— Erhaltung und Ausbau eines funktionsfähigen 
Wettbewerbs, 

— Saisonaler Angebots-/Nachfrageausgleich zum 
Beispiel durch Haushaltsbevorratung, 

— Ausreichende Berücksichtigung der Verbraucher- 
interessen bei Agrarpreisbeschlüssen, 

— Aufklärung und Information des Verbrauchers 
über Ernährung, Markt und Konsum, 

— Stärkere Beteiligung der Verbrauchervertre- 
tung, 

— Versorgungssicherung für Krisen- und Notzei- 
ten sowie im Verteidigungsfall. 

1.3 Maßnahmen 

63 . Bei vielen Nahrungsgütern besteht nach wie 
vor ein relativ hoher Selbstversorgungsgrad. Be- 
darfslücken können im allgemeinen über Importe 
gedeckt werden. Die Bedeutung eines angemesse- 
nen Selbstversorgungsgrades (unbeschadet handels- 
und entwicklungspolitischer Verpflichtungen) wird 
besonders deutlich bei partiellen Verknappungser- 
scheinungen und damit verbundenen instabilen 
Preissituationen auf den Weltmärkten. Um die Ver- 
sorgung der Bevölkerung auch in Krisenzeiten si- 
cherzustellen, hat die Bundesregierung Maßnahmen 
aufgrund der Ermächtigungen zum Ernährungssi- 
cherstellungsgesetz vorbereitet. Außerdem werden 
z.B. von den staatlichen Einfuhr- und Vorratsstel- 
len bestimmte Vorräte an Nahrungsgütern gehal- 
ten. Um die Verbraucher über Bedeutung und prak- 
tische Möglichkeiten privater Lebensmittelbevorra- 
tung zu informieren, wird auch die seit mehreren 
Jahren laufende Aufklärungsaktion „Vorrat ist ein 
kluger Rat" fortgeführt. 


64 . Erstrebenswert sind Nahrungs güter, deren 
Qualitätsniveau über den gesetzlichen Mindestan- 
forderungen liegt. Die Bundesregierung wird des- 
halb die bestehenden Handels- und Güteklassenre- 
gelungen überprüfen und dabei auch ernährungs- 
physiologische Kriterien stärker berücksichtigen. 
Außerdem sollen die gesetzlichen Bestimmungen, 
die in Marktordnungen oder Warengesetzen der 
Entwicklung und Einführung neuer Qualitätspro- 
dukte entgegenstehen, laufend überprüft und — 
falls notwendig — im Rahmen der EWG an die Er- 
fordernisse moderner Ernährung angepaßt wer- 
den. 

Neben den zum Schutz des Verbrauchers vorgese- 
henen Regelungen im Bereich der Produktion hat 
die Bundesregierung zur Verbesserung des Schut- 
zes vor gesundheitlichen Beeinträchtigungen im 
Verkehr mit Lebens- und Arzneimitteln eine Reihe 
von Maßnahmen eingeleitet. So liegen dem Bundes- 
tag u. a. die Regie rungs entwürfe des Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts und des Ge- 
setzes zur Änderung des Arzneimittelgesetzes be- 
züglich der Tierarzneimittel vor. 

Mit der Gesamtreform des Lebensmittelrechts soll 
vor allem eine Verstärkung des Verbraucherschut- 
zes ohne unnötige Behinderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung erreicht werden. Darüber hinaus sol- 
len die Vorschriften möglichst praktikabel gestaltet 
werden. 

Es hat sich auch gezeigt, daß die im Lebens- und 
Arzneimittelbereich bestehenden Rechtsvorschrif- 
ten zum Schutz vor Täuschung einer Verbesserung 
bedürfen. Dem soll u. a. im Rahmen der Reform des 
Lebensmittelrechts Rechnung getragen werden. Au- 
ßerdem soll der Schutz des Verbrauchers vor ge- 
sundheitspolitisch unerwünschten Werbeaussagen 
verstärkt werden. 

Die bestehenden Vorschriften zur Warenkennzeich- 
nung im Lebens- und Arzneimittelbereich haben 
sich ebenfalls als nicht völlig ausreichend erwie- 
sen. Die Kennzeichnungspflichten sollen deshalb 
bei Lebensmitteln — insbesondere hinsichtlich der 
Nährwert- und Haltbarkeitsangaben — erweitert 
werden. 

Verbraucherbelange im Ernährungsbereich werden 
häufig über den Kreis der spezifisch verbraucherpo- 
lltischen Maßnahmen hinaus durch eine große Zahl 
andere Maßnahmen berührt. Um sicherzustellen, 
daß bei allen 'gesetzgeberischen Vorhaben den Ver- 
braucherinteressen Rechnung getragen wird, hat 
die Bundesregierung beschlossen, künftig in Anleh- 
nung an die Preiswirkungsklausel und die Umwelt- 
verträglichkeitsklausel eine Verbraucherklausel In 
alle verbraucherrelevanten Kabinettvorlagen aufzu- 
nehmen. In der Verbraucherklausel soll dargestellt 
werden, wie isich die vorgeschlagenen Maßnahmen 
voraussichtlich auf die Verbraucher aus wirken 
werden. 

65 . Zur weiteren Verbesserung der Markttranspa- 
renz werden bei Nahrungsgütern mit Hilfe der Ver- 
braucherzentralen und der Zentralen Markt- und 
Preisberichtsstelle (ZMP) wöchentlich Preiserhe- 
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bungen durchgeführt, um die Grundlagen für die 
Verbraucherinformationenün der lokalen Presse, im 
regionalen Rundfunk und Fernsehen sowie im Tele- 
fonansagedienst zu verbessern. Darüber hinaus 
werden durch die verschiedenen Einrichtungen der 
Verbraucheraufklärung und durch die Verbraucher- 
organisationen verstärkt gezielte Aktionen durch- 
geführt, um zusätzliche Möglichkeiten der Orientie- 
rung über die Markt- und Preissituation zu schaf- 
fen. Dabei werden die Verbraucher durch Einkaufs-, 
Vorrats- und Küchentips besonders über die Mög- 
lichkeiten informiert, vorteilhafte Angebotslagen zu 
nutzen und ihren Speiseplan ernährungsphysiolo- 
gisch vollwertig zu gestalten. 

Die 1973 in Kraft getretene Novelle zum Kartellge- 
setz, die ab 1. Januar 1974 Preisbindungen verbie- 
tet, hat zahlreiche Unternehmen der Ernährungsin- 
dustrie veranlaßt, ihre Preisbindungen vorzeitig 
aufzuheben. Soweit diese bis zum Fristablauf auf- 
rechterhalten wurden, fühlte sich der Handel je- 
doch vielfach nicht mehr gebunden, so daß viele 
weitere Preisbindungen vorzeitig unwirksam wur- 
den. 

66. Im Forschungsschwerpunkt „Gemeinschafts- 
verpflegung“ sollen Kriterien für die optimale Ge- 
staltung von Verpflegungseinrichtungen an Schulen 
erarbeitet werden. Die Arbeiten berücksichtigen 
sowohl Fragen der Ernährungsphysiologie und der 
Bedarfsermittlung als auch Probleme der Wirt- 
schaftlichkeit. 

67 . Zur Intensivierung der Verbraucherbildung 
und -Information im Ernährungsbereich wurde der 
Ansatz der dafür im Jahre 1974 vorgesehenen Mit- 
tel gegenüber 1973 von 4,5 Millionen DM auf 5,6 
Millionen DM erhöht. Weitere Mittelerhöhungen 
sind schon jetzt im Rahmen der mittelfristigen Fi- 
nanzplanung für die Jahre 1975 bis 1977 vorgese- 
hen (Materialband, Tabelle 59). 

Eine nachhaltige Verbesserung des Informations- 
standes der Verbraucher läßt sich langfristig nur 
erreichen, wenn schon in der Schule die zum Ver- 
ständnis wirtschaftlicher und ernährungsphysiolo- 
gischer Tatbestände erforderlichen Kenntnisse ver- 
mittelt werden. Nachdem in den letzten Jahren die 
Verbraucherkunde in verschiedenen Ländern in 
stärkerem Umfang als bisher in den Lehrplänen der 
Schulen berücksichtigt worden ist, hat sich die 
Bundesregierung mit Nachdruck für die Entwick- 
lung von didaktisch aufbereitetem Lehr- und Lern- 
material eingesetzt. Ein Modellprojekt für den Be- 
reich der Ernährungskunde wurde in Auftrag gege- 
ben. 

Eine ausreichende Information der Verbraucher 
über den Ernährungsbereich erfordert ein kontinu- 
ierliches Angebot an geeignetem Material. Die Bun- 
desregierung wird daher auch weiterhin zentrale 
Institutionen der volkswirtschaftlichen und ernäh- 
rungskundlichen Aufklärung finanziell unterstüt- 
zen. Um die Leistungsfähigkeit dieser Institutionen 


zu verbessern, ist ,sie bemüht, ein einheitliches Rah- 
menkonzept zur Vorbereitung von Informationsma- 
terial unter besonderer Berücksichtigung der Ziel- 
gruppen, Inhalte und Medien zu entwickeln und die 
Herausgabe von Informationsmaterial längerfristig 
zu planen. Dabei sollen die öffentlichen Mittel auf 
weniger Stellen als bisher konzentriert werden. An- 
gestrebt wird auch eine stärkere Einschaltung von 
Massenmedien, insbesondere des Fernsehens, bei 
der Verbraucherinformation. Zur Verbesserung 'des 
Wissens üiber Ernährung hat die Bundesregierung 
im Jahre 1973 erstmalig Mittel für einen Großver- 
such bereitgestellt, in dem Ernährungsaufklärung 
im Medienverbund erprobt wurde. 

Für die Privathaushalte ist auch künftig eine indi- 
viduelle Beratung in Fragen der Ernährung und der 
Haushaltsführung notwendig. Die Bundesregierung 
wird deshalb die Ernährungsberatung, insbesondere 
für die sozial schwachen Bevölkerungsschichten, 
verstärkt fördern. Die Zahl der bei den Verbrau- 
cherzentralen eingesetzten Beraterinnen soll erhöht 
und die Wirksamkeit des Beratungsdienstes verbes- 
sert werden. Um auch im ländlichen Raum eine 
Verbesserung der Ernährungsberatung zu errei- 
chen, wird sich hier im Einvernehmen mit den Bun- 
desländem die ländlich-hauswirtschaftliche Offi- 
zialberatung stärker als bisher einschalten (vgl. 
hierzu Tz. 303). 

68. Als besonderes ernährungspolitisches Bera- 
tungsgremium wirkt der beim BML bestehende Ver- 
braucherausschuß. Um das Mitspracherecht der 
Verbraucher bei den von der Regierung vorbereite- 
ten verbraucherrelevanten Maßnahmen im Ernäh- 
rungsbereich sicherzustellen, tritt der Verbraucher- 
ausschuß in bestimmten Zeitabständen oder aus ak- 
tuellem Anlaß ad hoc zusammen und nimmt zu den 
Vorschlägen Stellung. Es ist vorgesehen, daß der 
engere Ausschuß des Verbraucherausschusses beim 
BML zugleich als Arbeitsgruppe für Agrar- und Er- 
nährungsfragen im Verbraucherbeirat des BMWi 
fungiert. Darüber hinaus wirken Vertreter der Ver- 
braucher auch in der Gesprächsrunde Agrarwirt- 
schaft beim Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mit. 

Seit 1973 nehmen die Verbraucher an den Ge- 
sprächsrunden der „konzertierten Aktion" des Bun- 
desministers für Wirtschaft teil. 

Im Rahmen der EG ist die Bundesregierung um eine 
angemessene Vertretung der Verbraucherinteressen 
bemüht. Die Kommission der EG hat im Oktober 
1973 einen beratenden Ausschuß für Verbraucher- 
fragen eingesetzt, von dem die Bundesregierung 
eine verstärkte Wahrnehmung der Verbrau eher In- 
teressen auch auf dem Gebiet der Ernährung im 
Rahmen der EG erhofft. Außerdem hat die Kommis- 
sion inzwischen dem Rat ein vorläufiges Programm 
zur Verbraucherpolitik in der EG vorgelegt. Die 
Verbraucherverbände der EG-Mitgliedsländer ha- 
ben in Brüssel ein eigenes Verbindungsbüro einge- 
richtet. 
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2 Programm: Produktion und Produktqualität 


2.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 
2.11 Pflanzliche Erzeugung 

69. In der Bundesrepublik Deutschland war der 
Anbau auf der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
1973 gegenüber 1972 gekennzeichnet durch 

— einen Rückgang bei Brotgetreide um 5,3 °/o und 
eine Zunahme bei Futtergetreide um 4,7 °/o, 

— einen weiteren Rückgang der Kartoffelfläche um 
4,5 °/o, 

— Zunahme der Zuckerrübenfläche um 6,2 °/o, 

— Zunahme des Feldfutterbaues um 3,6 °/o, 

— * Zunahme der Hülsenfrüchte um 13,1 °/o, davon 
Ackerbohnen um 23,2 °/o, 

— Zunahme der Rebfläche um 2,5 °/o, 

— eine annähernd gleichbleibende Fläche im Er- 
werbsgartenbau. 

In der längerfristigen Entwicklung zeigt sich, daß 
bei der pflanzlichen Erzeugung eine deutliche Ver- 
lagerung vom arbeitsintensiven Hackfruchtbau zum 
arbeitsextensiven Getreidebau stattgefunden hat. 
Während der Anteil der Getreidefläche an der Ak- 
kerfläche 1960 noch bei 61 °/o lag, stieg er 1973 auf 
70 %>. Der Anteil der Hackfruchtfläche ging von 
23 °/o auf 15 °/o zurück. 

70. Dem Anliegen nach Qualitätsverbesserung bei 
gleichzeitiger Produktivitätssteigerung der pflanzli- 
chen Erzeugung wurde durch pflanzenzüchterische 
Erfolge, gezielten Einsatz unentbehrlicher Betriebs- 
mittel und moderne Verfahrenstechniken in zuneh- 
mendem Maß entsprochen. So wurde in der Pflan- 
zenzüchtung mit finanzieller Unterstützung des 
Bundes weiter an Züchtungen gearbeitet, die den 
besonderen Qualitätsansprüchen des Marktes (genü- 
gen. Nach guten Ergebnissen der Getreidezüchtung 
(z. B. durch Weizensorten mit günstigen Backeigen- 
schaften) konnte nunmehr auch bei Ölfrüchten ein 
wichtiger Fortschritt erzielt werden: Der ersten 
Rapssorte mit niedrigem Gehalt an Erucasäure wur- 
de der Sortenschutz erteilt. 

71. Bei der Verwendung von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln (einschließlich der .sogenannten 
Wachstumsregler) dürfen die biologischen Zusam- 
menhänge nicht übersehen werden. Bestehende Ge- 
setze und Rechtsverordnungen tragen dem bereits 
Rechnung und setzen — soweit möglich und not- 
wendig — Grenzen im Interesse des iSchutzes von 
Gesundheit und Umwelt. 

Der Pflanzenschutz umfaßt nicht nur den Schutz der 
Pflanzen .sondern auch der Pflanzenerzeugnisse vor 
Schadorganismen und Krankheiten. Der Schwer- 


punkt lag bisher bei den chemischen Bekämpfungs- 
verfahren. Seit einigen Jahren geht die Entwick- 
lung mehr und mehr dahin, den Einsatz chemischer 
Mittel auf das unbedingt notwendige Maß zugun- 
sten neuer, umweltschonender Pflanzenschutzver- 
fahren zu beschränken. Dabei wird voraussichtlich 
der „integrierte Pflanzenschutz" *) unter biologi- 
schen wie betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
die größte Bedeutung erlangen. 

72. Die künftige Entwicklung der Pflanzenproduk- 
tion dürfte u. a. durch die Bevorzugung eines lei- 
stungsfähigen Getreidebaues mit stärkerem Anteil 
der Futtergetreidearten und noch zunehmender 
Qualitätsweizenproduktion gekennzeichnet sein. 
Auch bei Raps ist eine weitere Anbauzunahme 
nicht auszuschließen. 

2.12 Tierische Erzeugung 

73. Die Entwicklung der Viehbestände von Mitte 
1972 bis Mitte 1973 (Junizählung) war im Bundesge- 
biet gekennzeichnet durch: 

— Zunahme des Rindviehbestandes insgesamt um 
4,5 °/o, 

— Zunahme des Milchkuhbestandes um 2,1 %, 

— Zunahme des Schweinebestandes insgesamt um 
1,8 °/o, 

— Zunahme des Sauenbestandes um 0,6 °/o, 

— Zunahme des Schafbestandes um 5,9 °/o. 

Fortschritte in Züchtung, Fütterung und Haltung 
sowie die Konzentration der tierischen Veredlungs- 
wirtschaft auf größere Einheiten führten .in den zu- 
rückliegenden Jahren zu erheblichen Produktivi- 
tätssteigerungen. Diese Entwicklung wird auch in 
Zukunft anhalten. 

74. Im Vordergrund der tierzüchterischen Bemü- 
hungen steht die qualitative und quantitative Stei- 
gerung der Fleischproduktion aus der Rinder-, 
Schweine- und Schafhaltung. Seit vielen Jahren 
werden von Bund und Ländern Leistungs- und Qua- 
litätsprüfungen im Bereich der Tierproduktion un- 
terstützt. Diese Untersuchungen haben langfristig 
entscheidenden Einfluß auf Menge und Qualität der 
Marktproduktion aus tierischer Erzeugung. 

75. Hohe Produktionsleistungen und der Zwang z.u 
arbeitssparenden Produktionsverfahren werfen in 
der Tierhaltung neben wissenschaftlichen auch 
ethische Probleme auf. Das am 1. Oktober 1972 in 


b Vorrangige Nutzung und Förderung aller natürlichen 
Faktoren und pflanzenbaulichen Maßnahmen der Be- 
kämpfung und Begrenzung von Schadorganismen. 
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Kraft 'getretene Tierschutzgesetz bietet hier die not- 
wendigen rechtlichen Ansatzpunkte und bemüht 
sich, sowohl den ethischen als auch den wirtschaft- 
lichen und wissenschaftlichen Belangen der Tier- 
haltung in angemessener Form Rechnung zu tragen. 
Der inzwischen begonnene zweite Abschnitt der 
Tierschutzrechtsreform ist daher insbesondere auf 
folgende vier Aufgabenbereiche ausgerichtet: 

1. Tierschutzgerechte Haltung von Tieren (Schwer- 
punkt sog. Massentierhaltungen), 

2. Tierschutzgerechtes Töten bzw. Schlachten von 
Tieren, 

3. Tierschutzgerechte Tierversuche einschließlich 
der Fragen der Einschränkung und Ersetzbarkeit 
von Tierversuchen, 

4. Initiierung einer gleichgerichteten Fortentwick- 
lung tierschutzrechtlicher Vorstellungen im in- 
ternationalen Bereich sowie vor allem innerhalb 
der Gemeinschaft. 

76. Der Erfolg der landwirtschaftlichen Tierhal- 
tung und die Qualität der tierischen Erzeugnisse 
sind weitgehend vom Gesundheitszustand der Tiere 
abhängig. Durch Vorsorge und Überwachung nach 
tierseuchenrechtlichen und hygienischen Leitnor- 
men muß ein leistungsbezogener Gesundheitszu- 
stand erhalten werden. Die vor einigen Jahren be- 
gonnene Neuordnung des Tierseuchenrechts, die 
Maßnahmen bei der Einfuhr von Tieren, Fleisch so- 
wie Erzeugnissen und Rohstoffen tierischer Her- 
kunft zur Abwehr der Einschleppung von im Aus- 
land seuchenartig auftretenden Krankheiten und 
die Anpassung der .staatlichen Tierseuchenbekämp- 
fung an die fortschreitenden wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse haben die Gesundheit der Tiere ent- 
scheidend verbessert. Die Tierseuchensituation in 
der Bundesrepublik ist, abgesehen von einer regio- 
nal begrenzten Zunahme der Schweinepest, der 
1973 inzwischen erheblich abgeklungenen Newcast- 
le-Krankheit des Geflügels und der Wildtollwut 
durchaus günstig (Materialband, Tabelle 60). Eine 
weitere Verbesserung ist zu erwarten. 

77. Durch die Fütterung werden nicht nur die Ren- 
tabilität der tierischen Erzeugung, sondern auch die 
Qualitätsmerkmale der Lebensmittel tierischer Her- 
kunft erheblich beeinflußt. Es dürfen nur solche 
Futtermittel und leistungsf ordernde sowie dem Ge- 
sundheitsschutz der Tiere dienende Futtermittelzu- 
sätze (Zusatzstoffe in der Tierernährung) zum Ein- 
satz kommen, die eine Produktion hochwertiger 
und gesundheitlich unbedenklicher Erzeugnisse er- 
möglichen. 

2.13 Bezugsmärkte für Produktionsmittel 
und Dienstleistungen 

Futtermittel 

78. Bei langfristig stark ansteigender Nachfrage 
und einem Erzeugungsrückgang bei Fischmehl 
durch Ausbleiben der Anchovisduschschwärme vor 
der peruanischen Küste kam es auf dem Markt für 


Eiweißfuttermittel zu einer Hausse, die zunächst 
Fischmehl, Sojabohnen und Sojaschrot, dann aber 
auch Ölkuchen und Futtergetreide erfaßte. 

Die Verteuerung der Futtermittelrohstoffe — vor 
allem der Eiweißträger — auf dem Weltmarkt, die 
in der zweiten Jahreshälfte 1972 begann, erreichte 
im Juli/August 1973 ihren Höhepunkt (vgl. Schau- 
bild 8). Die angespannte Angebots-/Nachfragesitua- 
tion auf dem Weltmarkt für Futterprotein wurde 
durch Ausfuhrbeschränkungen der USA, denen sich 
andere Länder anschlossen, noch verschärft. Die 
Verknappung und Verteuerung der Futterproteine 
auf dem Weltmarkt schlug zeitweise voll auf den 
Futtermittelmarkt der Bundesrepublik durch. Ein 
stabilisierendes Element in dieser Entwicklung war 
das in der Gemeinschaft erzeugte Futtergetreide. 

79. Durch die steigende Nachfrage nach Lebens- 
mitteln tierischer Herkunft und die zunehmende 
Arbeitsteilung in der Landwirtschaft wächst der Be- 
darf an zugeikauften Futtermitteln, insbesondere an 
Mischfuttermitteln. So ist die gewerbsmäßige Her- 
stellung von Mischfuttermitteln weiter angestiegen. 
Der Anteil an Hand elsfutt ermitteln am Gesamtver- 


Schaubild 8 

Einfuhrpreise und Großhandelsabgabepreise 
ausgewählter Futtermittel 
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brauch in den Tierhaltungen betrug 1972 z.B. bei 
Geflügel 86,9 °/o und in der Schweinemast 35,9 %. 

Saat- und Pflanzgut 

80 . Bei Getreide ist trotz deutlicher Umstellung im 
Anbau (Zunahme von Futtergetreide) eine ausrei- 
chende Versorgung mit Saatgut zu erwarten. Bei 
Pflanzkartoffeln und Leguminosen sind die Vermeh- 
rungsflächen deutlich zurückgegangen. Das könnte 
bei Futterpflanzensaatgut zu Versorgungsengpässen 
führen und sich ungünstig auf die Preisentwicklung 
aus wirken, zumal der Weltmarkt fest tendiert und 
kaum mit preisdämpfenden Einflüssen durch Impor- 
te gerechnet werden kann. Langfristig dürfte sich 
bei Futterpflanzen die 1972 in Kraft getretene ge- 
meinsame Marktorganisation für Saatgut stabilisie- 
rend auswirken. 


Düngemittel 

81 . Bei Düngemitteln stieg 1972/73 nur der Absatz 
von Stickstoff (+5,1 °/o) an. Bei den übrigen Pflan- 
zennährstoffen war dagegen ein Rückgang zu ver- 
zeichnen (Phosphat: — 3,4°/o; Kali: — 7,0 °/o; Kalk: 
— 0,8%). Bezüge aus dem Ausland und der DDR 
spielten bei Stickstoff eine zunehmende Rolle; /sie 
erreichten nahezu 24 °/o des Inlandsverbrauchs. Die 
Düngemittelpreise zogen allgemein an. Noch beste- 
hende Preisbindungen bei Thomasphosphat und ei- 
nigen Kalisorten wurden aufgehoben. Bei Phospha- 
ten zwingen technische Umstellungen in der Stahl- 
industrie und damit verbundener rückläufiger An- 
fall von Thomasphosphat zu Änderungen der Dün- 
gungsgewohnheiten. Außergewöhnliche Kostener- 
höhungen der Importe von Rohphosphaten und die 
Schwierigkeiten bei der Mineralölversorgung las- 
sen vor allem bei Stickstoff- und Phosphatdüngern 
möglicherweise Engpässe in der Versorgung und 
Verteuerungen befürchten. Dem müßte mehr noch 
als bisher durch gezielte und rationelle Verwen- 
dung mineralischer Düngemittel Rechnung getragen 
werden. 


Pflanzenschutzmittel 

82 . Die deutsche Landwirtschaft kaufte bei leicht 
gestiegenen Preisen im Jahr 1972 Pflanzenschutz- 
mittel im Werte von rund 354,2 Millionen DM; das 
sind etwa 5,3 °/o mehr als im Vorjahr. Dieser Ver- 
brauch wurde zu 22,5 % aus Import- und zu 77,5 % 
aus inländischen Produkten gedeckt. Aufgrund der 
Produktionsentwidklung bei Pflanzenschutzmitteln 
kann gefolgert werden, daß der Einsatz von Herbi- 
ziden beachtlich gestiegen und die Verwendung 
von Fungiziden leicht zurückgegangen ist. 

Energie 

83 . Der Verbrauch von Dieselkraftstoff entsprach 
1972 mit 1,3 Milliarden Liter in etwa dem des Vor- 
jahres. Eine nennenswerte Zunahme ist in den 


nächsten Jahren infolge des bereits erreichten ho- 
hen Mechanisierungsstandes und des fortschreiten- 
den Strukturwandels nicht mehr zu erwarten. Zur 
Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen erhält die 
deutsche Landwirtschaft verbilligten Dieselkraft- 
stoff. Diese Verbilligung betrug bis zum 1. Juli 1973 
36,15 Pf/1. Zum Ausgleich der Mineralölsteuererhö- 
hung um 5 Pf/1 zum l.Juli 1973 wurde auch der 
Verbilligungssatz um 5 Pf/1 auf 41,15 Pf/1 angeho- 
ben. 

Die aufgetretenen Schwierigkeiten im Zusammen- 
hang mit der Versorgung mit Mineralölen (vgl. 
auch Preisentwicklung für verschiedene Energiear- 
ten, Materialband, Tabelle 61) machen sich in der 
landwirtschaftlichen Produktion ebenso bemerkbar 
wie im gesamten übrigen Bereich der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft. 

84 . Der Verbrauch an elektrischer Energie (ein- 
schließlich Haushalte) erhöhte sich im Jahre 1972 
wie im Vorjahr um knapp 0,4 Mrd. kWh auf 
5,8 Mrd. kWh. 

Gebäude 

85 . Das genehmigte Bauvolumen für landwirt- 
schaftliche Betriebsgebäude ging 1972 gegenüber 
dem Vorjahr um 1,1 auf 15,2 Millionen m 3 zurück. 
Der Rückgang gegenüber dem Vorjahr betrug da- 
mit nur noch 6,7 °/o, während er 1971 noch bei 
18,5 % lag. Der Anteil der in Fertigbauweise geneh- 
migten landwirtschaftlichen Betriebsgebäude hat 
sich 1972 mit 1,8 Millionen m 3 umbauten Raumes 
weiter erhöht und damit nahezu 12 °/o des gesamten 
landwirtschaftlichen Bauvolumens erreicht (Mate- 
rialband, Tabelle 62 und Schaubild 5). 

Die Bruttoinvestitionen für neuerrichtete landwirt- 
schaftliche Betriebsgebäude lagen im Jahre 1972 
mit 836,1 Millionen DM zwar um 11,1 Millionen DM 
höher als 1971, diese Zunahme ist jedoch auf Preis- 
steigerungen zurückzuführen. Der Baupreisindex 
für landwirtschaftliche Betriebsgebäude (1962 = 
100,0) lag 1972 bei 173,4 (Materialband, Schau- 
bild 5). Er ist in den letzten Jahren etwa im glei- 
chen Maß gestiegen wie der Baupreisindex für ge- 
werbliche Betriebsgebäude sowie für Bürogebäude 
(Materialband, Tabelle 63). 

Aufgrund der Entwicklungen in den Monaten Janu- 
ar bis August 1973 ist zu erwarten, daß die Zahl 
der zur Errichtung genehmigten landwirtschaftli- 
chen Betriebsgebäude, das Bauvolumen und die 
Bruttoinvestitionen 1973 insgesamt wesentlich hö- 
her liegen als im Vorjahr und auch höher als 
1971. 

Landmaschinen und Geräte 

86. Der in den letzten Jahren deutlich feststellbare 
Rückgang an Investitionen bei Ackerschleppern, 
Landmaschinen und technischen Einrichtungen 
wurde mit Ablauf des Jahres 1972 durch eine über- 
raschend starke Nachfrage übgelöst. Sie erklärt 
sich aus der verbesserten Einkommenslage der 
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Landwirtschaft 1971/72 und 1972/73, vor allem aber 
auch aus dem in den Vorjahren angestauten Nach- 
holbedarf an Investitionen. In Anbetracht des ho- 
hen Mechanisierungsstandes, des fortschreitenden 
Strukturwandels, der zunehmenden Spezialisierung 
und Kooperation in der Landwirtschaft muß jedoch 
die starke Inlandsnachfrage als vorübergehend an- 
gesehen werden. Der Strukturwandel in der deut- 
schen Landmaschinenindustrie und im Landmaschi- 
nenhandel, der durch Firmenzusammenschlüsse, 
Spezialisierung, Kapazitätsverlagerungen in Berei- 
che außerhalb der Landtechnik und Betriebsaufga- 
ben gekennzeichnet ist, wird sich daher fortsetzen. 


Dienstleistungen 

87. Die Landwirtschaft nimmt Dienstleistungen 
vor allem in den Bereichen der Information und Be- 
ratung, der veterinärmedizinischen Hilfen, bei der 
Unterhaltung der Maschinen und Wirtschaftsgebäu- 
de sowie dem überbetrieblichen Einsatz von Pro- 
duktionsmitteln in Anspruch. Allein die Ausgaben 
für die Unterhaltung der Maschinen und Wirt- 
schaftsgebäude betrugen im Jahre 1972/73 4,3 Mrd. 
DM. 

88. Die Zusammenarbeit in Betriebshilfsdiensten 
unterschiedlicher Organisationsformen und beim 
überbetrieblichen Maschineneinsatz (Lohnunterneh- 
men, Maschinenringe, Maschinengemeinschaften 
und Nachbarschaftshilfe) hat auch in den letzten 
beiden Jahren weiter zugenommen, da sie über Ko- 
stenersparnis durch höhere Maschinenauslastung 
hinaus zum technischen, ökonomischen und sozia- 
len Fortschritt in den Mitgliedsbetrieben beitragen. 
Vor allem Groß-Maschinenringe mit hauptberufli- 
chem Geschäftsführer finden immer mehr Verbrei- 
tung (Materialband, Tabelle 64). Die Zahl der Ma- 
schinenringe ohne hauptberufliche Geschäftsführer 
ging weiter zurück. 

2.2 Ziele 

89. Ziel der staatlichen Vorsorge im Bereich der 
agrarischen Erzeugung ist es, nicht nur die Voraus- 
setzungen für die quantitative Versorgung der Ver- 
braucher mit Ernährungsgütern und anderen agrari- 
schen Produkten sicherzustellen, sondern vorrangig 
die optimale Qualität eines breitgefächerten Ange- 
bots zu gewährleisten. Der Qualitätsbegriff schließt 
dabei neben der äußeren Beschaffenheit der Erzeug- 
nisse auch die ernährungsphysiologische Ausgewo- 
genheit und ihre gesundheitliche Unbedenklichkeit 
ein. Die biologische Substanz der Produkte darf 
keinen nachteiligen Beeinflussungen als Folge von 
modernen Produktionsmethoden oder von Belastun- 
gen aus der technisierten Umwelt ausgesetzt sein. 
Inländische Erzeugung und eingeführte Erzeugnisse 
müssen denselben strengen Qualitätsmaßstäben un- 
terworfen werden. 

Die Steigerung der Produktivität der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung soll dazu beitragen, die 
landwirtschaftlichen Einkommen zu verbessern. Da- 


bei sollen die ausreichende und kostengünstige 
Versorgung mit qualitativ hochwertigen Produk- 
tionsmitteln und mit Dienstleistungen sowie die ar- 
beitswirtschaftliche Rationalisierung in Pflanzenbau 
und Tierhaltung besondere Aufmerksamkeit finden. 
Mögliche Rationalisierungseffekte können jedoch 
nur dann voll ausgeschöpft werden, wenn dadurch 
die Erzeugung qualitativ einwandfreier Produkte 
nicht gefährdet wird. Die Qualität der Produkte hat 
im Interesse des Verbrauchers Vorrang vor aus- 
schließlich ökonomisch motivierter Produktivitäts- 
steigerung. 

Der leistungsbezogene Gesundheitszustand der 
landwirtschaftlichen Nutztiere ist durch Vorsorge 
und Überwachung im Sinne tierseuchenrechtlicher 
und hygienischer Leitnormen zu erhalten. Insbeson- 
dere bei Stallbau und Haltung müssen die essen- 
tiellen Lebensansprüche der' Tiere künftig als biolo- 
gische Maßstäbe 'eingehalten werden. 

Im einzelnen wird vor allem folgendes angestrebt: 

— Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
technischer Fortschritte, 

— Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen 
in der EWG, 

— Gewährleistung einer ernährungsphysiologisch 
optimalen Zusammensetzung der Ernährungsgü- 
ter, 

— Erhaltung und Verbesserung der Gesundheit in 
Nutztier- und Nutzpflanzenbeständen, 

— Verhütung oder Verminderung von Kontamina- 
tionen in Produktion, Be- und Verarbeitung und 
Vermarktung, 

— Gewährleistung optimaler Beschaffenheit, eines 
hohen hygienischen Standards sowie Verbesse- 
rung des Gebrauchs- und/oder Genußwertes der 
Produkte der Agrarwirtschaft, 

— Schutz der Tiere vor vermeidbaren Schmerzen, 
Leiden und Schäden. 


2.3 Maßnahmen 

2.31 Pflanzliche Erzeugung 

90. Die Gesetzentwürfe zur Novellierung des Sor- 
tenschutzgesetzes und des 'Saatgutverkehrsgesetzes 
berücksichtigen die neuen internationalen Ver- 
pflichtungen und im Inland gewonnene ^praktische 
Erfahrungen. Sie befinden sich zur Zeit in parla- 
mentarischer Beratung. 

Grundlegende Forschungsvorhaben auf dem Gebiet 
der Pflanzenzüchtung werden auch weiterhin von 
der Bundesregierung unterstützt. Hier stehen neben 
den für den Umweltschutz besonders wichtigen Re- 
sistenzfragen die Qualitäts- und Anbaueigenschaften 
der Nutzpflanzen im Vordergrund. Wirksam geför- 
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dert v. ird die Pflanzenzüchtung auch durch die in der 
Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig- 
Völkenrode eingerichtete Genbank, durch verschie- 
dene Bundesforschungsanstalten und — im Rahmen 
des gesetzlichen Auftrags — durch das Bundessor- 
tenamt. 

91. Verstärkter Getreidebau verbunden mit vieh- 
schwacher oder viehlo,ser Wirtschaftsweise macht 
nicht selten die Verwertung von Stroh zu einem 
Problem. Soweit eine Strohdüngung ausscheidet, 
sollte eine industrielle Verwertung des Rohstoffs 
Stroh stärker ins Auge gefaßt werden. Strohver- 
brennung sollte nur in Ausnahmefällen erfolgen. 
Hierfür werden einheitliche Regelungen der Länder 
mit bestimmten Auflagen angestrebt, um möglichen 
Unfallgefahren und Umweltbelastungen vorzubeu- 
gen. 

92. In der pflanzlichen Produktion werden von der 
Bundesregierung auch die Möglichkeiten sogenann- 
ter biologischer Anbauverfahren verfolgt und durch 
Vergabe von Forschungsaufträgen wird zur Klärung 
der Zusammenhänge beigetragen. 

93. Im Interesse des Umwelt- und des Verbrau- 
cherschutzes sowie im Rahmen der EG-Rechtsan- 
gleichung wurde die „Höchstmengen Verordnung 
Pflanzenschutz, pflanzliche Lebensmittel" wesent- 
lich erweitert Und in der Neufassung bekanntge- 
macht. Außerdem wurde eine neue Bienenschutz- 
verordnung erlassen. Im Frühjahr 1974 sollen den 
gesetzgebenden Körperschaften der Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Pflanzen- 
schutizgesetzes, das der Einbeziehung der bisher 
dem Düngemittelrecht unterliegenden Wachstums- 
regler dient, sowie der Entwurf einer Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über Anwendungs- 
verbote und -beschränkungen für Pflanzenschutz- 
mittel, die eine erhebliche Ausdehnung der z. Z. 
geltenden Vorschriften vorsieht, vorgelegt wer- 
den. 

Im Rahmen der Erprobung neuer umweltschonender 
Pflanzenschutzverfahren wurden integrierte Metho- 
den im Obstbau bis zur Praxisreife entwickelt. Sie 
werden nunmehr in der Praxis eingeführt. Beson- 
ders intensiviert wurden Arbeiten über die Wir- 
kung von Pflanzenschutzmitteln auf Nützlinge mit 
dem Ziel, Präparate für die nützlingsschonende Be- 
kämpfung zu entwickeln. Solchen umweltschonen- 
den Pflanzenschutzverfähren wird auch weiterhin 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. Des- 
halb sollen beispielsweise die für die biologische 
Schädlingsbekämpfung erfolgversprechenden Un- 
tersuchungen mit bestimmten Sexuallockstoffen in 
die Förderungsmaßnahmen einbezogen werden. 

2.32 Tierische Erzeugung 

94. Auf tierzüchterischem Gebiet werden das 
Programm zur Züchtung eines deutschen Hybrid- 
schweins, das Forschungsprogramm Rindfleischer- 
zeugung und verschiedene Forschungsvorhaben zur 
züchterischen Steigerung der Lammfleischproduk- 


tion verbunden mit einem Gesamtkonzept für die 
zukünftige Entwicklung der Schafzucht und -hal- 
tung mit Bundesmitteln gefördert. Letzteres ist auch 
im Zuge der Bemühungen um die Landschaftspflege 
bedeutungsvoll. 

95. Der Sicherung der Gesundheit von Tier und 
Lebensmittelverbraucher dienen umfassende Rück- 
standsuntersuchungen sowie die futtermittelrechtli- 
che Festlegung und Überwachung von Höchstge- 
halten an Schadstoffen. Die durch Verordnung in 
nationales Recht umgesetzte EWG-Richtlinie über 
Zusatzstoffe in der Tierernährung enthält u. a. erst- 
malig die Verpflichtung der Tierhalter, bei Verwen- 
dung bestimmter zusatzstoffhaltiger Futtermittel 
Fütterungsvorschriften und Absetzfristen einzuhal- 
ten. Damit wird hinsichtlich des Einsatzes von Zu- 
satzstoffen in der Tierernährung die Erzeugung 
rückstandsarmer Lebensmittel tierischer Herkunft 
besser gewährleistet. Nunmehr stehen bei der EWG 
Regelungen für Höchstgehalte an unerwünschten 
Begleitstoffen und Insektizidrückständen in Futter- 
mitteln im Vordergrund. Im Vorgriff darauf wurden 
in der Bundesrepublik bereits Schutzmaßnahmen 
(unter Einbeziehung der eingeführten Futtermittel) 
gegen bestimmte gesundheitsgefährdende Substan- 
zen getroffen. Da jedoch darüber hinaus mit einer 
baldigen EWG-Harmonisierung der Verkehrsvor- 
schriften für Handelsfuttermittel nicht zu rechnen 
ist, beabsichtigt die Bundesregierung eine Gesamt- 
reform des Futtermittelrechts einzuleiten und da- 
mit diesen wirtschaftlich wie gesundheits- und er- 
nährungspolitisch wichtigen Bereich der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung neu zu ordnen. 

Dem Anliegen des Verbraucherschutzes dient die 
vor kurzem verkündete „Höchstmengenverordnung, 
tierische Lebensmittel". Sie enthält Vorschriften 
über Höchstmengen an DDT und anderen Pestizi- 
den in oder auf Lebensmitteln tierischer Herkunft. 
Diese Höchstmengen dürfen beim Inverkehrbringen 
der genannten Lebensmittel nicht überschritten 
werden. 

96. Auf tierseuchenrechtlichem Gebiet wurden 
bundeseinheitliche Regelungen zum Schutz gegen 
die Verschleppung der Leukose des Rindes und zur 
Bekämpfung der insbesondere in Kleinbeständen 
verbreiteten Newcastle-Krankheit des Geflügels ge- 
troffen. Durch Rechtsvorschrift wurden Prüfungs- 
und Zulassungsmodalitäten für veterinärmedizini- 
sche Seren, Impfstoffe und Antigene geregelt. Die 
Maßnahmen zur Abwehr einer möglichen Seuchen- 
einschleppung aus dem Ausland konzentrierten 
sich auf das Maul- und Klauenseuche-Vorkommen 
in den südosteuropäischen Ländern und Österreich 
sowie in einzelnen Ländern des Nahen Ostens. 
Gleichzeitig wurden besondere Maßnahmen zum 
Schutz des inländischen Pferdebestandes gegen 
eine in verschiedenen amerikanischen Staaten stark 
verbreitete Gehirn-Rückenmarkentzündung erfor- 
derlich. Durch intensive wissenschaftliche Untersu- 
chungen schien die Grundlagen für die Bekämpfung 
der Wildtollwut verbessert werden. Daneben wer- 
den noch andere Forschungsvorhaben zur Klärung 
von Problemen aus dem Veterinärbereich gefördert. 
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Zwei 1972 in Brüssel verabschiedete viehseuchen- 
rechtliche Richtlinien regeln die Einfuhr von leben- 
den Tieren und Fleisch aus Drittländern sowie den 
innergemeinschaftlichen Handel mit Fleisch. Ge- 
prüft wurde die Möglichkeit von Frischfleischein- 
fuhren aus Ländern, die wegen möglicher Seuchen- 
einschleppung bisher vom Import ausgeschlossen 
waren. 

Das Tierkörperbeseitigungsgesetz aus dem Jahre 
1939 ist veraltet. Es soll in dieser Legislaturperiode 
durch ein neues Gesetz abgelöst werden, das ein- 
heitliche und umfassende Regelungen einführt so- 
wie die Voraussetzungen für die Errichtung noch 
leistungsfähigerer Tierkörperbeseitigungsanlagen 
verbessert. 

Die bestehenden tierseuchenrechtlichen Regelungen 
haben sich im Hinblick auf die Massentierhaltung 
als unzureichend erwiesen. Auch die Abfallbeseiti- 
gung und die Geruchsbelästigung bereiten hier be- 
sondere Probleme. Zur Zeit werden daher ergänzen- 
de Vorschriften vorbereitet. 

97. Im Tierschutzbereich laufen Forschungsvorha- 
ben, um die bisher in der Regel fehlenden wissen- 
schaftlichen und fachtechnischen Grundlagen für 
künftige Durchführungsverordnungen zu schaffen 
mit besonderem Schwerpunkt in den Fragen des 
Tierschutzes in Massentierhaltungen. 

Die dem neuen nationalen Tierschutzrecht zugrun- 
deliegenden Vorstellungen sollen, vor allem um 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, auch in- 
nergemeinschaftlich und international verankert 
werden. Erhebliche Anstrengungen sind im Europa- 
rat wie in der EWG noch zu bewältigen, um einer 
wissenschaftlich ausgerichteten, wettbewerbsneu- 
tralen Fortentwicklung des Tierschutzrechts im in- 
ternationalen wie insbesondere innergemeinschaft- 
lichen Raum zum Durchbruch zu verhelfen. 

Nach entsprechenden wissenschaftlichen Vorarbei- 
ten ist eine Novellierung des Schlachtrechts ge- 
plant. 

2.33 Produktionsmittel und Dienstleistungen 

98. Die angespannte Versorgungslage für Futter- 
proteine im Sommer 1973 konnte auf dem Binnen- 
markt durch eine Ausnahmeregelung zur Normen- 
tafel für Mischfuttermittel entlastet werden. Die 
EG-Kommission hat inzwischen in ihrem Memoran- 
dum zur Anpassung der Agrarpolitik in der Ge- 
meinschaft auch Vorschläge zur Verbesserung der 
Protein Versorgung vorgelegt. 

Der Futtergetreidemarkt der EWG macht besondere 
Maßnahmen nicht erforderlich, vor allem dann, 
wenn im Zuge der Angleichung der Getreidepreis- 
relationen an den Futterwert zusätzliche Binnen- 
marktkapazitäten erschlossen werden. Bezüglich 
der Versorgung mit Futterproteinen ist die Bundes- 
regierung bemüht, auch weiterhin die Vorausset- 
zungen für eine Nutzung preisgünstiger Versor- 


gungsmöglichkeiten am Weltmarkt zu erhalten. Au- 
ßerdem wird eine Krisensicherung durch Lagerhal- 
tung angestrebt. Wissenschaft und Entwicklung 
werden vermehrt nach preiswerten Eiweißfuttermit- 
teln suchen, die den weiterhin steigenden Protein- 
bedarf decken können. Hier bieten sich langfristig 
vor allem Abfallproteine, technisch herstellbare 
Aminosäureverbindungen und Einzeller-Biomassen 
an. Bereits heute wird zunehmend hochwertiges 
pflanzliches Eiweiß durch synthetische Stickstoff- 
verbindungen wie Harnstoff — z. B. als Zusatz zur 
Maissilage — in der Wiederkäuerernährung er- 
setzt. 

99. Steigende Weltmarktpreise für Saatgut un- 
terstreichen die Notwendigkeit der einheimischen 
Saatguterzeugung. Die Bundesregierung wird sich 
deshalb im Rahmen der EWG-Marktordnung Saat- 
gut dafür einsetzen, einen angemessenen Selbstver- 
sorgungsgrad innerhalb der Gemeinschaft zu erhal- 
ten. Der Sicherung einer angemessenen Selbstver- 
sorgung dient euch der vorgesehene gemeinsame 
Sortenkatalog der EWG. 

100. Der Düngemittelmarkt wird unter preislichen 
und kartellrechtlichen Gesichtspunkten gemeinsam 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft beobachtet. 
Aktuelle Fragen werden mit (den Beteiligten unmit- 
telbar erörtert. 

101. Die Dieselkraftstoffverbilligung für die Land- 
wirtschaft (1973: 512 Millionen DM) wird fort- 
geführt. Die Bundesregierung bemüht sich weiter- 
hin um die Lösung der Probleme, die mit einer Ver- 
einfachung des Verbilligungsverfahrens verbunden 
sind. 

102. Die Erstellung möglichst kostengünstiger 
funktionstüchtiger Betriebsgebäude wird auch wei- 
terhin gefördert. Es wurden bauliche Modellvorha- 
ben eingeleitet, durch die neuartige, kostengünstige 
und rationelle Stallbauweisen bekanntgemacht 
werden sollen. Zur Einsparung von Investitionsko- 
sten werden den Landwirten erprobte Möglichkei- 
ten der Selbsthilfe bei Gebäuden empfohlen. 

103. Der weiteren Verbesserung der Versorgung 
der Landwirtschaft mit zweckmäßigen und kosten- 
günstigen Produktionsmitteln und Dienstleistungen 
dienen auch die umfangreichen Arbeiten des Kura- 
toriums für Technik und Bauwesen in der Landwirt- 
schaft (KTBL) und die Prüfungen von Ackerschlep- 
pern, Landmaschinen und technischen Einrichtun- 
gen durch die Prüfungsabteilung für Landmaschi- 
nen der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft 
(DLG). Beide Institutionen erhalten Bundeszu- 
schüsse. 

104. Die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
Maschinenringe wird auch weiterhin durch zentrale 
Aus- und Fortbildungslehrgänge für Geschäftsfüh- 
rer gefördert. 
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3 Programm: Markt- und Preispolitik 


3.1 Absatzmärkte und Preise 

3.11 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung ') 

105. Für nahezu alle Produkte der europäischen 
Landwirtschaft gibt es EWG-Marktorganisationen, 
jedoch mit unterschiedlichen instrumentellen Aus- 
stattungen und unterschiedlichem Schutz von Pro- 
duktion und Markt. Nur noch knapp 10°/o der Ein- 
nahmen der deutschen Landwirtschaft werden aus 
dem Verkauf von Erzeugnissen erzielt, die keiner 
Marktorganisation unterliegen. Weitere Marktorga- 
nisationen werden für Agraralkohol, Schaffleisch 
und Kartoffeln vorbereitet. 

Die EWG-Marktorganisationen haben erheblich zur 
Sicherung der Agrareinkommen beigetragen. 
Gleichzeitig haben sie verhindert, wie die Erfahrun- 
gen des abgelaufenen Wirtschaftsjahres zeigen, daß 
sich der Preisauftrieb auf den Weltagrarmärkten in 
voller Breite auf die Gemeinschaft übertragen hat. 
Diese grundsätzlich positive Bewertung des EWG- 
AgrarmarktoTdnungssystems schließt nicht aus, daß 
in Teilbereichen unerwünschte Entwicklungen zu 
verzeichnen sind. Durch eine erhebliche Zunahme 
der 1973 kommerziell nicht absetzbaren Angebots- 
mengen — insbesondere bei Milch — sind die 
Marktordnungskosten stark angestiegen. Dies hat 
zu zusätzlichen, ursprünglich im Haushaltsanschlag 
nicht vorgesehenen Mehrbelastungen für den EG- 
Haushalt und für die nationalen Haushalte geführt. 
Aber auch für die Bewältigung von Knappheitser- 
scheinungen reichte das Instrumentarium der EWG- 
Agrarmarktordnung nicht in allen Fällen aus, so 
daß ergänzende Regelungen bei den Marktorganisa- 
tionen für Getreide, Rindfleisch und Milcherzeug- 
nisse erforderlich wurden. Zur Weiterentwicklung 
der EWG-Agrarpolitik siehe Tz. 362 ff. 

Getreide 

106. Im Wirtschaftsjahr 1972/73 lag die Welfwei- 
zenernte (ohne VR China) mit 311 Millionen t um 
10 Millionen t und die Weltfuttergetreideernte 
(ohne VR China) mit 631 Millionen t um rund 20 
Millionen t unter den Rekordergebnissen des Vor- 
jahres. Gleichzeitig blieb die Reisproduktion (ein- 
schließlich VR China) mit 296 Millionen t um 12 
Millionen t hinter dem Vorjahresergebnis zurück. 
Verursacht wurde der Rückgang in der Weltgetrei- 
deproduktion vor allem durch witterungsbedingt 
geringere Ernten an Weizen in der UdSSR, an Fut- 
tergetreide in Amerika und Asien und an Reis im 
Fernen Osten. 


9 Marktordnungspreise und Marktpreise: siehe auch 
Materialband, Tabellen 65 bis 67 


Ein sprunghafter Nachfrageanstieg nach Weizen — 
verursacht vor allem durch Käufe der UdSSR in 
Höhe von 17,5 Millionen t — erhöhte den Weltwei- 
zenhandel 1972/73 um 15 Millionen t auf 67,3 Mil- 
lionen t. Der Welthandel mit Futtergetreide stieg 
1972/73 um 8,7 Millionen t auf 57 Millionen t. Die 
Situation auf dem Weltmarkt für Futtergetreide 
wurde neben dem wachsenden Bedarf infolge stei- 
gender Fleischproduktion durch eine Verknappung 
an Futterproteinen erheblich beeinflußt (vgl. Tz. 78). 

Der Nachfrageboom — zum Teil durch Spekula- 
tionskäufe als Folge der Dollar-Schwäche im ersten 
Halbjahr 1973 noch verstärkt — führte zu einem 
Abbau der Weltgetreide Vorräte. Bei Weizen z. B. 
sanken die Uberhangbestände der fünf wichtigsten 
Exportländer Ende 1972/73 auf 28,6 Millionen t und 
damit auf den niedrigsten Stand seit 1951/52. Die 
ausgleichende Wirkung, die bisher von den Bestän- 
den auf die Marktlage ausging, nahm spürbar ab 
(vgl. Übersicht 25). 

Die Verknappung an Getreide und Futterproteinen 
löste auf dem Weltmarkt eine Preishausse aus. Die 
Weltmarktpreise für Getreide stiegen, gemessen am 
Preisindex des Hamburger Weltwirtschaftsinstituts, 
von August 1972 bis August 1973 um rund 118%. 
Ende Juli 1973 überschritten zuerst die cif-Preise 
(in RE ausgedrückt) für Hartweizen, dann Anfang 
August auch die cif-Preise für Weichweizen, Gerste 
und Mais die jeweiligen EWG-Schwellenpreise 
(Schaubild 9). Ein erneuter Preisauftrieb setzte auf 
den Weltgetre-idemärkten im November 1973 ein. 

Ein Wiederanstieg der Weltgetreideproduktion hat 
1973/74 zu einer gewissen Entspannung auf den Ge- 
treidemärkten geführt. Es wird für 1973/74 mit einer 
Weltweizenemte (ohne VR China) in Höhe von 338 
Millionen t (+27 Millionen t gegenüber dem Vor- 
jahr) gerechnet. 

Die Entwicklung der Weltgetreidemärkte wird 
1973/74 und auch weiterhin nachhaltig bestimmt 
von der Expansion des Getreideverbrauchs in der 
Welt. Allein bei Weizen rechnet die FAO mit ei- 
nem Verbrauchsanstieg um jährlich 8 Millionen t. 
Auch bei Futtergetreide wird 1973/74, trotz einer 
fühlbaren Entspannung auf dem Markt für Futter- 
proteine, mit einem weiteren Anstieg des Ver- 
brauchs und damit des Welthandels gerechnet. 

107. In der Neuner gemeinschaft erreichte die Ge- 
treideproduktion 1972/73 103,3 Millionen t (+2,7 
Millionen t oder 3 °/o mehr als im Vorjahr). Der Ge- 
samtverbrauch an Getreide stieg auf ca. 112 Millio- 
nen t, so daß sich der Nettoeinfuhrbedarf auf rd. 
11 Millionen t verminderte. Damit erhöhte sich der 
Selbstversorgungsgrad bei Getreide insgesamt leicht 
von 91 % auf 92 %. 
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Erzeugerpreise *) wichtiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1972/73 und 1973/74 


Produkt 

Wirt- 

schafts- 

jahr 

Juli 

August 

Sep- 

tember 

Oktober 

Novem- 

ber 

Dezem- 

ber 

Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Weizen 

1971/72 

39,60 

37,65 

37,35 

37,95 

39,00 

40,50 

40,80 

41,35 

41,70 

42,45 

42,00 

42,95 

DM/100 kg 

1972/73 

42,25 

38,10 

37,65 

38,20 

39,70 

40,40 

42,55 

43,90 

43,80 

43,95 

44,10 

44,65 


1973/74 

43,75 

39,31 

39,91 

40,18 

40,45 

42,37 







Futtergerste 

1971/72 

34,25 

34,25 

34,40 

35,25 

35,95 

36,45 

37,25 

38,35 

37,90 

38,05 

38,90 

39,20 

DM/100 kg 

1972/73 

35,75 

34,65 

34,65 

36,65 

36,25 

37,95 

38,90 

38,65 

40,80 

38,75 

40,35 

40,15 


1973/74 

36,00 

35,80 

35,48 

36,88 

35,75 

38,50 







Braugerste 

1971/72 

42,05 

41,55 

41,60 

41,95 

41,80 

42,75 

43,65 

43,25 

43,85 

42,85 

42,25 

43,50 

DM/100 kg 

1972/73 

41,70 

41,45 

41,90 

40,95 

41,65 

41,25 

41,90 

43,46 

43,70 

42,00 

43,40 



1973/74 


39,74 

39,10 

39,20 

39,69 

41,82 







Bullen A 

1971/72 

295,30 

299,60 

302,10 

302,70 

308,70 

311,00 

310,80 

325,40 

333,20 

339,20 

358,30 

370,40 

DM/1 00 kg lebend 

1972/73 

376,00 

400,40 

406,60 

400,30 

400,40 

403,10 

405,10 

400,40 

396,80 

338,30 

373,90 

360,90 


1973/74 

341,30 

340,80 

342,40 

348,10 

354,00 

356,30 

353, 30v 





Schweine c 

1971/72 

244,90 

258,60 

266,80 

258,90 

258,60 

256,80 

256,20 

265,20 

259,70 

248,70 

255,90 

256,60 

DM/100 kg lebend 

1972/73 

257,50 

272,50 

290,00 

292,90 

287,30 

296,60 

297,10 

303,20 

304,70 

304,60 

303,40 

313,40 


1973/74 

314,30 

334,80 

348,80 

348,90 

348,90 

357,80 

324, 60v 





Milch (3,7 °/o) 

1971/72 

40,30 

40,80 

.41,50 

41,70 

43,00 

43,90 

42,90 

42,90 

42,70 

42,50 

42,30 

42,40 

DM/100 kg 

1972/73 

42,50 

43,10 

43,90 

44,60 

44,90 

45,30 

44,20 

44,00 

43,60 

43,20 

42,90 

43,20 


1973/74 

43,60 

44,20 

44,90 

45,20 









Jungmastgefl. A 

1971/72 

1,67 

1,67 

1,68 

1,66 

1,66 

1,65 

1,66 

1,67 

1,67 

1,68 

1,68 

1,68 

DM/kg lebend 

1972/73 

1,70 

1,70 

1,70 

1,72 

1,71 

1,71 

1 ,74 

1,84 

1,90 

1,98 

2,00 

2,10 


1973/74 

2,22 

2,26 

2,25 

2,22 

2,13 

2,04 

2,10 






Eier Pf/Stück 

1971/72 

15,3 

16,0 

17,0 

17,4 

18,4 

19,5 

18,0 

17,6 

18,3 

17,4 

16,8 

16,4 

(unsortiert, 
Durchschnitt aller 

1972/73 

15,8 

15,7 

16,0 

16,5 

17,4 

17,5 

16,5 

16,4 

18,0 

18,5 

18,9 

18,0 

Absatzwege) 

1973/74 

18,3 

18,6 

19,3 

20,5 

22,5 

23,1 








9 Ab Hof einschließlich Mehrwertsteuer und Teilausgleich über die Mehrwertsteuer infolge der DM-Aufwertung; die Direkt- 
zahlungen zum Ausgleich der Aufwertungsverluste sind nicht berücksichtigt 

v = vorläufig 


68 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


Übersicht 25 


Weizenbestände und Weizenexporte der wichtigsten Exportländer 

in Millionen t Weizenäquivalent 


: 1968/69 

1 

1969/70 

1970/71 

1971/72 

1972/73 

1973/74 

Weizenbestände Anfang des jeweiligen Getreidewirtschaftsjahres 



Argentinien 

1,0 

0,3 

0,8 

0,7 

0,5 

0,1 

Australien 

1,4 

7,2 

7,2 

3,5 

1,4 

0,3 

Sechsergemeinschaft 

7,6 

7,5 

4,1 

4,6 

6,0 

5,4 

Kanada 

18,1 

23,2 

27,4 

20,0 

15,9 

10,2 

USA 

14,7 

22,3 

24,1 

19,9 

23,5 

11,6 

Weizenexporte (einschließlich Mehl) (Juli/Juni) 



Argentinien 

2,8 

2,1 

1,7 

1,3 

3,7 


Australien 

5,4 

7,3 

9,5 

8,7 

5,6 


Sechsergemeinschaft 

5,0 

7,2 

3,1 

4,7 

6,3 


Kanada 

8,7 

9,0 

11,6 

13,7 

15,6 


USA 

14,7 

16,5 

19,8 

16,9 

32,0 


zusammen . . . 

36,6 

42,1 

45,7 

45,3 

63,0 



Quelle: Weizenrat, BML 


Die Preisentwicklung auf dem Binnenmarkt der Ge- 
meinschaft blieb 1972/73 von den Mengen- und 
Preisfluktuationen auf dem Weltgetreidemarkt 
weitgehend unberührt. Ausnahmen waren jedoch 
die Preise für Hartweizen, bei dem die EWG stark 
defizitär ist, sowie die Getreidepreise in Italien we- 
gen der Lira-Schwäche und in Großbritannien und 
Irland wegen der Pfund-Schwäche und des niedri- 
geren Preisniveaus vor dem Beitritt. 

Auch im Getreidewirtschaftsjahr 1973/74 wurden 
bisher die Weltmarkteinflüsse vom EWG-Binnen- 
markt weitgehend ferngehalten. Dies ist darauf zu- 
rückzuführen, daß 

— sich die Getreideverarbeitungsbetriebe bis zum 
Anschluß an die EWG-Emte 1973 gut versorgt 
hatten, 

— die EWG-Getreideernte 1973 mit 106,4 Millio- 
nen t das Rekordergebnis des Vorjahres noch 
über traf, 

— der EG-Ministerrat und'die EG-Kommission die 
Getreidemarktordnung im Hinblick auf die 
Weltmarktsituation rechtzeitig ergänzten und so 
einen zu starken Abfluß von EWG-Getreide zum 


Weltmarkt verhinderten (weitere Erläuterungen 
siehe Tz. 139). 

Durch die anhaltende Preishausse auf dem Welt- 
markt für Weizen wird sich nach den bisher vorlie- 
genden Ergebnissen 1973/74 der innergemeinschaft- 
liche Weizenhandel weiter verstärken. 

108 . In der Bundesrepublik Deutschland war 1972/ 
73 die Getreideernte mit 20,24 Millionen t um rund 
700 000 (3,3 °/o) niedriger als im Vorjahr. Die Ge- 
treideverkäufe der Landwirtschaft gingen jedoch 
nur um etwas mehr als 100 000 t zurück. Infolge ei- 
ner mengenmäßig wesentlich größeren Denaturie- 
rung von Weichweizen und eines Rückgangs der 
Getreidebezüge aus den EWG-Partnerstaaten 
brauchten die staatlichen Interventionsstellen der 
Bundesrepublik 1972/73 nur 948 000 t Getreide 
(1971/72: 1 788 000 t) aufzunehmen. 

Der Getreideverbrauch stieg 1972/73 in der Bundes- 
republik auf 25,0 Millionen t. Der Nettoeinfuhrbe- 
darf erhöhte sich dadurch -auf 4,7 Millionen t. Die 
Drittlandseinfuhr der Bundesrepublik stieg auf 4,34 
Millionen t Getreide. Dabei entfiel auf die Maisein- 
fuhr allein ein Anteil von 2,0 Millionen t. Die Ein- 
fuhr an Qualitätsweizen aus Ubersee ging weiter 
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Schaubild 9 

EWG-Schwellenpreise und cif-Preise für 
Weichweizen, Hartweizen, Gerste und Mais 
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zurück. 1972/73 wurden nur noch 630 000 t und da- 
mit ca. 13 °/o der Gesamtvermahlung (einschließlich 
Export) der Mühlen an We.ichweizen eingeführt. 
Ursächlich für den anhaltenden Rückgang der Qua- 
litätsweizeneinfuhr aus Drittländern sind vor allem 
die beachtlichen Qualitätsfortschritte, die in der in- 
ländischen Weizenerzeugung seit einigen Jahren 
erzielt worden sind. 

Die Getreidepreise lagen 1972/73 in der Bundesrepu- 
blik etwa auf Interventionspreisniveau (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 67). 

1973/74 übertraf die Getreideernte der Bundesrepu- 
blik mit 21,14 Millionen t das Vorjahresergebnis 
und auch das bisherige Rekordergebnis des Jahres 
1971/72. Die Ernte wurde unter vergleichsweise 
günstigen Witterungsbedingungen eingebracht. 
Dies erlaubte es der Landwirtschaft, durch eine 
verstärkte Eigenlagerung den üblichen Angebots- 
druck zur Zeit der Ernte abzumildern. Der danach 
auf dem Markt für Futterproteine eingetretene 
Preisrückgang veranlaßte die Landwirtschaft je- 
doch, von einer zu großen Eigenverfütterung des 
Getreides abzusehen. Der Verkaui von Getreide er- 
reichte im Bundesdurchschnitt Ende Oktober — zu 
diesem Zeitpunkt sind in der Regel über 70 °/o der 


Verkäufe der Landwirtschaft getätigt — trotz der 
höheren Ernte nicht ganz das Vorjahresergebnis. 

Die Marktpreise in der Bundesrepublik haben sich 
bisher weniger vom Interventionspreisniveau abge- 
hoben als zunächst erwartet wurde. Anders als in 
den Vorjahren haben sich die Verarbeitungsbetrie- 
be zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1973/74 stärker 
mit Getreide eingededkt; aber auch dadurch haben 
sich die Preise nicht wesentlich erhöht. Die staatli- 
chen Interventionen blieben bis Ende Dezember 
1973 mit 627 000 t hinter dem Ergebnis früherer Jah- 
re zurück. 

Regionale Schwierigkeiten hat es bis Ende 1973 in 
der Bundesrepublik nur auf dem Roggen- und auf 
dem Braugerstenmarkt gegeben. Der Roggenüber- 
schuß in Norddeutschland ist geringer, der Zu- 
schußbedarf in Süddeutschland größer als in den 
Vorjahren. Die Erzeugerpreise für Braugerste (ohne 
MWSt) blieben im Durchschnitt der Bundesrepublik 
im August 1973 um 1,50 DM/100 kg und im Septem- 
ber 1973 um 2,60 DM/100 kg hinter dem Vorjahr zu- 
rück. 


Zucker 

109 . Der Weltmarkt ist seit drei Jahren durch eine 
knappe Versorgung gekennzeichnet. Nach zwei 
Kampagnen mit stagnierender Produktion hat sich 
die Weltzuckererzeugung nach bisher vorliegenden 
Ergebnissen (Schätzung F. O. Licht) 1972/73 um 
etwa sechs Prozent auf etwa 77 Millionen t Roh- 
wert erhöht. Vor allem die Rohrzuckererzeugung 
übertrifft das Vorjahresergebnis erheblich. Die stei- 
gende Nachfrage konnte damit jedoch kaum befrie- 
digt werden, so daß ein weiterer Abbau der Welt- 
zuckervorräte auf voraussichtlich 15,6 Millionen t 
— das wäre der niedrigste Stand seit 1965 — zu er- 
warten ist. Bedingt durch die knappe Versorgung in 
den letzten drei Wirtschaftsjahren liegen die Welt- 
marktpreise seit 1972 auf einem hohen Niveau. 

Für 1973/74 wird nach den vorliegenden Schätzun- 
gen (F. O. Licht) mit einer Weltzuckererzeugung in 
Höhe von fast 82 Millionen t gerechnet und der 
Verbrauch auf rund 81 Millionen t geschätzt. Trotz- 
dem dürfte das hohe Preisniveau vorläufig anhal- 
ten. 

110 . Im Gebiet der Neunergemeinschaft hat die 
Zuckererzeugung 1972/73 trotz Ausweitung der An- 
bauflächen im Vergleich zum Vorjahr mit rund 9 
Millionen t ein geringeres Ergebnis gebracht. Dies 
ist auf die niedrigeren Hektarerträge sowie auf den 
geringeren Zuckergehalt der Rüben zurückzufüh- 
ren. Der Zuckerverbrauch (9,45 Millionen t) hat da- 
gegen wie in den Vorjahren wiederum leicht (ca. 
100 000 t) zugenommen (vgl. Übersicht 26). 

Im Jahre 1973 ist der Rübenanbau in der Neuner ge- 
memschaft um insgesamt 100 000 ha oder 7 % aus- 
gedehnt worden. Diese Anbauausweitung und ein 
höherer Zuckergehalt werden nach den bisher vor- 
liegenden Schätzungen 1973/74 dazu führen, daß die 
Erzeugung etwa dem Verbrauch entspricht. 
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Versorgung mit Zucker für das Gebiet der 
Neunergemeinschaft *) 


Zuckerwirtschafts- 

jahr 

Er- 

zeugung 

Nah- 

rungs- 

ver- 

brauch 

Selbst- 

versor- 

gungs- 
grad 2 ) 

Millionen t 

°/o 

1968/69 

8,20 

8,90 

92 

1969/70 

8,70 

9,10 

96 

1970/71 

8,35 

9,30 

90 

1971/72 

9,65 

9,35 

103 

1972/73 3 ) 

9,00 

9,45 

95 

1973/74 4 ) 

9,70 

9,80 

97 


1 ) einschließlich französischer Uberseedepartements 

2 ) Erzeugung in % des Nahrungsverbrauchs 

3 ) vorläufig 

4 ) geschätzt 


Mit dem Beitritt Großbritanniens hat sich die Ge- 
meinschaft gegenüber den Commonwealthländern 
verpflichtet, zunächst bis 1975 jährlich 1,7 Millio- 
nen t Zucker abzunehmen. Großbritannien hatte bis 
zum Beitritt seinen Fehlbedarf überwiegend aus 
dem Commonwealth eingeführt, Obwohl dieser 
Fehlbedarf theoretisch nunmehr durch die Über- 
schußproduktion der übrigen Mitgliedsländer ge- 
deckt werden könnte, bleibt die Gemeinschaft auf 
den Export angewiesen, weil das Überangebot in- 
nerhalb der Gemeinschaft unter anderem auch 
durch die eingangs erwähnte Verpflichtung an- 
hält. 

111 . Die Zuckererzeugung in der Bundesrepublik 
Deutschland dürfte 1973/74 nach bisherigen Schät- 
zungen mit 2,20 Millionen t das Vorjahresergebnis 
(2,04 Millionen t) leicht übertreffen. Der Zuckerver- 
brauch in der Bundesrepublik wird 1973/74 auf 
2,20 Millionen t geschätzt, so daß der Selbstversor- 
gungsgrad 100 °/o beträgt und damit über dem des 
Vorjahres liegt. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben (mit einem Zuk- 
kergehalt von 16 °/o) wurde 1972/73 gegenüber dem 
Vorjahr um 4 °/o angehoben. Der niedrige Zuckerge- 
halt hat jedoch in der Bundesrepublik 1972/73 zu 
einem Rückgang der Erzeugerpreise je 100 kg Zuk- 
kerrüben gegenüber dem Vorjahr um 0,03 DM auf 
6,97 DM (einschließlich Mehrwertsteuer) geführt. 
Für 1973/74 ist aufgrund des höheren Zuckergehal- 
tes und einer weiteren Anhebung der Mindestprei- 
se um 1 °/o ein höherer Erzeugerpreis zu erwar- 
ten. 


Kartoffeln 

112 . Ein weiterer Rückgang der Kartoffelanbauflä- 
chen in der EWG und Mißernten in Osteuropa ver- 
ursachten 1972 in ganz Europa eine außergewöhnli- 
che Mangellage bei Kartoffeln. Das Zusammenwir- 
ken dieser Tatsachen führte zu dem bisher höch- 
sten Preisniveau. Die Bundesrepublik Deutschland 
hatte in der Gemeinschaft dabei die niedrigsten 
Preise für Speisekartoffeln zu verzeichnen. Die Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Speisekartoffeln blieb 
stets gesichert. 

Insbesondere beim Speisekartoffelverbrauch setzte 
sich in der Bundesrepublik der rückläufige Trend 
fort. Die industrielle Verarbeitung von Kartoffeln 
konnte bis 1972 auf 2,11 Millionen t gesteigert wer- 
den. Diese Aufwärtsentwicklung wird zumindest in 
dem Teilbereich der industriellen Verarbeitung, der 
der Herstellung von Veredlungsprodukten zur 
menschlichen Ernährung dient, noch andauern. Eine 
leistungsfähigere Verarbeitungsindustrie wird die 
Absatzmöglichkeiten für Kartoffeln verbessern. 

Die Bundesrepublik Deutschland nimmt hinter der 
UdSSR und Polen die dritte Stelle in der Kartoffel- 
produktion der Welt ein. Sie ist infolge der in- 
nergemeinschaftlichen Liberalisierung zum größten 
Einfuhrland in der Gemeinschaft geworden. Die Ge- 
samteinfuhr an Frischkartoffeln hat 1972 mit 1,03 
Millionen t gegenüber dem Vorjahr (1971: 0,91 Mil- 
lionen t) weiter zugenommen. 

Das endgültige Ergebnis der Kartoffelernte 1973 
wurde mit insgesamt 13,7 Millionen t festgestellt 
(Vorjahr: 15,0 Millionen t). Davon entfallen auf 
Frühkartoffeln 833 000 1 (ca. 30 000 1 mehr als im 
Vorjahr). Witterungsbedingt und infolge weiterer 
Einschränkungen der Gesamtanbaufläche um 4,5 °/o 
auf 480 500 ha, fiel die Spätkartoffelernte 1973 mit 
12,8 Millionen t um etwa 1,5 Millionen t niedriger 
aus als im Vorjahr. 

Der Pro-Kopf-Verbrauch von Speisekartoffeln ging 
1972/73 weiter auf 94 kg zurück (einschließlich 
14 kg Kartoffeln in Form von Veredlungserzeugnis- 
sen). Zur Versorgung der Bevölkerung sind weniger 
als 6 Millionen t erforderlich. 

Die Verbraucherpreise für Speisekartoffeln lagen 
1973 während der Haupteinkellerungszeit etwas 
über dem Vorjahresniveau. 

Die deutsche Erzeugung an marktfähigen Speise- 
kartoffeln nähert sich allmählich der Bedarfsdek- 
kungsgrenze. Dies wird voraussichtlich dazu füh- 
ren, daß auch künftig die Erzeuger- und Verbrau- 
cherpreise für Kartoffeln tendenziell höher sein 
werden als in den zurückliegenden Jahren. Diese 
Entwicklung kann durch einen gezielten, auf markt- 
gängige Sorten und deren Absatz fixierten Kartof- 
felanbau gemildert werden. Die Umstellung auf den 
gezielten Anbau für bestimmte Verwendungszwek- 
ke isollte daher beschleunigt fortgesetzt werden. 
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Raps und Rübsen 

113 . Im Wirtschaftsjahr 1973/74 war die Raps- und 
Rübsenernte der Gemeinschaft (Anbauschwerpunk- 
te: Frankreich, Norddeutschland und Dänemark mit 
ca. 936 000 t niedriger als im Vorjahr (1 083 000 t). 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland lag die 
Ernte trotz der geringfügig erweiterten Anbauflä- 
che (+ 2 °/o) mit 222 300 t unter dem Ergebnis des 
Vorjahres (248 700 t). 

Die deutsche Rapsemte konnte wie in den Vorjah- 
ren ohne nennenswerte Intervention ab gesetzt wer- 
den. Sie wurde überwiegend bei zeitweilig gerin- 
gem Interesse von den deutschen Ölmühlen aufge- 
nommen. 

Die Erzeuger erlöse lagen zu Beginn der Sojaboh- 
nen-Hausse im Sommer 1973 kurzfristig über dem 
Richtpreis, fielen dann aber — wie in den Vorjah- 
ren — auf ein knapp über dem Interventionspreis 
liegendes Niveau zurück. 


Obst und Gemüse 

144 . In der EWG ist in den letzten Jahren die Er- 
zeugung von Obst und Gemüse ausgeweitet wer- 
den. Der Hauptproduktionszuwachs lag in den Län- 
dern Frankreich und Italien. Da die Nachfrage 
nicht in gleichem Maße zunahm, waren die Anliefe- 
rungen von Obst und Gemüse zeitweilig größer als 
die Absatzmöglichkeiten. 

Absatzschwierigkeiten — insbesondere bei Konser- 
ven — - haben in der Bundesrepublik Deutschland 
dazu beigetragen, daß die Gemüseanbaufläche in 
den letzten Jahren abgenommen hat. 1973 hat sich 
bei einer Anbaufläche von rd. 60 000 ha der Rück- 
gang deutlich verlangsamt. 

Im Rahmen der Rodungsmaßnahmen der EWG bei 
Apfel-, Birn- und Pfirsichbäumen, die einer Anpas- 
sung der Produktion an die Markterfordernisse die- 
nen soll, wurden die Baumbestände in der EWG mit 
Ausnahme von Italien nach vorläufigen Angaben 
um etwa 55 000 ha verringert. Allein in der Bundes- 
republik wurden etwa 25 000 ha gerodet. 

Im Jahre 1972 hatten Witterungseinflüsse die Ob st- 
und Gemüseernten der EWG teilweise 'beeinträch- 
tigt. Das war durch eine lang anhaltende Trocken- 
periode auch 1973 der Fall. In der Bundesrepublik 
war die Apfelernte 1973 trotz der Rodungen um 
0,7 Millionen t größer als im Vorjahr. 

Im Jahre 1972 wurde das heimische Angebot von 
3,9 Millionen t frischem Obst und Gemüse mit Er- 
zeugnissen ausländischer Herkunft verstärkt, und 
zwar um 3,9 Millionen t frisches Obst und Gemüse, 
von denen etwa 80 v. H. aus den Mitgliedstaaten 
der EG stammten, und um fast 1,5 Millionen t 
Früchte tropischer und subtropischer Herkunft. Die 
Importe im Jahre 1973 bewegten sich nach bisheri- 
gen Feststellungen in etwa derselben Größenord- 
nung (siehe auch Materialband, Tabellen 68 bis 75). 


Nicht der Ernährung dienende Gartenbauerzeug- 
nisse 

115 . Der Trend einer kontinuierlich wachsenden 
Nachfrage nach Blumen und Zierpflanzen hält an. 
Sie wurde bisher insbesondere durch steigende Im- 
porte gedeckt. Dabei lag das Schwergewicht der 
Auslandslieferungen bei Schnittblumen (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 75). Neben dem bekannten, saiso- 
nal bedingten Nachlassen der Nachfrage, z. B. wäh- 
rend der Sommerferien, traten gebietsweise für kur- 
ze Zeitspannen bei einzelnen Arten Absatzschwie- 
rigkeiten auf. Diesen sporadisch auftretenden 
Marktungleichgewichten muß durch eine weitere 
Verbesserung der Marktstruktur und der Markt- 
transparenz begegnet werden. 


Wein 

116 . In der Gemeinschaft war das Weinange- 
bot in den beiden letzten Jahren relativ knapp. Die 
Erzeugerpreise haben sich daher in allen Erzeuger- 
ländern kräftig erhöht. Die hohe Erntemenge des 
Jahres 1973 dürfte zu einer Preisberuhigung füh- 
ren. 

Im Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden in der Gemein- 
schaft 142 Millionen hl Wein verbraucht, 3,3 Mil- 
lionen hl wurden in Drittländer exportiert. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde nach der 
Rekordernte 1970 (rund 10,1 Millionen hl) und der 
qualitativ ausgezeichneten Ernte 1971 (rund 6,3 
Millionen hl) 1972 eine Normalemte (rund 7,5 Mil- 
lionen hl) unterdurchschnittlicher Qualität einge- 
bracht. Die Ernte 1973 ist mit 10,7 Millionen hl 
Weinmost die größte Ernte, die bisher im Bundes- 
gebiet eingebracht wurde. Auch die Qualität ist 
gut. Die Lagerbestände sind auf normaler Höhe. 

Die Durchschnittspreise für Moste bewegten sich 
1973 von 70 bis 100 DM/hl, für Qualitäts weine bis 
zu 150 DM/hl. Trotz steigender Einfuhren — insbe- 
sondere aus EWG-Ländern — ist damit zu rechnen, 
daß der deutsche Wein, dank seiner Präferenz beim 
Verbraucher, langfristig befriedigenden Absatz zu 
angemessenen Preisen findet (siehe auch Material- 
band, Tabellen 76 bis 81). 


Hopfen 

117 . Die Hopfemfläche der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den letzten Jahren erheblich 
ausgedehnt worden, so daß sich die jährliche Ernte- 
menge beträchtlich erhöht hat. Gleichzeitig nahm 
auch der Export an Hopfen zu. Die isich am Markt 
bildenden Erzeugerpreise reichten aber zur Erzie- 
lung eines angemessenen Einkommens der Hopfen- 
pflanzer nicht aus, so daß für die Ernte 1971 aus 
EWGdMitteln eine Beihilfe gezahlt wurde. Auch für 
1972 (ist eine Beihilfe beantragt. Die Ernte 1973 
brachte in der Bundesrepublik durch hohe Flächen- 
erträge mit schätzungsweise 372 000 t ein Rekord- 
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ergebnis. Die Preise für Freihopfen sind 1973 auf 
etwa 50 °/o des Vorjahrespreiises gefallen. 

Im Hinblick auf den nur langsam steigenden Bier- 
verbrauch und die Unsicherheit auf dem Wäh- 
rungssektor muß vor einer weiteren Ausdehnung 
der Hopfenfläche eindringlich gewarnt werden. An- 
dernfalls sind in den nächsten Jahren Schwierigkei- 
ten auf dem Hopfensektor zu erwarten. 

Rohtabak 

118 . Seit Inkrafttreten der Gemeinsamen Markt- 
ordnung für Rohtabak im Jahre 1970 hat sich die 
Tabakanbaufläche der EWG leicht erhöht. In der 
Gemeinschaft, in der die Hauptanbaugebiete Italien 
und Frankreich sind, wurden 1972 rund 143 000 t 
Tabakblätter geerntet. Die in der Bundesrepublik 


Deutschland erzeugte Menge von etwa 10 000 t Ta- 
bakblättern fand im Rahmen von Anbauverträgen 
sicheren Absatz. Die erlösten Preise lagen im 
Durchschnitt leicht über den ;in der Marktordnung 
festgelegten Zielpreisen. Für die Ernte 1973 wurden 
die Ziel- und Interventionspreise sowie Käuferprä- 
mien für Tabakblätter nur geringfügig angeho- 
ben. 


Milch 

119 . Die Milcherzeugung in der Sechsergemein- 
schalt stieg im Wirtschaftsjahr 1972/73 gegenüber 
dem Vorjahr, bedingt durch die Aufstockung des 
Milchkuhbestandes (vgl. Übersicht 27) und die ge- 
stiegene Milchleistung je Kuh, um 2,8 °/o auf 72,8 
Millionen t. Dieses wiederum führte in Verbindung 


Übersicht 27 


Milchkuhbestand *) in der EWG 



1969 | 

1970 

1 1971 | 

1972 | 

1973 2 ) 

Veränderung 
1973 2 ) zu 1972 
°/o 

1 000 Kühe 

Bundesrepublik Deutschland 

5 878 

5 752 

5 489 

5 442 

5 466 

+ 0,4 

Frankreich 

9 639 

9 600 

9 530 

9 560 

9 617 

+ 0,6 

Italien 

3 679 

3 555 

3 214 

3 165 

3 259 

+ 3.0 

Niederlande 

1 900 

1 900 

1 890 

1 970 

2 113 

+ 7,3 

Belgien 

1 071 

1 041 

1 012 

1 029 

1 025 

~ 0,4 

Luxemburg 

61 

62 

62 

62 

63 

+ 1,6 

Sechsergemeinschaft 

1 22 228 

21 910 

21 197 

21 228 

21 543 

+ 1,5 

Vereinigtes Königreich 

3 317 

3 244 

3 234 

3 320 

3 436 

+ 3,5 

Republik Irland 

1 493 

1 544 

1 570 

1 640 

1 849 

+ 12,7 

Dänemark 

1 250 

1 175 

1 103 

1 142 

1 183 

+ 3,6 

Neunergemeinsohaft 

28 288 

27 873 

27 104 

27 330 

28 011 

+ 2,5 


9 Jahresdurchschnittsbestand 
2 ) vorläufig 
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mit einer höheren Molkereianlieferungsquote zu ei- 
ner um knapp 5 °/o auf 59,6 Millionen t gestiegenen 
Milchanlieferung an die Molkereien (vgl. Über- 
sicht 28) . In der Neunergemeinschaft nahm die Milch- 
anliefeiung ebenfalls um 5 °/o auf 81,2 Millionen t 
zu. Die größte Steigerung der Anlieferung hatte 
Frankreich mit 1,4 Millionen t, während in der Bun- 
desrepublik Deutschland 0,75 Millionen t mehr -an- 
geliefert wurden. Infolge der erhöhten Milchanliefe- 
rung stieg auch die Butterproduktion in der Sech- 
sergemeinschaft 1972/73, und zwar um rund 
11 °/o auf 1,4 Millionen t. Die Butterproduktion der 


Neunergemeinschaft stieg im gleichen Zeitraum 
ebenfalls um 11 °/o auf 1,7 Millionen t 

Der Absatz an Milch und Milchprodukten in der 
EWG ist weiterhin gekennzeichnet durch einen stag- 
nierenden Trinkmilchkonsum und eine Zunahme 
des Verbrauchs an Käse. Bei Butter konnten 1973 
durch die verschiedenen Verbilligungsmaßnahmen 
(vgl. Tz. 146) die rückläufige Verbrauchstendenz 
aufgefangen werden. 

Das Ungleichgewicht zwischen Milchproduktion 
und Absatzmöglichkeiten in der EWG zeigt sich in 




Übersicht 28 


Milchanlieferung, Buttererzeugung und Magermilchpulvererzeugung in der EWG 

1 000 t 



Milchanlieferung 

Buttererzeugung 

Magermilchpulvererzeugung 


1970/71 

1971/72 

1972/73 

1972/73 

gegen 

1971/72 

i ± °/o 

1970/71 

1971/72 ( 

1 

1972/73 

1972/73 
gegen 
1971/72 
± */» 

1970/71 

1971/72 

1972/73 

1972/73 
gegen 
1971/72 
± °/o 

Bundesrepublik 
Deutschland 

18 150 

18 125 

18 799 

+ 4 

474 

468 

511 

+ 9 

344 

368 

468 

+ 27 

Frankreich 

19 071 

20 070 

21 353 

+ 6 

438 

480 

538 

+ 12 

610 

645 

722 

+ 12 

Italien 

7 418 

7518 

7 849 s 

+ 4 

57 

74 

75 s 

+ I 

‘ 7 

7 

7s 

± 0 

Niederlande 

7 856 

8 204 

8 649 

+ 5 

120 

144 

171 

+ 19 

87 

■98 

128 

+ 31 

Belgien 

2 630 

2 ZOO 

2 784 

+ 3 

65 

67 

72 

+ 7 

104 

100 

120 

+ 20 

Luxemburg 

204 

205 

207s 

+ 1 

7 

7 

8s 

+ 14 

7 

7 

8s 

+ 14 

Sechsergemeinschaft 

55 329 

56 822 

59 641 

+ 5 

1 161 

1 240 

1 375 

+ 11 

1 159 

1 225 

1 453 

+ 19 

Vereinigtes 

Königreich 

12 659 

13 139 

13 945 

+ 6 

68 

81 

103 

+ 27 

107 

138 

205 

+ 49 

Irland 

2 427 

2 600 

2 765 

+ 6 

72 

76 

80 

+ 5 

47 

57 

80 

+ 40 

Dänemark 

4 182 

4 320 

4 530 

+ 5 

125 

133 

144 

+ 8 

29 

56 

59 

+ 5 

Neunergemeinschaft 

74 597 

76 881 

80 881 

+ 5 

1 426 

1 530 

1 702 

+ 11 

1 342 

1 476 

1 797 

+ 22 


s = Schätzung 
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der Entwicklung der Interventionsbestände an But- 
ter und Magermilchpulver (Übersicht 29) . 

Übersicht 29 


Interventionsbestände 
an Butter und Magermilchpulver 


Stichtag 

Butter 1) 

Magermilch- 
pulver l) 

EWG 

Bundes- 
i repu- 
1 -blik 

EWG 

Bundes- 

repu- 

blik 

1 000 t 


Sechsergemeinschaft 



31 . Dezember 

1971 

106 

36 

22 

20 

1. Juli 

1972 

246 

93 

13 

10 

31. Dezember 

1972 

303 

111 

49 

30 

1 . Februar 

1973 

299 

115 

50 

32 


Neunergemeinschaft 



1. Februar 

1973 

389 2 ) 

115 

133 2 ) 

32 

1 . Juni 

1973 

420 2 ) 

123 

143 2 ) 

35 

29. Oktober 

1973 

292 

77 

174 

58 

1. Januar 

1974 

200 

66 

164 

58 


*) Interventionsbestände bei Butter (einschließlich Rahm 
in Butterwert) in öffentlicher und privater Lagerhal- 
tung, bei Magermilchpulver in öffentlicher Lagerhal- 
tung entsprechend den EWG-Bestimmungen. 

2 ) Einschließlich der in den neuen Mitgliedstaaten vor- 
handenen nicht intervenierten privaten Bestände: Am 
1, Februar 1973 = 90 000 t Butter und 83 000 t Mager- 
milchpulver; am 1. Juni 1973: 103 000 t Butter und 

46 000 t Magermilchpulver. 


Der Beitritt Dänemarks, Großbritanniens und Irlands 
zum gemeinsamen Milchmarkt ab 1. Februar 1973 
brachte bisher trotz des Zuschußbedarfs in Groß- 
britannien keine Entlastung des Milchmarktes in 
der EWG, da dieser Zuschußbedarf an Milchproduk- 
ten bis 1977 durch die gegenüber Neuseeland einge- 
räumten Einfuhrkontingente an Butter und Käse 
weitgehend gedeckt wird. Das Einfuhrkontingent 
für 1973 betrug rd. 4,3 Millionen t Milchäquivalent. 
Hinzu kommt, daß auch in den Beitrittsländern die 
Milchproduktion ausgedehnt wurde und Irland und 
Dänemark Ausfuhrüberschüsse aufweisen. 

Im Wirtschaftsjahr 1973/74 wird in den Molkereien 
der erweiterten EWG mit voraussichtlich 85 Millio- 
nen t eine um mindestens 4 °/o höhere Milchmenge 
verarbeitet werden als 1972/73, wobei die Zunahmen 
in Großbritannien, Irland, Dänemark, Frankreich 
und den Niederlanden überdurchschnittlich hoch sein 
werden. 

120 . In der Bundesrepublik Deutschland stieg die 
Milchanlieferung 1972/73 um 4 °/o auf 18,8 Millio- 
nen t. Für 1973/74 wird die Zunahme der Milchan- 


lieferung auf 1 °/o geschätzt. Das bedeutet, daß in 
der Bundesrepublik die Zuwachsrate erheblich unter 
dem EWG-Durchschnitt liegen wird. 

Der durchschnittliche Auszahlungspreis frei Molke- 
rei (einschließlich MWSt) für 1 kg Milch mit einem 
Fettgehalt von 3,7 °/o betrug 1972/73 45,8 Pf und lag 
damit um 3,4 °/o über dem des Vorjahres. 1973/74 
wird sich der Auszahlungspreis voraussichtlich um 
3,7 °/o auf 47,4 Pf/kg Milch erhöhen. 

Rindfleisch 

121 . Die Weltmarktlage war im Wirtschaftsjahr 
1972/73 durch ein knappes Angebot gekennzeichnet. 
Während sich die Rindfleischerzeugung gegenüber 
dem Vorjahr nur unwesentlich erhöht hat, führten 
steigende Einkommen weltweit zu einer starken 
Ausdehnung der Nachfrage. Der Handel zwischen 
den wichtigsten Importländern (EWG und USA) und 
den traditionellen Lieferländern (Südamerika und 
Australien) nahm zu; aber auch andere Länder, wie 
die UdSSR, Japan und Spanien traten verstärkt als 
Käufer auf dem Weltmarkt auf. Diese Entwicklung 
führte zu einer weiteren Erhöhung der Schlacht- 
rinderpreise in den Exportländern. 

Steigende Viehbestände in fast allen bedeutenden 
Produktionsländern der Welt lassen jedoch für 
1973/74 wieder ein Anwachsen der Rindfleischerzeu- 
gung erwarten. Damit scheint sich die weltweite 
Knappheitssituation der letzten Jahre schneller als 
erwartet, insbesondere aber verstärkt im Laufe der 
Wirtschaftsjahre 1974/75 und 1975/76 zu entspan- 
nen. Das Angebot auf dem Weltmarkt dürfte sogar 
etwas schneller steigen als die Nachfrage nach Rind- 
fleisch. Daher ist mit einem Rückgang der Weltmarkt- 
preise zu rechnen. 

122 . In der EWG setzte sich der bereits 1971/72 
eingetretene Rückgang der Rinderschlachtungen auch 
1972/73 verstärkt fort. Insgesamt gingen die Schlach- 
tungen im Gebiet der Neunergemeinschaft um 9 °/o 
auf 16,4 Millionen Rinder zurück. Eine Zunahme der 
Rinderschlachtungen hatte nur Irland aufzuweisen. 
Diese Entwicklung ist auf den Rückgang der Milch- 
kuhbestände in den Jahren 1969 bis 1972 und auf 
eine Aufstockung der Rinderbestände für die Fleisch- 
produktion zurückzuführen. Da dem knappen Ange- 
bot eine rasch steigende Nachfrage gegenüberstand, 
sind die Einfuhren an Schlachtrindern und Rind- 
fleisch aus Drittländern in die Sechsergemeinschaft 
erheblich gestiegen. Begünstigt wurden diese Ein- 
fuhren durch eine zeitweilige Zollsenkung (siehe 
Tz. 147) und eine während des gesamten Wirtschafts- 
jahres anhaltende Abschöpfungsfreiheit. 

Die Angebotsverknappung bei Rindfleisch, die sich 
bis Mitte 1973 auswirkte, brachte einen kräftigen 
Preistanstieg, der in der Sechsergemeinschaft im Ja- 
nuar 1973 mit einem Durchschnittspreis von rd. 
350 DM/100 kg Lebendgewicht (ohne Mehrwert- 
steuer) für Rinder aller Klassen seinen Höhepunkt 
erreichte. Der Durchschnittspreis für das Wirtschafts- 
jahr 1972/73 lag mit 342 DM/100 kg Lebendgewicht 
(ohne Mehrwertsteuer) um rd. 20 % über dem des 
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Vorjahres; ein überdurchschnittlicher Preisanstieg 
war in Frankreich und Italien zu verzeichnen. Bei 
dieser Marktentwicklung blieb die zum 14. Mai 1973 
erfolgte Anhebung des Rinderorientierungspreises 
zunächst ohne Einfluß auf das Marktgeschehen. 

Bei den Kälberschlachtungen setzte sich die rück- 
läufige Tendenz 1972/73 fort. Die damit verbundene 
Verknappung des Angebotes führte zu einem weite- 
ren Preisanstieg für Kalbfleisch. 

In der Neunergemeinschaft wird das Angebot an 
Schlachtrindern im Wirtschaftsjahr 1973/74 voraus- 
sichtlich um rd. 12% steigen, überdurchschnittliche 
Steigerungsraten werden in den Niederlanden 
( + 26%), Frankreich ( + 16%) und in der Bundes- 
republik (+15%) erwartet. Da ein entsprechender 
Anstieg der Nachfrage kurzfristig nicht zu erwarten 
ist, dürften die Durchschnittspreise für Schlachtrinder 
wesentlich unter das sehr hohe Preisniveau des Vor- 
jahres absinken. Die aufgrund der Wiedereinführung 
der vollen Einfuhrbelastung zu erwartende Normali- 
sierung der Einfuhren aus Drittländern und die An- 
wendung der Interventionsregelung dürften jedoch 
einem zu starken Preisrückgang auf der Erzeuger- 
stufe entgegenwirken. 

123 . In der Bundesrepublik Deutschland wurden 
1972/73 mit 3,6 Millionen Rindern rd. 17% weniger 
Rinder als im Vorjahr geschlachtet. Infolge einer 
leichten Erhöhung des durchschnittlichen Schlachtge- 
wichtes je Stück ging die Erzeugung an Rindfleisch 
jedoch nur um 14 % auf rd. 1 Million t zurück. Bei 
gleichzeitig verstärkter Nachfrage erhöhten sich die 
Gesamteinfuhren an Rindern und Rindfleisch in die 
Bundesrepublik um 51 % auf 312 000 t. Begünstigt 
durch die vom EG-Ministerrat beschlossenen Erleich- 
terungen für Rindfleischeinfuhren aus Drittländern 
ist der Anteil der Drittländer an der Gesamteinfuhr 
in die Bundesrepublik von 55% (1971/72) auf rd. 
65 % (1972/73) angestiegen. Der Durchschnittspreis 
für Rinder erhöhte sich 1972/73 in der Bundesrepu- 
blik gegenüber dem Vorjahr um rd. 18% auf 
319 DM/100 kg Lebendgewicht (ohne Mehrwert- 
steuer). 

Aufgrund des Viehzählungsergebnisses vom 4. Juni 
1973 ist in der Bundesrepublik für 1973/74 gegen- 
über 1972/73 mit einem um 15% höheren Anfall an 
Schlachtrindern zu rechnen. Das große Inlandsange- 
bot wird durch ein steigendes Angebot aus den 
EWG- und Drittländern verstärkt. Der Anstieg der 
inländischen Erzeugung hat bereits ab Mitte 1973 zu 
einem erheblichen Rückgang der Erzeugerpreise ge- 
führt. Ein zu starkes Absinken der Erzeugerpreise 
könnte jedoch dazu führen, daß die Rindfleischpro- 
duktion wieder zurückgeht und später infolge eines 
Angebotsrückganges spürbare Preissteigerungen 
eintreten. Durch die im September 1973 eingeführten 
Interventionsmaßnahmen konnte das verhindert 
werden. Die weitere Entwicklung der Erzeugerpreise 
wird in starkem Maße von der Nachfrage nach Rind- 
fleisch abhängen. Die Entwicklung der Nachfrage 
wiederum wird wesentlich beeinflußt von der Ent- 
wicklung der Einkommen und der Verbraucher- 
preise. So hat im Herbst 1973 unter dem Einfluß der 


noch relativ hohen Verbraucherpreise die Nachfrage 
nach Rindfleisch wenig zugenommen. 

Schweinefleisch 

124 . Die Schweinefleischerzeugung in der EWG lag 
1972/73 etwa auf Vorjahreshöhe. Erzeugungszunah- 
men in Belgien, den Niederlanden und Frankreich 
standen Abnahmen in Italien, Irland und dem Ver- 
einigten Königreich gegenüber. Insgesamt wurden 
in der Neunergemeinschaft rd. 98,9 Millionen 
Schweine geschlachtet. Da die Nachfrage nach 
Schweinefleisch mit dem wachsenden Wohlstand 
und durch das knappe Angebot an Rindfleisch in 
ganz Westeuropa weiter zunahm, war neben einem 
verstärkten innergemeinschaftlichen Handel wäh- 
rend des gesamten Berichtszeitraums ein deutlicher 
Anstieg der Erzeugerpreise zu verzeichnen. In der 
Sechsergemeinschaft lagen die Schweinepreise im 
Jahresdurchschnitt 1972/73 um rd. 15% über den 
Preisen des Vorjahres. Dabei muß allerdings be- 
rücksichtigt werden, daß in der zweiten Hälfte des 
Wirtschaftsjahres eine erhebliche Kostensteigerung 
für einweißhaltige Futtermittel eingetreten ist. 

Nach den bisher vorliegenden Schätzungen ist in der 
Neunergemeinschaft für 1973/74 mit einem Anstieg 
der Produktion um 2,7 % auf rd. 102 Millionen 
Schlachtungen zu rechnen. Die Nachfrage nach 
Schweinefleisch dürfte weiterhin auf einem recht 
hohen Niveau bleiben und läßt bei einem nicht we- 
sentlich veränderten Handelsaustausch relativ hohe 
Erzeugererlöse erwarten. 

125 . Der Schweinemarkt in der Bundesrepublik 
Deutschland stand 1972/73 im Zeichen hoher Schwei- 
nefleischeinfuhren und steigender Produktions- 
kosten infolge der erheblichen Verteuerung der 
eiweißhaltigen Futtermittel seit Anfang 1973. Die 
inländische Schweinefleischerzeugung erreichte im 
Berichtszeitraum nur etwa den gleichen Umfang wie 
im Vorjahr. Dagegen führte bei knappem Rind- 
fleischangebot die kräftig steigende Nachfrage nach 
Schweinefleisch zu einer weiteren Erhöhung der 
Einfuhren. Gegenüber dem Vorjahr sind die Ge- 
samteinfuhren an Schlachtschweinen und Schweine- 
fleisch um rd. 23 % angestiegen. Unter den Liefer- 
ländern lagen wie in den Vorjahren die Niederlande 
und Belgien mit einem Anteil von zusammen rd. 
85 % an der Spitze. Der Anstieg der Einfuhren hat 
in den letzten vier Jahren zu einem Rückgang des 
Anteils der inländischen Erzeugung am Verbrauch 
von 94 auf 86 % geführt. Die Marktpreise für 
Schlachtschweine sind im Berichtszeitraum nahezu 
kontinuierlich gestiegen. Sie lagen 1972/73 im Durch- 
schnitt mit 289 DM/100 kg Lebendgewicht (ohne 
Mehrwertsteuer) um rd. ,14 % höher als 1971/72. 

Im Wirtschaftsjahr 1973/74 dürfte die Schweine- 
fleischproduktion um etwa 2 % höher als im Vorjahr 
liegen. Bei weiter steigender Nachfrage und voraus- 
sichtlich nicht mehr nennenswert steigenden Einfuh- 
ren werden die Marktpreise im Durchschnitt des 
Wirtschaftsjahres aller Voraussicht nach auf dem 
relativ hohen Niveau bleiben, das sie am Ende des 
Wirtschaftsjahres 1972/73 erreicht hatten. 
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Eier 

126 . In der Neunergemeinschaft war die Eiererzeu- 
gung im Jahre 1972 mit rd. 64 Mrd. Stück etwas 
größer als die Nachfrage, so daß die Eierpreise stark 
nachgaben. Diese Entwicklung setzte sich im 1. Quar- 
tal 1973 fort. Erst im 2. Quartal 1973 konnte aufgrund 
einer Einschränkung der Legehennenbestände (ins- 
besondere im Vereinigten Königreich und den übri- 
gen Hauptproduktionsländern) die Eierproduktion 
verringert und eine bessere Anpassung an die Nach- 
frageentwicklung erreicht werden. Die günstige Aus- 
wirkung steigender Eierpreise auf die Erlössituation 
wurde jedoch durch starke Preiserhöhungen der 
Produktionsmittel (insbesondere Futtermittel) weit- 
gehend aufgehoben. Mit der Marktberuhigung auf 
dem Futtermittelmarkt, die Anfang September 1973 
einsetzte, verbesserte sich die Erlössituation der 
Eiererzeugung wieder. Diese für die Produzenten 
günstige Entwicklung wird voraussichtlich bis Mitte 
1974 anhalten. 

127 . Die Eierproduktion in der Bundesrepublik 
Deutschland lag 1972/73 trotz eines geringeren Hen- 
nenbestandes insgesamt infolge weiter steigender 
Legeleistungen mit 16,1 Mrd. Stück um 2 °/o über dem 
Ergebnis des Vorjahres. Der Gesamtverbrauch (ein- 
schließlich Eiprodukte, ausgedrückt in Schaleneiwert) 
belief sich auf 18,1 Mrd. Stück (Selbstversorgungs- 
grad: 88 °/o). Das Angebot aus Inlandserzeugung und 
Einfuhr stieg stärker als die Nachfrage. Aus diesem 
Grunde setzte im zweiten Halbjahr 1972 gegenüber 
der Vergleichszeit des Vorjahres ein Preisrückgang 
ein, der auch noch in den ersten Monaten des Jahres 
1973 anhielt. Zu einem Preisanstieg kam es erst ab 
März 1973. Bei Abgabe an Erfassungsbetriebe er- 
zielten die Erzeuger 1972/73 einen Durchschnitts- 
preis von 13,3 Pf/Stück und im Durchschnitt aller 
Absatzwege von 15,0 Pf/Stück. 

Der im März 1973 einsetzende Preisanstieg hielt auch 
im 2. Halbjahr 1973 an und verbesserte aber erst 
ab September die Ertragslage der Eiererzeuger in 
der Bundesrepublik, da der Einkommenseffekt des 
Preisanstiegs in der dazwischen liegenden Zeit durch 
Preiserhöhungen für Futtermittel weitgehend aufge- 
hoben wurde. Für das erste Halbjahr 1974 dürfte 
aufgrund der verringerten Hennenbestände in der 
Bundesrepublik wie auch in den übrigen Mitglieds- 
ländern der Neunergemeinschaft die für die Produ- 
zenten günstigere Erlössituation gegenüber den 
Vorjahren anhalten. 

Schlachtgeflügel 

128 . Die gesamte Schlachtgeflügelerzeugung in der 
Neunergemeinschaft betrug im Kalenderjahr 1972 
rd. 2,9 Millionen t. Der Außenhandel ergab eine 
Nettoausfuhr von rd. 47 000 t, so daß der Verbrauch 
bei rd. 2,85 Millionen t lag. 

Eine Ausdehnung der Produktion ab Anfang 1973 
erfolgte aufgrund einer erwarteten Nachfragesteige- 
rung, die jedoch nicht das erhoffte Ausmaß erreichte. 
Die Mehrproduktion wurde in Drittländer exportiert, 
so daß die Erzeugerpreise, die im letzten Halbjahr 
1972 noch recht ungünstig lagen, sich ab Anfang 1973 


verbesserten. Sollten die Ausfuhren infolge einer 
restriktiven Erstatt'ungspolitik der Kommission ab 
1974 erschwert werden, so dürfte das Angebot in 
der Neunergemeinschaft über die Nachfrage hinaus- 
gehen und sich preisdrückend auswirken. Nur über 
eine Reduzierung der Bruteiereinlagen kann bei den 
zu erwartenden Absatzmöglichkeiten eine für den 
Erzeuger zufriedenstellende Preisentwicklung im 
Jahre 1974 erreicht werden. 

129 . In der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Erzeugung von Jungmasthähnchen (geschlachtet) 
1972/73 um 4,4 °/o auf rd. 177 000 t gestiegen; das ent- 
spricht 49 °/o des Verbrauches. Der Einfuhrüberschuß 
der Bundesrepublik ging vor allem durch eine Aus- 
weitung der deutschen Ausfuhren in Drittländer zu- 
rück. Die Preise für Jungmasthähnchen, die in den 
vorhergehenden Jahren besonders niedrig lagen, 
sind seit Anfang 1973 spürbar angestiegen, da das 
Angebot mit der durch die hohen Rindfleischpreise 
stimulierten Nachfrage nach Geflügelfleisch nicht 
Schritt hielt. Die relativ günstige Preisentwicklung 
hielt nur bis Mitte November 1973 an; seitdem ga- 
ben die Preise u. a. infolge der restriktiven Erstat- 
tungspolitik der Gemeinschaft deutlich nach. Diese 
Politik kann sich auch 1974 insbesondere für die 
deutschen Schlachtgeflügelerzeuger nachteilig aus- 
wirken, da dänisches, aber auch holländisches 
Schlachtgeflügel zunehmend auf den deutschen 
Markt drängt und nicht wie bisher in Drittländer 
exportiert wird. 

Innergemeinschaftlicher Handel 

130 . Der innergemeinschaftliche Handel der Bun- 
desrepublik Deutschland mit Gütern der Ernährungs- 
wirtschaft setzte auch 1972/73 seine Aufwärtsent- 
wicklung fort. Die ernährungswirtschaftlichen Be- 
züge aus den EWG-Mitgliedstaaten erhöhten sich 
1972/73 gegenüber dem Vorjahr um 11 °/o auf 13,9 
Mrd. DM. Dieser Anstieg war geringer als bei der 
entsprechenden deutschen Einfuhr aus Drittländern. 
Weitaus stärker als aus den Mitgliedstaaten der 
Sechsergemeinschaft stiegen die Bezüge aus den 
neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften. Seit Januar 1973, dem Zeitpunkt der EWG- 
Erweiterung, nutzten vor allem Großbritannien und 
Dänemark den nunmehr erleichterten Zugang zum 
deutschen Markt. In den ersten 10 Monaten des 
Jahres 1973 erhöhten sich die ernährungswirtschaft- 
lichen Bezüge der Bundesrepublik aus den 3 neuen 
EWG-Mitgliedstaaten gegenüber der gleichen Vor- 
jahreszeit um 50 %>, aus den übrigen Mitgliedstaaten 
um 4 °/o (Übersicht 30). 

Zu der Erhöhung der ernährungswirtschaftlichen Be- 
züge der Bundesrepublik im innergemeinschaftlichen 
Handel haben fast alle wertmäßig wichtigen Erzeug- 
nisgruppen beigetragen, insbesondere aber die 
Schlachtvieh- und Fleischbezüge. Sie sind in ihrem 
Wert um 26 °/o gestiegen und machten 1972/73 
rd. 21 °/o der Gesamtbezüge aus der Neunergemein- 
schaft aus. Wertmäßig zurückgegangen sind 1972/73 
die Bezüge von Getreide und Butter. 

Stärker als die Bezüge erhöhten sich 1972/73 die 
Lieferungen der Bundesrepublik im innergemein- 
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schaftlichen Handel. Sie stiegen um 28 °/o auf 4,3 
Mrd. DM. Hauptabnehmer deutscher Ernährungs- 
güter blieb Italien. 

Die Erweiterung der Gemeinschaften brachte seit 
Januar 1973 eine relativ starke Zunahme der ernäh- 
rungswirtschaftlichen Lieferungen der Bundesrepu- 
blik in die neuen Mitgliedstaaten. Sie stiegen von 
Januar bis September 1973 um 88 °/o über die ver- 
gleichbare Vorjahreshöhe. 

An der Zunahme der ernährungswirtschaftlichen 
Lieferungen der Bundesrepublik in die EWG-Mit- 
gliedstaaten waren fast alle wichtigen Erzeugnis- 
gruppen beteiligt; wichtigste Produkte blieben 
Fleisch und Fleischwaren sowie Lebendvieh. 


3.12 Ziele 

131. Die von der Bundesregierung auf der Grund- 
lage der Artikel 39 und 110 des EWG-Vertrages an- 
gestrebten Ziele für die Gestaltung der Agrarmarkt- 
politik sind je nach den politischen und wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten ständigen Veränderungen in 
der Gewichtung unterworfen. 

Die Versorgung der Verbraucher zu angemessenen 
Preisen ist insbesondere angesichts der z. Z. welt- 
weiten Knappheit auf einigen Teilmärkten gefähr- 
det. Auf anderen Teilmärkten übersteigt das Ange- 
bot die Nachfrage und die Verwertung der anfallen- 
den Interventionsmengen verursacht hier erhebliche 


Übersicht 30 


Ernährungswirtschaftlicher x ) Handel der Bundesrepublik Deutschland 
mit EWG-Mitgliedstaaten 

Millionen DM 



1960/61 

1970/71 

1971/72 

1 

1972/73 

Bezüge aus 

EWG-Mitgliedstaaten 



Frankreich 

764 

2 587 

3 350 

3 413 

Belgien — Luxemburg 

199 

999 

1 280 

1 585 

Niederlande 

1 471 

4 431 

5 040 

5 704 

Italien 

881 

1 897 

2 078 

2 143 

Sechsergemeinschaft 

3 315 

9 914 

11 748 

12 845 

Großbritannien 

84 

185 

179 

217 

Irland 

37 

21 

25 

71 

Dänemark 

779 

583 

555 

764 

Neunergemeinschaft 

4 215 

10 703 

12 507 

13 897 

Lieferungen nach EWG-Mitgliedstaaten 



Frankreich 

106 

574 

628 

732 

Belgien — Luxemburg 

66 

299 

345 

399 

Niederlande 

94 

614 

809 

1 001 

Italien 

125 

1 096 

1 326 

1 826 

Sechsergemeinschaft 

391 

2 583 

3 108 

3 958 

Großbritannien 

70 

116 

131 

190 

Irland 

3 

11 

8 

11 

Dänemark 

59 

146 

137 

184 

Neunergemeinschaft 

523 

2 856 

3 384 

4 343 


0 Ernährungsgüter einschließlich Kaffee und Tabak 
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Kosten. Daher ist nur eine selektive Preispolitik 
möglich, die jedoch den entwicklungsfähigen Betrie- 
ben unter Berücksichtigung der Kostenentwicklung 
der Betriebe ein ausreichendes Einkommen ermög- 
lichen muß. In den nächsten Jahren sollte die EWG- 
Marktpolitik vorrangig auf die Marktstabilisierung 
ausgerichtet werden. Dabei müssen die Interessen 
der Verbraucher berücksichtigt und die agrarischen 
Außenwirtschaftsbeziehungen verbessert werden. 

Im einzelnen wird vor allem folgendes angestrebt: 

— Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 
zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenent- 
wicklung und im Rahmen der gesamtwirtschaft- 
lichen und stabilitätspolitischen Erfordernisse, 

— Stabilisierung der Märkte und Vermeidung 
struktureller Marktungleichgewichte, 

— Einkommenssicherung durch marktpolitische 
Maßnahmen, 

— Vermeidung währungsbedingter Einkommens- 
verluste, 

— Mitverantwortung der Erzeuger für Überschüsse, 

— Schaffung der Voraussetzungen für ein nach 
Menge und Vielfalt ausreichendes Angebot, 

— Gewährleistung angemessener Verbraucher- 
preise, u. a. durch Verbesserung der Markt- 
transparenz und Berücksichtigung der Verbrau- 
cherinteressen bei Agrarpreisbeschlüssen. 


3.13 Maßnahmen 

EWG-Preispolitik 

132. Der EG-Ministerrat einigte sich in Luxemburg 
am 2. Mai 1973 über Änderungen der Agrarpreise 
für das Wirtschaftsjahr 1973/74; dabei wurden alle 
Marktordnungspreise mit Ausnahme des Interven- 
tionspreises für Butter erhöht (Übersicht 31). Im ge- 
wogenen Durchschnitt belief sich diese Anhebung 
auf 4,7 °/o. Das Stützungsniveau würde dadurch um 
rd. 1,6 Mrd. DM angehoben. Da sich die Marktpreise 
1972/73 bei wichtigen Agrarprodukten erheblich über 
dem alten Interventionspreisniveau bewegten und 
nicht alle landwirtschaftlichen Erzeugnisse Markt- 
ordnungswaren sind, wirkte sich die Anhebung der 
Marktordnungspreise nur zum Teil auf das Niveau 
der Erzeugerpreise insgesamt aus (+1,8 bis 2,0 °/o). 
Rein rechnerisch betrug die Auswirkung der Preis- 
beschlüsse auf die Verbraucherpreise für Nahrungs- 
mittel 1,4 °/o. Übersicht 31 zeigt die wichtigsten Än- 
derungen der Agrarpreise. 

133. Zur Sicherung des Einkommens in den ent- 
wicklungsfähigen Betrieben wird sich die Bundes- 
regierung im Hinblick auf die allgemeine Einkom- 
mens- und Kostenentwicklung und im Rahmen der 
gesamtwirtschaftlichen und stabilitätspolitischen 
Erfordernisse für eine Verbesserung des Agrarpreis- 
niveaus durch gezielte Preisanhebungen einsetzen. 


Grenzausgleich 

134. Das Grenzausgleichssystem nach der EWG- 
Verördnung Nr. 974/71 des Rates vom 12. Mai 1971 
wurde der währungspolitischen Entwicklung ange- 
paßt. Ursprünglich fand es nur für die Mitglied- 
staaten Anwendung, deren Währungen mit aufwer- 
tender Tendenz floateten. Seit dem 1. Februar 1973 
wird das Grenzausgleichssystem auch auf die Mit- 
gliedstaaten mit abwertend floatenden Währungen 
(Großbritannien, Irland, Italien) angewendet. Für 
diese Länder besteht der Grenzausgleich aus Ein- 
fuhrerstattungen und Ausfuhrabgaben. 

135. Im Rahmen der Agrarpreisbeschlüsse für 
1973/74 stand der Grenzausgleich im Vordergrund 
der Verhandlungen des Rates. Der Bundesregierung 
gelang es dabei, den von der EG-Kommission vor- 
geschlagenen generellen Abbau zu verhindern. Le- 
diglich für die Bereiche Getreide, Zucker, Ölsaaten 
und Schweinefleisch wurde beschlossen, daß der 
Grenzausgleich in den aufwertenden Mitgliedstaa- 
ten bei gleichzeitiger Preisanhebung zu dem Zeit- 
punkt um 1 °/o verringert wird, zu dem sich Italien, 
Großbritannien und Irland dem EG-Blockfloating an- 
schließen werden. Außerdem wurde vereinbart, daß 
der Grenzausgleich für Italien vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahres 1973/74 für alle Erzeugnisse um 1 Pro- 
zent-Punkt gekürzt wird. 

136. Darüber hinaus wurde die Berechnung der 
Ausgleichsbeträge der veränderten Währungs- 
situation angepaßt. Für die im EG-Währungsblock 
zusammengeschlossenen Mitgliedstaaten werden die 
Ausgleichsbeträge nunmehr nach dem prozentualen 
Unterschied zwischen der angemeldeten Parität und 
dem Leitkurs festgesetzt. Dieser prozentuale Unter- 
schied betrug zwischen DM-Parität und DM-Leitkurs 
bis zur Festsetzung eines neuen DM-Leitkurses am 

29. Juni 1973 7,2 °/o und erhöhte sich danach auf 
12,03 °/o. Für die Mitgliedstaaten mit autonom 
floatenden Währungen (Großbritannien, Irland, 
Italien) wird der Grenzausgleich nach dem tatsäch- 
lichen Wechselkursunterschied der jeweiligen Wäh- 
rung gegenüber den Währungen der Blockfloater 
berechnet. 

137. Nach Anhebung des Leitkurses des nieder- 
ländischen Guldens um 5 °/o am 17. September 1973 
hatte die niederländische Regierung auf eine Er- 
höhung des Grenzausgleichs verzichtet. Die Verluste 
für die niederländische Landwirtschaft, die durch die 
Senkung der Marktordnungspreise um den Aufwer- 
tungssatz eintraten, werden durch eine bis zum 

30. April 1974 befristete Erhöhung des Mehrwert-, 
Steuerabzuges um 2 °/o ausgeglichen. An den Kosten 
des Verlustausgleichs beteiligt sich die Gemeinschaft 
mit 8,5 Millionen RE. 

138. Ab 1. November 1973 wurde für die Umrech- 
nung der gemeinsamen Agrarpreise in italienische 
Lira ein um 4 °/o abgewerteter Lira-Kurs zugrunde 
gelegt. Im Ausmaß der damit verbundenen Erhöhung 
der Agrarpreise in Italien wurde der italienische 
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EWG-Marktordnungspreise 


| Hartweizen (je Tonne) 

Richtpreis 

Weichweizen (je Tonne) 

Richtpreis 

Grundinterventionspreis 

Gerste (je Tonne) 

Richtpreis 

j Grundinterventionspreis 

Roggen (je Tonne) 

Richtpreis 

Interventionspreis (Fallersleben) 

Mais (je Tonne) 

Richtpreis 

Reis (je Tonne, geschält) 

Richtpreis 

Zucker (je Tonne) 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

Richtpreis für Weißzucker 

Interventionspreis für Weißzucker 

Olivenöl (je 100 kg) 

Erzeugerrichtpreis 

Olsaaten (Raps und Rübsen, je 100 kg) 

Richtpreis 

Grundinterventionspreis 

Schweinefleisch (je 100 kg Schlachtgewicht) 

Grundpreis 

Rindfleisch (je 100 kg Lebendgewicht) 

Orientierungspreis 

Kalbfleisch (je 100 kg Lebendgewicht) 

Orientierungspreis 

Milch (je 1O0 kg) 

Richtpreis 

Interventionspreis 

— Butter 

— Magermilchpulver (BRD, Benelux) 

— Magermilchpulver (übrige EWG) 

Wein (je 100 Liter) 

Orientierungspreis 

— R III (Art Portugieser) 

— A II (Art Müller-Thurgau und Sylvaner) 
— A III (Art Riesling) 

Tabak (je 100 kg) 

Zielpreis 

— Geudertheimer 

— Burley 


1972/73 | 1973/74 

DM 


485,32 

490,18 

416,51 

420,68 

383,39 

387,23 

381,56 

385,36 

350,26 

353,81 

385,95 

411,02 

349,64 

358,39 

372,40 

376,14 

774,09 

781,80 

64,71 

65,37 

898,50 

907,68 

854,20 

- 862,66 

456,40 

502,04 

76,31 

77,08 

74,12 

74,85 

301,95 

314,76 

285,48 

315,49 

353,19 

379,73 

43,08 

45,46 

680,76 

644,16 

197,64 

234,24 

197,64 

241,56 

82,72 

83,56 

110,17 

111,26 

125,90 

127,15 


693,6 700,5 

837,8 846,2 


Veränderung 

°/o 


+ 1,0 


+ 1,0 
+ 1,0 


+ 1,0 
+ 1,0 


+ 6,5 
+ 2,5 


+ 1,0 


+ 1,0 


+ 1,0 
+ 1,0 
+ 1,0 


+ 10,0 


+ 1,0 
+ 1,0 


+ 4,0 


+ 10,5 


+ 7,5 


+ 5,5 

- 5,4 
4 - 18,5 
+ 22,2 


+ 1,0 
+ 1,0 
+ 1,0 


+ 1,0 
+ 1,0 
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Grenzausgleich abgebaut. Ausgenommen von diesen 
Maßnahmen sind die Preise für Zucker und Tabak. 
Der EG-Ministerrat hat außerdem beschlossen, in 
Italien ab 1. Januar 1974 für jeden Warenbereich zu 
Beginn des jeweiligen Wirtschaftsjahres eine wei- 
tere Preisanhebung um 3,5 °/o bei gleichzeitigem ent- 
sprechenden Abbau des Grenzausgleichs vorzuneh- 
men, um dadurch den währungsbedingten Abstand 
der Agrarpreise in Italien zu den Preisen in anderen 
Mitgliedstaaten zu verringern. Am 21. Januar 1974 
beschloß der Ministerrat eine weitere Anpassung der 
italienischen Lira um 5 °/o, die für Rindfleisch ab 
28. Januar 1974, für die übrigen Erzeugnisse außer 
Zucker, Tabak, Wein und Olivenöl ab 15. Februar 
1974 in Kraft tritt. Für die ausgenommenen Produkte 
wird der abgewertete Umrechnungskurs zu Beginn 
des jeweiligen Wirtschaftsjahres wirksam. 

138 a. Nach der Freigabe der Wechselkurse des 
französischen Franc am 28. Januar 1974 wird mit 
Wirkung vom 28. Januar 1974 auch von Frankreich 
das Grenzausgleichssystem der Verordnung 974/71 
angewandt, und zwar in Form von Einfuhrerstattun- 
gen und Ausfuhrabgaben wie bei den Mitglied- 
staaten, deren Währungen mit abwertender Tendenz 
floaten (Italien, Großbritannien und Irland). 

Getreide 

139. Die Maßnahmen im Rahmen der Getreide- 
marktordnung waren im Getreidewirtschaftsjahr 
(GWJ) 1972/73, verstärkt jedoch im GWJ 1973/74 
von der Weltmarktpreisentwicklung bestimmt. Der 
Anstieg der cif-Preise wichtiger Getreidearten über 
das Schwellenpreisniveau der EWG machte es erfor- 
derlich, den Außenschutz des EWG-Getreidemarktes 
zu ergänzen und zu festigen. Die Maßnahmen — 
z. T. vorübergehender Natur — lassen sich wie folgt 
skizzieren: 

— Lizenzregelung: 

Verkürzung der Gültigkeitsdauer der Ausfuhr- 
lizenzen für Getreide zur Vermeidung spekula- 
tiver Geschäfte und zur besseren Kontrolle der 
Warenbewegung; 

— Lizenzstopp: 

Ausfuhrsperre für Hart- und Weichweizen sowie 
für Reis zur Unterbindung eines Warenabflusses. 

— Aufhebung der Vorausfixierung der Export- 
erstattung: 

Vermeidung spekulativer Geschäfte und bessere 
Kontrolle der Warenbewegung. 

— Ausfuhrabschöpfung: 

Erhebung einer Abschöpfung bei der Ausfuhr 
von Weichweizen (nach Aufhebung des Lizenz- 
stopps), von Gerste und von Mais und spätere 
Einbeziehung von Verarbeitungserzeugnissen zur 
Kontrolle des Warenabflusses. 

140. Die Denaturierungsprämie ist von der EG- 
Kommission zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1973/74 
und dann nochmals am 1. November 1973 herabge- 
setzt worden. Hierdurch sollen das Ausmaß der 


Weizendenaturierung gesenkt, die Wettbewerbs- 
position für die Futtergerste verbessert und dem 
EWG-Fonds Kosten eingespart werden. Mit Wirkung 
vom 1. November 1973 deckte die Prämie den Unter- 
schied zwischen den Grundinterventionspreisen für 
Weichweizen und Gerste nur noch zu rd. 40 °/o, ge- 
genüber rd. 80 °/o nach dem ursprünglichen Ansatz 
für das laufende Getreidewirtschaftsjahr und gegen- 
über rd. 110 °/o im Jahre 1972/73. 

Ende Januar 1974 hat die EG-Kommission wegen der 
veränderten Marktlage beschlossen, die Denaturie- 
rungsprämie mit Wirkung vom 10. 2. 1974 „auf 0" 
festzusetzen; sie wurde hierbei von der Bundes- 
regierung unterstützt. 

141. Zur allgemeinen Verbesserung in der Anwen- 
dung der Getreidemarktordnung im Zuge der Wei- 
terentwicklung der EWG-Agrarpolitik werden die 
folgenden Maßnahmen seitens der Bundesregierung 
befürwortet: 

— Anpassung der Reports an die Kosten der Lager- 
haltung, um längerfristig den Umfang der Inter- 
vention zu vermindern. Gleichzeitig sind die 
Modalitäten der Erntefinanzierung und -lagerung 
in den einzelnen Mitgliedstaaten mit dem Ziel 
der Vereinheitlichung zu überprüfen. 

— Änderung der Regionalisierung. 

— Anpassung der Preisrelationen zwischen den Ge- 
treidearten entsprechend den Futterwertrelatio- 
nen. Auf diese Weise können mittelfristig der 
Umfang der Denaturierung und die damit verbun- 
denen Kosten erheblich reduziert werden. 

Für die Verwirklichung dieser Vorhaben erscheint 
die derzeitige Marktlage, die nicht unter dem Druck 
von Überschüssen steht, geeignet. Wegen der emp- 
findlichen Preisreaktion des Getreides bei Mengen- 
schwankungen ist stets eine besonders abgewogene 
Preispolitik zur Steuerung von Produktion und Ver- 
brauch angezeigt. Darüber hinaus sollen Änderun- 
gen der Getreidepreisrelationen und der Getreide- 
preisregionalisierung nicht zu Erlöseinbußen der Er- 
zeuger führen. 

Die gegenwärtige Getreidesituation auf dem Welt- 
markt macht die Verantwortung der Europäischen 
Gemeinschaft für eine ausreichende Versorgung der 
eigenen Bevölkerung sowie die Mitverantwortung 
für die Welternährung deutlich. Im Rahmen der 
internationalen Zusammenarbeit wird die Notwen- 
digkeit einer Weltvorratshaltung, an der sich neben 
den USA, Kanada, Australien, Südafrika und der 
EWG auch die Staatshandelsländer beteiligen soll- 
ten, geprüft. 


Zucker 

142. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, die 
Marktpolitik bei Zucker durch Fortsetzung der Quo- 
tenregelung in angepaßter Form weiterzuentwickeln. 
Dabei geht sie davon aus, daß der Zuckerrübenanbau 
in der Bundesrepublik Deutschland im gegenwärti- 
gen Umfang aufrechterhalten bleibt. 
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Kartoffeln 

143. Da in allen Mitgliedsländern der EWG die 
Mangellage bei Kartoffeln 1973 andauerte, wurden 
die EWG-Einfuhrzölle für Speisekartoffeln vom 
2. April bis zum 1. Juni 1973 und für Frühkartoffeln 
vom 8. April bis zum 15. Mai 1973 ausgesetzt. Die 
Bundesregierung hat zusätzlich die Einfuhrfrist für 
Speisekartoffeln aus Drittländern, die üblicherweise 
am 25. Mai endet, bis zum 9. Juni 1973 verlängert. 

Obst und Gemüse 

144. Um die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen 
Obst- und Gemüsewirtschaft zu verbessern, wurden 
die bewährten Maßnahmen weitergeführt. Zu nen- 
nen sind hier insbesondere die Förderung der Er- 
zeugerorganisationen sowie der Lager-, Sortier- und 
Verpackungseinrichtungen. 

Die gemeinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse wurde in verschiedenen Punkten abgeändert 
und das Referenzpreisverfahren verbessert. Die 
Grundpreise werden künftig nicht mehr nur nach der 
arithmetischen Formel berechnet, sondern bei ihrer 
Festsetzung werden auch politische Gesichtspunkte 
und die Verbraucherinteressen berücksichtigt. 

Bei Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Ge- 
müse hat der Miniöterrat im Juni 1973 beschlossen, 


die gemeinsame Marktorganisation nunmehr durch 
eine Vereinheitlichung der bisher noch unterschied- 
lichen von den einzelnen Mitgliedsstaaten gegen- 
über dritten Ländern angewandten Einfuhrregelun- 
gen zu vervollständigen. 

Infolge der steigenden Heizölpreise ergaben sich 
1973 zuungunsten der deutschen Gartenbaubetriebe 
mit heizbaren Unterglaskulturen so große Wettbe- 
werbsverzerrungen, daß besondere Maßnahmen er- 
forderlich wurden. Die betroffenen Gartenbaube- 
triebe erhalten daher zum Ausgleich der 1973 vor- 
handenen Wettbewerbsverzerrungen 15 Millionen 
DM aus Haushaltsmitteln des Jahres 1974 zur Ver- 
fügung gestellt. Seit Beginn des Jahres 1974 ist ein 
Antragsverfahren zur Gewährung der Ausgleichs- 
zahlungen angelaufen. 

Hopfen 

145. Die Bundesregierung wird sich dafür einset- 
zen, daß die EWG-Bezeichnungsverordnung für Hop- 
fen unter Einbeziehung von Hopfenextrakt möglichst 
bald erlassen wird. Sie unterstützt ferner die Bildung 
von Erzeugergemeinschaften, damit die Neuordnung 
der Hopfenpflanzungen und deren Umstellung auf 
geeignete Sorten zügig durchgeführt werden kann. 


Übersicht 32 


Butterverbilligungsmaßnahmen 1969 bis 1973 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Gliederung 

1969 

1970 

1971 9 

1972 

1973 2 ) 

Durch- 
schnittliche 
Verbilli- 
gung 1973 




1 000 t 



DM/kg 

Butterreinfettaktion 

16,30 

57,37 

— 

— 

13,00 

3,85 

Bundeswehr etc 

4,10 

3,80 

2,19 

0,85 

2,70 

5,35 

Gemeinnützige Einrichtungen 

5,62 

5,67 

3,66 

0,55 

4,50 

5,35 

Gutscheinaktion für 







Sozialhilfeempfänger 

4,03 

9,63 

10,03 

2,52 

8,00 

4,80 

Verarbeitungsindustrie 







(Back- und Speiseeis) 

1,30 

7,07 

— 

5,58 

17,80 

4,70 

Lagerbutter zum Direktverzehr 

mit einem Abschlag von 1,25 DM/kg 

27,50 

12,50 

— 

— 

— - 

— 

Lagerbutter zur Marktversorgung 







einschließlich Molkereibutter 

69,40 

55,70 

2,50 

7,50 

17,00 

0,40 

insgesamt . . . 

1 

128,25 

129,74 

18,38 

17,00 

72,82 

— 


9 Die Aktionen für die Bundeswehr und gemeinnützige Einrichtungen sind im Mai 1971 ausgelaufen und ab Mitte 
1972 wieder aufgenommen worden. 

2 ) vorläufig 
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Milch 

146 . Angesichts der wachsenden Butterbestände be- 
schloß die EG, auf die schon in den Jahren 1969 und 
1970 bewährten Sondermaßnahmen zur Steigerung 
des Butterabsatzes zurückzugreifen. In den Genuß 
von Verbilligungsmaßnahmen kamen Sozialhilfe- 
empfänger, gemeinnützige Einrichtungen, Streit- 
kräfte und ihnen gleichgestellte Einheiten, die Back- 
waren- und Speiseeisindustrie und die Gesamtheit 
der Verbraucher durch Abgabe von Lagerbutter in 
Form von Butterreinfett in Kleinpackungen. Die Ver- 
billigungsaktion für Molkereibutter zum direkten 
Verzehr ist im Mai 1973 ausgelaufen. Die Bundes- 
regierung ist nach wie vor der Meinung, daß eine 
derartige Aktion den Mehrabsatz in der Bundes- 
republik Deutschland besser fördert als die vom 
Ministerrat beschlossene allgemeine Verbilligung 
der Butter um 36,6 Pf/kg. An Sozialhilfeempfänger 
werden seit 1973 wieder Gutscheinkarten für den 
verbilligten Einkauf von Butter ausgegeben. Neben 
den Verbilligungsmaßnahmen (vgl. Übersicht 32) 
wird der Export von Lagerbutter in Form von Fett- 
mischungen besonders gefördert. 

Das Milcheiweiß wird in der EWG zu rund 27 °/o und 
in der Bundesrepublik sogar zu etwa 43 °/o im Fut- 
tersektor verwertet. Um die Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber anderen eiweißhaltigen Futtermitteln zu 
erhalten, werden sowohl für Magermilch als auch für 
Magermilchpulver zu Futterzwecken Beihilfen ge- 
währt. Weiterhin wird Magermilchpulver von der 
EWG kostenlos an das WEP zur Bekämpfung des 
Hungers in den Entwicklungsländern geliefert. 

Wegen der hohe Kosten verursachenden Über- 
schußsituation (mitverursacht durch die Abnahme- 
verpflichtungen für Butter und Käse aus Neusee- 
land), insbesondere bei Butter, muß die Gemeinschaft 
Schritt für Schritt den Milchmarkt wieder ins Gleich- 
gewicht bringen, um so zu einem Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage zu kommen. Hierzu ist vor 
allem die Beschränkung des Angebots durch eine 
Verminderung des Milchkuhbestandes erforderlich. 
Dem Grundsatz der Mitverantwortung der Erzeuger 
wird dabei Rechnung zu tragen sein, wenn die 
Überschußmengen über ein bestimmtes Ausmaß 
hinausgehen. Eine wesentliche Entlastung des 
Milchmarktes kann durch die 1973 eingeführte Prä- 
mienregelung für die Umstellung von Milchkuhbe- 
ständen auf Bestände zur Fleischerzeugung sowie 
durch die Beschleunigung der Aufgabe der Milch- 
produktion mit Hilfe entsprechender Förderungs- 
maßnahmen erreicht werden. Die laufenden Verbil- 
ligungsaktionen für Butter und Magermilchpulver 
sollten in dem dann noch erforderlichen Umfang wei- 
tergeführt werden. 


Rindfleisch 

147 . Aufgrund der Angebotsverknappung in der 
gesamten Gemeinschaft hat der Ministerrat im No- 
vember 1972 eine 50°/oige Senkung der Zölle und 
die Aussetzung der Abschöpfungen für Einfuhren 
von Rindern und Rindfleisch aus Drittländern be- 


schlossen. Diese Einfuhrvergünstigungen sind nach 
mehrfacher Verlängerung im September 1973 ausge- 
laufen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurde als Bei- 
trag zu den stabilitätspolitischen Bemühungen der 
Bundesregierung Ende 1972 aus staatlichen Vorräten 
rd. 16,5 Millionen und im Mai 1973 rd. 19 Millionen 
Dosen Rindfleischkonserven zu preisgünstigen Be- 
dingungen zum Verkauf im Bundesgebiet und in 
Berlin freigegeben. Die Bezüge von Rindern und 
Rindfleisch aus der DDR sind der jeweiligen Markt- 
lage angepaßt worden. 

Zur Förderung der Rindfleischproduktion und gleich- 
zeitigem Abbau der Milchüberschüsse werden ab 
Oktober 1973 in der EWG an Erzeuger, die ihre 
Milchkuhbestände auf Bestände der Fleischerzeu- 
gung umstellen und sich verpflichten, 4 Jahre keine 
Milch zu erzeugen, Prämien gewährt, deren Höhe 
sich nach der im Jahre 1972 abgelieferten Milch- 
menge bemißt. Diese Maßnahme wird in der Bundes- 
republik im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
durchgeführt (vgl. auch Tz. 333). 

Starke Preisschwankungen liegen weder im Inter- 
esse der Verbraucher noch der Erzeuger und sollten 
im Hinblick auf die angestrebte Ausweitung der 
Rindfleischproduktion vermieden werden. Diesem 
Ziel dient u. a. auch die Dauerintervention für Fleisch 
von Ochsen und Bullen der Handelsklasse A, die ab 
September 1973 auch in der Bundesrepublik ange- 
wendet wird. Bis zum Jahresende 1973 wurden rd. 
19 000 t interveniert. 


Schweinefleisch 

148 . Aufgrund der Marktentwicklung waren im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 wesentliche Eingriffe in das 
Marktgeschehen nicht erforderlich. Die Schweine- 
fleischbezüge aus der DDR wurden gegenüber dem 
Vorjahr um 20 °/o auf rd. 30 000 t erhöht. 

Auch im laufenden Wirtschaftsjahr 1973/74 waren 
bisher keine besonderen Maßnahmen auf dem 
Schweinemarkt erforderlich. Zur Zeit bestehen in 
der Gemeinschaft keine Anzeichen einer übermäßi- 
gen Ausdehnung der Schweinefleischerzeugung. Im 
Hinblick auf die Bedeutung des Marktes für 
Schweinefleisch sind weiterhin Anstrengungen zur 
Verbesserung der Markttransparenz und zur Errei- 
chung einer kontinuierlichen Erzeugung bei mög- 
lichst geringen Eingriffen in das Marktgeschehen er- 
forderlich. 

Eier und Geflügel 

149 . In der Bundesrepublik Deutschland ist es mit 
Hilfe der Stabilisierungsfonds für Eier und Schlacht- 
geflügel gelungen, das Angebot besser an die 
Marktbedürfnisse anzupassen. Damit jedoch die Ar- 
beit der Fonds nicht durch eine weniger marktkon- 
forme Erzeugung in anderen Mitgliedstaaten unter- 
laufen wird, sollten entsprechende Regelungen in 
den anderen Mitgliedstaaten der EWG angestrebt 
werden. 
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3.2 Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 


3.21 Bisherige Entwicklung 

Landwirtschaft 

150. Die Landwirtschaft unternimmt große An- 
strengungen, die Erzeugung an die Erfordernisse 
des Marktes anzupassen. Durch die Verbundwirt- 
schaft wird insbesondere kleinen Anbietern die 
Möglichkeit gegeben, quantitativ und qualitativ 
marktgerecht anzubieten und sich dadurch Markt- 
anteile zu sichern (vgl. Materialband, Tabelle 88). 

So hat in der Getreidewirtschaft die Bildung von 
Erzeugergemeinschaften für Qualitätsgetreide zu 
einer beträchtlichen Steigerung der Weizenqualität 
beigetragen. Hierdurch erhöhte sich die Vermahlung 
heimischen Qualitätsweizens und verbesserte sich 
die Wettbewerbsposition der deutschen Getreide- 
erzeuger. 

Die Obst- und Gemüsewirtschaft hat sich nahezu 
vollständig in Erzeugerorganisationen zusammenge- 
schlossen. Diese arbeiten in regionalen Vereinigun- 
gen und in der Bundesvereinigung der Erzeugerorga- 
nisationen eng zusammen. Mehr als 100 000 Anliefe- 
rer sind heute Mitglieder von Erzeugerorganisa- 
tionen. 

151. In der Viehwirtschaft haben die vertikale 
Verbundwirtschaft und die Großhaltungen weiter an 
Bedeutung gewonnen. Vor allem in Produktions- 
zweigen, die einer Technisierung besonders zugäng- 
lich sind, steigt der Anteil der Großhaltungen. So ist 
bei der Junggeflügelmast die stärkste Konzentration 
zu beobachten. Rund ein Fünftel des Jungmastge- 
flügels wird in Beständen mit mehr als 100 000 Mast- 
tieren erzeugt. Wegen der hohen gegenseitigen Ab- 
hängigkeit der Marktpartner ist in der Geflügelmast 
die Verbundwirtschaft weit verbreitet. 

In der Legehennenhaltung ist die Zahl der Klein- 
haltungen weiter rückläufig. Immer mehr Legehen- 
nen werden in Großbeständen gehalten, und zwar 
vor allem im norddeutschen Raum. In Niedersachsen 
werden mehr als die Hälfte der Legehennen in Be- 
ständen über 10 000 Hennen gehalten. Diese Ent- 
wicklung ist jedoch nicht problemlos, da bereits das 
Hinzutreten bzw. Ausscheiden einzelner Großhal- 
tungen den Markt erheblich beeinflussen kann. 

Bei Mastschweinen setzt sich der Trend zu größeren 
Beständen ebenfalls fort. 

Die der Technisierung weniger zugänglichen Vieh- 
haltungszweige lassen diese eindeutige Entwick- 
lung nicht erkennen. So erfolgte in der Milchkuh- 
haltung zwar eine kräftige Ausweitung der Be- 
stände zwischen 20 bis 49 Kühen; Bestandsgrößen 
darüber bzw. darunter nahmen jedoch ab. In der 
Zuchtsauenhaltung sind die strukturellen Verände- 
rungen weniger stark ausgeprägt als in der Mast- 
schweinehaltung. 


152. Trotz der verstärkten Zusammenfassung des 
Angebotes auf der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
ebene ist die Marktstellung der Erzeuger noch im- 
mer dadurch gekennzeichnet, daß einer großen Zahl 
von Produzenten relativ wenige Abnehmer gegen- 
überstehen. Es zeigt sich aber, daß durch gut funk- 
tionierende horizontale Zusammenschlüsse der 
Landwirte und durch vertikale Verbundwirtschaft 
ein Ausgleich der Konzentrationsvorteile auf der 
Nachfrageseite möglich ist. 

Ernährungsgewerbe 

153. Etwa 85'°/o der landwirtschaftlichen Erzeugung 
in der Bundesrepublik — gemessen am Verkaufs- 
wert — gelangen in be- oder verarbeiteter Form an 
den Verbraucher. In zunehmendem Maße bieten 
Ernährungsindustrie, -handwerk und -handel „Be- 
quemlichkeitsprodukte " zur Entlastung der Haus- 
frauen an. 

154. Innerhalb des Ernährungsgewerbes ist die Er- 
nährungsindustrie mit einem Jahresumsatz (1972) 
von 66 Mrd. DM der umsatzstärkste Zweig und 
zugleich die umsatzstärkste Branche im Bereich der 
deutschen Industrie. Ihr Anteil am Bruttosozialpro- 
dukt betrug 1972 8 °/o. Das Bruttosozialprodukt der 
Ernährungsindustrie hat 1972 nominal um 6,3 °/o und 
real um 3,6 °/o zugenommen (vgl. Materialband, Ta- 
bellen 82 und 83). 

In einer Vielzahl von ernährungsindustriellen Fach- 
sparten gibt es kleine Familienunternehmen mit nur 
regionaler Bedeutung, neben internationalen Kon- 
zernen, die ihr Sortiment weltweit absetzen. Der 
Trend zu wenigen großen Industriebetrieben ist un- 
verkennbar. In der Bundesrepublik Deutschland ist 
vor allem die Zahl der Betriebe mit weniger als 20 
Beschäftigten zurückgegangen. 

155. Das Ernährungshandwerk (Fleischereien, Bäk- 
kereien, Konditoreien u. a.) , ein ebenfalls bedeuten- 
der Marktpartner der Landwirtschaft, erzielte im 
Jahre 1972 einen Gesamtumsatz von 37,7 Mrd. DM 
( + 7,7 °/o gegenüber 1971), darunter einen Hand- 
werksumsatz (Umsatz aus eigener Handwerkstätig- 
keit) von 28,4 Mrd. DM. Der Handwerksumsatz be- 
trägt etwa drei Viertel des Gesamtumsatzes (vgl. 
Materialband, Tabelle 84). 

Technischer Fortschritt und verstärkter Wettbewerb 
haben im Ernährungshandwerk zu weitgehender Ra- 
tionalisierung und Modernisierung geführt. Dem Er- 
nährungshandwerk war es dadurch möglich, seine 
Position gegenüber industriellen Mitbewerbern zu 
behaupten. Durch eine Straffung der eigenen Pro- 
duktion und eine Erweiterung des Sortiments auf 
mehr Handelsware konnten viele Handwerksbe- 
triebe ihre Existenzgrundlage ausbauen. 

156. Im Nahrungs- und Genußmittel-Großhandel be- 
trug im Jahre 1972 der Umsatz 82,6 Mrd. DM (gegen- 
über dem Vorjuhr: + 5,0%) und im Lebensmittel- 
einzelhandel 68 Mrd. DM (gegenüber dem Vorjahr: 
+8 %) (vgl. Materialband, Tabellen 85 und 86). 
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Der Ernährungshandel hat eine Reihe von Verbesse- 
rungen in der Betriebstechnik und den Absatzmetho- 
den eincreführt, durch die die Arbeitsproduktivität 
weiter erhöht werden konnte. Die Bemühungen um 
attraktive und leistungsfähigere Geschäfte wurden 
fortgesetzt. Die Verbesserung des Sortiments nach 
Umfang und Qualität sowie die Übernahme neuer 
Arten des Kundendienstes zeigen, daß der Lebens- 
mittelhandel bemüht ist, den Wünschen der Ver- 
braucher zu entsprechen. 

157. Auch im Ernährungshandel setzt sich der 
Trend zum größeren Betrieb fort. Hier haben Koope- 
ration und Konzentration im Vergleich zur Entwick- 
lung in der Landwirtschaft einen wesentlich höheren 
Grad erreicht. Insbesondere im Lebensmitteleinzel- 
handel deuten gewisse Anzeichen darauf hin, daß 
sich nach der ersten Welle (Bildung von Handels- 
ketten und Expansionen der Filialunternehmen und 
Lebensmittelabteilungen der Warenhäuser), die zur 
Bildung starker Gruppen geführt hat, eine zweite 
Welle anbahnt, die eine Straffung der Verbundarbeit 
und zum Teil eine Ausweitung des Aktionsradius 
über die nationalen Grenzen hinaus zum Ziel hat. 
Der Anstoß für solche Erscheinungen im Ernährungs- 
handel ist vor allem in den Bestrebungen nach Ko- 
stendegression durch Betriebsvergrößerungen zu 
sehen und in dem Versuch, die eigene Marktstel- 
lung auszubauen. 


3.22 Ziele 

158. Im Bereich der Vermarktung wird folgendes 

angestrebt: 

— Verbesserung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen, 

— Verbesserung des Absatzes durch Marketing, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit im Bereich der Vermarktung, 

— Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in 
der EWG bei der Vermarktung, 

— Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Markttransparenz, 

— Ausrichtung von Be- und Verarbeitung sowie 
Verteilung auf die Markterfordernisse. 


3.23 Maßnahmen 

159. Verbesserung des Wettbewerbs 

Das Ziel einer Verbesserung des Wettbewerbs in der 
Vermarktung erfordert Aktivitäten in folgenden drei 
Richtungen: 

— Sicherung des freien Warenverkehrs, 

— Beachtung der Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
Marktzusammenschlüsse, 

— Einhaltung der Vorschriften über staatliche Bei- 
hilfen. 


Die auf nationaler und auf gemeinschaftlicher Ebene 
notwendigen Maßnahmen müssen dabei anhand der 
jeweiligen Sach- und Rechtslage ausgelegt werden. 

160. Auf nationaler Ebene waren in der Vergan- 
genheit die Fragen des freien Warenverkehrs so- 
wie der Beihilferegeln von Bedeutung. Die aus der 
unterschiedlichen Agrarpolitik einzelner Bundes- 
länder resultierenden Schwierigkeiten sind inzwi- 
schen weitgehend beseitigt bzw. durch das Gemein- 
schaftsrecht einheitlich geregelt worden. 

Kartellprobleme im Bereich der Landwirtschaft und 
des Ernährungsgewerbes waren bisher auf natio- 
naler Ebene im allgemeinen nur von untergeordneter 
Bedeutung. Soweit sie praktisch relevant werden 
konnten, wurden sie durch die Ausnahmevorschrift 
von § 100 GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen) abgedeckt. 

Anläßlich der Verabschiedung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des GWB haben Bundestag und Bun- 
desrat die Bundesregierung aufgefordert, die Aus- 
nahmebereiche des GWB — also unter anderem 
§ 100 — zu überprüfen und binnen eines Jahres 
einen entsprechenden Bericht vorzulegen. Bei dieser 
Prüfung werden neben den in allen Sparten zu ver- 
zeichnenden Tendenzen zu größeren Markteinheiten 
insbesondere — gemäß den Leitgedanken des zwei- 
ten Änderungsgesetzes zum GWB — die Förderung 
eines lauteren bzw. leistungsgerechten Wettbewerbs 
durch verschärfte Mißbrauchsaufsicht, Fusionskon- 
trolle und Verbot „abgestimmter Verhaltensweisen 0 
bei gleichzeitiger Verbesserung der Wettbewerbs- 
bedingungen für kleinere oder mittlere Unternehmen 
berücksichtigt werden. Durch die wettbewerbsrecht- 
liche Änderung sollen kleinere und mittlere Unter- 
nehmen in die Lage versetzt werden, als Marktpart- 
ner stärker zu einem funktionsfähigen Wettbewerb 
beizutragen. Dieser Zielsetzung kommt insbesondere 
in der Agrarwirtschaft eine große Bedeutung zu. 

161. Auf Gemeinschaftsebene hatten die Fragen 
des freien Warenverkehrs sowie der Harmonisie- 
rung der Beihilfenpolitik ein erhebliches Gewicht. 
Für die Zukunft ist so lange kein Rückgang der Be- 
deutung dieser Probleme zu erwarten, wie die Har- 
monisierung der Gemeinschaft nur Teilbereiche der 
Gesamtwirtschaft umfaßt. Die Bedeutung der natio- 
nalen Beihilfenpolitik im Rahmen der Gemeinschaft 
wird dabei weitgehend von der Entwicklung der 
Wirtschafts- und Währungspolitik bestimmt werden. 
Eine Harmonisierung der Beihilfevorschriften in der 
Landwirtschaft darf nicht zur Folge haben, daß die 
Landwirtschaft einzelner Mitgliedstaaten aufgrund 
außerlandwirtschaftlicher Entwicklungen — insbe- 
sondere auch im Bereich der Wirtschafts- und Wäh- 
rungspolitik — benachteiligt wird. 

Für den Bereich der Kartellfragen besteht auf Ge- 
meinschaftsebene eine dem § 100 GWB vergleichbare 
Ausnahmeregelung zu Artikel 85 EWG-Vertrag in 
der Verordnung Nr. 26 (ABI. Nr. 30 vom 20. April 
1962). Direkte Kartellprobleme haben sich dement- 
sprechend im Bereich der Landwirtschaft auf Ge- 
meinschaftsebene erstmalig mit der Entscheidung der 
Kommission vom 2. Januar 1973 zum sogenannten 
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„Zuckerkartell" (ABI. Nr. L 140 vom 28. Mai 1973) 
gestellt. Unabhängig von der Frage, in welcher 
Weise der Europäische Gerichtshof diesen Fall end- 
gültig entscheiden wird, ist aus dieser Entscheidung 
die Absicht der Kommission der EG zu entnehmen, 
auch auf Gemeinschaftsebene die Wettbewerbsent- 
wicklung im Bereich der Land- und Ernährungswirt- 
schaft stärker als bisher unter den Aspekten der 
Artikel 85, 86 EWG-Vertrag zu beobachten. 

Die Verbesserung der Wettbewerbsentwicklung der 
deutschen Landwirtschaft erfordert vor allem eine 
genaue Bestimmung ihrer Wettbewerbssituation so- 
wie die Verbesserung von Produktion und Absatz 
im Rahmen der vorerwähnten Zielsetzungen. Unter- 
suchungen über die derzeitige Wettbewerbssituation 
der deutschen Landwirtschaft werden zur Zeit in 
mehreren Teilbereichen durchgeführt. 

Absatzförderung 

162 . Aufbauend auf den bisher gesammelten Erfah- 
rungen wurde durch die Centrale Marketinggesell- 
schaft der deutschen Land-, Forst- und Ernährungs- 
wirtschaft (CMA) die Absatzförderung bestimmter 
Erzeugnisgruppen im Rahmen der gegebenen Mög- 
lichkeiten fortgesetzt. So wurden auf dem Obst- und 
Gemüsesektor sowie bei Speisekartoffeln neue Ver- 
marktungsformen für die interessierte Wirtschaft 
entwickelt; mit den Marketingmaßnahmen im Be- 
reich der Milchwirtschaft wurde versucht, der allge- 
mein rückläufigen Verbrauchsentwicklung entgegen- 
zuwirken. 

Im Jahr 1974 wird die CMA aufbauend auf lang- 
fristig orientierten Zielvorstellungen und auf Vor- 
schlägen eines vom Absatzfonds berufenen Sachver- 
ständigenausschusses neben der verstärkten Ver- 
kaufsförderung von Fleisch deutscher Herkunft ins- 
besondere verschiedene Maßnahmen im Bereich des 
Basismarketing zur Verbesserung der Voraussetzun- 
gen für absatzorientiertes Handeln der Agrarwirt- 
schaft durchführen. Dabei stehen Aktivitäten auf 
Erzeugerebene im Vordergrund, um durch Schulung 
und gezielte Informationen das Angebot in Qualität 
und Zusammenstellung mehr auf die Erfordernisse 
des Marktes auszurichten. Die Werbeaussagen wer- 
den so informativ wie möglich und in der Form nach 
einheitlichem Konzept gestaltet werden. 

Das von der CMA neu entwickelte Qualitätszeichen- 
konzept zur Kennzeichnung von Qualitätsware hat, 
obwohl die Einführung in der Regel langwierig ist, 
das Imacre deutscher Erzeugnisse deutlich verbessert. 
Die Einführung des Qualitätszeichens wurde durch 
gezielte Einzelmaßnahmen unterstützt. 

Im Bereich des Agrarexports hat die CMA mit dazu 
beigetragen, daß 1973 Ernährungsgüter für mehr als 
7 Mrd. DM exportiert werden konnten. Sie wird 
weiterhin ihre problemorientierten Dienstleistungen 
der Exportwirtschaft zur Verfügung stellen. 

Die Zentrale Markt- und Preisberichtstelle für Er- 
zeugnisse der Land- und Ernährungswirtschaft 
GmbH (ZMP) hat durch ihre aktuelle Berichterstat- 
tung in der Agrarwirtschaft den Marktablauf und 
die Preisfindung wesentlich erleichtert. Ihr Arbeits- 


feld wurde in einigen wichtigen Bereichen konzen- 
triert, um sich neueren Entwicklungen in der Ver- 
marktung anpassen zu können. Zur weiteren Ver- 
besserung des Notierungswesens sind gesetzliche 
Neuregelungen erforderlich. 

Im Bereich der Fischwirtschaft werden die absatz- 
fördernden Aktivitäten durch das Fischwirtschaft- 
liche Marketing Institut (FIMA) und in der Wein- 
wirtschaft durch den Stabilisierungsfonds für Wein 
fortgeführt. CMA, FIMA und der Stabilisierungs- 
fonds für Wein arbeiten dabei eng zusammen. Ge- 
meinsam werden Verbundaktionen und Werbeak- 
tionen auf Messen und Ausstellungen im In- und 
Ausland durchgeführt. 

163 . Für die mit der Durchführung der EWG-Agrar- 
politik befaßten deutschen Marktordnungsstellen 
wird eine organisatorische Konzentration angestrebt. 

Marktstrukturverbesserung 

164 . Aufgrund des Marktstrukturgesetzes wird seit 
1969 die Bildung von Erzeugergemeinschaften und 
deren Vereinigungen durch folgende Maßnahmen 
unmittelbar unterstützt: 

— Gewährung von Startbeihilfen an Erzeugerge- 
meinschaften und deren Vereinigungen in den 
ersten drei Jahren nach ihrer Anerkennung, 

— Gewährung von Investitionsbeihilfen an Erzeu- 
gergemeinschaften und deren Vereinigungen in 
den ersten fünf Jahren nach ihrer Anerkennung, 

— Gewährung von Investitionsbeihilfen an Unter- 
nehmer, die mit Erzeugergemeinschaften lang- 
fristige Liefer- und Abnahmeverträge eingehen. 

Voraussetzung für die Gewährung der Förderungs- 
hilfen ist die staatliche Anerkennung der Erzeuger- 
gemeinschaft. Diese wurde bisher 657 Erzeugerge- 
meinschaften erteilt. Die Schwerpunkte der Erzeuger- 
gemeinschaften liegen in den Bereichen Schlachtvieh, 
Ferkel, Wein und Qualitätsgetreide. Durch gezielte 
Beratung und Aufklärungsmaßnahmen wurden die 
landwirtschaftlichen Erzeuger mit den Vorteilen der 
Erzeugergemeinschaften vertraut gemacht und ins- 
besondere auf die enge Wechselbeziehung zwischen 
der angestrebten Produktion von Qualitätserzeug- 
nissen und der Absatzsicherung hingewiesen. 

Auch Unternehmen des Handels oder der Be- und 
Verarbeitung können nach § 6 Marktstrukturgesetz 
Investitionshilfen erhalten. Voraussetzung hierfür 
sind langfristige Vereinbarungen mit Erzeugerge- 
meinschaften über die Abnahme ihrer Erzeugnisse. 
Auf Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruk- 
tur findet seit 1973 das Gesetz über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" Anwendung. Die Maßnah- 
men werden nach Maßgabe des vom Planungsaus- 
schuß beschlossenen Rahmenplanes durchgeführt. 
Die Grundsätze für die Förderung im Bereich der 
Marktstrukturverbesserung, die Bestandteil dieses 
Rahmenplanes 1973 sind, werden ab 1973 ange- 
wandt bei: 
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— der Molkereistrukturverbesserung, 

— der Verbesserung der Struktur von öffentlichen 
Schlachthöfen und Lebendviehmärkten (Referenz- 
märkte), 

— der Verbesserung der Struktur der Zuckerfabri- 
ken, 

— den Investitionen bei Vermarktungseinrichtun- 
gen für frisches Obst und Gemüse, 

— den Investitionen bei Vermarktungseinrichtun- 
gen für Blumen und Zierpflanzen. 

Im Rahmenplan 1974 ist ferner die Anwendung der 
Grundsätze auf 

— die Verbesserung der Struktur der Seefisch- 
märkte, 

— Investitionen im Bereich der Be- und Verarbei- 
tung von Kartoffeln und 

— Investitionen bei Einrichtungen zur Herstellung 
von Naßkonserven 

vorgesehen. 

Vorhaben zur Strukturverbesserung der Molkerei- 
wirtschaft, die nach Maßgabe der bisherigen Bun- 
desrichtlinien begonnen wurden, aber noch in der 
Durchführung begriffen sind, werden zwar materiell 
nach den bis zum 31. Dezember 1972 geltenden För- 
derungsrichtlinien abgewickelt, jedoch unter anteili- 
ger Finanzierung durch Bund und Länder. 

Nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" sollen bei der Durchführung von Maßnah- 
men sachliche und räumliche Schwerpunkte gebildet 
werden. Mit den vorstehend angeführten Anwen- 
dungsbereichen wurde versucht, dem Erfordernis der 
Bildung von sachlichen Schwerpunkten Rechnung zu 
tragen. Der Notwendigkeit, räumliche Schwerpunkte 
festzulegen, soll durch gemeinsame Programmpla- 
nung von Bund und Ländern unter Beachtung der 
Erfordernisse von Raumordnung und Landesplanung 


und durch Ausarbeitung regionaler Strukturpläne 
durch die Länder entsprochen werden. 

Durch die Förderung der Strukturverbesserung des 
Öffentlichen Schlachthofwesens, die im Jahre 1973 
anlaufen konnte, soll im Laufe der nächsten Jahre 
die Schlachthofstruktur so gestaltet werden, daß 
durch eine genügende Auslastung verbleibender Ka- 
pazitäten die Schlachtungen kostengünstig durchge- 
führt werden können. Mit den Strukturplänen der 
Bundesländer soll sichergestellt werden, daß nur 
solche Anlagen gefördert werden, die aufgrund des 
Viehaufkommens und der Vermarktungsstrukturen 
auch in Zukunft eine rentable Arbeitsweise ermög- 
lichen. 

Auch für Bereiche der Obst- und Gemüsevermark- 
tung wurden in einigen Ländern Strukturpläne er- 
stellt, so daß sich die investive Förderung von Ver- 
marktungseinrichtungen für Obst und Gemüse stär- 
ker an langfristigen regionalen Entwicklungen orien- 
tieren kann. 

165 . Ende 1970 waren die noch vorhandenen Müh- 
lenkapazitäten trotz des Mehlexports infolge des 
ständigen Rückgangs des Mehlverbrauchs nur wenig 
mehr als zur Hälfte ausgelastet, obwohl seit 1957 
rd. 30 °/o der Tagesleistungskapazität abgebaut wor- 
den sind und bis 31. Dezember 1971 Neubau- und 
Erweiterungsbauten untersagt waren. Im Rahmen 
des Mühlenstrukturgesetzes, das seit dem 1. Januar 
1972 in Kraft ist, wird daher zur Erhaltung einer 
gesunden Struktur leistungsfähiger Mühlen aller 
Größenklassen im Bundesgebiet eine abschließende 
Stillegungsaktion durchgeführt. Durch eine bis Ende 
1975 befristete Vermahlungsregelung (Planfondie- 
rung) wird den überwiegend schlecht ausgelasteten 
Klein- und Mittelmühlen die Chance gegeben, die 
durch die Stillegungsaktion freiwerdenden Markt- 
anteile zu übernehmen, ihre Vermahlung zu stei- 
gern, ihre Marktstellung abzusichern und damit ihre 
Wettbewerbsfähigkeit auch für die Zeit nach Ab- 
lauf der Plafondierung wesentlich zu verbessern. 


Die Mitte 1973 im wesentlichen abgeschlossene Stillegungsaktion führte zu folgendem Ergebnis: 



Stillgelegte Mühlen 


Vermahlungskapazität 
Jahresvermahlung 
. . . t 

Anzahl 

Tages- 

leistung 

Effektive 

Jahres- 

vermahlung 

Backschrot- 

vermahlung 

Abfindungen 



1 000 t 

Millionen DM 

bis 1 200 

759 

3,1 

153 


25,3 

mehr als 1 200 bis 10 000 

85 

1,6 

236 

. 

30,6 

mehr als 10 000 

13 

U 

250 

• 

27,9 

insgesamt . . . 

857 

5,8 

639 

26 

83,8 

Arbeitnehmerabfindungen 

— 

— 

— 

— 

4,5 

Mittel insgesamt . . . 

— 

— 

— 

— 

88,3 
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Das angestrebte Ziel, die vorhandenen Überkapazi- 
täten durch Stillegung von 5 000 t Tagesleistung 
mit einer effektiven Jahresvermahlung von 700 000 
bis 750 000 t abzubauen, ist damit weitgehend er- 
reicht worden. Von dem für die Stillegungsaktion 
vorgesehenen Höchstbetrag von 99 Millionen DM 
werden nur 89 Millionen DM in Anspruch genom- 
men. 

Außer den 857 durch das Mühlenstrukturgesetz still- 
gelegten Mühlen haben weitere 330 Mühlen seit 
1. Januar 1972 ihren Betrieb eingestellt, so daß sich 
die Zahl der Mühlen insgesamt seit Anfang 1972 
um rd. 1 190 vermindert hat. 

Alle Mühlengruppen haben ihre Vermahlungsmenge 
und ihren Ausnutzungsgrad durch die Übernahme 
freigewordener Marktanteile steigern können. Das 
ist besonders deutlich bei: 




Zunahme 

Plafondgruppe 

Jahres- 

vermahlung 

Ver- 

mahlung 

Ausnut- 

zungs- 

grad 


1 000 t 

°/o 

5 

7,5 bis 10 

16,3 

9,9 

6 

1 0 bis 20 

22,8 

14,9 

7 

20 bis 40 

19,3 

14,5 


Die Großmühlen (Plafondgruppe 8: über 40 000 t 
Jahresvermahlung) haben dagegen ihre Vermahlung 
nur um 14,8 %, die Inlands-Vermahlung sogar nur 
um 7,2 % gesteigert; ihr Ausnutzungsgrad stieg um 
11,9%. Die Mittelmühlen haben also die höchste 
prozentuale Vermahlungszunahme und auch die 
höchste Zunahme des Ausnutzungsgrades zu ver- 
zeichnen. Die Zunahme der Vermahlung und des 
Ausnutzungsgrades bei den Mühlen der Planfond- 
gruppe 8, den Großmühlen, hält sich in vertret- 
baren Grenzen. Insoweit wurde dem mittelstands- 
politischen Ziel des Mühlenstrukturgesetzes Rech- 
nung getragen. 

3.3 Lieferungen und Bezüge 
im innerdeutschen Handel 

166. Auf der Basis des Grundlagenvertrages wird 
der Handel zwischen den beiden deutschen Staaten 


im Rahmen des bisherigen Systems weiterentwik- 
kelt. Der besondere Charakter der Handelsbeziehun- 
gen bleibt erhalten. Aufgrund des Protokolls über 
innerdeutschen Handel zum EWG- Vertrag gilt der 
Handel zwischen beiden deutschen Staaten als Bin- 
nenhandel. Der EG-Ministerrat hat ausdrücklich an- 
erkannt, daß dieses Protokoll vom Grundlagenver- 
trag nicht berührt wird. 

167. Bei den Bezügen der Bundesrepublik Deutsch- 
land an Agrarprodukten haben Vieh und Fleisch in- 
zwischen einen besonders hohen Anteil erlangt. 
1973 haben insbesondere die Bezüge an Schweinen 
im Einklang mit der gestiegenen Nachfrage nach 
Schweinefleisch bei unveränderter Produktion in der 
Bundesrepublik stark zugenommen. 

Die Getreidebezüge hielten sich in etwa auf der 
bisherigen Höhe. Das gleiche gilt für Zucker und 
Süßwaren sowie für Spirituosen. 

Die Eierbezüge nahmen nach einem Rückgang im 
Jahre 1972 im Jahre 1973 wieder erkennbar zu. 

168. Auf der Lieferseite der Bundesrepublik 
Deutschland verminderte sich 1973 das Volumen- der 
Futtermittel, insbesondere von Ölkuchen und Schro- 
ten infolge der Schwierigkeiten auf dem Sojaboh- 
nenmarkt. Die Lieferungen von geschlachteten 
Kühen haben dagegen stark zugenommen (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 89). 

169. Die Bezüge und Lieferungen von Gütern der 
Land- und Ernährungswirtschaft haben auch im letz- 
ten Jahr wieder maßgeblich zur Stabilisierung des 
innerdeutschen Handels beigetragen. 

Für die Wirtschaft und Versorgung von Berlin 
(West) kommt nach wie vor den Bezügen aus der 
DDR im innerdeutschen Handel besondere Bedeu- 
tung zu. Zahlreiche Kontingente sind allein der Ver- 
sorgung von Berlin (West) Vorbehalten, so für Brot- 
getreide, Zucker, Schweine, Schafe, Eier und Milch. 
Die Beschränkung der Kontingente auf Berlin (West) 
trägt dem Umstand Rechnung, daß hier ein ausge- 
sprochener Zuschußmarkt gegeben ist. Auch von den 
übrigen Bezügen verbleibt ein Großteil in Berlin 
(West), z. B. Bullen, Braumalz und Braugerste. 
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4 Programm: Außenwirtschaftspolitik und Weltagrarprobleme 


4.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Weltagrarprobleme und Weltagrarsituation 

170. Kennzeichnend für die Weltagrarwirtschaft 
ist nach wie vor die unzureichende Anpassung von 
Angebot und Nachfrage. In den Industrieländern 
kann der Bedarf der Verbraucher im allgemeinen 
aus Eigenerzeugung und Einfuhren gedeckt werden. 
Bei einigen Erzeugnissen gibt es sogar Erberschuß- 
probleme. Weite Regionen der Dritten Welt sind 
dagegen mit Nahrungsmitteln unterversorgt. Die 
Versorgungslage der Entwicklungsländer hat sich 
1972/73 nicht gebessert, sondern — u. a. durch die 
gestiegenen Weltmarktpreise für wichtige Agrar- 
produkte und durch regionale Naturkatastrophen — 
zusätzlich verschärft. 

Die Weltagrarproduktion ist — nach den vorläufi- 
gen Schätzungen der Ernährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der Vereinten Nationen FAO — 


im Jahre 1972 gegenüber dem Vorjahr erstmals seit 
dem 2. Weltkrieg leicht zurückgegangen. Die pflanz- 
liche und tierische Erzeugung gingen um jeweils 1 °/o 
zurück. 

In den Entwicklungsländern verminderte sich die 
landwirtschaftliche Erzeugung insgesamt um 1 °/o 
und je Kopf der Bevölkerung um 4 °/o. Die für die 
2. Entwicklungsdekade angestrebte Zunahme der 
Agrarproduktion um insgesamt +4% jährlich kann 
nach den ungünstigen Ergebnissen der Jahre 1971 
und 1972 nur erreicht werden, wenn in den verblei- 
benden 8 Jahren Zuwachsraten von 5 °/o jährlich er- 
zielt würden. 

Keine verantwortungsbewußte Regierung kann sich 
der moralischen Verpflichtung entziehen, zu einer 
Milderung der Diskrepanz zwischen ausreichender 
Versorgung und Mangel beizutragen. Ein besseres 
Leben für die von der Landwirtschaft abhängige Be- 
völkerung — und das sind immer noch über 50 °/o 
der Weltbevölkerung — bedeutet zugleich, die so- 

Ubersicht 33 


Handel der Bundesrepublik Deutschland 
mit Gütern der Ernährungswirtschaft 1 ) nach Ländergruppen 

— in jeweiligen Preisen — 


Jahr 

(Juli/Juni) 

Drittländer 

EWG- 
Mitglied- 
staaten 3 ) 

ins- 

gesamt 

Anteil 

In- 

dustrie- 

länder 

Entwick- 

lungs- 

länder 

Staats- 
handels- 
länder 2 ) 

ins- 

gesamt 

Dritt- 

länder 

EWG- 
Mitglied- 
staaten 3 ) 

Millionen DM 

% 




Einfuhr 





1960/61 

3 109 

2 977 

594 

6 680 

4215 

10 895 

61 

39 

1970/71 

5 498 

5 031 

1 093 

11 622 

10 703 

22 325 

51 

48 

1971/72 

5 001 

4 941 

1 142 

11 084 

12 507 

23 591 

47 

53 

1972/73 

6 058 

5 581 

1 244 

12 883 

13 898 

26 781 

48 

52 




Ausfuhr 





1960/61 

380 

161 

34 

575 

523 

1 098 

52 

48 

1970/71 

1 016 

557 

382 

1 955 

2 856 

4811 

41 

59 

1971/72 

1 141 

472 

424 

2 037 

3 384 

5 421 

38 

62 

1972/73 

1 320 

508 

531 

2 359 

4 352 

6711 

35 

65 


*) einschließlich Kaffee und Tabak 

2 ) Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Nordvietnam, Mongol. Volks- 
republik, Volksrepublik China, Nordkorea 

3 ) Neunergemeinschaft 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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ziale und politische Lage weltweit stabiler zu ge- 
stalten. 

Agraraußenhandel der Bundesrepublik Deutschland 

171. Infolge der Fortschritte auf dem Wege zu dem 
Binnenmarkt der EWG durch die Gemeinsamen 
Marktorganisationen und die Gemeinsame Außen- 
handelspolitik konzentrierte sich „Außenhandel" 
nun begrifflich, rechtlich und wirtschaftlich auf den 
Handel mit Drittländern. 

Die Einfuhr aus Drittländern in die Bundesrepublik 
Deutschland stieg 1972/73 gegenüber dem Vorjahr 
um rd. 18,6 °/o auf 13,9 Mrd. DM an (Steigerung der 
Bezüge aus dem EWG-Binnenhandel: um 9,4 °/o auf 
12,8 Mrd. DM), wobei der Einfuhranstieg zu mehr 
als der Hälfte auf erhöhte Einfuhrpreise zurückgeht 
(Übersicht 33 und Materialband, Tabelle 91). 

Während die Bezüge aus dem EWG-Binnenhandel 
durch das System der Gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen im wesentlichen vor den Auswirkungen der 
Preishausse für wichtige Agrarprodukte auf dem 
Weltmarkt geschützt waren, wirkten sich die Preis- 
steigerungen jedoch im Außenhandel mit Drittlän- 
dern aus. Der Preisanstieg wäre für die deutsche 
Einfuhr noch drastischer gewesen, wenn er nicht 
durch die erneute Änderung in den Wechselkurs- 
relationen teilweise aufgefangen worden wäre. 

Die USA blieben mit Abstand wichtigster Außen- 
handelspartner. Sie konnten ihre ernährungswirt- 
schaftlichen Lieferungen gegenüber dem Vorjahr 
wertmäßig erheblich steigern. Aber auch die Agrar- 
einfuhr aus Ostblockstaaten nahm zu. 

Die Agrarausfuhr der Bundesrepublik in Drittländer 
lag 1972/73 mit 2,7 Mrd. um 24 °/o höher als vor 
einem Jahr (Steigerung der Lieferungen in den 
EWG-Binnenhandel: um 29 °/o auf rd. 4 Mrd. DM). 
Auch hier haben Preissteigerungen zu der Aufwärts- 
bewegung beigetragen, doch überwiegend nahm das 
Volumen der Ausfuhr zu. 

Die Nahrungsmittellieferungen an Entwicklungslän- 
der behielten im Rahmen der ernährungswirtschaft- 
lichen Ausfuhr ihre Bedeutung. Sie hatten 1972/73 
einen Anteil an den Drittlandsexporten von etwa 
5%. 


4.2 Ziele 

172. Das Ziel einer internationalen Agrarpolitik 
ist, durch weltweites Zusammenwirken zu funktions- 
fähigen, möglichst ausgeglichenen Weltagrarmärk- 
ten zu kommen und zu einer allgemein 'auch qua- 
litativ befriedigenden Nahrungsmittelversorgung 
beizutragen. Die Annäherung an dieses Ziel wird 
durch die Dynamik der Bevölkerungsentwicklung in 
vielen Entwicklungsländern, die witterungsbeding- 
ten Ernteschwankungen und die unzureichende 
Agrar- und Infrastruktur in zahlreichen Ländern er- 
schwert. Parallel mit der allgemeinen wirtschaft- 
lichen und kulturellen Entwicklung in den Ländern 
der Dritten Welt muß dies langfristig in einer Folge 
von vielen Einzelschritten angestrebt werden. 


Im einzelnen werden folgende Ziele verfolgt: 

— Verbesserung der internationalen Zusammen- 
arbeit, 

— Weltweite Anpassung der Agrarproduktion an 
den langfristigen Bedarf u. a. durch Abschluß, 
Verlängerung und Verbesserung von internatio- 
nalen Warenabkommen in geeigneten Fällen, 

— Steigerung des Weltagrarhandels u. a. durch Ver- 
besserung der Import- und Exportmöglichkeiten 
für Agrarprodukte und Abbau von Handels- 
hemmnissen (einschließlich Verbesserung der 
Einfuhrverfahren) , 

— Förderung der Agrarentwicklungshilfe, 

— Verbesserung der Nahrungsmittelversorgung in 
Ländern mit akutem Nahrungsdefizit. 


4.3 Maßnahmen 

Aktuelle Grundstoifdiskussion 

173. Zweckmäßigkeit und mögliche Ausgestaltung 
internationaler Grundstoffabkommen werden in vie- 
len internationalen Gremien zur Zeit besonders in- 
tensiv erörtert. Dies ist auch eine Folge des Proto- 
kolls Nr. 22 zum Beitrittsvertrag, in dem sich die 
Gemeinschaft zur Wahrung der Interessen jener 
assoziierten Länder verpflichtet hat, deren Wirt- 
schaft in hohem Maße von der Ausfuhr von Grund- 
stoffen abhängt. 

Vor allem die Entwicklungsländer, aber auch einige 
Industrieländer fordern den Abschluß von Rohstoff- 
abkommen, um dadurch übermäßige Preisschwan- 
kungen zu vermeiden, die Ausfuhrerlöse zu stabili- 
sieren und einen gesicherten Zugang zu den Märk- 
ten der Abnehmerländer zu erreichen. Demgegen- 
über wird neben finanziellen Erwägungen entgegen- 
gehalten, Grundstoffabkommen seien unbrauchbare 
wirtschafts-, entwicklungs- und ordnungspoLitische 
Instrumente. Sie schalteten die Funktion des Prei- 
ses als Steuerungsfaktor von Erzeugung und Märk- 
ten insbesondere in Krisensituationen aus, so daß 
durch Stärkung und Verfestigung unwirtschaftlicher 
Strukturen langfristig für alle Beteiligten die Nach- 
teile überwiegen würden. Regionalabkommen führ- 
ten darüber hinaus zur Spaltung der Rohstoffmärkte 
und zur handelspolitischen Diskriminierung. 

Angesichts der wirtschaftlichen, politischen und so- 
zialen Bedeutung der Grundstoffprobleme für Ent- 
wicklungsländer mit Monokultur hat sich die Bun- 
desregierung an dieser Debatte aktiv beteiligt. Die 
EG-Kommission hat einen Vorschlag unterbreitet, 
wie in einer Gemeinschaftsaktion die Ausfuhrerlöse 
der künftigen assoziierten Staaten u. a. für Zucker, 
Erdnüsse, Erdnußöl, Kakao, Kaffee und Bananen ent- 
sprechend den Einnahmen in einer vorangegenen 
Referenzzeit garantiert werden können. Dieser Vor- 
schlag wird in Brüssel noch erörtert. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß nur in geeigneten 
Fällen derartige verpflichtende Maßnahmen in Form 
von Rohstoffabkommen als Mittel internationaler 
Agrarpolitik sinnvoll angewandt werden können. 
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Im Grundsatzkonzept der Gemeinschaft für die an- 
stehenden GATT-Verhandlungen ist vorgesehen, 
die internationale Agrarpolitik durch Maßnahmen 
im Grundstoffbereich zu aktivieren. Die Gemein- 
schaft wird vorschlagen, für Waren wie Getreide 
(Weizen, Weizenmehl und Futtergetreide), Reis, 
Zucker, Butter und bestimmte Milcherzeugnisse im 
Rahmen internationaler Übereinkommen Systeme 
von Mindest- und Höchstpreisen auszuhandeln, die 
durch Maßnahmen zur Anpassung des Angebots — 
z. B. Lagerhaltungsmaßnahmen — ergänzt werden 
sollen. 

Abgeschlossene internationale Vereinbarungen 

174. Die EWG schloß im Jahre 1973 folgende auch 
für den Agrarbereich bedeutsame Abkommen: 

— Freihandelsabkommen mit Norwegen und Finn- 
land, 

— nicht-präferenzielles Handelsabkommen mit Ju- 
goslawien, Uruguay und Brasilien, 

— Anpassungsprotokolle mit der Türkei, Zypern, 
Ägypten und dem Libanon. 

175. Im Bereich der internationalen Grundstoff- 
politik hat die Bundesregierung der vorläufigen An- 
wendung des Internationalen Kakao-Ubereinkom- 
mens 1972 ab 1. Oktober 1973 zugestimmt. Damit 
wird erstmalig eine multilaterale Zusammenarbeit 
zur Regulierung des Weltkakaomarktes ermöglicht. 
Die Bundesregierung ist ferner dem Internationalen 
Olivenöl-Übereinkommen 1963 in der Fassung des 
Protokolls vom März 1973 beigetreten. Außerdem 
hat sie sich als Mitglied der EWG an einer inter- 
nationalen Vereinbarung des GATT über Mindest- 
ausfuhrpreise für Butterfette (butteroil) beteiligt. 

176. In nationaler Kompetenz vereinbarte die Bun- 
desregierung mit der UdSSR sowie mit Rumänien 
langfristige Kooperationsabkommen und mit der 
Volksrepublik China ein Handels- und Zahlungs- 
abkommen. Die Bundesregierung hat autonom die 
Liberalisierung gegenüber den Staatshandelsländern 
um 52 Agrarpositionen auf fast 90 °/o der Waren- 
positionen ausgedehnt. 

Laufende internationale Verhandlungen 

177. Die Diskussion um eine internationale An- 
passung der Landwirtschaft, die 1972 auf der 8. Re- 
gionalkonferenz der FAO für Europa in München 
eröffnet wurde, ist auf der 17. FAO-Konferenz im 
November 1973 in Rom weltweit fortgesetzt wor- 
den. Hierbei wurden auch Vorschläge des FAO- 
Generaldirektors für eine Mindest-Welternährungs- 
vorsorge behandelt, die dieser als Element der an- 
gestrebten weltweiten Anpassung der Agrarproduk- 
tion an Bedarf und Märkte sieht. Außerdem einigte 
man sich über die Abhaltung einer Welternährungs- 
konferenz im November 1974. 

178. Die Vertragsparteien des GATT haben im Sep- 
tember 1973 in Tokio eine neue Runde multilatera- 


ler Handelsverhandlungen eröffnet. Im Bereich der 
Landwirtschaft soll dabei eine Verhandlungsmethode 
angewandt werden, die in Übereinstimmung mit 
dem allgemeinen Verhandlungsziel der Ausweitung 
des Welthandels die besonderen Merkmale der 
Landwirtschaft berücksichtigt. Detallierte Verhand- 
lungspläne und Verfahren werden im Jahre 1974 
im GATT ausgearbeitet werden. Außerdem führt 
die Gemeinschaft im GATT mit den wesentlichen 
Lieferländern der beigetretenen Staaten die Aus- 
gleichsverhandlungen fort, zu denen sie durch die 
Erhöhung von im GATT gebundenen Zöllen infolge 
der EWG-Erweiterung verpflichtet ist. 

179. Die Gemeinschaft hat ihre Aufgabe, die 
handelspolitischen Folgen der EWG-Erweiterung be- 
friedigend zu regeln, energisch in Angriff genom- 
men. In einer Eröffnungskonferenz mit den bishe- 
rigen assoziierten Staaten Afrikas sowie den Ent- 
wicklungsländern des Commonwealth in Afrika, im 
karibischen Raum, im Pazifischen und Indischen 
Ozean im Juli 1973, an der über 50 Nationen teil- 
nahmen, hat sie Sonderregelungen auf dem Agrar- 
sektor angeboten, mit denen unter anderem eine 
Anschlußvereinbarung für die bisherigen Zucker- 
lieferungen dieser Länder nach Großbritannien ge- 
funden werden soll. Den Mittelmeerländern, insbe- 
sondere Algerien, Tunesien, Marokko, Spanien und 
Israel, hat sie die Errichtung von Freihandelszonen 
vorgeschlagen, die entsprechend der Ausfuhrstruk- 
tur dieser Länder auch einen wesentlichen Teil des 
Agrarhandels erfassen sollen. 

Die EWG führt ferner bilaterale Verhandlungen mit 
Japan und Indien, die Abkommen über handelspoli- 
tische Zusammenarbeit zum Ziele haben. Mit Grie- 
chenland und Malta werden Zusatzprotokolle zu den 
bestehenden Abkommen ausgehandelt, um der Er- 
weiterung der Gemeinschaft Rechnung zu tragen. 

180. Im Grundstoffbereich wird von der Bundes- 
regierung die Frage des Beitritts der EWG-Mit- 
gliedstaaten zu einem Internationalen Zucker-Über- 
einkommen geprüft und die materielle Wiederin- 
kraftsetzung des Internationalen Weizen-Überein- 
kommens zu angemessenen Bedingungen ange- 
strebt. Der Lösung der Weltagrarprobleme sollen 
auch intensive Grundstoffkonsultationen gemäß 
einer Entschließung der Welthandelskonferenz vom 
Mai 1972 dienen, die größtenteils in bestehenden 
Grundstoffausschüssen der FAO abgehalten wer- 
den sollen. 

181. Im Juli 1973 fand die 4. FAO-Bananenkonfe- 
renz in Bremen und damit erstmalig in einem Ein- 
fuhrland statt. Auf dieser Konferenz formulierten 
Vertreter aus allen wichtigen Erzeuger- und Ver- 
braucherländern Empfehlungen für eine gemein- 
same Zusammenarbeit. 

Geplante Vorhaben der internationalen Agrarpolitik 

182. Die Bundesregierung wird die Diskussion der 
Weltagrarprobleme im Forum der FAO mit weite- 


91 


Drucksache 7/1650 


Deutscher Bundestag — - 7. Wahlperiode 


ren Initiativen fördern. So kann z. B. nach ihrer 
Auffassung die Aufstellung weltweiter Versor- 
gungs- und Ernährungsbilanzen verbessert werden 
und damit die Voraussetzungen für die Planung von 
Maßnahmen zur Milderung und Vermeidung regio- 
naler Katastrophen. 

183 . Die Gemeinschaft wird nach Abschluß aller 
laufenden Verhandlungen ein Netzwerk multilate- 
raler und bilateraler Abmachungen entwickelt ha- 
ben, das einen geeigneten Rahmen zur Lösung 
akuter handelspolitischer Probleme abgeben wird. 
Entsprechend der Beitrittsakte wird sie den Aus- 
bau der Handelsbeziehungen zu Ceylon, Indien, 
Malaisia, Pakistan und Singapur anstreben. Sie 
wünscht ferner eine verbesserte Zusammenarbeit 
mit den latein-amerikanischen Ländern. Sie wird 
alle Wünsche auf weitere Abmachungen ernsthaft 
prüfen, wie sie z. B. von Mexiko und Paraguay 
schon geltend gemacht wurden. Dies gilt auch für 
die ersten Bekundungen des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe COM-ECON, sein Verhältnis zur 
Gemeinschaft zu ordnen. 

Die Gemeinschaft prüft ferner, inwieweit sie die 
Zollpräferenzen zugunsten der Entwicklungslän- 
der verbessern kann, unter anderem durch Auf- 
nahme weiterer Agrarwaren. 


Nahrungsmittelhilfe und Agrar hilf e 

184 . Das Ziel einer ausreichenden Nahrungsmittel- 
versorgung in allen Ländern wird durch Nahrungs- 
mittelhilfe und Agrarhilfe unterstützt. 

Die Bundesregierung leistete Nahrungshilfe durch 
Weizenlieferungen im Rahmen des Internationalen 
Nahrungsmittel-Übereinkommens von 1971 vor al- 
lem in den Katastrophengebieten der Sahelzone und 
an weitere unter Dürre, Überschwemmungen oder 
Kriegsfolgen leidende Länder (vgl. hierzu Material- 
band , Tabelle 92). Sie stellte für die Länder der 
Sahelzone und Äthiopien zusätzlich Magermilch- 
pulver, Butteröl und Getreide im Wert von 15 Mil- 
lionen DM zur Verfügung. 

Aufgrund der Vereinbarungen der EG mit den 
internationalen Hilfsorganisationen stellte die Bun- 
desrepublik Deutschland 1973 rd. 12 000 t Mager- 
milchpulver, 6 000 t Zucker und 12 000 Butteröl 
bereit. 

Die Agrarhilfe der Bundesregierung erreichte 1972 
einen Anteil von 22 °/o der öffentlichen Hilfe. Durch 
die zügige Bereitstellung von landwirtschaftlichen 
Produktionsmitteln für die von Naturkatastrophen 
heimgesuchten Länder wurde ein wichtiger Beitrag 
zur Überwindung von Versorgungsengpässen und 
zur allmählichen Erholung der Agrarproduktion ge- 
leistet. 
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5 Programm: Entwicklung des ländlichen Raumes — Agrarstruktur 


5.1 Arbeits- und Lebensbedingungen 


5.11 Bisherige- und voraussichtliche Entwicklung 

Erwerbstätige 

185. Der seit Jahren anhaltende Rückgang der 
Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbspersonen hat 
sich weiter fortgesetzt (Übersicht 34). Die Zahl 
der Erwerbstätigen in der Land- und Forstwirtschaft 
lag im Jahre 1973 mit schätzungsweise 1,9 Millionen 
Personen um 83 000 oder 4,2 °/o unter derjenigen 
des Vorjahres. Die durchschnittliche jährliche Ab- 


nahmerate für den Zeitraum 1963 bis 1973 betrug 
5 °/o (vgl. Materialband, Tabellen 93 bis 97). 

Der Anteil der land- und forstwirtschaftlichen Er- 
werbstätigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen 
betrug 1973 7,1 °/o (1963: 11,8 %>). Rund 52 °/o der 
land- und forstwirtschaftlichen Erwerbstätigen wa- 
ren Frauen. 

Die Abnahme der Zahl der Erwerbstätigen war in 
den einzelnen Betriebsgrößengruppen unterschied- 
lich. Im Betriebsgrößenbereich über 20 ha zeich- 
net sich seit 1964/65 eine deutliche Stabilisierung 
der Zahl der vollbeschäftigten Familienarbeits- 
kräfte, seit 1968/69 mit der Erhöhung der Zahl der 
Betriebe dieser Größenklasse sogar eine Vergröße- 


Ubersicht 34 


Erwerbstätige und Vollarbeitskräfte in der Landwirtschaft 


Jahr 

Land- und 
Forstwirtschaft 
einschließlich 
Fischerei 

Wirtschaftsjahr 

Landwirtschaft 

Erwerbs- 

tätige 

1 000 

Verände- 

rung 

gegen- 

über 

' Vorjahr 
°/o 

Voll- 
arbeits- 
kräfte 9 

1 000 

Verände- 

rung 

gegen- 

über 

Vorjahr 

% 

1961 

3 449 


1960/61 

2 219 


1962 

3 307 

- 4,1 

61/62 

2 147 

~ 3,2 

1963 

3 144 

- 4,9 

62/63 

2 068 

- 3,7 

1964 

3 002 

- 4,5 

63/64 

1 992 

~ 3,7 

1965 

2 876 

- 4,2 

64/65 

1 924 

- 3,4 

1966 

2 790 

- 3,0 

65/66 

1 855 

- 3,6 

1967 

2 638 

- 5,4 

66/67 

1 812 

~ 2,3 

1968 

2 523 

- 4,4 

67/68 

1 718 

~ 5,2 

1969 

2 395 

~ 5,1 

68/69 

1 632 

- 5,0 

1970 

2 262 

- 5,6 

69/70 

1 522 

~ 6,7 

1971 2 ) 

2 101 

- 7,1 

70/71 

1 434 

- 5,8 

1972 2 ) 

1 953 

- 7,0 

71/72 2 ) 

1 336 

- 6,8 

1973 3 ) 

1 870 

- 4,2 

72/73 3 ) 

1 270 

- 5,0 


9 In Betrieben ab 0,5 ha LN (ab 1971/72: LF); in der Größenklasse 0,5 bis 2 ha nur in 
Betrieben, die für den Markt erzeugen. 

2 ) vorläufig 
8 ) geschätzt 
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rung ab. In den Betrieben mit mehr als 50 ha nimmt 
seit 1970/71 auch die Zahl der ständig beschäftigten 
Lohnarbeitskräfte wieder zu. Rückläufig ist die 
Zahl der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte nur 
noch in den Betrieben mit weniger als 20 ha. Diese 
Entwicklungen dürften sich ln den nächsten Jah- 
ren fortsetzen. 

Arbeitszeit 

186 . Die tarifliche Arbeitszeit der landwirtschaft- 
lichen Arbeitnehmer liegt seit 1969 unverändert 
bei jährlich 2 348 Stunden oder wöchentlich durch- 
schnittlich 45 Stunden. Die bezahlte Arbeitszeit 
der Landarbeiter betrug im September 1972 durch- 
schnittlich 221,4 Stunden .Die Arbeitszeit für Indu- 
striearbeiter lag demgegenüber im Oktober 1972 
bei durchschnittlich 188,8 Stunden ('Materialband, 
Tabelle 98). 

Löhne der landwirtschaftlichen Arbeitnehmer 

187 . Die Tariflöhne der landwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmer sind zum 1. Januar 1973, in einigen 
Tarifbezirken zum 1. Februar, um rd. 10 °/o er- 
höht worden (Materialband, Tabelle 99). Der Land- 
arbeiter-Ecklohn liegt seitdem im Durchschnitt des 
Bundesgebietes bei 5,02 DM (1963: 2,17 DM). Der 
durchschnittliche Gesamtmonatslohn für Landarbei- 


ter in Hausgemeinschaft erhöhte sich Anfang 1973 
■auf 923 DM (einschl. 195 DM Wert der freien Kost 
und Wohnung). 

Die tatsächlichen Bruttoarbeitsverdienste der Land- 
arbeiter betrugen 1972/73 rd. 5,29 DM je Stunde. 
Sie lagen damit um 2,42 DM oder 31,4 °/o unter den 
Effektivverdiensten der Leistungsgruppe 2 der 
übrigen Wirtschaftsbereiche (Vergleichslöhne). 

Bodenflächen 

188 . Von der gesamten Wirtschaftsfläche des Bun- 
desgebietes wurden 1973 noch 13,4 Millionen ha 
oder 54 °/o landwirtschaftlich genutzt. Gegenüber 
1960 war das eine Flächenabnahme um 837 000 ha. 
Auf die Betriebe mit 1 ha und mehr landwirtschaft- 
lich genutzter Fläche (LF) entfielen 12,6 Millionen 
ha, 20 500 ha weniger als 1972 und 336 500 weniger 
als 1960. Die in den Angaben über die LF nicht 
enthaltene Sozialbrache (Fläche, die aus wirt- 
schaftlichen oder sozialen Gründen nicht mehr be- 
wirtschaftet wird) dehnte sich auf 272 000 ha aus. 

Es ist zu erwarten, daß sich diese Entwicklung in 
den kommenden Jahren fortsetzen wird. Die gegen- 
wärtig noch landwirtschaftlich genutzte Fläche wird 
sich bis 1980 voraussichtlich um über 700 000 ha 
verringern (Übersicht 35). Der Umfang der Sozial- 
brache dürfte im selben Zeitraum etwa 500 000 ha 
erreichen. 


Übersicht 35 


Wirtschaftsfläche der Bundesrepublik Deutschland 






Veränderung 

Gliederung 

1960 

1973 

1980 !) 

1973 

gegen- 

über 

1960 

1980 b 
gegen- 
über 

1973 



1 000 ha 



°/o 

Landwirtschaftlich genutzte Fläche 

14 266 

13 429 

12 700 

- 5,9 

- 5,4 

darunter: 

landwirtschaftlich genutzte Fläche in Betrieben 
über 1 ha LF 

12 934 

12 598 

12 400 

~ 2,6 

~~ Iß 

Wald 

7 106 

7 172 

7 300 

+ 0,9 

+ 1,8 

Nicht land- und forstwirtschaftlich genutzte Fläche . 

10 468 

11 334 

12 100 

+ 8,3 

+ 6,8 

Gebäude-, Hofflächen 

817 

1 102 

1 330 

+ 34,9 

+ 20,7 

Straßen, Wege, Eisenbahnen 

982 

1 144 

1 250 

+ 16,5 

+ 9,3 

Sport-, Flug-, Übungsplätze 

183 

214 

260 

+ 16,9 

+ 27,5 

Sozialbrache 


272 

. 500 

• 

+ 83,8 


i ) Vorschätzung 
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Struktur der Betriebe * 1 ) 

189 . Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
mehr als 1 ha LF hat auch 1973 weiter abgenom- 
men, und zwar um 28 800 Betriebe oder 2,9 °/o auf 
967 800 Betriebe. Dieser Rückgang entspricht etwa 
der langfristigen Entwicklung. Für die Zeit seit 
1960 beträgt die durchschnittliche jährliche Ab- 
nahmerate der landwirtschaftlichen Betriebe 2,7 °/o 2 ) 
(Übersicht 36). Insgesamt wurden seit 1960 rd. 
417 000 Betriebe aufgegeben. 


2 ) Zur Anpassung an das Vorgehen in der EWG werden 
in dieser Darstellung nicht mehr alle Betriebe über 
0,5 ha LF, sondern nur noch die Betriebe mit mehr als 

1 ha LF erfaßt. Die ausgewiesenen Zahlen sind daher 
niedriger als in den vorangegangenen Agrarberichten. 

2 ) nach der Zinseszinsformel berechnet 


In allen Größenklassen unter 25 ha LF verringert 
sich zur Zeit die Zahl der Betriebe. Während bei den 
Betrieben bis 10 ha LF schon seit 1949 ein konti- 
nuierlicher Rückgang festzustellen ist, verminderte 
sich die Zahl der Betriebe in der Größenklasse von 
10 bis 15 ha LF seit 1962, in der Größenklasse von 
15 bis 20 ha LF seit 1970 und in der Größenklasse 
von 20 bis 25 ha LF seit 1972. Besonders deutlich 
ist die Zunahme der Betriebe in der Größenklasse 
30 bis 50 ha LF (1960 bis 1973: + 51 %>; vgl. Mate- 
rialband, Tabellen 100 bis 102). 

190 . Mit der Landwirtschaftszählung 1971 sind die 
bisherigen Bodennutzungssysteme, 'die nur die 
Struktur der Bodennutzung berücksichtigten, durch 
Betriebssysteme auf monetärer Basis ersetzt wor- 
den. Danach gehören 86 °/o aller Betriebe zum Be- 


zahl und Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Übersicht 36 


Größenklasse 
von . . . bis unter . . . 
ha LF 

1960 

1972 

I 

1973 

Veränderungen 

1973 gegen 1960 

1973 gegen 1972 

Zahl der Betriebe 


1 000 

1 000 

°/o 

| 1 000 

°/o 

1 bis 10 

960,5 

561,4 

539,5 

- 420,9 

- 43,8 

- 21,9 

-3,9 

10 bis 20 

286,5 

243,2 

231,0 

- 55,4 

- 19,4 

- 12,2 

-5,0 

20 bis 50 

122,1 

169,8 

173,5 

+ 51,5 

+ 42,2 

+ 3,7 

+ 2,2 

50 und mehr 

16,3 

22,3 

23,8 

+ 7,5 

+ 45,7 

+ 1,5 

+ 6,7 

insgesamt . . . 

1 385,4 

996,7 

967,8 

- 417,4 

- 30,1 

- 28,8 

- 2,9 

Fläche (LF) 

1 000 ha 

1 000 ha 

%> 

1 000 ha 

°/o 

1 bis 10 

4 105,3 

2 420,8 

2 308,0 

- 1 797,3 

- 43,8 

-112,8 

-4,7 

10 bis 20 

3 990,5 

3 513,7 

3 344,6 

- 645,9 

- 16,2 

-169,1 

- 4,8 

20 bis 50 

3 504,5 

4 909,3 

5 056,8 

+ 1 552,3 

+ 44,3 

+ 147,5 

+ 3,0 

50 und mehr 

1 334,6 

1 775,1 

1 889,0 

+ 554,4 

+ 41,5 

+ 113,9 

+ 6,4 

insgesamt . . . 

12 934,8 

12 618,9 

12 598,4 

- 336,4 

- 2,6 

- 20,5 

- 0,2 

Durchschnittsgröße je Betrieb 


ha 

ha 

°/o 

ha 

% 

insgesamt . . . 

9,34 

12,66 

13,02 

+ 3,68 

+ 39,4 

+ 3,6 

+ 2,8 
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triebsbereich Landwirtschaft, 2 % zum Gartenbau 
und 8 °/o zum Betriebsbereich Forstwirtschaft. Die 
übrigen 4 °/o rechnen zu den Kombinationsbetrieben 
und den sonstigen Betrieben (Materialband, Ta- 
belle 103). Im Betriebsbereich Landwirtschaft über- 
wiegen die Futterbaubetriebe (45 °/o) vor den Markt- 
fruchtbaubetrieben (23 %), im Gartenbau die Zier- 
pflanzenbetriebe (56 °/o) vor den Gemüsebaubetrie- 
ben (28 °/o) . - 

Erwerbscharakter der Betriebe 

191. Der zahlenmäßige Rückgang der landwirt- 
schaftlichen Betriebe erstreckte sich auch 1973 
auf alle sozialökonomischen Gruppen (vgl. Mate- 
rialband, Tabelle 104). Von der Gesamtzahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe ab 1 ha LF waren 1973 
schätzungsweise 43% Vollerwerbsbetriebe, 18% 
Zuerwerbsbetriebe und 39 % Nebenerwerbsbetriebe. 
Die nebenberuflich bewirtschafteten Betriebe ha- 
ben ihren relativen Anteil in den letzten Jahren 
auf Kosten der hauptberuflich bewirtschafteten Be- 
triebe, und zwar insbesondere der Zuerwerbsbe- 
triebe, vergößern können. 

Im Zuge der weiteren strukturellen Anpassung 
werden längerfristig alle sozialökonomischen Grup- 
pen zahlenmäßig weiter abnehmen. Bis zum Jahre 
1980 dürfte die Zahl der Vollerwerbsbetriebe auf 
schätzungswese 250 000 zurückgegangen sein. 

Besitzverhältnisse 

192. Die Veränderungen in der Betriebsgrößen- 
struktur haben sich überwiegend auf dem Pacht- 
wege vollzogen. Der Pachtanteil dürfte sich damit 
seit der letzten EG-Strukturerhebung 1966/67 wei- 
ter erhöht haben. Neuere Ergebnisse hierüber sind 
in Kürze aus der Landwirtschaftszählung 1971 zu 
erwarten. Angesichts der raschen strukturellen Ver- 
änderungen sollen die statistischen Unterlagen über 
die Entwicklung der Landpacht und der Pachtpreise 
durch eine Erfassung im zweijährigen Turnus im 
Rahmen der geplanten Agrarberichterstattung ver- 
bessert werden. 


Förderung des Anpassungsprozesses 

193. Der laufende strukturelle Wandlungsprozeß 
in der Landwirtschaft dokumentiert die Bereitschaft 
und Fähigkeit der in der Landwirtschaft Tätigen zur 
Anpassung an die sich ständig ändernden Bedin- 
gungen. Dieser Anpassungsprozeß bedarf jedoch 
einer ausreichenden Unterstützung und Förderung 
durch die staatliche Politik, damit die wirtschaftlich 
und gesellschaftspolitisch notwendigen strukturel- 
len Veränderungen so beeinflußt werden, daß sie 
sich im Sinne der angestrebten Ziele vollziehen und 
vor allem unzumutbare wirtschaftliche und soziale 
Belastungen möglichst weitgehend vermieden wer- 
den. 

Der Förderung des Anpassungsprozesses dienen 
einmal die agrarstruktureHen Maßnahmen, die aber 


nur in enger Veibindung zur Raumordnungs- und 
Bodenpolitik voll wirksam werden können; zum 
anderen ist der Anpasungsprozeß sehr eng mit dem 
Übergang von landwirtschaftlichen Erwerbstätigen 
in andere Wirtschaftsbereiche verknüpft, so daß er 
von ergänzenden Maßnahmen der regionalen Wirt- 
schaftspolitik, Sozial- und Bildungspolitik unter- 
stützt werden muß. 

Der strukturelle Wandlungsprozeß kann in be- 
stimmten Gebieten, vor allem in Berggebieten und 
anderen benachteiligten Gebieten, negative Aus- 
wirkungen auf die Bevölkerungsentwicklung und 
damit die Lebensfähigkeit bestimmter Räume oder 
die Landschaft haben. Es ist daher unerläßlich, die 
auf EG-Ebene im Jahre 1972 koordinierte Struktur- 
politik durch Maßnahmen zu ergänzen, die den be- 
sonderen regionalen Gegebenheiten in den be- 
nachteiligten Gebieten gerecht werden. 


5.12 Ziele 

194. Die Agrarstrukturpolitik ist entscheidender 
Bestandteil der Politik zur Gesamtentwicklung länd- 
licher Räume. Sie hat zum Ziel, die allgemeinen 
Lebensbedingungen im ländlichen Raum zu ver- 
bessern, die Arbeits- und Produktionsbedingungen 
in den landwirtschaftlichen Betrieben zu verbessern 
und damit den in der Landwirtschaft, Forstwirt- 
schaft und Fischerei Tätigen die Teilnahme an der 
allgemeinen Einkommens -und Wohlstandsentwick- 
lung zu ermöglichen. Sie ist damit eine notwendige 
Ergänzung der Agrarmarkt- und Einkommenspolitik. 
Agrarstrukturpolitik im Rahmen einer Gesellschafts- 
politik für den ländlichen Raum zielt auf die Ver- 
besserung der Lebensverhältnisse im ländlichen 
Raum. Diese Politik ist gleichzeitig ein Beitrag zum 
Ausbau und zur Erhaltung differenzierter Raumfunk- 
tionen. Sie dient damit auch der nichtländlichen 
Bevölkerung sowie der Erhaltung und Verbesserung 
der Bevölkerungsdichte im ländlichen Raum. 

Im einzelnen wird folgendes angestrebt: 

— Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten 
und Förderung der Produktivität im Einzelbe- 
trieb, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Verbesserung der Arbeitsverhältnisse, 

— Verbesserung der Wohnverhältnisse, 

— Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen 
Raum, 

— Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes 
des ländlichen Raumes, 

— Verbesserung der Möglichkeiten für die Land- 
nutzung ohne Marktangebot, 

— Gewährung finanzieller Hilfen beim Übergang 
und Ausscheiden, aus der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit, 

— Verbesserung der nebenberuflichen Landbewirt- 
ischaftung, 
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— Stärkere Abstimmung der regionalpolitischen 
Maßnahmen mit agrarstrukturpolitischen Maß- 
nahmen, 

— Verminderung der Produktion von Überschuß- 
gütern, 

— Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
ökologischer Erfordernisse und der Gesichts- 
punkte für die Erholung in der Landschaft, 

— Erleichterung des Zugangs zu außerlandwirt- 
■schaftlichen Arbeitsplätzen, 

— Schaffung und Sicherung außerlandwirtschaft- 
licher Arbeitsmöglichkeiten vornehmlich in sol- 
chen Gebieten, in denen der Anteil abwande- 
rungswilliger Arbeitskräfte nus der Landwirt- 
schaft relativ hoch ist. 


5.13 Maßnahmen 

5.131 Gesetzliche Grundlagen 

195. Die Maßnahmen zur Verbesserung der Pro- 
duktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und 
Forstwirtschaft werden seit dem 1. Januar 1973 auf 
der Grundlage des Gesetzes über die Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes " vom 3. September 1969 (GemAgrG, 
BGBl. I S. 1573) durchgeführt. Das Gesetz sieht vor, 
daß von Bund und Ländern ein gemeinsamer Rah- 
menplan aufgestellt und vom Planungsausschuß ver- 
abschiedet wird. Der Rahmenplan enthält sowohl 
die Förderungsgrundsätze als auch eine Aufstellung 
über Art und Umfang der durchzuführenden Maß- 
nahmen. Der Rahmenplan wird jährlich fortgeschrie- 
ben. Die Finanzierung der im Rahmenplan vorgese- 
henen Maßnahmen zur Verbesserung der Produk- 
tions- und Arbeitsbedingungen erfolgt aus Haus- 
haltsmitteln des Bundes und der Länder im Verhält- 
nis von 60 : 40 (weitere Ausführungen zur Gemein- 
schaftsaufgabe s. Tz. 329 ff.). 

196. Der Rat der EG hat im April 1972 Richtlinien 
für eine gemeinsame Agrarstrukturpolitik verab- 
schiedet 1 ). Die Frist für die Anpassung der natio- 
nalen Vorschriften ist inzwischen vom April 1973 
auf den 1. Januar 1974 verschoben worden. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Anpas- 
sung ihrer Vorschriften an die Richtlinie über die 
Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe ent- 
sprechend einer Stellungnahme der Kommission 


9 Richtlinien des Rates vom 17. April 1972 

— über die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe {Nr. 72/159/EWG), 

— - zur Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit und der Verwendung der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der 
Strukturverbesserung (Nr. 72/160/EWG), 

— über die sozio-Ökonomische Information und die 
berufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen (Nr. 72/161/EWG) 

veröffentlicht in: Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaft Nr. L 96 vom 23. April 1972. 


vom Dezember 1972 inzwischen vollzogen. Die ge- 
änderten Vorschriften werden in der Bundesrepu- 
blik bereits seit April 1973 angewendet. Sie sind 
gleichzeitig der Kommission zur Prüfung vorgelegt 
worden. 

Die Kommission der EG hat im Dezember 1973 nach 
Prüfung der deutschen Vorlagen den Entwurf einer 
Entscheidung dazu vorgelegt. In diesem Entschei- 
dungsentwurf wird festgestellt, daß die deutschen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften die Bedingun- 
gen zur Durchführung der EG-Strukturrichtlinien . 
und für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft erfüllen. Außerdem ist in dem Entscheidungs- 
entwurf festgelegt, daß die Bundesrepublik der 
Kommission zu einem späteren Zeitpunkt einen Be- 
richt über die Anwendung der Grundsätze für die 
Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in 
gemischten land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
sowie in forstwirtschaftlichen Betrieben vorlegt. Die- 
ser Bericht wird notwendig, weil die Bundesrepu- 
blik in diesem Grundsatz von der Definition des 
Begriffes Landwirtschaft der EG-Strukturrichtlinie 
abweicht. 

Sobald die positive Entscheidung der EG-Kommis- 
sion durch den Ständigen Agrarstrukturausschuß in 
Brüssel gebilligt worden ist, kann ein Teil der Auf- 
wendungen zu 25 °/o aus dem EAGFL erstattet wer- 
den. Diese Erstattungen werden entsprechend dem 
von Bund und Ländern getragenen Finanzierungs- 
anteil nach dem Gemeinschaftsaufgabengesetz zu 
60 °/o dem Bund und zu 40 °/o dem jeweiligen Land 
zugewiesen. 

197. Der Rat hat sich im November 1973 in Ergän- 
zung zu den Richtlinien für eine gemeinsame Agrar- 
strukturpolitik vom April 1972 über die Grundzüge 
einer Richtlinie über die Landwirtschaft in Berg- 
gebieten und in bestimmten benachteiligten Gebie- 
ten geeinigt. 

Diese Richtlinie wird nach Klärung offener finan- 
zieller Fragen zusammen mit der Festlegung der 
Fördergebiete aller Voraussicht nach 1974 verab- 
schiedet. 

Mit dieser Richtlinie wird die Förderung der Land- 
wirtschaft in Berggebieten und anderen benachtei- 
ligten Gebieten verbessert und erweitert. 

Kernstück des erweiterten Instrumentariums ist die 
Ausgleichszulage. Es handelt sich dabei um eine di- 
rekte Einkommenszahlung an landwirtschaftliche 
Betriebe, die unter bestimmten gemeinschaftlichen 
und national noch festzulegenden Bedingungen zum 
Ausgleich natürlicher Nachteile gewährt wird. 

Das verbesserte und erweiterte Instrumentarium 
sieht für die Fördergebiete ferner vor: 

— verbesserte Investitionshilfen in entwicklungs- 
fähigen Betrieben, 

— erhöhte Prämien für Betriebe, die ihre Produk- 
tion auf Rind- und Schaffleisch ausrichten, 

— Beihilfen für gemeinschaftliche Investitionen im 
Bereich der Futtermittelproduktion und für ge- 
meinsam genutzte Weiden und Almen, 
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— Förderungsmaßnahmen im Bereich des Fremden- 
verkehrs und des Handwerks im landwirtschaft- 
lichen Betrieb sowie 

— Rahmenregelungen für einzelstaatliche Investi- 
tionen in nichtentwicklungsfähigen Betrieben. 

Außerdem wird es den landwirtschaftlichen Betrie- 
ben in den begünstigten Gebieten erleichtert, die an 
entwicklungsfähige Betriebe gestellten Bedingungen 
zu erfüllen. Diese Betriebe können die Ausgleichs- 
zulage und einen höheren Anteil außerlandwirt- 
schaftlichen Einkommens — insbesondere in Berg- 
gebieten — in das Arbeitseinkommen einrechnen. 
Das verbesserte und erweiterte Instrumentarium 
kann fakultativ und teilweise differenziert in den 
verschiedenen Fördergebieten angewendet werden, 
um den besonderen regionalen Gegebenheiten und 
Zielen Rechnung tragen zu können. Näheres wer- 
den die nach der Verabschiedung der Richtlinie zu er- 
lassenden nationalen Durchführungsbestimmungen 
regeln. 

5.132 Einzelbetriebliche Maßnahmen 

Investitionsförderang 

198. Die einzelbetriebliche Investitionsförderung 
soll entwicklungsfähigen Betrieben die Anpassung 
der Produktionskapazität und -Struktur an die sich 
ändernden wirtschaftlichen Bedingungen erleichtern. 

Die Förderung geschieht im wesentlichen durch eine 
Zinsverbilligung für Kapitalmarktmittel um bis zu 
5 °/o. Darüber hinaus können für größere bauliche 
Maßnahmen auch zinsgünstige öffentliche Darlehen 
gewährt werden. Bei Baumaßnahmen für grünland- 
bezogene Tierhaltungszweige werden unter be- 
stimmten Voraussetzungen zur Spitzenfinanzierung 
Beihilfen gewährt. Die Förderung der Aussiedlung 
erfolgt über öffentliche Darlehen, Beihilfen und zins- 
verbilligte Kapitalmarktmittel. 

Auf diese Weise werden die Voraussetzungen für 
eine Verbesserung des Einkommens sowie der Ar- 
beits- und Produktionsbedingungen in der Land- 
wirtschaft geschaffen. 

199. Durch die mit Wirkung vom 20. April 1973 
vom Planungsausschuß beschlossene Anpassung der 
Förderungsgrundsätze für die Förderung von einzel- 
betrieblichen Investitionen an die EWG-Struktur- 
richtlinie Nr. 72/159/EWG haben sich die folgenden 
wesentlichen Änderungen ergeben: 

1. Als Maßstab für die Beurteilung der Entwick- 
lungsfähigkeit von Betrieben (Förderungs- 
schwelle) gilt nicht mehr der Gewinn, sondern 
das Arbeitseinkommen entsprechend der Defini- 
tion Landwirtschaft im Sinne des Anhangs II 
EWG/Vertrag. Außerdem muß eine angemessene 
Kapitalverzinsung gewährleistet sein. Für 1973 
wurde entsprechend dem außerlandwirtschaft- 
lichen Einkommen im Bundesdurchschnitt ein Ar- 
beitseinkommen von 17 300 DM/AK festgelegt. 
Für die regionale Differenzierung wurden 27 Re- 
gionen gebildet, in denen das Arbeitseinkommen 


für 1973 13 500 DM/AK bis 19200 DM/AK be- 
trug. Die Fortschreibung bis zum Zieljahr des Be- 
triebsentwicklungsplanes erfolgte mit 3,5 °/o pro 
Jahr. Ein Landwirt, der 1973 die einzelbetrieb- 
liche Förderung in Anspruch nehmen wollte, 
mußte demnach im Betriebsentwicklungsplan für 
1977 ein Arbeitseinkommen — je nach regiona- 
ler Differenzierung — zwischen 15 500 DM/AK 
und 22 000 DM/ AK nachweisen. In begründeten 
Ausnahmefällen kann seit dem 20. April 1973 
zu dem Arbeitseinkommen des zu Fördernden 
ein Zuschlag von 10 °/o gemacht werden. 

2. Die Zinsverbilligung wird für 100 °/o des Dar- 
lehensbetrages gewährt, jedoch höchstens bis zu 
145 000 DM/ AK. 

3. Kooperationen können beim Erfüllen von be- 
stimmten Mindestanforderungen Zuschüsse zu 
den Gründungs- und Verwaltungskosten erhal- 
ten. 

4. Investitionen im Bereich der Schweinehaltung 
werden nur dann gefördert, wenn die Investition 
zwischen 37 000 DM und höchstens 150 000 DM 
liegt und mindestens 35 °/o der von den Schwei- 
nen verbrauchten Futtermittel vom Betrieb selbst 
erzeugt werden können. 

5. Für alle Investitionen ist die Buchführungs- 
stufe III Voraussetzung, jedoch mit einer unter- 
schiedlichen Dauer der Buchführung in Abhän- 
gigkeit von der Investitionshöhe. Die Zuschüsse 
zur Förderung der Buchführung sind erhöht wor- 
den. 

Diese Änderungen der Grundsätze haben zum Teil 
in der Praxis zu Schwierigkeiten geführt. Das gilt 
sowohl für die Definition Landwirtschaft als auch 
für die begrenzte Förderung von Investitionen in 
der Schweinehaltung. 

200. Der Planungsausschuß hat am 17. Dezember 
1973 den Rahmenplan für 1974 und damit auch die 
ab 1. Januar 1974 geltenden Grundsätze für die För- 
derung von einzelbetrieblichen Investitionen verab- 
schiedet. Diese neuen Grundsätze sind gegenüber 
den vom 20. April bis 31. Dezember 1973 geltenden 
im wesentlichen unverändert geblieben. In einigen 
Fällen waren jedoch Verbesserungen und Anpas- 
sungen notwendig: 

1. Grünland- und Futterbaubetriebe können nun- 
mehr 

— bereits bei einem baulichen Investitionsvolu- 
men von über 60 000 DM ein öffentliches Dar- 
lehen in Anspruch nehmen; 

— bei Aussiedlung und Althofsanierung ein um 
20 000 DM erhöhtes öffentliches Darlehen er- 
halten, so daß jetzt bei Althofsanierung bis 
zu 100 000 DM und bei Aussiedlung bis zu 
170 000 DM als öffentliches Darlehen gewährt 
werden können. 

2. Wenn eine Aussiedlung, Teilaussiedlung oder 
Althofsanierung in einem Verfahren der Flur- 
bereinigung oder der Bewässerung erfolgt, kön- 
nen die Begünstigten seit dem 1. Januar 1974 bei 


98 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


einer Teilaussiedlung oder Althofsanierung einen 
Zuschuß von 10 000 DM und bei einer Aussied- 
lung von 20 000 DM erhalten. Das öffentliche 
Darlehen wird in diesen Fällen um den gleichen 
Betrag gekürzt. 

3. Betriebe, die sich schwerpunktmäßig auf die 
Rindfleisch- und Schaffleischerzeugung ausrich- 
ten, können eine Ausrichtungsprämie für die Flä- 
che in Anspruch nehmen, die für die Rind- und 
Schaffleischerzeugung des Betriebes erforderlich 
ist. Der Zuschuß wird gestaffelt für drei Jahre 
gewährt und beträgt im ersten Jahr 165 DM, im 
zweiten 110 DM und im dritten 55 DM je Hektar. 
Die Ausrichtungsprämie kann nur in Anspruch 
genommen werden, wenn im Betriebsentwick- 
lungsplan vorgesehen ist, daß nach Durchführung 
dieses Planes (Zieljahr) der Anteil der Verkäufe 
von Rindern und Schafen mehr als 50 °/o der ge- 
samten Verkaufserlöse des Betriebes ausmacht. 

4. Aufgrund der allgemeinen Einkommenssteige- 
rung von nominal 8,5 °/o im Jahre 1973 beträgt 
das vergleichbare außerlandwirtschaftliche Ar- 
beitseinkommen (Förderungsschwelle) für 1974 
im Bundesdurchschnitt 18 800 DM/ AK (1973: 
17 300 DM/AK). Die Fortschreibung dieses Ar- 
beitseinkommens bis zum Zieljahr des Betriebs- 
entwicklungsplanes erfolgt entsprechend dem ge- 
schätzten Zuwachs des Realeinkommens für die 
in 1974 bewilligten Fälle um jährlich 2 %> statt 
bisher 3,5 °/o. Für das Zieljahr 1978 ergibt sich 
demnach in den verschiedenen Regionen des 
Bundesgebietes eine Förderungsschwelle zwi- 
schen 15 900 DM/AK und 22 600 DM/ AK. 

Wie schon im Rahmenplan 1973 hat die einzelbe- 
triebliche Investitionsförderung auch im Rahmen- 
plan 1974 neben Flurbereinigung und Wasserwirt- 
schaft Priorität. Die Anmeldungen der Länder zum 
Rahmenplan zeigen jedoch, daß die Schwergewichte 
bei den einzelnen Maßnahmen unterschiedlich sind. 
So spielt im süddeutschen Raum die Aussiedlungs- 
förderung immer noch eine größere Rolle als im 
norddeutschen Raum. Insgesamt ist im Rahmenplan 
1974 vorgesehen, daß 10 071 Betriebe (1973: 11 920 
Betriebe) eine Investitionsförderung erhalten. 

Überbrückungshilfen 

201 . Für Landwirte, die weder die einzelbetrieb- 
liche Investitionsförderung (wegen unzureichender 
Entwicklungsfähigkeit ihres Betriebes) noch die 
Maßnahmen des Agrarsozialen Ergänzungspro- 
gramms in Anspruch nehmen können, sind Über- 
brückungshilfen vorgesehen. Es handelt sich dabei 
um eine begrenzte Investitionsförderung mit den 
Schwerpunkten Inventarergänzung und Gebäude- 
erhaltung. Sie können mit Maßnahmen zur Verbes- 
serung des Wohnteils gekoppelt werden. Kapital- 
marktdarlehen bis zur Höhe von 85 °/o des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens (im allgemeinen 
30 000 DM, Grünlandbetriebe 35 000 DM) können 
um bis zu 5 % verbilligt werden. 

Im Rahmenplan 1974 sind 1 550 Überbrückungshilfen 
(1973: 2 200 Überbrückungshilfen) vorgesehen. Da- 


von entfallen ca. 65 °/o (1973 80%) auf die Länder 
Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. 

V er Pachtung sprämi e 

202 . Die Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien (500 DM je ha, mehrjährige Sonder- 
kulturen 1 500 DM je ha) ist im April 1973 in An- 
passung an die EWG-Strukturrichtlinie geändert 
worden. Nach den neuen Förderungsgrundsätzen 
soll das abgegebene Land nunmehr vorrangig ent- 
wicklungsfähigen Betrieben zur Verfügung gestellt 
werden. Die Rahmenpläne sehen vor, daß 1973 die 
Abgabe von ca. 23 000 ha und 1974 die Abgabe von 
22 000 ha gefördert wird. 

Verbesserung des Wohnteils 

203 . Zur Verbesserung der Arbeits- und Lebens- 
verhältnisse der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
werden durch Beihilfen und Zinsverbilligungen fol- 
gende Maßnahmen gefördert: 

— Kauf und Neubau von landwirtschaftlichen 
Wohnhäusern und Wohnteilen, 

— An-, Aus- Umbau und Aufstockung von landwirt- 
schaftlichen Wohnhäusern und Wohnteilen so- 
wie 

— Investitionen im arbeitswirtschaftlichen Bereich 
landwirtschaftlicher Wohnäuser und Wohnteile. 

Diese Förderungsmaßnahmen tragen erheblich dazu 
bei, vor allem die Arbeit der Frau im betrieblichen 
und außerbetrieblichen Bereich durch die rationel- 
lere Nutzung des Wohnhauses zu erleichtern. Gleich- 
zeitig werden die Wohnbedingungen der Landwirts- 
familien verbessert. 

Darüber hinaus geben diese Verbesserungsmaßnah- 
men im Wohnbereich vielen Landwirten die Mög- 
lichkeit, Urlaubsgäste unterzubringen und damit ihr 
Einkommen zu verbessern. 

Für die Maßnahmen zur Verbesserung des Wohn- 
teils sind im Rahmenplan 1973 51,1 Millionen DM 
(einschließlich Umschichtungen bis zum 5. November 
1973) und im Rahmenplan 1974 35,9 Millionen DM 
vorgesehen. 

Ländliche Siedlung 

204 . Die ländliche Siedlung umfaßt Maßnahmen 
für Einheimische und zur Eingliederung von Ver- 
triebenen und Flüchtlingen. Beide Maßnahmenbe- 
reiche wurden bis 1972 im Rahmen eines Siedlungs- 
programms nach Bundesrichtlinien abgewickelt. 

Seit dem 1. Januar 1973 ist die Förderung von Ein- 
heimischen im Rahmen der ländlichen Siedlung Be- 
standteil der Gemeinschaftsaufgabe und damit des 
Rahmenplans, während die Eingliederung von Ver- 
triebenen und Flüchtlingen weiter nach einem ge- 
mäß § 46 Abs. 1 Bundesvertriebenengesetz (BVFG) 
gemeinsam von Bund und Ländern aufgestellten 
Siedlungsprogramm gefördert wird. 
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205 . Die ländliche Siedlung im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe umfaßt folgende Maßnahmen: 

— Errichtung von Auffangbetrieben, 

— Betriebsvergrößerung von Vollerwerbsbetrieben 
(sog. Anliegersiedlung), 

— Bodenbevorratung bei den ländlichen Siedlungs- 
trägern (Landgesellschaften). 

Für diese Maßnahmen wurden im Rahmenplan 1973 

75.5 Millionen DM und im Rahmenplan 1974 

55.5 Millionen DM bereitgestellt. 

Aulfangbetriebe sollen in bestimmten Gebieten die 
Aufrechterhaltung der Landbewirtschaftung ermög- 
lichen. Diesen Betrieben werden besonders günstige 
öffentliche Darlehen und Beihilfen gewährt, jedoch 
nur dann, wenn sie ihre Entwicklungsfähigkeit nach- 
weisen. 


Im Rahmen der Anliegersiedlung wurde die Be- 
triebsaufstockung mit folgenden Flächen gefördert: 


Jahr 

Gesamtfläche 

ha 

durchschnitt- 

liche 

Zulagefläche 

ha 

1970 

7 704 

4,7 

1971 

9 128 

5,4 

1972 

8 449 

5,9 


Die Bodenbevorratung diente wie in den vergange- 
nen Jahren überwiegend der ländlichen Siedlung. 
Die Verwendung für sonstige Strukturverbesse- 
rungsmaßnahmen im ländlichen Raum nahm weiter 
zu. 

206 . Die Eingliederung vertriebener und geflüch- 
teter Landwirte erfolgt überwiegend auf Neben- 
erwerbsquellen (ländliche Heimstätten). Sie soll bis 
1974 im wesentlichen abgeschlossen werden. Im 
Jahre 1972 wurden 2 871 Berechtigte eingegliedert. 
Für die Finanzierung der Eingliederung waren im 
Jahre 1973 336,9 Millionen DM veranschlagt (Bund: 
223,8 Millionen DM, Länder: 69,1 Millionen DM, 
Bundesausgleichsamt: 44,0 Millionen DM). 


Landarbeiterwohnungsbau 

207 . Durch die Förderung des Landarbeiterwoh- 
nungsbaues wird angestrebt, der Landwirtschaft 
einen Stamm fachlich qualifizierter Arbeitskräfte zu 
erhalten. Gefördert werden der Bau und Kauf von 
Familienheimen und Eigentumswohnungen sowie 
die bauliche Verbesserung solcher Objekte. Das bis- 
herige gemischte Förderungssystem (Zinsverbilli- 
gung für Kapitalmarktdarlehen zuzüglich Beihilfen 
aus Haushaltsmitteln) wurde vereinfacht, indem nur 
noch entsprechend erhöhte Beihilfen gewährt wer- 
den. Gleichwohl ist die Zahl der Anträge wegen der 
angespannten Lage auf dem Kapitalmarkt und we- 
gen der weiter gestiegenen Grundstücks- und Bau- 


kosten zurückgegangen. Diese Schwierigkeiten sind 
besonders in den Ländern festzustellen, in denen 
neben den vorgenannten Beihilfen keine Mittel des 
sozialen Wohnungsbaues bereitgestellt werden (vgl. 
Materialband, Tabellen 106 und 107). 


5.133 Überbetriebliche Maßnahmen 


Agrarstrukturelle Vorplanung 

208 . Innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 
ist die Bedeutung der agrarstrukturellen Vorplanung 
gewachsen, weil die Ausrichtung land- und forst- 
wirtschaftlicher Planungen auf die Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung immer dringender wird. 
Die Vorplanung enthält Vorschläge zu einer best- 
möglichen Einordnung der Maßnahmen zur Verbes- 
serung der land- und forstwirtschaftlichen Produk- 
tionsbedingungen in den Rahmen der regionalen 
Wirtschaftspolitik, der Infrastrukturplanung und der 
Landschaftspflege. Die Zuschüsse zur agrarstruktur- 
ellen Vorplanung werden für 1974 gegenüber 1973 
erhöht. 


Flurbereinigung 

209 . Die Flurbereinigung (vgl. Materialband, Ta- 
belle 108) ist ein besonders wirksames Instrument 
zur Ordnung des ländlichen Raumes. Sie dient in 
zunehmendem Maße nicht nur in der Landwirtschaft 
arbeitenden, sondern auch den auf dem Lande woh- 
nenden oder Erholung suchenden Menschen. Dem 
tragen die seit dem 1. Januar 1973 geltenden För- 
derungsgrundsätze Rechnung. Durch Berücksichti- 
gung der Belange der Verkehrs- und Infrastruktur 
sowie der Landschaftspflege schafft die Flurbereini- 
gung vielfache Voraussetzungen, unter denen eine 
ausgewogene Entwicklung des Gebietes möglich 
wird. Sie trägt damit zur Beseitigung oder Vermei- 
dung von Konflikten bei, die sich aus den Interes- 
sen der Landwirtschaft und den Ansprüchen der Ge- 
sellschaft an die Landschaft ergeben. Sie ist dann 
besonders wirkungsvoll, wenn sie als Nebenwir- 
kung auch umweltgestaltende Bodenordnungsmaß- 
nahmen umfaßt. 

Seit dem 1. Januar 1974 werden die öffentlichen 
Darlehen für Zwecke der Flurbereinigung zinslos 
gewährt. Außerdem können nunmehr auch Vorarbei- 
ten im Rahmen der Flurbereinigung (Zweckforschun- 
gen, Untersuchungen und Erhebungen) gefördert 
werden (Rahmenplan 1974). 

Die langfristige Verpachtung wird im Rahmen der 
Flurbereinigung durch Übernahme der Beitragslei- 
stungen zur Flurbereinigung zusätzlich zur Land- 
abgabeprämie gefördert (vgl. Materialband, Tabelle 
110). Im Rahmen dieser Maßnahme, die zur Ver- 
besserung der Betriebsgrößenstruktur beiträgt, sind 
im Jahre 1972 11 047 ha langfristig verpachtet wor- 
den. 
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Beschleunigte Zusammenlegung 

210. Die beschleunigte Zusammenlegung nach dem 
Flurbereinigungsgesetz ermöglicht die Verbesserung 
der betriebswirtschaftlichen Verhältnisse nach einem 
vereinfachten Verfahren. Sie kommt dann in Be- 
tracht, wenn umfassende Maßnahmen zur integralen 
Neuordnung des betreffenden Gebietes nicht erfor- 
derlich sind oder erst zu einem sehr viel späteren 
Zeitpunkt durchgeführt werden können. 


Freiwilliger Landtausch 

211. Der freiwillige Landtausch stellt keine Alter- 
native zur Flurbereinigung oder zum beschleunigten 
Zusammenlegungsverfahren dar, weil hier nur we- 
nige Grundeigentümer das Teilproblem der Besitz- 
zersplitterung in einem zumeist eingeschränkten 
Umfang lösen können. Seit dem 1. Januar 1973 sind 
die Anwendungsmöglichkeiten des freiwilligen 
Landtausches dadurch verbessert worden, daß neben 
dem Tausch auf Eigentumsbasis nunmehr auch der 
Tausch auf Pachtbasis zugelassen ist. Diese Ergän- 
zung ermöglicht beträchtliche Kostenersparnisse und 
eine beschleunigte Durchführung (Materialband, Ta- 
belle 111). 

W ir t schalt sw eg ebau (außerhalb der Flurbereini- 
gung) 

212. Im Rahmen der fortschreitenden Rationalisie- 
rung in der Land- und Forstwirtschaft muß die För- 
derung des Ausbaus des Wirtschaftswegenetzes 
außerhalb der Flurbereinigung weiter fortgeführt 
werden. In den vergangenen 10 Jahren wurden dafür 
rd. 741 Millionen DM an Bundesmitteln zur Verfü- 
gung gestellt. Im Haushaltsjahr 1973 wurden im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" rd. 
71 Millionen DM Bundesmittel für diese Maßnahme 
bereitgestellt (Materialband, Tabelle 113). 


Regionale Sonderprogramme 

213. Die regionalen Sonderprogramme (Alpenplan, 
Emslandprogramm, Nordprogramm, Küstenplan) 
werden nach dem Inkrafttreten des ersten Rahmen- 
planes seit 1. Januar 1973 im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" innerhalb der jeweiligen 
Maßnahmen weitergeführt. Sie stellen damit räum- 
liche und sachliche Schwerpunktprogramme der Län- 
der dar, deren Kosten den Ländern zu 60 °/o aus 
Bundesmitteln erstattet werden. 


Dorferneuerung 

214. Das Städtebauförderungsgesetz ist inzwischen 
in den Ländern durch Ausführungsvorschriften, die 
das Zusammenwirken von Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur und städtebaulichen Maß- 


nahmen näher regeln, ergänzt worden. Die Dorf- 
erneuerung hat dadurch weiteren Auftrieb erfahren. 
Diese Entwicklung ist zu begrüßen, weil gerade 
durch Dorferneuerung und Dorfentwicklung der Ver- 
besserung der Lebens- und Wohnbedingungen der 
ländlichen Bevölkerung am besten gedient werden 
kann. 

Die bisher durchgeführten Dorferneuerungsverfah- 
ren haben gezeigt, daß Maßnahmen zur baulichen 
Sanierung und Entwicklung der ländlichen Gemein- 
den dann die größte Effizienz aufweisen, wenn sie 
mit einer Flurbereinigung verbunden werden. Das 
gilt im besonderen Maße, wenn die Ausarbeitung 
der Bauleitpläne sowie die Durchführung der Bau- 
landumlegung der Flurbereinigungsbehörde über- 
tragen und ihre weitreichenden Möglichkeiten der 
Flächenbereitstellung auch für öffentliche Zwecke 
genutzt werden. 

Der alle zwei Jahre stattfindende Bundeswettbewerb 
„Unser Dorf soll schöner werden" will vorbildliche 
Leistungen bei der notwendigen strukturellen Neu- 
ordnung der Gemeinden im ländlichen Raum heraus- 
steilen und Anreize zur Nachahmung schaffen. An 
diesem Wettbewerb, der zum siebtenmal durchge- 
führt wurde, haben 4 321 Gemeinden oder Ortsteile 
auf Landesebene teilgenommen, von denen sich 29 
für den Bundesentscheid 1973 qualifizierten. 


5.2 Wasserwirtschaft, Kulturbautechnik 
und Küstenschutz 

5.21 Bisherige Entwicklung 

215. Agrarstrukturelle Veränderungen sowie ge- 
samtwirtschaftliche gesellschaftliche Wandlungen 
im ländlichen Raum stellen neue Anforderungen an 
Wasserwirtschaft und Kulturbautechnik . 

Durch Maßnahmen des landwirtschaftlichen Wasser- 
baus können vielfach erst die Voraussetzungen für 
eine Verbesserung der Arbeitsproduktivität in land- 
wirtschaftlichen Betrieben geschaffen werden. Dar- 
über hinaus tragen diese Maßnahmen zur Gestaltung 
und Pflege der Erholungslandschaften bei. 

Die Entwicklung ländlicher Gemeinden erfordert 
eine ausreichende Wasserversorgung, die in zuneh- 
mendem Umfang nur durch zentrale Wasserver- 
sorgungsanlagen mit gegenseitigem Verbund ge- 
währleistet werden kann. 

Zur Verbesserung der Lebensverhältnisse und der 
Umwelt im ländlichen Raum sind aber auch eine 
hygienisch einwandfreie Abwasserableitung und Ab- 
wasserklärung notwendig. Vollbiologische Kläranla- 
gen bestanden im Jahre 1970 erst in 39 °/o der Ge- 
meinden unter 20 000 Einwohner. Nur durch einen 
ausreichenden Gewässerschutz können die Erho- 
lungs- und ökologischen Ausgleichsfunktionen der 
ländlichen Gebiete gesichert werden. 

Regionale Entwicklungsziele können vielfach nur 
dann erreicht werden, wenn Maßnahmen zum Aus- 
gleich des Wasserabflusses (z. B. Rückhaltebecken) 
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und zum Schutz gegen die zerstörende Wirkung von 
Wasser und Wind (z. B. Wildbachverbauung) durch- 
geführt werden. 

In den vergangenen 10 Jahren bis 1972 sind für 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maß- 
nahmen (einschließlich Wegebau) im ländlichen 
Raum rd. 31 Mrd. DM investiert worden, einge- 
schlossen rd. 1,79 Mrd. DM Bundeszuschüsse (Mate- 
rialband, Tabellen 113 bis 115). 

216. Die Küstenschutzarbeiten kommen nicht nur 
der Landwirtschaft, sondern allen Anliegern hinter 
dem Deich zugute. Sie werden nach Generalplänen 
der Küstenländer für die rd. 1 Million ha großen 
Niederungsgebiete durchgeführt. Bundesmittel in 
Höhe von 1,36 Mrd. DM wurden von 1964 bis 
1973 bei einem Investitionsvolumen von 2 Mrd. DM 
eingesetzt (Materialband, Tabelle 116), 


5.22 Ziele 

217. Auf wasserwirtschaftlichem Gebiet wird fol- 
gendes angestrebt: 

— Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 

— Verbesserung der Infrastruktur im ländlichen 
Raum, 

— Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes, 

— * Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und 
Nutzungsfähigkeit des Bodens und des Wasser- 
haushaltes, 

— Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
ökologischer Erfordernisse und der Gesichts- 
punkte für die Freizeit in der Landschaft, 

— Schutz vor den zerstörenden Wirkungen der 
Naturkräfte. 


5.23 Maßnahmen 

218. Die wasserwirtschaftlichen und kulturbautech- 
nischen Maßnahmen sowie der Küstenschutz fallen 
seit dem 1. Januar 1973 unter die Maßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes". Sie sind ein sach- 
licher Schwerpunkt, auf den rd. 42 °/o der Mittel der 
Gemeinschaftsaufgabe entfallen (Übersicht 37). 

Die Vorarbeiten umfassen wasserwirtschaftliche und 
kulturbautechnische Zweckforschungen, Untersu- 
chungen und Erhebungen, soweit es keine gewäs- 
serkundlichen Daueraufgaben sind. Sie sind bei den 
vielfältigen Funktionen der Wasserwirtschaft zur 
Verbesserung der Effizienz der Maßnahmen und zur 
Vermeidung von Fehlinvestitionen in zunehmendem 
Maße erforderlich. 

Im Rahmen des landwirtschaftlichen Wasserbaus 
werden Maßnahmen zur Ent- und Bewässerung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen sowie landbautechnische 
Maßnahmen (u. a. Duwockbekämpfung nach der Ent- 


Übersicht: 37 

Mittel des Bundes und der Länder für 
Wasserwirtschaft, Kulturbautechnik und 
Küstenschutz im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

in Millionen DM 


Maßnahme 

1973 

1974 

Vorarbeiten 

4,9 

5,4 

Landwirtschaftlicher 

Wasserbau 

115,4 

98,9 

Zentrale Wasserversorgungs- 
und Abwasseranlagen 

208,8 

172,8 

Schutz gegen die zerstörende 
Wirkung von Wasser und 
Wind 

103,3 

107,5 

Ausgleich des Wasserabflusses . 

106,0 

88,7 

Land- und forstwirtschaftlicher 
Wegebau 1 ) 

119,0 

122,4 

Küstenschutz 

175,7 

183,7 

insgesamt . . . 

833,1 

779,4 


*) vgl. auch Tz. 212 


Wässerung, Vorratsdüngung oder Kalkung nach 
Meliorationsmaßnahmen) gefördert. 

Der Ausbau zentraler Wasserversorgungs- und Ab- 
wasseranlagen wird in Gemeinden, Ortsteilen oder 
Ortschaften gefördert, die einen überwiegend länd- 
lichen Charakter haben. Er bildet einen besonderen 
Schwerpunkt der wasserwirtschaftlichen Maßnah- 
men. 

Dem Schutz gegen die zerstörende Wirkung von 
Wasser und Wind dienen u. a. die Wildbachver- 
bauung, der Ausbau von Gewässern zur Verhütung 
von Hochwasserschäden und Schutzpflanzungen. 

Zu den Maßnahmen zum Ausgleich des Wasserab- 
flusses zählen im wesentlichen der Bau von Tal- 
sperren, Hochwasserrückhaltebecken, Anlagen zur 
Wasserüberleitung in wasserarme Flußgebiete und 
Anlagen zur Grundwasseranreicherung. 

Die Bundesmittel für wasserwirtschaftliche und kul- 
turbautechnische Maßnahmen, die besonders zum 
Schutz der Umwelt beitragen, haben sich 1972 ge- 
genüber dem Vorjahr um ein Drittel auf fast 130 
Millionen DM erhöht (Materialband, Tabelle 117). 

219. Im Rahmen des Küstenschutzes werden Maß- 
nahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den Küsten 
der Nord- und Ostsee sowie an den fließenden ober- 
irdischen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturmflut 
durchgeführt. In den nächsten 10 Jahren wird der 
Mitteleinsatz des Bundes und der Länder voraus- 
sichtlich rd. 1,5 Mrd. DM betragen (vgl. auch Mate- 
rialband, Tabelle 116). 
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5.3 Raumordnung 

220. Die Bundesregierung strebt für alle Teilräume 
des Bundesgebietes gleichwertige Lebensbedingun- 
gen an, das gilt insbesondere für die vorwiegend 
ländlich strukturierten Gebiete. Aus diesem Grunde 
wird es vorrangiges Ziel der Bundesregierung im 
Bundesraumordnungsprogramm sein, das knappe 
Entwicklungspotential in diese Räume zu lenken und 
hier schwerpunktmäßig einzusetzen. 

Im Bundesraumordnungsprogramm, das in erster 
Linie auf einen Abbau der großräumigen Disparitä- 
ten im Bundesgebiet abzielt, strebt die Bundesregie- 
rung deshalb insbesondere an, daß 

— vorrangig Entwicklungszentren als Entwicklungs- 
impulse zu entwickeln und auszubauen sind; 

— die land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung 
auf der hierfür geeigneten Fläche erhalten bleibt 
und auf die künftigen Erfordernisse ausgerichtet 
wird; 

— daneben auch die Ausstattung mit den zur Er- 
schließung des ländlichen Raumes und zur Ver- 
sorgung seiner Bevölkerung erforderlichen Infra- 
struktureinrichtungen in zentralen Orten verbes- 
sert wird; 

— durch die Schaffung von qualitativ besseren Ar- 
beitsplätzen die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit des ländlichen Raumes gestärkt und ausrei- 
chende Erwerbsmöglichkeiten für die Bevölke- 
rung erhalten oder geschaffen werden; 

— die Standortvoraussetzungen für nichtlandwirt- 
schaftliche Arbeitsplätze geschaffen oder verbes- 
sert werden; 

— Maßnahmen des Städtebaues und des Woh- 
nungsbaues durchgeführt werden; 

— Maßnahmen zur Erhaltung der Leistungsfähig- 
keit des Naturpotentials durchgeführt werden. 

221. Im Hinblick auf die gesamträumlichen Ent- 
wicklungserfordernisse wird der ländliche Raum im 
Bundesraumordnungsprogramm als funktionaler Be- 
standteil von Gebietseinheiten erfaßt. Darüber hin- 
aus sollen mit dem Instrument der raumstrukturellen 
Aufgabenteilung bestimmten Gebieten Vorrangfunk- 
tionen zugewiesen werden. 

Als Vorrangfunktionen, die auch in Kombinationen 
auftreten können, kommen insbesondere in Betracht: 

— Gebiete mit besonders günstigen Voraussetzun- 
gen für die land- und forstwirtschaftliche Produk- 
tion. Diese Vorrangfunktion soll gesichert und 
durch die Förderung geeigneter Wirtschafts- und 
Betriebsformen der Land- und Forstwirtschaft 
entwickelt werden. 

— Gebiete für Freizeit, in denen die landwirtschaft- 
lichen Voraussetzungen gesichert bzw. geschaffen 
und die infrastrukturellen Einrichtungen ausge- 
baut werden sollen. 


— * Gebiete mit Wasservorkommen, die zur lang- 
fristigen Sicherstellung der Wasserversorgung 
benötigt werden und deshalb weitgehend von 
störenden Nutzungen freigehalten werden soll- 
ten. 

— Gebiete mit besonderen ökologischen Ausgleichs- 
funktionen, in denen das ökologische Potential 
für den Ausgleich mit belasteten Gebieten plan- 
mäßig entwickelt und gesichert werden soll. 


5.4 Verbindung zur regionalen Wirtschafts- 
förderung 

5.41 Regionale Wirtschaftsförderung 

in der Bundesrepublik Deutschland 

Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

222. Die regionale Wirschaftsförderung kommt im 
wesentlichen in drei Arten von Gebieten zum Ein- 
satz: 

— Agrargebieten mit einem Uberbesatz an landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigen und einem Mangel 
an außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen, 

— Gebieten mit einseitiger Gewerbestruktur, 

— Gebieten, die durch die Teilung Deutschlands be- 
nachteiligt sind. 

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft ist 
in den letzten 10 Jahren um 1,27 Millionen — das 
sind rd. 4 %> — zurückgegangen. Die seit 1969 ver- 
stärkte regionale Wirtschaftsförderung hat bis 1972 
in den Förderqebieten zu rd. 400 000 neuen gewerb- 
lichen Arbeitsplätzen und zur Sicherung einer größe- 
ren Zahl bereits vorhandener Arbeitsplätze geführt 
und damit den Strukturwandel in der Landwirtschaft 
unterstützt. 

Dabei wird das Schwergewicht nicht mehr nur auf 
die Förderung der Zahl, sondern auch auf die Quali- 
tät der Arbeitsplätze gelegt. Hiermit und mit der 
Förderung gewerbebezogener Infrastruktur wird ein 
wesentlicher Beitrag zur Entwicklung schwachstruk- 
turierter, durch niedrige Einkommensverhältnisse 
gekennzeichnete Räume geleistet. 

Mit der Konzentration der Förderung auf Schwer- 
punkte werden Entwicklungsimpulse über den ge- 
werblichen Bereich hinaus im ländlichen Raum aus- 
gelöst. Die regionale Wirtschaftsförderung ist damit 
Voraussetzung für eine im wesentlichen ohne wirt- 
schaftliche und soziale Härten ablaufende Agrar- 
strukturverbesserung. 

Ziele 

223. Hauptziel der regionalen Wirtschaftsförderung 
ist es, die wirtschaftlichen Nachteile in den Gebieten 
auszugleichen, deren Wirtschaftskraft erheblich un- 
ter dem Bundesdurchschnitt liegt oder erheblich dar- 
unter abzusinken droht. Insbesondere soll durch zu- 
sätzliche und qualitativ höherwertige Arbeitsplätze 
den aus der Landwirtschaft ausscheidenden Arbeits- 
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kräften der Übergang zu einer nachhaltig gesicherten 
außerlandwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit ermög- 
licht werden. Damit werden die Bemühungen der 
Agrarstrukturpolitik wirksam ergänzt und ihre 
Effizienz erheblich gesteigert. Außerdem soll durch 
Infrastrukturmaßnahmen die Entwicklung der ge- 
werblichen Wirtschaft gefördert und eine Steigerung 
des Wohn- und Freizeitwertes der Problemgebiete 
erreicht werden. 


Maßnahmen 

224. Die seit 1969 verstärkte nationale regionale 
Wirtschaftsförderung wird seit dem 1. Januar 1972 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (Erster 
und zweiter Rahmenplan, Drucksache VI/ 2451 und 
7/401) durchgeführt. Im Planungszeitraum des zwei- 
ten Rahmenplans von 1973 bis 1976 sollen in 21 re- 
gionalen Fördergebieten insgesamt rd. 460 000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen und rd. 250 000 bestehende 
Arbeitsplätze gesichert werden. Die Förderungsmit- 
tel werden im wesentlichen auf 312 Schwerpunkt- 
orte konzentriert. Je nach regionalpolitischer Dring- 
lichkeit und Entwicklungsfähigkeit werden die Inve- 
stitionskosten für die Errichtung und Erweiterung 
gewerblicher Produktionsbetriebe um 10 bis 25 °Io 
verbilligt sowie Infrastrukturmaßnahmen gefördert. 
Um die gesetzten Ziele zu erreichen wird angestrebt, 
im genannten Zeitraum gewerbliche Investitionen 
mit einem Gesamtvolumen von rd. 14,8 Mrd. DM 
und Infrastrukturinvestitionen von rd. 2,2 Mrd. DM 
zu fördern. Zur Finanzierung sind Investitionszu- 
schüsse nach der Gemeinschaftsaufgabe (Haushalts- 
mittel des Bundes und der Länder) und Investitions- 
zulagen vorgesehen, die aus dem Aufkommen an 
Einkommen- und Körperschaftsteuer gezahlt wer- 
den und diese Einnahmen entsprechend mindern. 

Die Maßnahmen der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung müssen künftig noch stärker als bisher mit 
denen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" abgestimmt 
werden. 


5.42 Regionale Wirtschaftsförderung in der EWG 

225. Auf europäischer Ebene ist die Einbettung der 
Agrarstrukturpolitik in eine gemeinsame regionale 
Wirtschaftspolitik noch nicht realisiert worden. Die 
in Brüssel beschlossenen Agrarstrukturrichtlinien 
reichen allein nicht aus, um eine solche integrale 
Politik für den ländlichen Raum EWG-weit durchzu- 
setzen. Vielmehr bleibt die europäische Agrar- 
strukturpolitik so lange Stückwerk, wie sie in den 
Partnerländern lediglich sektoral betrachtet wird und 
keine oder nur eine unzureichende Ergänzung durch 
korrespondierende gesamtwirtschaftliche Aktivitä- 
ten nach gemeinsamen Rahmenbedingungen erfährt. 
Es ist daher vorrangig, die Regionalpolitik in der 
Gemeinschaft so weit zu harmonisieren, daß sie auch 
einen Beitrag zur Ergänzung der Agrarstruktur- 
politik auf europäischer Ebene leistet. 


In diesem Zusammenhang gewinnt der geplante 
europäische Fonds für regionale Entwicklung be- 
sondere Bedeutung. Die Mittel aus diesem Fonds 
sollen die nationalen Anstrengungen ergänzen und 
dazu beitragen, eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft zu 
fördern, die Lebens- und Beschäftigungsbedingun- 
gen stetig zu verbessern und den Abstand zwischen 
den einzelnen Gebieten sowie den Rückstand we- 
niger begünstigter Gebiete zu verringern. Vorge- 
sehen sind Zuschüsse zur Finanzierung von Investi- 
tionen und Infrastrukturmaßnahmen dm Industrie- 
und Dienstleistungsbereich. 'Dabei sollen Gebiete 
berücksichtigt werden, für die eine Beihilferegelung 
des Mitgliedstaates besteht, die eine überwiegend 
landwirtschaftliche Struktur haben, industriellen 
Wandlungen unterworfen sind, unter struktureller 
Unterbeschäftigung leiden und in denen das Brutto- 
inlandsprodukt je Einwohner unter dem gemein- 
schaftlichen Durchschnitt liegt. 


5.5 Freizeitmöglichkeiten im ländlichen Raum 

5.51 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

226. Das Bedürfnis immer weiterer Bevölkerungs- 
kreise nach Freizeit ist gestiegen. Arbeitszeitver- 
kürzung und Verlängerung des Urlaubs bei gleich- 
zeitig wachsendem Einkommen bilden die Voraus- 
setzungen dafür, Freizeit vermehrt auch außerhalb 
der Wohngebiete zu verbringen. Anhaltspunkte da- 
für gibt der Zuwachs an Urlaubsreisen, die von 1962 
bis 1972 auf mehr als das Doppelte angestiegen sind. 
Derartig starke Zuwachsraten werden 'allerdings in 
Zukunft nicht mehr erwartet. 

1972 hat etwa jeder zweite Bundesbürger über 14 
Jahre eine Urlaubsreise unternommen. Dabei hatten 
43 °/o der Reisen ihr Ziel im Inland, wobei wiederum 
die Hälfte dieser Reisen als Ziel einen ländlichen 
Erholungsort hatte. 

227. Tagesfreizeit, Wochenendfreizeit und Jahres- 
urlaub sind für viele eng mit dem Aufenthalt in der 
Landschaft verbunden. 

Bestimmte ländliche Räume bieten sich aufgrund 
ihrer natürlichen Eignung als Freizeitgebiete an. 
Um den auf die Freizeit gerichteten Wünschen der 
Bevölkerung gerecht zu werden, müssen jedoch 
eine Reihe von Voraussetzungen erfüllt sein. 

Die Attraktivität eines Freizeitgebietes hängt einer- 
seits von der Landschaftsformation ab, wobei Ge- 
biete mit abwechslungsreicher Landschaft bevor- 
zugt werden. Die Landwirtschaft, die durch Offen- 
halten von Flächen zum Abwechslungsreichtum der 
Landschaft beiträgt, erfüllt hier eine wichtige ge- 
sellschaftspolitische Aufgabe. 

Zur Leistungsfähigkeit eines Freizeitraumes gehö- 
ren aber andererseits Möglichkeiten zu einer ak- 
tiven Freizeitgestaltung, die wesentlich von der 
Bereitstellung einer entsprechenden öffentlichen 
und privaten Infrastruktur, insbesondere für die 
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Erschließung des Gebietes auch für Spiel und Sport 
abhängen. 

228. Der Freizeitverkehr kann für bestimmte länd- 
liche Regionen einen wichtigen Beitrag zur Einkom- 
mensverbesserung liefern. Die erfolgreiche Teil- 
habe am wirtschaftlichen Ertrag aus dem Freizeit- 
aufkommen erfordert allerdings sowohl von dem 
landwirtschaftlichen Einzelbetrieb als auch von den 
Gemeinden oder Kreisen meist erhebliche Inve- 
stitionen, um Erholungsuchende in dem erwarteten 
Umfang in ein Gebiet zu ziehen oder langfristig dort 
zu halten. 

„Urlaub auf dem Bauernhof" ist eine ganz spezi- 
fische Form der Freizeit im ländlichen Raum. Ge- 
genwärtig gibt es im Bundesgebiet rd. 12 500 land- 
wirtschaftliche Betriebe mit etwa 110 000 Gäste- 
betten (in ca. 4 000 Gemeinden), die „Urlaub auf 
dem Bauernhof" anbieten. Es wird in Zukunft ent- 
scheidend darauf ankommen, eine hohe Auslastung 
vorhandener Bettenkapazitäten zu gewährleisten. 
Dazu ist erforderlich, das Angebot der Nachfrage 
entsprechend anzupassen. Ein landwirtschaftlicher 
Betrieb kann nur dann von seiner Lage in einem 
Gebiet starken ländlichen Fremdenverkehrs profi- 
tieren, wenn er auch selbst die notwendigen Ein- 
richtungen geschaffen hat. Dann allerdings kommt 
ihm die Attraktivität, wie auch die allgemeine 
Fremdenverkehrswerbung zugute. 

Das Angebot „Urlaub auf dem Bauernhof" stellt 
in seinen Hauptgebieten eine wichtige Ergänzung 
zu den gewerblichen Übemachtungs- und Erho- 
lungsmöglichkeiten dar. 


5.52 Ziele 

229. Um ein ausreichendes und bedarfsgerechtes 
Angebot an Nah- und Fernerholungsmöglichkeiten 
vor allem für die Bevölkerung in den Verdichtungs- 
gebieten zur Verfügung stellen zu können, werden 
folgende Teilziele verfolgt: 

— Sicherung einer ausgewogenen Verteilung na- 
tumaher Freizeitgebiete, 

— Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
der Gesichtspunkte für die Freizeit in der Land- 
schaft, 

— Schaffung von Voraussetzungen für die Freizeit 
ln der Landschaft. 


5.53 Maßnahmen 

230. Um die an die Freizeit geknüpften Ansprüche 
an die Landschaft erfüllen zu können, sollen Vor- 
ranggebiete für Freizeit bei der raumfunktionellen 
Ordnung des Bundesgebietes festgelegt werden. In 
den Vorranggebieten ist die Freizeiteignung der 
Landschaft zu erhalten oder zu verbessern. Die Pla- 
nung der Gebietsentwicklung soll auf die vorran- 
gige Funktion ausgerichtet werden. 


231. Die Voraussetzungen für Freizeit in der Land- 
schaft werden außerdem verbessert durch: 

— Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes , insbesondere durch Inve- 
stitionshilfen im arbeitswirtschaftlichen Bereich 
landwirtschaftlicher Wohnhäuser und durch 
überbetriebliche Maßnahmen — wie z. B. Flur- 
bereinigung — , die häufig erst die Voraussetzun- 
gen für die Bereitstellung einer funktionsgerech- 
ten Infrastrukturausstattung darstellen. 

— Forschungsvorhaben zur Untersuchung des An- 
gebots und der Nachfrage nach Bauernhof-Ur- 
laub, insbesondere zur marktgerechten Verbes- 
serung des Angebots, so daß den Wünschen und 
Anforderungen der Urlaubsgäste genügt und 
durch eine hohe Auslastung der vorhandenen 
Kapazitäten eine Einkommensverbesserung der 
anbietenden Landwirte erzielt werden kann. 

Für die bedarfsgerechte Ausgestaltung des Ange- 
bots an Bettenkapazitäten auf Bauernhöfen kann 
das mit Unterstützung des Bundes geschaffene 
„DLG-Gütezeichen , Urlaub auf dem Bauernhof"' 
wertvolle Hilfen leisten. Bei der Auswahl der Höfe, 
die den Urlaubern angeb oten werden, sollten vor 
allem folgende Gesichtspunkte berücksichtigt wer- 
den: 

— Die Umgebung muß für einen längeren Aufent- 
halt geeignet sein. 

— Bade- und Wandermöglichkeiten sowie eine 
reizvolle Landschaft sind wichtig. 

— Nur rein ländliche Gebiete sollten berücksichtigt 
werden, nicht Gegenden mit Industrieanlagen. 

— - Ein ausreichender Komfort sollte vorhanden 
sein. 


5.6 Agrarrecht 
5.61 Höferecht 

232. Von den sieben z. Z. in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Gesetzen mit dem Ziel der 
ungeschmälerten Erhaltung landwirtschaftlicher Be- 
triebe im Erbgang (Anerbengesetze) ist nur die 
Norddeutsche Höfeordnung vom 24. April 1947 
Bundesrecht. Die Norddeutsche Höfeordnung gilt 
in den Ländern Schleswig-Holstein, Hamburg, Nie- 
dersachsen und Nordrhein-Westfalen; sie ist agrar- 
und rechtspolitisch überholt. Die Höfeordnung ver- 
folgt das Ziel, möglichst viele landwirtschaftliche 
Betriebe (ab 10 000 DM Einheitswert) im Erbgang 
ungeschmälert im Wege des Zwangserbenrechts zu 
erhalten, d. h. auch gegen den Willen des Hofeigen- 
tümers. Zu Lasten der Miterben werden dadurch 
auch Betriebe erhalten, an deren ungeschmälerter 
Erhaltung als Eigentums einheit im Erbgang kein 
agrarpolitisches Interesse besteht. Die Abfindung 
der weichenden Erben auf der Grundlage des im 
Jahre 1935 festgesetzten Einheitswertes entspricht 
nicht der Leistungsfähigkeit der landwirtschaft- 
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liehen Betriebe, benachteiligt die weichenden Er- 
ben und ist deshalb als Abfindungsgrundlage unge- 
eignet. 

233. Bei der Novellierung der Norddeutschen Höfe- 
ordnung verfolgt die Bundesregierung rechts- und 
strukturpolitische Ziele, insbesondere die folgenden: 

— Beschränkung des höferechtlichen Schutzes auf 
langfristig existenzfähige Betriebe, 

— Einführung eines fakultativen, d. h. auf Antrag 
ausschließbaren Höferechts, 

— Abfindung der weichenden Erben auf der Grund- 
lage des Doppelten des zuletzt festgesetzten Ein- 
heitswertes (von 1964) mit der Möglichkeit von 
Zu- und Abschlägen. 

234. Die Bundesregierung hat den Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung der Höfeordnung 
vorgelegt, der die Höfeordnung an die heutigen 
agrar- und rechtspolitischen Erfordernisse anpaßt. 
Nach Ansicht der Bundesregierung soll die parla- 
mentarische Behandlung des Gesetzes bis zu Be- 
ginn des Jahres 1975 abgeschlossen sein. 


5.62 Pachtrecht 

235. Das geltende Landpachtrecht, das zum Teil 
auf den Verhältnissen in der Landwirtschaft gegen 
Ende des vorigen Jahrhunderts beruht, ist den heu- 
tigen Erfordernissen mit dem Zwang zur schnellen 
Anpassung an veränderte wirtschaftliche Verhält- 
nisse nicht mehr gewachsen. 

236. Generelles Ziel einer Änderung des Land- 
pachtrechts ist es, die Stellung des Pächters als Be- 
wirtschafter unter Berücksichtigung der Interessen 
des Verpächters zu verbessern, die Verpachtungs- 
bereitschaft und Pachtwilligkeit zu erhöhen und da- 
mit zu einer stärkeren Bodenmobilität beizutragen. 

Im einzelnen wird angestrebt: 

— das Anzeige- und Beanstandungsverfahren bei 
Landpachtverträgen aufzuheben, 

— die Vorschriften über das Pächterinventar zu 
ergänzen, 

— Investitionen des Verpächters während der 
Pachtdauer zuzulassen, soweit nicht anders ver- 
einbart, 

— für den Pächter Verwendungsersatz bei zweck- 
mäßigen Investitionen zu begründen, soweit 
nicht anders vereinbart, 

— dem Pächter wirtschaftlich erforderliche Nut- 
zungsänderungen zu ermöglichen, soweit nicht 
anders vereinbart, 

— den Beitritt des Pächters zu landwirtschaftlichen 
Kooperationen zu ermöglichen, soweit nicht an- 
ders vereinbart, 

— die Kündigungsfrist für unbefristete Pachtver- 
träge auf zwei Jahre zu verlängern 


— die Anfertigung einer Beschreibung der Pacht- 
sache zu Beginn und Beendigung der Pacht ein- 
zuführen , soweit nicht anders vereinbart. 

237. Es wird ein Gesetzentwurf zur Aufhebung des 
Landpachtgesetzes und zur Neufassung des Land- 
pachtrechts im BGB vorbereitet. Im Bundesministe- 
rium der Justiz ist in Zusammenarbeit mit dem Bun- 
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten der Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung des landwirtschaftlichen Pachtrechts 
fertiggestellt und den Ländern und Fachverbänden 
zur Stellungnahme übersandt worden. 


5.7 Bodenpolitik 

5.71 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

238. Die durch den Prozeß , der Industrialisierung 
geprägte räumliche Entwicklung hat überkommene 
Siedlungsstrukturen innerhalb weniger Jahrzehnte 
völlig verwandelt. Gering besiedelte ländliche Ge- 
biete mit zum Teil abnehmender Bevölkerung ste- 
hen städtischen Verdichtungsgebieten mit der Ten- 
denz weiteren Wachstums gegenüber. Diese Ent- 
wicklung hat dazu geführt, daß die Bodenordnung 
und die sie tragenden Rechtsgrundlagen sowohl im 
städtischen als auch im ländlichen Raum den ver- 
änderten funktionalen Verflechtungen nicht mehr 
ausreichend gerecht werden können. Eine Diskus- 
sion über eine Bodenrechtsreform, die sich ange- 
sichts der extremen Bodenmarkt- und Bodenpreis- 
situation in den städtischen Verdichtungsgebieten 
auf Lösungsvorschläge für Änderungen der Bau- 
bodenordnung beschränkt, kann nicht genügen. Mit 
einer solchen engen Betrachtungsweise wird nicht 
nur die Notwendigkeit „aktiver Sanierung" auch 
der ländlichen Gemeinden verkannt, sondern ebenso 
außer acht gelassen, daß die ländlichen Gebiete durch 
fast alle bodenpolitischen Maßnahmen in starkem 
Maße betroffen werden und der ländliche Raum 
selbst einen wesentlichen Beitrag zur Lösung boden- 
politischer Probleme leisten kann. 

239. Der Strukturwandel in der Landwirtschaft 
setzt in zunehmendem Umfang Flächen frei, die bei 
entsprechender Gestaltung der gesetzlichen und 
agrarpolitischen Voraussetzungen die Verhältnisse 
auf dem allgemeinen Bodenmarkt positiv zu beein- 
flussen vermögen. In diesem Sinne kommt es darauf 
an, die mobilisierten Flächen auch für außerland- 
wirtschaftliche Zwecke, insbesondere für die Ver- 
besserung der kommunalen Infra- und Verkehrs- 
struktur sowie für den Wohnungsbau zu nutzen. 

240. Den durch diese Entwickung veränderten 
bodenpolitischen Erfordernissen werden die be- 
stehende Bodenordnung und die sie tragenden 
Rechtsgrundlagen nicht mehr in ausreichendem Um- 
fang gerecht. 

Die Verbindung von Strukturpolitik und Bodenpoli- 
tik macht danach zweierlei erforderlich: 
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— Raumordnung und Landesplanung haben dafür 
zu sorgen, daß durch entsprechende Regional- 
und Standortpolitik einer weiteren Verdichtung 
der städtischen Ballungsgebiete entgegengewirkt 
werden kann und die ländlichen Gebiete eine 
gleichrangige entwicklungspolitische Bedeutung 
erlangen. Neben den vorhandenen Arbeitskräf- 
ten tragen die möglichen Wohn- und Freizeit- 
werte zu einer hohen Standortqualität der länd- 
lichen Gemeinden bei. Bestimmte (flächeninten- 
sive) Wohnformen — bei überdies höherer Um- 
weltqualität — sind überhaupt nur noch in länd- 
lichen Gemeinden zu verwirklichen. „Aktive Sa- 
nierung" des ländlichen Raumes erweist sich 
schließlich auch ökonomisch als sinnvoll, weil nur 
durch sie eine wirtschaftliche Versorgung der 
ländlichen Gemeinden ausreichend gewährleistet 
werden kann. Die landwirtschaftliche Bevölke- 
rung vermag die Versorgungseinrichtungen allein 
nicht zu tragen. 

— Daneben ist es erforderlich ,das ländliche Boden- 
recht zu überprüfen und den veränderten Zielen 
anzupassen, um einen optimalen Beitrag der 
Agrarpolitik zu bodenpolitischen Reformen zu 
ermöglichen und gleichzeitig die Entwicklung des 
ländlichen Raumes sicherzustellen. 


5.72 Ziele 

241. Die Agrarpolitik der Bundesregierung orien- 
tiert sich an den aktuellen bodenpolitischen Erfor- 
dernissen; diese müssen jedoch stärker als in der 
Vergangenheit zur Geltung gebracht werden. Im 
einzelnen geht es um folgende Teilziele: 

— Verbesserung der Bodenordnung, 

— Verbesserung der Infrastruktur, 

— Aufrechterhaltung und Förderung einer breiten 
Eigentumsstreuung, 

— Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten. 


5.73 Mögliche Initiativen 

242. Zur Verbesserung der Bodenordnung und der 

Lage auf dem Bodenmarkt wird erwogen, 

— durch eine allgemeine Bodenbevorratung das 
Landangebot, das für alle Entwicklungsmaßnah- 
men im ländlichen Raum zur Verfügung steht, 
zu vergrößern. Zudem wird eine Ausweitung des 
siedlungsrechtlichen Vorkaufsrechts zur Unter- 
stützung dieser Bodenbevorratung zu prüfen 
sein. Eine vorausschauende Bodenvorratspolitik 
würde dazu beitragen, die verschiedenen Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Agrar-, Infra-, 
Verkehrs-, Wirtschafts- und Landschaftsstruktur 
zu beschleunigen, zu erleichtern und zu verbil- 
ligen. 

— das Instrumentarium der Flurbereinigung beweg- 
licher und wirkungsvoller zu gestalten. Dabei 
wird es darauf ankommen, das Zusammenwirken 


von Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur und städtebaulichen Maßnahmen zu ver- 
bessern. Das Städtebauförderungsgesetz hat mit 
den Vorschriften in §§ 66 Abs. 4 und 70 einen 
ersten Schritt getan. 

— rechtliche Hindernisse abzubauen, die einer not- 
wendigen Flächenmobilität entgegenstehen. 


5.8 Steuerpolitik *) 

5.81 Ziele 

243. Bei der Gestaltung der Steuerpolitik verfolgt 
die Bundesregierung im Hinblick auf die Landwirt- 
schaft das Ziel, erwünschte und notwendige Ent- 
wicklungen im Agrarsektor steuerlich nicht zu be- 
hindern. In dieser Legislaturperiode stehen folgende 
Teilziele im Vordergrund: 

— die land- und forstwirtschaftlichen Kooperatio- 
nen steuerlich den land- und forstwirtschaftlichen 
Einzelbetrieben so weit wie möglich gleichzu- 
stellen, 

— agrarpolitisch notwendige Steuererleichterungen 
im Bereich der Einkommen- und Kraftfahrzeug- 
Steuer fortzuführen, 

— die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens auch künftig auf der Basis des Er- 
tragswertes vorzunehmen. 


5.82 Maßnahmen 

Weiterer Abbau steuerlicher Hemmnisse bei 
Kooperationen 

244. Der Entwurf eines 2. Steuerreformgesetzes 
sieht vor, den Abbau steuerlicher Mehrbelastungen 
bei Einrichtung und Tätigkeit land- und forstwirt- 
schaftlicher Kooperationen weiter fortzusetzen. Als 
eine wesentliche Regelung ist vorgesehen, daß Ge- 
nossenschaften und Vereine, die land- und forstwirt- 
schaftliche Produktion betreiben, von der Gewerbe- 
steuer freigestellt werden und einen Vermögen- 
steuerfrei'betrag von jährlich 100 000 DM für die 
Dauer von 10 Jahren erhalten. 

Weitere Erleichterungen enthält der Entwurf eines 
3. Steuerreformgesetzes im Bereich der Körper- 
schaftsteuer. Hier ist in Aussicht genommen, für die 
Dauer von 10 Jahren einen Körperschaftsteuerfrei- 
betrag von jährlich 30 000 DM für Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften sowie Vereine zu ge- 
währen, deren Tätigkeit sich auf den Bereich der 
Land- und Forstwirtschaft beschränkt und bei denen 
eine reine Kapitalbeteiligung ausgeschlossen ist. 
Das gleiche gilt für Genossenschaften und Vereine, 
die eine gemeinschaftliche Tierhaltung im Sinne des 
§ 51 a Bewertungsgesetz 'betreiben. 


*) vgl. auch Materialband, Tabelle 118 
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Eine wesentliche Entschärfung des Problems der er- 
tragsteuerlichen Doppelbelastung bei Kooperationen 
wird im übrigen dadurch erreicht, daß nach dem 
Entwurf des Körperschaft-Steuerreformgesetzes das 
Anrechnungs verfahren teingeführt werden soll. 

Fortführung einkommensteuerlicher Erleichterungen 

245 . Für eine Reihe zum Ende des Jahres 1973 
auslaufender Steuervergünstigungen auf dem Ge- 
biet der Einkommensteuer, die gewährt werden, 
um den Strukturwandel in der Landwirtschaft zu 
unterstützen, hat die Bundesregierung gesetzliche 
Maßnahmen für eine Verlängerung eingeleitet. So 
sieht der Entwurf eines 2. Steueränderungsgesetzes 
1973 vor, den Freibetrag der Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft in Höhe von 1 200 DM bei Ledi- 
gen und 2 400 DM bei. Verheirateten auch künftig zu 
gewähren. Außerdem wird der Freibetrag in Höhe 
von 60 000 DM für Gewinne aus der Veräußerung 
bestimmter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
beibehalten. Mit 'gewissen Einschränkungen gilt dies 
auch für den Freibetrag bei der Veräußerung von 
Teilflächen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe. 
Schließlich ist in Aussicht genommen, die Abschrei- 
bungsvergünstigungen für die Anschaffung und 
Herstellung von Wirtschaftsgütern, die der Rationa- 


lisierung und Modernisierung der Land- und Forst- 
wirtschaft dienen, ebenso zu verlängern wie die 
einkommensteuerlichen Vergünstigungen für den 
Landarbeiter-Wohnungsbau. 

Beibehaltung der Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für 
land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge 

246. ' Der von der Bundesregierung vorgelegte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Reform der Kraftfahrzeug- 
steuer sieht vor, die Steuerbefreiungsvorschriften 
für Zugmaschinen, Anhänger 'Sowie Sonderfahr- 
zeuge, die in einem land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb eingesetzt werden, aus dem geltenden Recht 
zu übernehmen. 

Wertmaßstab für die künftige Einheitsbewertung 
des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

247 . In einem Entwurf zur Änderung des Bewer- 
tungsgesetzes, der die Bewertungsgrundlagen für 
die kommende Hauptfeststellung der Einhedtswerte 
aktualisieren soll, wird daran festgehalten, die Be- 
wertung des Wirtschaftsteiles des land- und forst- 
wirtschaftlichen Vermögens auf der Grundlage des 
Ertragswertes vorzunehmen. 
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6 Programm: Forst- und Holzwirtschaft, 


6.1 Struktur und Produktion 


6.11 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Forstwirtschaft 

248. Im Bundesgebiet gab es 1972 rd. 700 000 Be- 
triebe mit Forstflächen. Etwa drei Viertel dieser Be- 
triebe hatten .eine Waldfläche von mehr als 1 ha 
und bewirtschafteten rd. 97 °/o der Waldfläche von 
insgesamt 7,2 Millionen ha. Nur bei etwa 16°/o 
dieser Betriebe bildet die Forstwirtschaft die Haupt- 
produktionsrichtung. Diese rd. 113 000 Forstbetriebe 
bewirtschafteten etwa 5,2 Millionen ha Waldfläche 
oder 72 °/o der Waldfläche insgesamt (vgl. Über- 
sicht 38 und Materialband, Tabelle 119). 

Die seit 1960 feststellbare Zunahme der Betriebe mit 
der Hauptproduktionsrichtung Forstwirtschaft 
(Forstbetriebe) wird sich auch weiterhin fortsetzen. 
Es ist damit zu rechnen, daß ein großer Teil der in 
den nächsten Jahren aus der landwirtschaftlichen 
Produktion aus sch eidenden Flächen unter Berück- 
sichtigung landeskultureller Aspekte in Wald über- 
führt wird. Dadurch kann sich der Schwerpunkt 
vieler Betriebe mit Land- und Forstwirtschaft auf 
den forstlichen Betriebsteil verlagern. 

249. Die Zahl der Beschäftigten in den Forstbe- 
trieben geht vor allem durch die fortschrei- 
tende Rationalisierung in der Forstwirtschaft stän- 
dig zurück. 1970 waren noch 213 000 Lohnarbeits- 
kräfte (einschließlich Teilarbeitskräfte) in der Forst- 
wirtschaft tätig (vgl. Materialband, Tabelle 120). 


Übersicht 38 


Anzahl und Fläche der Forstbetriebe *) 
in der Bundesrepublik Deutschland 


Jahr 

Anzahl 

der 

Forstbe- 
triebe i) 

Wald- 
fläche 
1000 ha 

durch- 
schnitt- 
liche 
Wald- 
fläche je 
Betrieb 
ha 

1971 

106 882 

5 185 

48,5 

1972 

113214 

5 196 

45,9 

Veränderung 1972 




zu 1971 in °/o 

+ 3,4 

+0,2 

-5,4 


h Standarddeckungsbeitrag des Betriebes stammt zu 
75 °/o oder mehr aus dem Bereich Forstwirtschaft. 


Jagdwesen 


250. Das Holzeinschlagsprogramm sah für 1973 
einen Holzeinschlag von 26,1 Millionen Festmetem 
vor. Der tatsächliche Einschlag einschließlich des 
aufg erarbeiteten Sturmholzes betrug 1973 insgesamt 
28,7 Millionen Festmeter und damit 110 °/o des Holz- 
einschlagsprogramms. Wegen der Sturmkatastro- 
phe ist der ordentliche Holzeinschlag der Forstwirt- 
schaft in den nicht vom Sturmschaden betroffenen 
Gebieten aufgrund des Forstschäden-Ausgleichsge- 
setzes beschränkt worden, um einen Teil des Sturm- 
holzanfalls aufzufangen. Bis zum 30. September 1973 
waren 10,5 Millionen Festmeter SturmhoLz aufgear- 
beitet, das sind 68% des aufarbeitungswürdigen 
Sturmholzes. 

251. Etwa zwei Drittel der Waldfläche in der Bun- 
desrepublik Deutschland entfallen auf Nadelholz. 
Durch den Aufbau von Mischbeständen und eine 
stärkere Förderung der Laubholzkulturen wird auch 
die Umwelt- und Erholungsfunktion des Waldes 
verbessert. Bei der Aufforstung der Sturmschadens- 
flächen im norddeutschen Raum, auf denen bisher 
die Kiefer als Pionierholzart vorherrschte, sollen 
insbesondere der Eiche höhere Anteile eingeräumt 
werden. Auch die ertragsgünstigere Douglasie wird 
im zunehmenden Umfang die Kiefer ersetzen. 

Holzwirtschaft 

252. In allen Zweigen der holzbe- und holzver- 
aibeitenden Industrie hat sich die Entwicklung vom 
kleineren zum größeren Betrieb weiter fortgesetzt. 
Die Zahl der Betriebe ging in den letzten 10 Jahren 
in den verschiedenen Bereichen um 10 bis 30 % zu- 
rück. 1970 waren insgesamt nur noch etwa 6 800 Be- 
triebe vorhanden. Ebenfalls rückläufig war die Zahl 
der Beschäftigten. Der Umsatz der Betriebe stieg in 
den letzten 10 Jahren je nach Bereich um 40 bis 
150%, während sich der Umsatz je Beschäftigten 
um 95 bis 162 °/o erhöht hat (vgl. Materialband, 
Tabelle 123). 

Die Erzeugung von Schnittholz und anderen Holz- 
halbwaren durch die holzbearbeitende Industrie 
stieg 1973 auf rd. 17 Millionen dbm (+ 7*%). Wie in 
den Vorjahren war hier bei der Holzspanplatten- 
erzeugung mit 0,7 Millionen cbm die Zunahme am 
stärksten (vgl. Materialband, Tabelle 124). Mit einer 
weiteren Zunahme der Erzeugung ist infolge eines 
langfristig zu erwartenden erhöhten Rohholzange- 
bots zu rechnen. 


6.12 Ziele 

253. Im Produktionsbereich der Forst- und Holz- 
wirtschaft wird im einzelnen folgendes angestrebt: 
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— Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
technischer Fortschritte, 

— Verbesserung der Arbeitsverhältnisse, 

— Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung 
der Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Bo- 
den, Wasser und Luft, 

— Erhaltung eines den landwirtschaftlichen Ver- 
hältnissen angepaßten Wildbestandes, 

— Vermeidung von Beeinträchtigungen des Land- 
schaftsbildes, Ausgleich von unvermeidbaren Be- 
einträchtigungen, 

— Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung 
ökologischer Erfordernisse und der Gesichts- 
punkte für die Freizeit in der Landschaft, 

— Erosions- und Lawinenschutz. 


6.13 Maßnahmen 

254. Die Maßnahmen zur Verbesserung der Pro- 
duktions- und Arbeitsbedingungen in der Forst- 
wirtschaft werden seit dem 1. Januar 1973 im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgäbe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (siehe auch 
Tz. 329 ff.) durchgeführt. Nach den Grundsätzen für 
die Förderung waldbaulicher und sonstiger forst- 
licher Maßnahmen werden gefördert: 

— Aufforstung von landwirtschaftlichen Grenz- 
ertragsböden, von Brachflächen und Ödland, 

— Umwandlung sowie Umbau von ertragsschwa- 
cher Bestockung in standortgemäßen Hochwald, 

— Wertästung, 

— Trennung von Wald und Weide, 

— Schutzpflanzungen. 

An diesen Maßnahmen beteiligte sich der Bund im 
Jahre 1973 mit 8,4 Millionen DM. Für 1974 sind 
hierfür im zweiten Rahmenplan Bundesmittel in 
Höhe von rd. 14 Millionen DM vorgesehen. 

255. Die Förderung der forstwirtschaftlichen Ko- 
operationen nach dem Gesetz über forts wirtschaft- 
liche Zusammenschlüsse umfaßt Investitionsbeihil- 
fen und Zuschüsse zu den Verwaltungskosten. Im 
Rahmenplan 1974 sind hierfür 4,1 Millionen DM 
(1973: 2,6 Millionen DM) vorgesehen. 

Da zahlreiche vor Inkrafttreten des Gesetzes ge- 
gründete Zusammenschlüsse ihre Satzungen nicht 
fristgerecht den neuen Bestimmungen anpassen 
konnten, wurde durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über forstwirtschaftliche Zusammen- 
schlüsse (BGBl. I 1973, S. 1305) die gewährte Frist 
zur Anpassung der Satzungen bis zum 31. Dezember 
1977 verlängert. 


256. Außerdem wurden die nationalen Mittel für 
forstliche Vorhaben zur Verbesserung der Agrar- 
struktur, insbesondere für Aufforstungen sowie Bau 
und Ausbau von forstlichen Wirtschaftswegen, aus 
Mitteln des Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds (EAGFL) — Abteilung Ausrichtung — 
in Form von Zuschüssen zu den nachgewiesenen 
Kosten zusätzlich verstärkt. Bis 1972 beliefen sich 
die Zuschüsse aus diesem Fonds auf rd. 26,0 Mil- 
lionen DM. 

257. Der Entwurf eines Gesetzes zur Erhaltung 
des Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft 
(Bundeswaldgesetz), der dem Parlament zur Bera- 
tung vorliegt, dient u. a. dem Ziel, im Vollzug des 
Umweltprogramms der Bundesregierung das Forst- 
recht auf Bundesebene neu zu ordnen und die viel- 
fältigen Funktionen des Waldes zu sichern. Außer- 
dem soll durch den Gesetzentwurf die Förderung 
der Forstwirtschaft im weitesten Sinn gesetzlich ver- 
ankert und ein Ausgleich zwischen dem Interesse 
der Allgemeinheit und den Belangen der Waldbe- 
sitzer heibeigeführt werden. Die übergebietliche 
Wirkung und Bedeutung des Waldes erfordert ein 
zumindest in den Grundzügen einheitliches Forst- 
recht für das Bundesgebiet, das 'auch innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft als geeignete Grund- 
lage für eine Koordinierung der Forstpolitik der 
Mitgliedstaaten gelten kann. 


6.2 Märkte und Preise 

6.21 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

258. Die Situation auf dem Holzmarkt war 1973 
einmal durch eine verhältnismäßig günstige kon- 
junkturelle Konstellation und zum anderen durch 
den ungewöhnlich hohen Holzanfall aus der Sturm- 
katastrophe vom Herbst 1972 gekennzeichnet. Durch 
die allgemein günstige Konjunktur in der Bundes- 
republik Deutschland und eine lebhafte Baukon- 
junktur insbesondere zu Beginn des Jahres 1973 
bestand eine gute Nachfrage nach Stammholz, 
Schnittholz und sonstigen Holzhal'bwaren. In den 
Holzexportländern stiegen die Preise stark an. Beim 
Industrieholz stellte sich eine leichte Belebung des 
bisher schleppenden Absatzes ein, da die großen 
Vorräte der Zellstoff- und Papierindustrie aus dem 
Einschlag des Jahres 1971 teilweise abgebaut waren 
und eine gewisse Aufnahmebereitschaft insbeson- 
dere für frisches Holz bestand. 

Um die beabsichtigte Wirkung der Holzeinschlags- 
beschränkung nach dem Forstschäden-Ausgleichsge- 
setz nicht zu gefährden, wurde eine befristete Ge- 
nehmigungspflicht für den Import einzelner Holz- 
sortimente eingeführt. Diese Marktstabilisierungs- 
maßnahmen stellten sicher, daß es zu keiner Über- 
schwemmung des Holzmarktes mit Sturmholz und 
zu keinem allgemeinen Preissturz, wie er nach der 
Sturmkatastrophe 1967/68 zu verzeichnen war, kam. 
Infolge der ungewöhnlich großen Nachfrage nach 
Nadelstamm- und Nadelschnittholz konnte im Laufe 
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des Berichtszeitraums hei diesen Sortimenten — 
gleichzeitig mit einer Lockerung der Einsehlagsbe- 
schränkung — die Genehmigungspflicht für den 
Import vorzeitig gelockert werden. Trotz der zeit- 
weiligen Einfuhrbeschränkung erreichte die Einfuhr 
1973 beim Nadelschnittholz rd. 4,3 Millionen cbm; 
das entspricht der Einfuhr von 1972. 

Entsprechend dieser Marktlage zeigten die Preise 
für Rohholz, Schnittholz und sonstiges bearbeitetes 
Holz 1973 steigende Tendenz. Während der Index 
der Erzeugerpreise für Rohholz im Jahre 1970 mit 
99,9 etwa auf dem Stand des Basis jahres 1962 
(= 100) lag, stieg er im September 1973 auf 102,8. 
Die Preise in den Sturmschadensgebieten lagen 
allerdings deutlich darunter. 

Der Index der Erzeugerpreise (Inlandsabsatz) für 
Schnittholz und sonstiges bearbeitetes Holz lag 1972 
bei 113,9 (1962 = 100). Bei den verschiedenen Er- 
zeugnissen schwankten die Indizes zwischen 81,7 
(unfurnierte Holzspanplatten) und 148,5 (Nadel- 
schnittholz). 1973 stieg der Gesamtindex auf 119,1 
im Oktober 1973 (vgl. Materialband, Tabellen 125 
und 126). 

Der Index der Einfuhrpreise (1962 — 100) für Holz 
insgesamt lag 1972 bei 117,0; dies entspricht einer 
durchschnittlichen jährlichen Steigerung von nahezu 
l,5°/o. Demgegenüber setzte um die Jahreswende 
1972/73 insbesondere beim Nadelschnittholz ein 
starker Preisanstieg ein (September 1973: Index 
160,3). 

Da die Entwicklung auf dem Bausektor maßgeben- 
den Einfluß auf den Holzmarkt hat und die stabili- 
tätspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung zu 
einer Abschwächung der Baukonjunktur geführt ha- 
ben, wird die im Jahre 1973 zu beobachtende leb- 
hafte Nachfrage nach Rohholz und Holzprodukten 
nicht weiter andauern, so daß es zu einer Preis- 
beruhigung auf dem Holzmarkt kommen dürfte. 


6.22 Ziele 

259. Im Marktbereich werden folgende Teilziele 

angestrebt: 

— Stabilisierung der Märkte, 

— Ausrichtung von Erzeugung, Außenhandel und 
Vorratshaltung auf die Markterfordernisse, 

— Verbesserung des Absatzes durch Marketing, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Holzwirtschaft, 

— Steigerung der Effizienz der Vermarktung auf 
allen Marktstufen (im Interesse der Erzeuger 
und Verbraucher), 

— Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Markttransparenz (im Inter- 
esse der Erzeuger und Verbraucher). 


6.23 Maßnahmen 

260. Der Absatz und die Verwertung von Holz 
werden gefördert durch die Centrale Marketing- 
gesellschaft der deutschen Land-, Forst- und Ernäh- 
rungswirtschaft (CMA) und staatliche Hilfen für die 
Bildung forstlicher Zusammenschlüsse. Diesem 
Zweck kommen auch die Ergebnisse der Ressortfor- 
schung zugute. 

261. Im Zusammenhang mit der Sturmkatastrophe 
hat die Bundesregierung insbesondere zur Markt- 
stabilisierung Hilfsmaßnahmen beschlossen, obwohl 
die Abwehr von Katastrophen und die Beseitigung 
ihrer Folgen grundsätzlich Aufgabe der Länder und 
kommunalen Gebietskörperschaften ist. Die Sturm- 
katastrophe hatte jedoch ein derartiges Ausmaß, daß 
eine Hilfe ein gesamtstaatliches Anliegen geworden 
war und der Bund auf der verfassungsrechtlichen 
Basis der gesamtstaatlichen Repräsentation aufge- 
rufen war, unterstützend einzugreifen. Die Bundes- 
regierung hat deshalb ausnahmsweise eine Betei- 
ligung an den zugunsten von Privatpersonen der 
Forstwirtschaft zu treffenden finanziellen Hilfsmaß- 
nahmen der Länder in Höhe von 37,5 Millionen DM 
beschlossen. 

Zur Beseitigung der Sturmschäden und zur Vermei- 
dung von Folgeschäden wurden folgende im Kalen- 
derjahr 1973 durchgeführte und nachgewiesene Maß- 
nahmen gefördert: 

— Aufarbeitung des Sturmholzes, 

— überregionale Vermarktung des Sturmholzes, 

— Konservierung (wertbeständige Lagerung) des im 
Kalenderjahr 1973 nicht absetzbaren, vom Sturm 
geworfenen Nadelstammholzes, 

— Aufräumung der Sturmschadensflächen, auf de- 
nen kein verwertbares Holz anfällt, 

— Verhütung und Bekämpfung von Pilz- und Insek- 
tenbefall. 


6.3 Jagdwesen 

262. Die jagdlichen Vorschriften müssen an die 
Erfordernisse der Gebietsreformen, an das neue 
Waffenrecht und Tierschutzgesetz sowie an die 
neuen ökologischen und zoologischen Entwicklun- 
gen angepaßt werden. 

Durch Änderung des Bundesjagdgesetzes und Erlaß 
einer Verordnung des Bundes hierzu sollen daher 
neue Regelungen insbesondere für die Abgrenzung 
von Jagdbezirken, für die Zuverlässigkeitsvoraus- 
setzungen beim Waffenbesitz und beim Waffenfüh- 
ren sowie für das Halten von Wild getroffen wer- 
den. Die neuen Vorschriften des Bundes werden zu- 
sammen mit speziellen Bestimmungen der einzelnen 
Bundesländer vor allem die Grundlage für geeig- 
nete Schutz- und Erhaltungsmaßnahmen zugunsten 
der jagdbaren und anderen Tierarten bilden. 
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7 Programm: Fischwirtschaft 


7.1 Struktur und Produktion 

7.11 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

263. Der ausgeprägte und mit einer Verringerung 
der Flotte und der Fangergebnisse einhergehende 
Strukturwandel in der Großen Hochseefischerei hat 
sich fortgesetzt (Übersicht 39). Die Frischfischflotte 
wurde weiter reduziert. Die Zahl der Fabrikschiffe 
hat sich dagegen 1972 erhöht. 1973 wurden 8 wei- 
tere Fabrikschiffe in Dienst gestellt. 

Im Jahre 1972 verminderten sich die Gesamtanlan- 
dungen der deutschen Seefischerei gegenüber dem 
Vorjahr um fast 18%. Dieser Rückgang ging über- 
wiegend zu Lasten der Frischfischflotte der Großen 
Hochseefischerei. Die erhöhte Produktionskapazität 
auf dem Frostfischsektor wirkte sich 1972 noch nicht 
aus. Die Kutterfischerei hat 1972 die aus biologi- 
scher und ökonomischer Sicht begrüßenswerte Um- 
stellung vom Industriefischfang auf hochwertigen 
Konsumfisch weiter fortgesetzt. Diese Umstellung 
führte trotz verminderter Anlandungen zu einem 
erheblichen Erlösanstieg. 


Die künftige Entwicklung der Seefischerei, beson- 
ders der Großen Hochseefischerei, wird weitgehend 
davon abhängen, ob es gelingt, für die wichtigsten 
Fanggebiete zu internationalen Vereinbarungen 
über die Erhaltung und rationelle Nutzung der 
Fischbestände zu gelangen. Eine Verstärkung der 
gegenwärtigen Tendenzen zur Ausweitung der na- 
tionalen Fischereigrenzen besonders seitens der An- 
liegerstaaten im Nordatlantik wäre für die deutsche 
Seefischerei existenzgefährdend. Für die küstennahe 
Fischerei in der Nord- und Ostsee wird die Ver- 
hütung der Meeresverschmutzung immer dringen- 
der. 

264. Trotz wiederholter Verhandlungen mit Island 
konnte noch kein Übereinkommen über die Fang- 
tätigkeit deutscher Fischereifahrzeuge innerhalb der 
50-sm-Zone erreicht werden. Entgegen der einst- 
weiligen Anordnung des Internationalen Gerichts- 
hofes versuchte die isländische Regierung, die Tä- 
tigkeit deutscher Fischereifahrzeuge innerhalb die- 
I ser Zone mit Gewalt zu verhindern. 


Übersicht 39 


Seefischereiflotte der Bundesrepublik Deutschland 


1 

Betriebszweig 

31. Dezember 1971 

31. Dezember 1972 

Anzahl der 
Fischerei- 
fahrzeuge 

BRT 

Anzahl der 
Fischerei- 
fahrzeuge 

BRT 

Große Hochseefischerei 

104 

113 687 

97 

122 382 

davon 





Fang- und Fabrikschiffe 

27 

52 556 

31 

67 800 

Frischfischfänger 

77 

61 131 

66 

54 582 

(im Fangeinsatz) 

(62) 

(51 571) 

(49) 

(43 679) 

Große Heringsfischerei 

10 

3 130 

10 

2 887 

Kleine Hochsee- und Küstenfischerei 





(Motorkutter) 

921 

29 272 l ) 

864 

28 911 2 ) 


1 035 

146 089 

971 

154 180 


9 82 779 Br. cbm 
2 ) 81 882 Br. cbm 
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265. In der Binnenfischerei läßt die wachsende 
Nachfrage nach Süßwasserfischen für Teichwirt- 
schaft und Fischzucht eine positive Entwicklung 
erwarten, wenn eine weitere Rationalisierung der 
Erzeugung und eine Verbesserung der Marktstruk- 
tur gelingt. Besonders eine Umstellung der konven- 
tionellen Fischzucht auf die sogenannte Aquakultur 
könnte künftig günstigere Aussichten bieten. 


7.12 Ziele 

266. Zur längerfristigen Sicherung ausreichender 
Fangergebnisse zur kontinuierlichen Versorgung 
der Bevölkerung und zur Erhaltung einer leistungs- 
fähigen Fischerei werden im Produktionsbereich 
folgende Teil ziele angestrebt: 

— Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb 
(hier insbesondere Erneuerung und Modernisie- 
rung der Fischereifahrzeuge), 

— Weiterentwicklung und Einführung produktions- 
technischer Fortschritte, 

— Verbesserung der Arbeitsverhältnisse, 

— Auffinden und Erhaltung von Fischfanggründen 
(insbesondere Sicherung der Fangmöglichkeiten 
durch internationale Vereinbarungen und opti- 
male Nutzung von Fischbeständen). 


7.13 Maßnahmen 

267. Angesichts der sich abzeichnenden Verknap- 
pung von Rohware auf dem Weltmarkt sollte der 
auf nunmehr 56 °/o (1971 und 1972) gesunkene An- 
teil der deutschen Seefischerei an der Versorgung 
des Inlandsmarktes langfristig in etwa gehalten 
werden. Dem Abschluß internationaler Fischerei- 
abkommen kommt in diesem Zusammenhang eine 
immer größere Bedeutung zu. Die Bundesregierung 
vertritt nach wie vor die Auffassung, daß der 
Schutz und die rationelle Nutzung der Fischbe- 
stände auf hoher See am wirkungsvollsten im Rah- 
men solcher Konventionen erreicht werden kön- 
nen. Dabei wird zu prüfen sein, ob den Küsten- 
staaten, für deren Volkswirtschaft die Fischerei 
eine dominierende Rolle spielt, vorweg ein ange- 
messener Anteil an den Fischbeständen gesichert 
werden kann. Diese Haltung hat die Bundesregie- 
rung auch bei den vorbereitenden Arbeiten für 
die im Jahre 1974 stattfindende 3. Seerechtskon- 
ferenz eingenommen. Die Bundesregierung wird 
auf dieser Konferenz darüber hinaus bemüht sein, 
den Tendenzen einiger Küstenstaaten zur Ausdeh- 
nung der Fischereigrenzen über 12 sm hinaus zu 
begegnen. Insbesondere muß abgesichert werden, 
daß historische Fischereirechte anerkannt bleiben. 

268. Zur langfristigen Sicherung ausreichender 
Fangmöglichkeiten soll auch das zweite Gesamt- 
programm der Bundesregierung für Meeresfor- 
schung und Meerestechnik für 1972 bis 1975, das ein 
Kostenvolumen von schätzungsweise 700 Millionen 
DM hat, beitragen. Zu den fünf Schwerpunkten 


dieses Programms gehören u. a. die Erhaltung und 
rationelle Nutzung der Nahrungsquellen des Mee- 
res. Darunter fallen u. a. die Verbesserung und 
Automatisierung des Hochseefischfangs und die 
marine Aquakultur, d ,h. die Züchtung von Mee- 
restieren und -pflanzen in Seewasser. Im Rahmen 
des zweiten Gesamtprogramms sind für die Bun- 
desforschungsanstalt für Fischerei und die Fische- 
reiforschungsschiffe zusätzlich zu den institutionel- 
len Betriebsmitteln rd. 25 Millionen DM für die Zeit 
von 1972 bis 1975 vorgesehen. 

269. Auf Empfehlung der beiden Internationalen 
Kommissionen für die Fischerei im Nordost- und im 
Nordwestatlantik wurden 1972 erstmalig befristete 
Fangverbote bzw. Fangquoten für bestimmte Fisch- 
arten festgesetzt, über eine Begrenzung des Fische- 
reiaufwandes (Schiffe, Fanggeräte) konnte noch 
keine Übereinstimmung erzielt werden. Im Septem- 
ber 1973 wurde von allen Anliegerstaaten der Ost- 
see eine Konvention über die Fischerei und den 
Schutz der lebenden Ressourcen der Ostsee und 
der Belte unterzeichnet. Weiter wurde das Gesetz 
zum Übereinkommen über das Verhalten beim 
Fischfang im Nordatlantik vorbereitet. Das Über- 
einkommen regelt die Lichterführung der Fische- 
reifahrzeuge, die Kennzeichnung von Leinen, Net- 
zen und sonstigen Geräten, das Verhalten auf den 
Fangplätzen und das überwachungsverfahren. 

270. Die Bundesregierung wird die Vorhaben der 
Hochseefischerei zur Rationalisierung ihrer Flotte 
weiterhin unterstützen. Eine Erweiterung der Fang- 
kapazität ist allerdings aufgrund der dargestellten 
Unsicherheitsfaktoren im Fangbereich, aus fische- 
reibiologischen Gründen und wegen des zuneh- 
menden Wettbewerbsdrucks in der erweiterten 
EWG sowie auch im Interesse der notwendigen 
finanziellen Konsolidierung der eigenkapitalschwa- 
chen Unternehmen nicht wünschenswert. Für die 
infolge Außerdienststellung älterer Fischdampfer auf 
einen Umfang von ca. 100 000 t gesunkenen Frisch- 
fischanlandungen erscheint der Markt auch künf- 
tig aufnahmefähig. 

Das mit zinsgünstigen Darlehen und Zinsverbilli- 
gungszuschüssen vom Bund geförderte Neubaupro- 
gramm der Großen Hochseefischerei, das den Bau 
von 15 bis 16 modernen Fang- und Fabrikschiffen 
als Ersatz für technisch überalterte Fahrzeuge vor- 
sieht, ist nahezu abgewickelt. Auch der mit Bun- 
deshilfen durchgeführte Umbau von unwirtschaft- 
lich gewordenen Fabrikschiffen zu Frischfischfän- 
gern ist weitgehend zum Abschluß gelangt. Zur Ent- 
lastung der Flotte von überalterten Fahrzeugen und 
zur Anpassung der Fangkapazität für Frischfisch an 
die Marktentwicklung hat die Gewährung von Ab- 
wrackprämien wesentlich beigetragen. Diese Maß- 
nahme soll zunächst fortgeführt werden. 

271. Da der Fangbereich der Kutter begrenzt und 
aus fi'schereibiologischen Gründen ein Anstieg der 
Gesamterträge in der Nordsee und Ostsee kaum zu 
erwarten ist, soll auch die Förderung der Erneue- 
rung und Modernisierung der Kutterflotte zu keiner 
Kapazitätsausweitung führen. Für die Neu- und 
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Umbautätigkeit in der Kutterfischerei werden im 
Hinblick auf die stark gestiegenen Baukosten und 
die günstigen Absatzaussichten für Kutterware hö- 
here Mittel bereitgestellt. Dabei wird der Entwick- 
lung von wirtschaftlichen Schiffstypen, die in grö- 
ßerer Serie nachgebaut werden können, zur Dämp- 
fung des Kostenanstiegs bei Neubauten besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. Die Zinsverbilligungs- 
zuschüsse für Kapitalmarktdarlehen zur Moderni- 
sierung und Rationalisierung der Kutterflotte wur- 
den ab 11973 von 3 auf 4 °/o erhöht. 

272. Für die gesamte Binnenfischerei können In- 
vestitionsmaßnahmen zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit nach den inzwischen erlassenen För- 
derungsgrundsätzen für einzelbetriebliche Investi- 
tionen in der Landwirtschaft, insbesondere mit 
Zinszuschüssen, begünstigt werden. Daneben ist 
auf die zunehmenden Bemühungen zur Reinhaltung 
der Gewässer hinzuweisen (Tz. 215 und 218), die im 
besonderen Interesse der Binnenfischerei liegen. 


7.2 Märkte und Preise 

7.21 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung ') 

273. Auf dem Rohwarenmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland für Fische, Krebs- und Weichtiere hat 
sich 1972 — wie die folgende Übersicht zeigt — im 
Vergleich zu den Vorjahren der Rückgang des 
Gesamtangebots (Anlandungen und Einfuhren ohne 
Fischmehl und Fischöl) verstärkt fortgesetzt: 


Da auch die Importe zurückgegangen sind, blieb der 
Selbstversorgungsgrad mit 56 % unverändert. 

Infolge der rückläufigen Anlandemengen sank trotz 
einer Erhöhung der Durchschnittserlöse der Gesamt- 
wert der deutschen Anlandungen gegenüber dem 
Vorjahr um 7 °/o auf 319,1 Millionen DM. Davon ent- 
fielen 223,0 Millionen DM (—13%) auf die Große 
Hochseefischerei und 02,3 Millionen DM (+12%) 
auf die Kleine Hochsee- und Küstenfischerei. 

In den ersten Monaten des Jahres 1973 hat sich das 
Gesamt-Auktionsangebot an Frischfisch in der Bun- 
desrepublik bei weiterem Ansteigen der erzielten 
Durchschnittspreise nochmals verringert, während 
die Anlandungen an Frostfisch anstiegen und bei be- 
friedigender Nachfrage auch hier Preissteigerungen 
zu verzeichnen waren. 

274. Der wertmäßige Umsatz der fischverarbei- 
tenden Industrie ist 1072 erstmals auf insgesamt über 
1 Mrd. DM angestiegen. Diese Zunahme beruht je- 
doch vorwiegend auf Preisveränderungen. Die Pro- 
duktionsmenge der Fischindustrie, die 1972 im Ver- 
gleich zu 1971 insgesamt um 3,6 % auf 240 501 t an- 
gestiegen ist, hat insbesondere bei Krebs-, Krabben- 
und Muschelerzeugnissen, Marinaden, Anchosen, 
Fischsalaten und tiefgefrorenen Fischfilets zugenom- 
men, während bei tiefgefrorenen ganzen Fischen, 
Räucherwaren, Fischdauerkonserven, Salzheringen 
und tiefgefrorenen tafelfertigen Fischgerichten ein 
Rückgang zu verzeichnen war. Die Preise für Fisch- 
Fertigwaren stiegen 1972 langsamer als im Vorjahr. 

9 Siehe auch Materialband, Tabellen 127 und 128. 


Übersicht 40 


Anlandungen und Importe an Fischen, Krebsen und Weichtieren 



Angebotsmenge 

Anteile am 
Konsumfischmarkt 

Gliederung 

1971 

1972 

Veränderung 
1972 gegen 
1971 

1971 

1972 


1 000 t Fanggewicht 

°/o 

°/o 

Anlandungen der deutschen See- 
fischerei 

493 

405 

-18 

56 


56 

davon : 

Große Hochseefischerei 

345 

268 

-22 

44 


39 

Kleine Hochsee- und Küsten- 
fischerei . . .‘ 

140 *) 

130 *) 

- 7 

10 


15 

Loggerfischerei 

8 

7 

- 9 

2 


2 

Importe 

328 

301 

\ - 9 

44 


44 

Gesamtangebot 

821 

706 

-12 

100 


100 


*) einschließlich gewisser Mengen Industriefisch 
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275. In der Binnenfischerei hat sich die Eigenpro- 
duktion an Speisekarpfen bei gleichzeitiger leichter 
Erlösverbesserung von 3 300 t (197il) auf 3 550 t er- 
höht. Auch die Einfuhren sind angestiegen. Dem 
steigenden Marktbedarf konnte so Rechnung ge- 
tragen werden. In absehbarer Zeit ist mit einer ge- 
meinsamen EG-Einfuhrregelung gegenüber Dritt- 
ländern zu rechnen. 


7.22 Ziele 

276. Die Marktpolitik im Bereich der Fischwirt- 
schaft verfolgt das Ziel, eine ausreichende Versor- 
gung des Marktes mit qualitativ einwandfreien 
Fischen und Fischereierzeugnissen zu angemessenen 
Preisen sicherzustellen. Dabei werden folgende Teil- 
ziele angestrebt: 

— Einkommenssicherung durch marktpolitische 
Maßnahmen, 

— Verbesserung des Absatzes durch Marketing, 

— Ausreichende Berücksichtigung der Verbraucher- 
interessen bei Preisbeschlüssen, 

— Verbesserung der überbetrieblichen Zusammen- 
arbeit, 

— Ausrichtung von Erzeugung, Außenhandel und 
Vorratshaltung auf die Markterfordernisse, 

— Ausrichtung von Be- und Verarbeitung sowie 
Verteilung auf die Markterfordernisse, 

— Steigerung der Effizienz auf allen Marktstufen 
(im Interesse der Erzeuger und Verbraucher), 

— Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 
durch Erhöhung der Markttransparenz (im Inter- 
esse der Erzeuger und Verbraucher). 


7.23 Maßnahmen 

277. Zur Verbesserung der Marktpreise für Fische- 
reierzeugnisse wurden 1072 die Orientierungspreise 
sowie die davon abgeleiteten Preise gegenüber dem 
Vorjahr vom EG-Ministerrat erhöht. Für einige 
Fischereierzeugnisse wurden zur Sicherung der 
Marktversorgung und zur Dämpfung des Preisan- 
stiegs die Einfuhren durch Zollsenkungen erleich- 
tert. 

278. In der Bundesrepublik Deutschland sind in- 
zwischen 12 Erzeugerörganisationen der Fischwirt- 
schaft nach EWG-Recht anerkannt worden. Die Bil- 
dung der Erzeugergemeinschaften wurde durch den 
Erlaß ergänzender Vorschriften (u. a. zum Anerken- 
nungsverfahren) erleichtert. 

279. über gemeinsame Vermarktungsnormen für 
bestimmte gefrorene Seefische konnte eine Einigung 
noch nicht erzielt werden; für frische Fische wurden 
solche Normen bereits 1971 eingeführt. 

280. Seit dem 1. Januar 1974 ist di.e Verbesserung 
der Struktur der Seefischereimärkte in die Grund- 
sätze für die Förderung im Bereich der Marktstruk- 
turverbesserung (Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes") 
einbezogen. 

281. Zur Verbesserung des gesundheitlichen Schut- 
zes wird eine Verordnung über Höchstmengen an 
Quecksilber in Fischen, Krusten-, Schalen- und 
Weichtieren sowie daraus hergestellten Erzeugnis- 
sen vorbereitet. 
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8 Programm: Sozialpolitik 


8.1 Bisherige Entwicklung 

282. Die soziale Lage der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung (einschließlich Forstwirtschaft) konnte im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 nachhaltig verbessert wer- 
den. Entscheidend hierfür waren vor allem die im 
Herbst 1972 in Kraft getretenen gesetzlichen Neu- 
regelungen auf dem Gebiet der sozialen Sicherung 
der Landwirte. Auch für die vom Strukturwandel 
der Landwirtschaft betroffenen landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer konnten Erleichterungen geschaffen 
werden. 

283. Mit Einführung der Krankenversicherung der 
Landwirte zum 1. Oktober 1972 wurde eine Lücke 
im sozialen Versicherungsschutz dieses Personen- 
kreises geschlossen. Die landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer und ihre Familien sind nunmehr grundsätz- 
lich bei allen sozialen Risiken — Krankheit, Mutter- 
schaft, Erwerbsunfähigkeit, Arbeitsunfall, Alter und 
Tod — versicherungsrechtlich geschützt. Besonders 
positiv wirkt sich die beitragsfreie, durch den Bund 
voll finanzierte Krankenversicherung der Altentei- 
ler auf die soziale Situation der landwirtschaftlichen 
Familien aus. Wesentliche Bedeutung kommt ferner 
der Bereitstellung von Ersatzkräften zu, auf die nun- 
mehr im gesamten Bereich der sozialen Sicherung 
der Landwirte ein Rechtsanspruch besteht. 

284. Die Geldleistungen in der Altershilfe für 
Landwirte und in der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung konnten spürbar verbessert werden. Die 
Altersgelder wurden — nach einer Pause von 

j u-u~n — am 1. Oktober 1972 um rd. 37 %>, die Un- 
fallrenten an Landwirte nach zweijährigem Abstand 
Anfang 1973 um li8 %> angehoben. Mit diesen Erhö- 
hungen wurden die zwischenzeitlichen Rentenanpas- 
sungen voll nachgeholt. Entsprechende Leistungs- 
verbesserungen hat die Landabgaberente erfahren, 
deren agrarstrukturelle Wirksamkeit sich weiter 
bestätigt hat. Die Öffnung der Rentenversicherung 
für alle Selbständigen hat den Landwirten und ihren 
Familien die Möglichkeit eröffnet, zusätzlich selbst 
für ihr Alter vorzusorgen. 

285. Die Verbesserungen in der sozialen Sicherung 
der Landwirte haben die Aufwendungen der Träger 
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung erheb- 
lich ansteigen lassen. Die Mehrausgaben wurden 
z. T. durch höhere Beiträge finanziert, z. T. durch Er- 
höhung der Bundesmittel, die diesen Einrichtungen 
zur Erleichterung der durch den Strukturwandel be- 
dingten hohen alten Lasten zufließen. Insgesamt be- 
lief sich im Jahr 1973 das Beitragsaufkommen der 
Landwirte zu ihrer eigenen sozialen Sicherung auf 
1 218 Millionen DM. Der Bund beteiligte sich an den 
Ausgaben für agrarsozialpolitische Maßnahmen mit 
1 902 Millionen DM. 


286. Die 1972 und 1973 in Kraft getretenen Neu- 
regelungen in der sozialen Sicherung der Landwirte 
haben die Position der deutschen Landwirte im eu- 
ropäischen Vergleich nachhaltig verbessert. Die Lei- 
stungen je Landwirt sind gegenüber 1971 um 121 °/o 
angestiegen; der durchschnittliche Betrag der sozia- 
len Leistungen je Landwirt erhöhte sich von 2 601 
DM im Jahre 1971 auf 5595 DM im Jahre 1973. Der 
in diesen Leistungen enthaltene Anteil an den Bun- 
deszuschüssen stieg von 1 906 DM im Jahre 1971 
auf 3 559 DM im Jahre 1973 (Materialband, Tabelle 
133). 

Trotz der 1972 und 1973 wirksam gewordenen Ver- 
besserungen bleibt zu prüfen, ob noch weitere Re- 
gelungen im Leistungsrecht zur Anpassung des so- 
zialen Versicherungsschutzes an die veränderten 
Lebensverhältnisse der landwirtschaftlichen Fami- 
lien erforderlich sind. 

287. Älteren landwirtschaftlichen Arbeitnehmern, 
die aus strukturellen Gründen ihren Arbeitsplatz 
verlieren, wird zur Erleichterung ihrer sozialen 
Situation seit dem 1. Januar 1973 eine Anpassungs- 
hilfe gewährt. 

8.2 Ziele 

288. Im Mittelpunkt der sozialpolitischen Ziel- 
setzung im ländlichen Raum steht die Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der in der Land- und Forst- 
wirtschaft tätigen Menschen sowie derjenigen, die 
im strukturellen Anpassungsprozeß aus der Land- 
und Forstwirtschaft ausscheiden. Hierzu gehören fol- 
gende Teilziele: 

— Sicherung bei Krankheit, 

— Sicherung bei Unfällen, 

— Sicherung im Alter, 

— Verbesserung der Arbeitsverhältnisse, 

— Sicherung der Altersversorgung beim Übergang 
und Ausscheiden. 


8.3 Maßnahmen 

Krankenversicherung der Landwirte 

289. Der verwaltungsmäßige Aufbau der Kranken- 
versicherung der Landwirte konnte im Jahr 1973 
trotz mancher Anlaufschwierigkeiten befriedigend 
abgeschlossen werden. 

Am 1. Juli 1973 waren bei den 19 landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen mit 223 Verwaltungsstellen 
insgesamt 1 006 000 Personen pflichtversichert. Dar- 
unter waren 491 000 landwirtschaftliche Unterneh- 
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mer, 117 000 mitarbeitende Familienangehörige und 
394 000 Altenteiler. Weitere 4 000 Personen waren 
freiwillig versichert. Rund 2 % aller Versicherungs- 
pflichtigen haben sich aufgrund der Übergangsvor- 
schriften von der Mitgliedschaft in der landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse befreien lassen. 

Die ersten Erfahrungen der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen zeigen, daß der Nachholbedarf der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung vor allem auf dem 
Gebiet des Zahnersatzes und der Kieferorthopädie, 
aber auch bei kleineren, nicht dringlichen Operatio- 
nen, groß ist. Die landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen haben deshalb von der gesetzlichen Möglichkeit, 
in bestimmten Bereichen Mehrleistungen zu erbrin- 
gen, weitgehend Gebrauch gemacht. 

Die Aufwendungen der Krankenkassen für die ver- 
sicherten aktiven Landwirte und deren Familien 
werden voll aus Beiträgen finanziert. Die Beiträge 
sind nach der Leistungsfähigkeit der Betriebe ge- 
staffelt und lagen 1973 zwischen monatlich 45,00 DM 
und 164,70 DM. Das Beitragsaufkommen belief sich 
auf 650 Millionen DM. Die Krankheitskosten der 
Altenteiler werden vom Bund getragen, der dafür 
im Jahr 1973 430 Millionen DM aufgewendet hat. 
Die Gesamtaufwendungen der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen lagen 1973 bei 1 050 Millionen DM. 
Für 1974 ist ein Bundeszuschuß von 435 Millionen 
DM vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag 
zum 1. April 1974 einen Bericht über die Kranken- 
versicherung der Landwirte vorlegen, in dem insbe- 
sondere auch diejenigen Regelungen angesprochen 
werden sollen, die ggf. Anlaß für eine Novellierung 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte sind. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

290 . Die Unfallrenten der landwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmer, die nach § 579 RVO jährlich angepaßt 
werden, sind zum 1. Januar 4973 um 11,9%, zum 
1. Januar 1974 um 9,4% erhöht worden. Rechts- 
grundlage für diese Verbesserungen sind das 15. 
und 16. Rentenanpassungsgesetz (BGBl. I 1972 
S. 1965 und BGBl. I 1973 S. 525). 

Die Unfallrenten der Landwirte, deren Berechnung 
ein durchschnittlicher, von der Selbstverwaltung fest- 
gesetzter Jahresarbeitsverdienst zugrunde liegt, 
wurden im zweijährigen Rhythmus zum 1. März 1973 
um 48 % erhöht. Die besonderen Zulagen an 
Schwerverletzte wurden 1973 weitergeführt. 

Die Aufwendungen der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften für Leistungen, Unfallverhütung, 
Verwaltung und Verfahren betrugen 4973 rd. 655 
Millionen DM. Der Bund beteiligte sich mit 300 Mil- 
lionen DM an der Finanzierung dieser Aufwendun- 
gen, um die Beitragslast der landwirtschaftlichen 
Unternehmer zu erleichtern. Die hierdurch bewirkte 
Beitragssenkung betrug 52 %. Beitragspflichtige, die 
keine landwirtschaftlichen Unternehmer sind, haben 
keinen Anspruch auf Bundesmittel, sondern müssen 
ihre Beiträge voll selbst tragen. Insgesamt belief 
sich das Beitragsaufkommen zur landwirtschaftlichen 


Unfallversicherung 4973 auf 250 Millionen DM. Für 
4974 ist ein Bundeszuschuß von 320 Millionen DM 
vorgesehen (Materialband, Tabelle 129). 

In einem Bericht, den die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag zum 1. April 4974 vorlegen 
wird, soll u. a. geprüft werden, welche Neuregelun- 
gen im Recht der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung erforderlich sind, um den Versicherungs- 
schutz zu verbessern und die Geldleistungen der 
allgemeinen Einkommensentwicklung anzupassen. 

Altershilfe für Landwirte 

291 . Das am 22. Dezember 1973 verkündete Gesetz 
über die laufende Anpassung der Altersgelder in 
der Altershilfe für Landwirte (Siebentes Änderungs- 
gesetz GAL — 7. ÄndG-GAL; BGBL I 1973 S. 1937) 
bringt folgende Verbesserungen. 

— Erhöhung des Altersgeldes am 1. Januar 1974 
um 10% auf monatlich 264 DM für Verheiratete 
und 176 DM für Alleinstehende (bisher 240 
DM/1 60 DM). 

— Ab 1. Januar 4975 jährliche Anpassung der Al- 
tersgelder an die Entwicklung der Löhne und Ge- 
hälter, und zwar entsprechend dem Steigerungs- 
satz der Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. 

— Ab 1. Januar 1974 Staffelung der Altersgelder 
nach der Dauer der Beitragszahlung. Landwirte, 
die für mehr als 45 volle Kalenderjahre Beiträge 
gezahlt haben, erhalten je volles weiteres Bei- 
tragsjahr einen Zuschlag von 3 % des Alters- 
geldgrundbetrages. 

— Erleichterung der Anrechnungsvorschriften beim 
Bezug von vorzeitigem Altersgeld infolge Er- 
werbsunfähigkeit. Bei gleichzeitigem Bezug einer 
Rente aus der Renten- oder Unfallversicherung 
wird das vorzeitige Altersgeld nicht mehr um 
die Hälfte, sondern nur noch um ein Viertel ge- 
kürzt. 

— - Einführung einer Härteregelung für altersgeld- 
berechtigte Landwirte, die weder einen Hofnach- 
folger haben, noch einen Pächter oder Käufer für 
ihre landwirtschaftlichen Flächen finden können. 
Die Erteilung einer Ermächtigung zur Landver- 
pachtung und Landveräußerung an eine nach 
Landesrecht zuständige Stelle kann an die Stelle 
der Abgabe treten. Der Betrieb kann bis zur 
formgerechten Abgabe weiterbewirtschaftet wer- 
den. Der Landwirt erhält bis dahin das halbe 
Altersgeld und ist von der Beitragszahlung zur 
Alterskasse und zur Krankenversicherung befreit. 

— Gesetzliche Garantie eines dynamisierten Bun- 
deszuschusses. Der derzeitige Anteil der Bundes- 
mittel an den Altersgeldaufwendungen (84,6 %) 
bleibt konstant; die Bundesmittel steigen im 
gleichen Verhältnis wie die Altersgeldaufwen- 
dungen. 

Der Beitrag zur Alterskasse wurde ab 1. Januar 
4974 auf monatlich 41 DM erhöht. Er wird ab 4975 in 
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die Dynamisierung einbezogen. Er erhöht sich jähr- 
lich mindestens um den gleichen Prozentsatz wie das 
Altersgeld. 

Die Zahl der Altersgeldempfänger ist 1973 wieder 
stärker angestiegen. Sie erhöhte sich um rund 12 600 
auf 566 000. Gleichzeitig ging der Bestand an Bei- 
tragspflichtigen von 746 752 am 31. Dezember 1972 
auf 728 000 am 31. Dezember 1973 zurück. Die Ge- 
samtaufwendungen der Alterskassen beliefen sich im 
Jahre 1973 auf 1 380 Millionen DM, von denen 318 
Millionen DM durch Beitrags- und sonstige Einnah- 
men, 1 070 Millionen DM durch Bundeszuschüsse ge- 
deckt wurden (Materialband, Tabellen 130 und 131). 

Betriebs- und Haushaltshilfe 

292 . Betriebs- und Haushaltshilfe als sozialrecht- 
liche Leistung wird im Rahmen der Altershilfe bei 
Durchführung, von Rehabilitationsmaßnahmen und 
beim Tod des Unternehmers oder seines Ehegatten 
gewährt. Die gleiche Leistung sehen die Kranken- 
versicherung der Landwirte bei Krankenhauspflege 
und die landwirtschaftliche Unfallversicherung bei 
Heilanstaltspflege vor. 

Als Betriebs- und Haushaltshilfe wird eine Ersatz- 
kraft gestellt, um für eine Übergangszeit die Wei- 
terführung des Betriebes oder des Betriebshaushal- 
tes zu sichern. Die landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherungsträger haben selbst Betriebshelfer einge- 
stellt, mit denen etwa 15 °/o aller Fälle abgedeckt 
werden. Für rund 30 %> der Einsätze greifen sie auf 
Kräfte der in allen Bundesländern entstandenen Be- 
triebshelfer- und Dorfhelferinnendienste, ggf. auch 
der Maschinenringe, zurück, mit denen entspre- 
chende vertragliche Vereinbarungen getroffen sind. 
In allen übrigen Einsatzfällen beschaffen sich die 
Betriebe selbst Aushilfskräfte, deren Kosten von 
den Sozialversicherungsträgern erstattet werden. 

Landabgaberente 

293 . Die Landabgaberente ist mit dem 7. ÄndG- 
GAL (BGBl. I 1973 S. 1937) zum 1. Januar 1974 in die 
Erhöhung und Dynamisierung des Altersgeldes ein- 
bezogen worden. Die bisherige Differenz zwischen 
Altersgeld und Landabgaberente — monatlich 
175 DM für Verheiratete und 115 DM für Allein- 
stehende — bleibt jedoch erhalten. Erhöht und dy- 
namisiert wird also nur der dem Altersgeld entspre- 
chende Teil der Landabgaberente. Ab 1. Januar 
1974 wird die Landabgaberente somit monatlich 
439 DM für Verheiratete und 291 DM für Allein- 
stehende betragen (bisher 415 DM/275 DM). 

Aus der notwendigen Anpassung des Rechts der 
Landabgaberente an die Agrarstrukturpolitik der 
Europäischen Gemeinschaft ergeben sich ferner fol- 
gende Änderungen. 

— Der Zeitraum, in dem Landabgaberente bewilligt 
werden kann, ist bis zum 31. Dezember 1982 ver- 
längert worden. 

— Der Personenkreis der Berechtigten ist um die 
Inhaber solcher Unternehmen erweitert worden, 


welche die fünffache Mindestbetriebsgröße ge- 
mäß § 1 GAL überschreiten, sofern sie nachweis- 
bar keine einzelbetriebliche Förderung erhalten 
können. 

— - Die freigesetzten landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen sollen vorrangig entwicklungsfähigen Be- 
trieben übertragen oder dauernd der landwirt- 
schaftlichen Nutzung entzogen werden. Die bis- 
herige Regelung über die landaufnehmenden Be- 
triebe bleibt nachrangig bestehen. 

- — Die abzugebenden Flächen müssen nur noch zu , 
85 °/o strukturverbessernd abgegeben werden 
gegenüber bisher 100 °/o. 

Am 31. Dezember 1973 bezogen 28 000 ehemalige 
landwirtschaftliche Unternehmer oder deren Wit- 
wen/Witwer Landabgaberente, darunter 9 170 Neu- 
zugänge aus dem Jahre 1973. Im Rahmen dieser 
Maßnahme wurden bisher insgesamt 250 000 ha zur 
Strukturbesserung abgegeben. Rund 33 °/o der Be- 
triebe wurden geschlossen und 67 °/o geteilt abgege- 
ben. Nur in 3 °/o aller Abgabefälle wmrde verkauft. 
Nahezu 70 °/o der abgegebenen Flächen wurden von 
Betrieben mit mehr als 10 ha LN aufgenommen 
(Materialband, Tabelle 132). 

Die Ausgaben des Bundes für die Landabgaberente 
beliefen sich 1973 auf 100 Millionen DM; sie werden 
1974 voraussichtlich auf 147 Millionen DM steigen. 

Nachentrichtungszuschuß 

294 . Das 7. AndG-GAL hat die Bedingungen für die 
Gewährung des Bundeszuschusses zur Nachentrich- 
tung von Beiträgen zur Rentenversicherung neu ge- 
regelt. Ziel dieser Änderung war es, die Maßnahme 
effektiver zu gestalten und den Kreis der Begünstig- 
ten zu erweitern. Die enge strukturpolitische Bin- 
dung wurde gelockert und der sozialpolitischen Ziel- 
setzung der Maßnahme größeres Gewicht gegeben. 
Die Neuregelung geht von der Überlegung aus, daß 
Landwirte, die sich beruflich aus der Landwirtschaft 
lösen, die Möglichkeit erhalten sollen, diesen Schritt 
auch hinsichtlich ihrer Alterssicherung zu vollziehen. 
Den Zuschuß zur Nachentrichtung können ab 1. Ja- 
nuar 1974 erhalten: 

— Landwirte, die in der Rentenversicherung pflicht- 
versichert sind und ihr Unternehmen abgegeben 
haben. Es genügt die einfache Unternehmensab- 
gabe 1 ). Die Betriebsgrößenbegrenzung ist ent- 
fallen. Der Begünstigte scheidet aus der landwirt- 

• schaftlichen Alterskasse aus. 

— Landwirte, die sich von der Beitragspflicht zur 
Alterskasse befreien lassen, weil sie rentenver- 
sicherungspflichtig beschäftigt oder in die Hand- 
werksrolle eingetragen sind. Die Abgabe des Un- 
ternehmens ist nicht erforderlich. Die Befreiung 
von der Beitragspflicht zur Alterskasse ist künf- 
tig möglich, wenn in den 6 Jahren vor Antrag- 
stellung mindestens für 60 Kalendermonate, 


9 Eigentumsübertragung (u. a. Hofübergabe) oder Ver- 
pachtung auf 9 Jahre; strukturverbessernde Abgabe 
nicht erforderlich. 
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neben der Tätigkeit als landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer, Versicherungspflicht in der Renten- 
versicherung bestanden hat. Der Verzicht des 
Vorgängers im Unternehmen auf das Alters- 
geld als Voraussetzung für die Befreiung ist ent- 
fallen. 

Landwirte, die rentenversicherungspflichtig beschäf- 
tigt sind und das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
können wie bisher trotz Inanspruchnahme des Zu- 
schusses Mitglied der Alterskasse bleiben. Sie müs- 
sen allerdings ihr Unternehmen strukturverbessernd 
abgeben und unterliegen auch den Bestimmungen 
des Rechts der Landabgaberente hinsichtlich der Ab- 
grenzung des berechtigten Personenkreises. 

Der Bundeszuschuß beträgt wie bisher 70 % der 
nachentrichteten Beiträge, höchstens jedoch der den 
jeweiligen Durchschnittseinkommen entsprechenden 
Beiträge. 

Seit Inkrafttreten der Maßnahme am 1. Januar 1971 
haben insgesamt 270 ehemalige landwirtschaftliche 
Unternehmer den Nachentrichtungszuschuß in An- 
spruch genommen. Etwa die doppelte Anzahl An- 
träge war am 31. Dezember 1973 noch nicht ent- 
schieden. Die Aufwendungen des Bundes beliefen 
sich 1973 auf rd. 1,6 Millionen DM; für 1974 wird mit 
5 Millionen DM gerechnet. 

Anpassungshilfe für land- und forstwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 

295 . Nach den am 1. Januar 1973 im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes in Kraft getretenen 
Richtlinien erhalten über 55 Jahre alte Arbeitneh- 
mer, die ihren Arbeitsplatz wegen Auflösung oder 
Stillegung des Betriebes oder von Betriebsteilen 
verlieren, und die keine neue Tätigkeit in deT Land- 
wirtschaft aufnehmen, eine Anpassungshilfe. Sie be- 
trägt für jeden Monat vom Tage der Entlassung bis 
zur Vollendung des 65. Lebensjahres 60 DM, höch- 


stens jedoch insgesamt 7 000 DM. Die Anpassungs- 
hilfe wird als Abfindung in einer Summe aus- 
gezahlt. 

Bis zum 31. Dezember 1973 sind insgesamt 
848 750 DM für Anpassungshilfen auf gewendet wor- 
den; hiervon entfallen 509 250 DM auf Mittel des 
Bundes. 

Die Maßnahme wird 1974 fortgeführt. 

Zusatzaltersversorgung für land- und forstwirtschaft- 
liche Arbeitnehmer 

296 . Die aus strukturellen Gründen besonders 
niedrigen Altersrenten der landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmer haben die Tarifpartner der Land- 
und Forstwirtschaft veranlaßt, einen Tarifvertrag 
über eine überbetriebliche Zusatzaltersversorgung 
ihrer Arbeitnehmer zu vereinbaren. Ehemalige 
Arbeitnehmer, die von diesem Tarifvertrag nicht 
mehr oder nur noch kurzzeitig erfaßt werden, sol- 
len eine entsprechende Ausgleichslerstung aus Bun- 
desmitteln erhalten. 

Das Bundeskabinett hat am 5. September 1973 den 
Entwurf eines Gesetzes verabschiedet, das die Er- 
richtung einer Zusatzversorgungskasse für land- 
und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer und die Zah- 
lung einer Ausgleichskasse vorsieht. Begünstigt 
werden ehemalige land- und forstwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, die am 1. Juli 1972 über 50 Jahre 
alt waren und nach ihrem 40. Lebensjahr minde- 
stens 180 Kalendermonate in der Land- und Forst- 
wirtschaft tätig waren, wenn sie eine Alters- oder 
Erwerbsunfähigkeitsrente beziehen. Die monatliche 
Ausgleichsleistung ist auf höchstens 50 DM für den 
Verheirateten und 30 DM für den Alleinstehenden 
begrenzt. Ihre tatsächliche Höhe ergibt sich aus den 
zur Verfügung stehenden Bundesmitteln (1974: 
24 Millionen DM) und der Zahl der Berechtigten. 
Der Anspruch auf Ausgleichsleistungen soll erst- 
malig ab 1. Juli 1973 entstehen und 1974 erfüllt 
werden. 
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9 Programm: Bildung und Beratung 


9.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

297. Der am 15. Juni 1973 von der Bund-Länder- 
Kommission für BiMungsplanung verabschiedete 
und am 20. September und am 30. November 1973 
von den Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der gebilligte Bildungsgesamtplan läßt deutlich 
erkennen, daß berufliche und allgemeine Bildung 
gleichrangig sein müssen. Für den ländlichen Raum 
ist das darin verankerte Prinzip der Chancengleich- 
heit, wonach jede naturgegebene wirtschaftliche, 
soziale oder kulturelle Benachteiligung auch durch 
das Erziehungs- und Bildungssystem kompensiert 
werden muß, besonders wichtig. Das Bundeskabinett 
hat am 15. November 1973 „Grundsätze zur Neu- 
ordnung der beruflichen Bildung (Markierungs- 
punkte) " verabschiedet. 

Im schulischen Bereich besteht zwischen Stadt und 
Land noch immer ein starkes Gefälle. So wird es 
z. B. immer problematischer, Lehrer für den Unter- 
richt in entlegenen Gebieten zu finden. Auch läßt 
das weite Schulnetz die auf dem Lande lebenden 
Menschen oft länger zögern, ihre Kinder in die 
weiterführenden Schulen zu schicken, als die Be- 
wohner dicht besiedelter Gebiete. Soweit dies nicht 
auf die mangelnde Versorgung mit Verkehrsleistun- 
gen zurückzuführen ist, kann dem durch einen ver- 
stärkten Einsatz von Bildungsberatern und eine 
bevorzugte Gewährung von Ausbildungsbeihilfen 
in den ländlichen Gebieten begegnet werden. 

Berufsbildung 

298 . Die berufliche Ausbildung im Bereich der 
Landwirtschaft ist durch den Erlaß bund es einheit- 
licher Ausbildungsordnungen für den größten Teil 
der Ausbildungsberufe auf der Grundlage des 
dualen Ausbildungssystems, bei dem die Ausbil- 
dung zum Teil im Betrieb und zum Teil in der 
Berufsschule erfolgt, neu geregelt worden. Die Aus- 
bildungsordnungen fordern für jeden Auszubilden- 
den eine sachliche und zeitliche Gliederung der im 
Betrieb zu vermittelnden Ausbildungsinhalte, sowie 
die Vermittlung von Fertigkeiten und Kenntnissen 
durch schulische und überbetriebliche Ausbildungs- 
einrichtungen. 

Die Zahl der Auszubildenden im Beruf „Landwirt" 
ist 1972 gegenüber 1971 um 10%>, in der ländlichen 
Hauswirtschaft um 14 % zurückgegangen. Sie zeigt 
weiter eine abnehmende Tendenz. Ähnliche Ent- 
wicklungen zeigen auch die übrigen landwirtschaft- 
lichen Berufe (vgl. Materialband, Tabelle 134). 

Eine Erhebung über die Herkunft der Auszubilden- 
den im Beruf „Landwirt" und der Schüler landwirt- 
schaftlicher Fachschulen nach Betriebsgrößen läßt 
in den Betrieben unter 20 ha den stärksten Rück- 
gang erkennen. Er ist aber auch bei Betrieben von 


20 bis 50 ha noch beachtlich. Während im Jahre 1969 
noch 43 °/o der Auszubildenden und 40 % der Schü- 
ler aus Betrieben unter 20 ha kamen, sind es heute 
nur 30 bzw. 28 °/o. Mehr als zwei Drittel der Aus- 
zubildenden und Schüler stammen aus Betrieben 
über 20 ha (vgl. Materialband, Tabellen 135 
bis 137). 

Die Erkenntnis, daß während der Ausbildung ver- 
tiefte Fertigkeiten und Kenntnisse in überbetrieb- 
lichen Ausbildungsstätten vermittelt werden soll- 
ten, hat sich durchgesetzt. Im Jahre 1971 wurden in 
69 überbetrieblichen Ausbildungsstätten 1 246 Lehr- 
gänge und 1972 an 80 Ausbildungsstätten 1513 Lehr- 
gänge durchgeführt (vgl. Materialband, Tabelle 138). 

An den Meisterlehrgängen beteiligten <sich rd. 
5 500 Anwärter und rd. 1 850 Anwärterinnen. Das 
sind wenig mehr als im Vorjahr. Berücksichtigt man 
aber, daß die Zahl der in den Beruf eintretenden 
Jugendlichen ständig zurückgeht, läßt die Zunahme 
der Meisteranwärter ein relativ starkes Bemühen 
um eine qualifizierte berufliche Weiterbildung er- 
kennen. 

299. Im Jahre 1972 nahmen 4 800 Männer und 900 
Frauen, die bisher in der Landwirtschaft tätig 
waren, an Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Förderung der beruflichen Bildung teil. Diese 
Zahlen liegen — - dem allgemeinen Trend folgend — 
unter denen des Jahres 1971. Das Hauptgewicht der 
beruflichen Förderung von bisher landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigen lag bei der beruflichen Um- 
schulung. Im Jahre 1972 nahmen 43,6 °/o aller ge- 
förderten Männer (1971: 38,2 %) und 35,9% aller 
geförderten Frauen (1971: 22,9%) eine Umschu- 
lung auf. Die berufliche Einarbeitung (Übergangs- 
zeit nach der Umschulung), die von der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung sehr viel stärker als von 
anderen Berufsgruppen in Anspruch genommen 
wird, ging anteilmäßig zugunsten der Umschulung 
zurück (s. Materialband, Tabelle 139). 

Nach wie vor ist die Zahl der bisher landwirt- 
schaftlich Erwerbstätigen, die vor einer beruflichen 
Umstellung die Förderungsmaßnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeit in Anspruch nehmen, relativ 
klein. Nicht bekannt, aber vermutlich größer ist die 
Zahl derjenigen, die sich um diese Hilfe zur Fort- 
bildung erst nach einiger Zeit der neuen Berufs- 
tätigkeit bemühen. 

300. Die Zahl der Studierenden im Agrarbereich 
einschließlich der Haushalts- und Ernährungswissen- 
schaften ist weiter erheblich angestiegen. Das Ergeb- 
nis einer Untersuchung über Studienmotivationen 
und Berufsvorstellungen verweist auf die Notwen- 
digkeit, die beruflichen Möglichkeiten und das 
Arbeitsplatzangebot auf dem Agrarsektor nach ent- 
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sprechenden Analysen neu zu überdenken, um die 
Studierenden über ihre tatsächlichen beruflichen 
Möglichkeiten sachgerecht informieren zu können. 

Weiterbildung 

301. Im Bereich der Weiterbildung sieht der von 
den Regierungschefs gebilligte Bildungsgesamtplan 
ein breit gefächertes Bildungsangebot vor. Im 
Agrarbereich verdienen neben den Fortbildungs- 
Veranstaltungen, die von den Ländern über die 
Fachschulen und andere staatliche Bildungseinrich- 
tungen angeboten werden, die zahlreichen Aktivi- 
täten der verschiedenen freien Bildungsträger Be- 
achtung. Dies sind vor allem die ländlichen Heim- 
volkshochschulen, der Deutsche Bauernverband, der 
Landfrauenverband, der Fachschulabsolventenver- 
band und die Landjugend verbände. 

An beruflicher Weiterbildung wurden von den Fach- 
schulen im Agrarbereich 1972/73 insgesamt rd. 
8 400 Lehrgänge durchgeführt. An diesen Lehrgän- 
gen nahmen rd. 217 400 Personen teil. Der Anteil 
der weiblichen Teilnehmer betrug rd. 32 °/o. 

Diese Lehrgänge stehen grundsätzlich auch den Zu- 
und Nebenerwerbslandwirten in vollem Umfang zur 
Verfügung. Außerdem werden jedoch in den mei- 
sten Bundesländern noch spezielle Lehrgänge für 
diesen Personenkreis durchgeführt (vgl. Material- 
band, Tabelle 140). 

An sonstigen Lehrgängen zur Weiterbildung mit 
einer Dauer von drei Tagen und mehr nahmen 
1972/73 74 722 Personen aus landwirtschaftlichen 

Berufen teil, darunter 16 547 weibliche Personen. 
Die Lehrgänge der 44 Heimvolkshochschulen wur- 
den von rd. 46 700 Teilnehmern besucht, die haupt- 
beruflich in der Landwirtschaft tätig sind. Der An- 
teil der weiblichen Teilnehmer erreichte hier 48 °/o. 
Der Deutsche Landfrauenverband führte 1972 rd. 
29 600 Weiterbildungs Veranstaltungen durch (vgl. 
Materialband, Tabelle 141). 


Beratung 

302. Die Situation der Offizialberatung hat sich 
im Berichtszeitraum gegenüber dem Vorjahr inso- 
fern geändert, als im Zuge der in einzelnen Bun- 
desländern durchgeführten Verwaltungsreform wei- 
tere organisatorische Verbesserungen erreicht wur- 
den. Die notwendige Spezialisierung der Berater 
hat sich weiter fortgesetzt. 

303. Die ländlich-hauswirtschaftliche Beratung hat 
sich weiter zu einer sozio-ökonomischen Beratung 
für die landwirtschaftlichen Familien und Haushalte 
entwickelt. Sie befaßt sich schwerpunktmäßig mit 
sozialen und Ökonomischen Fragen einschließlich 
des landwirtschaftlichen Wohnungsbaues sowie der 
Gästebeherbergung auf dem Bauernhof. Außerdem 
werden in den meisten Bundesländern Maßnahmen 
zur Verstärkung der Ernährungsberatung einschließ- 
lich Aufklärung und Information für die ländliche 
Bevölkerung eingeleitet bzw. verwirklicht. 


In den Beratungsbezirken waren am 1. Januar 1973 
in der Offizialberatung l ) insgesamt 3 339 Berater 
(Vorjahr 2 535) eingesetzt. Unterstützt wurde die 
Beratung auf dieser Ebene von 3 755 (Vorjahr 
4 404) landwirtschaftlich-technischen und hauswirt- 
schaftlichdechnischen Hilfskräften. Ferner waren 
auf Regierungsbezirks- bzw. Landesebene 744 Spe- 
zialberater 2 ) im Einsatz. Die Finanzierung der Be- 
ratung war 1973 auf Grund der Finanzreform erst- 
mals von den Ländern allein zu tragen (Material- 
band, Tabelle 143 und Text 4). 


9.2 Ziele 

304. Bildung und Beratung verbessern sehr we- 
sentlich die Voraussetzungen für die Bewältigung 
des strukturellen Wandels in der Landwirtschaft. 
Im einzelnen werden folgende Teilziele verfolgt: 

— Verbesserung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und Weiterbildung, 

— Verbesserung der sozio-ökonomischen Informa- 
tion und Beratung, 

— Verbesserung der Umschulungsangebote. 


9.3 Maßnahmen 

Berufsbildung 

305. Die Fertigstellung der Verordnungen über die 
Berufsausbildung für alle Ausbildungsberufe und 
über die berufliche Fortbildung im Agrarbereich sol- 
len dazu beitragen, die wirtschaftliche und soziale 
Sicherheit der in der Landwirtschaft Tätigen zu ver- 
bessern (vgl. Materialband, Tabelle 43). 

Um die Durchführung der von der Bundesregierung 
erlassenen Verordnungen zur beruflichen Bildung zu 
koordinieren, wurde ein Arbeitskreis der zuständi- 
gen Stellen für Berufsbildung in der Landwirtschaft 
gegründet. 

306. Der Schwerpunkt der Arbeit des „Fachaus- 
schusses zur EWG-einheitlichen Koordinierung des 
Einsatzes von Medien im Agrarbereich" (früher 
Lehrmittelausschuß) konzentriert sich zunehmend 
auf die Umsetzung neuer Bildungstechnologien, 
Lehr- und Lernmittel für die Berufsausbildung und 
-fortbildung im Agrarbereich. 

307. Der Bund hat 1973 erstmalig den Ausbau von 
fünf überbetrieblichen Ausbildungsstätten für den 
Agrarbereich als Modellvorhaben gefördert und da- 
für 1,5 Millionen DM bereitgestellt. Ziel dieser Maß- 


ß Die Offizialberatung umfaßt die landwirtschaftlichen 
und ländlich-hauswirtschaftlichen Beratungskräfte der 
Länder und der Landwirtschaftskammern, 
ß z. B. Pflanzenschutz, Tierzucht, Betriebswirtschaft, 
Landtechnik, landwirtschaftliches Bauwesen, Buchfüh- 
rung, Ökonomik des Haushalts, Haushaltstechnik, Er- 
nährung 
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nähme ist es, die betriebliche Ausbildung im Hin- 
blick auf ihre Systematisierung und Pädagogisierung 
ergänzend zu unterstützen. 

308 . Die Bundesanstalt für Arbeit ist bemüht, die 
Information der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
über die beruflichen Förderungsmaßnahmen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz (BGBL I 1969 S. 582} 
zu erweitern und zu verbessern. Dieser Aufgabe 
dient die Aktion „3 W Wollen-Wissen-Weiterkom- 
men", die 1971 begonnen und 1973 in Zusammen- 
arbeit mit der Landwirtschaftsverwaltung und den 
Bauernverbänden durchgeführt wurde. Die Ziel- 
gruppe ist über die hauptberuflich in der Landwirt- 
schaft Tätigen hinaus auf die Nebenerwerbsland- 
wirte erweitert worden. 

Weiterbildung 

309 . Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer 
durch die Finanzreform begrenzten Möglichkeiten 
die Weiterbildungsmaßnahmen und zentrale Veran- 
staltungen der freien Bildungsträger im Bereich der 
Landwirtschaft weiter fördern. Im Jahre 1973 wur- 
den für zentrale Veranstaltungen der freien Bil- 
dungsträger, für internationale Praktikanten- und 
Austauschprogramme sowie für den Berufswettkampf 
der deutschen Landjugend insgesamt 4,5 Millionen 
DM zur Verfügung gestellt. 

Gemäß der Richtlinie 72/1 61 /EWG wird die Vielzahl 
der beruflichen Weiterbildungsmöglichkeiten in Zu- 
kunft transparenter gemacht. Dies wird voraussicht- 
lich eine stärkere Inanspruchnahme des Angebotes 
zur beruflichen Weiterbildung zur Folge haben. 

Beratung 

310 . Die Umsetzung der Richtlinie 72/161/EWG 
über die sozio-ökonomische Information und die be- 
rufliche Qualifikation der in der Landwirtschaft täti- 
gen Personen in nationales Recht ist so weit vorbe- 
reitet, daß mit der Durchführung der entsprechenden 
Maßnahmen sofort begonnen werden kann, sobald 
die EG-Kommission hierzu positiv entschieden hat. 
Entsprechend der EWG-Richtlinie haben die Länder 
für die berufliche Qualifikation der in der Landwirt- 
schaft tätigen Personen bereits Lehrgänge einge- 
richtet, die dann aufgrund der EWG-Richtlinie eine 
besondere Förderung erfahren. In diesen Lehrgän- 


gen wird eine ergänzende Ausbildung allgemeiner, 
technischer und wirtschaftlicher Art vermittelt. Nach 
dem Wirksamwerden der EWG-Richtlinie ist auch 
ein zügiger Ausbau der sozio-ökonomischen Bera- 
tung *) in den Ländern zu erwarten. Voraussichtlich 
werden hierfür rd. 550 Berater und Beraterinnen zur 
Verfügung stehen. Für die Aus- und Fortbildung 
dieser Beratungskräfte werden entsprechend Lehr- 
gänge eingerichtet. 

Die sozio-ökonomische Beratung wird in einigen 
Bundesländern durch Spezialberater des Berufsstan- 
des wesentlich unterstützt. 

Bei den Maßnahmen aufgrund der Richtlinie 72/161/ 
EWG fällt dem Bund die Aufgabe der Koordinierung 
zu. Der Bund wird in diesem Rahmen Tagungen und 
Informationsveranstaltungen fördern. 

Er wird außerdem bei folgenden Vorhaben mit- 
wirken: 

— Erarbeitung und Verbreitung geeigneter Bera- 
tungsunterlagen sowohl für Vollerwerbsbetriebe, 
wie auch für Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, 

— Modellvorhaben, 

— Weiterentwicklung der Beratungsmethoden. 

311 . Dem Land- und Hauswirtschaftlichen Auswer- 
tungs- und Informationsdienst (AID) fallen auf dem 
Gebiet der Koordination und des Medieneinsatzes 
neue Aufgaben zu. Zur besseren Unterstützung der 
beruflichen Aus- und Fortbildung sowie zur Versor- 
gung der Berater mit modernen Arbeitshilfsmitteln 
ist die gezielte Entwicklung neuer Lehrmittel weiter 
zu koordinieren. 

Zur Unterstützung der sozio-ökonomischen Informa- 
tion und Beratung wurden vom AID und K T B L 
(Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Land- 
wirtschaft) Informationsschriften und Kalkulations- 
unterlagen zur Verfügung gestellt. Für die Bera- 
tungskräfte haben der AID und auch Berufsver- 
bände mit Bundesmitteln Fortbildungsseminare auf 
dem Gebiet der Beratungsmethodik und auf wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitischen Gebieten durch- 
geführt. 


Die sozio-ökonomische Beratung soll den in der Land- 
wirtschaft tätigen Personen unter Berücksichtigung der 
sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten helfen, 
eine Entscheidung über ihre berufliche bzw. wirtschaft- 
liche Zukunft und die Zukunft ihrer Kinder zu treffen. 
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10 Programm: Aufwertungsausgleich 


312 . Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
Paritätsänderungen nicht zu Einkommenseinbußen 
führen sollen. Sie hat diese Auffassung in Brüssel 
mit Nachdruck vertreten. Entsprechend den Grund- 
satzbeschlüssen des Rates der EG vom 16. März 1972 
und 1. Mai 1973 stellen daher einkommenspolitische 
Maßnahmen zum Ausgleich von Einkommensver- 
lusten durch Währungsänderungen bis zur Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion ein 
unentbehrliches Instrument der Agrarpolitik dar. 

313 . Erstmalig ergab sich die Notwendigkeit eines 
Ausgleichs durch die Aufwertung der DM vom 
27. Oktober 1969. Die Bundesrepublik Deutschland 
wurde durch die Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 vom 
9. Dezember 1969 ermächtigt, der deutschen Land- 
wirtschaft für den Zeitraum 1970 bis 1973 einen 
Verlustausgleich von bis zu 1,7 Mrd. DM jährlich zu 
zahlen. Der Rat hat sich in dieser Verordnung eine 
Verlängerung Vorbehalten. 

In Ausführung dieser Verordnung des Rates wurden 
folgende innerstaatlichen Gesetze erlassen: 

Aufwertungsausgleichsgesetz vom 23. Dezember 1969, 
Durchführungsgesetz zum Aufwertungsausgleichge- 
setz vom 5. Juni 1970. 

Danach war der Aufwertungsausgleich zu einem Teil 
umsatzbezogen über eine Erhöhung der Mehrwert- 
steuer um 3 °/o bei gleichzeitigem Kürzungsanspruch 
in dieser Höhe gegenüber der Finanzverwaltung, 
zum anderen Teil flächenbezogen aus Haushaltsmit- 
teln des Bundes zu gewähren. 

Der direkt einkommenswirksame Aufwertungsaus- 
gleich nach der Fläche ist gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2464/69 vom 9. Dezember 1969 in Ver- 
bindung mit dem Durchführungsgesetz zum Aufwer- 
tungsausgleichgesetz degressiv gestaltet (1970 und 
1971: je 920 Millionen DM; 1972: 810 Millionen DM; 
1973: 590 Millionen DM) und lief mit dem Jahre 1973 
aus. Ab 1974 treten andere agrarpolitische Maßnah- 
men an die Stelle des Flächenausgleichs. 

Der Gesamtausgleich wird für 1973 auf rd. 1,57 Mrd. 
DM geschätzt. Hiervon entfielen rd. 980 Millionen 
DM auf den umsatzbezogenen Ausgleich über die 
Mehrwertsteuer und 590 Millionen DM auf den 
flächenbezogenen Ausgleich aus Haushaltsmitteln. 
Hinzu kamen 330 Millionen DM, die nach gesetz- 
licher Vorschrift der Landwirtschaft in Form von 
Sozialleistungen oder agrarstrukturellen Maßnah- 
men zugute kamen. Diese 330 Millionen DM wurden 
wie folgt verwendet: 100 Millionen DM für Alters- 
hilfe, 20 Millionen DM für Landabgaberente, 100 Mil- 
lionen DM für Krankenversicherung, 110 Millionen 
DM zur Abwicklung rechtlicher Verpflichtungen aus 
dem Einzelbetrieblichen Förderungsprogramm. 
(Materialband, Tabelle 144). 


Da der EAGFL sich 1973 nicht an der Finanzierung 
beteiligt hat, ging der EWG-rechtlich zulässige Pla- 
fond für den flächenbezogenen Direktausgleich wie 
im Gesetz vorgesehen auf 590 Millionen DM zurück. 
Für die Verteilung dieser Mittel wurden — diffe- 
renziert nach den vier gesetzlich festgelegten Grup- 
pen der Bodennutzung — folgende Hektarausgleichs- 
beträge festgesetzt: 


Übersicht 41 


Hektarsätze des Aufwertungsausgleichs 
nach der Fläche 

1970 bis 1973 



1970 | 

1971 | 

1972 | 

1973 

DM/ha 

Gruppe I .... 

73,00 

73,00 

62,20 

47,55 

Gruppe II ... 

109,50 

109,50 

93,30 

71,33 

Gruppe III ... 

182,50 

182,50 

155,50 

118,88 

Gruppe IV . . . 

730,00 

730,00 

622,00 

475,50 


Gruppe I: Alle landwirtschaftlich genutzten Flächen, die 
nicht zur zweiten, dritten oder vierten Gruppe gehören. 
Das heißt insbesondere Getreide, Dauergrünland (Wie- 
sen, Weiden, Hutungen), Hülsenfrüchte (außer Gemüse- 
hülsenfrüchten), Futterpflanzen, Grassamen, Blumen 
und Zierpflanzen im Freiland, Blumenzwiebeln zur Blu- 
menzwiebelgewinnung im Freiland, Baumschulerzeug- 
nisse, Wasserflächen der Teichwirtschaft und Fischzucht. 

Gruppe II: Anbauflächen von Zuckerrüben, Futterrüben, 
Kartoffeln und Ölfrüchten zur Körnergewinnung. 

Gruppe III: Anbauflächen von Obstanlagen, Freiland- 
gemüse, Hopfen und Tabak sowie Rebflächen im Ertrag. 

Gruppe IV: Grundflächen der Unterglaskulturen. 


Insgesamt 748 002 landwirtschaftliche Erzeuger, die 
eine Fläche von 12,179 Millionen ha bewirtschaften 
(das entspricht nahezu der gesamten LF in der Bun- 
desrepublik), haben 1973 den Aufwertungsausgleich 
beantragt und erhalten. Die Mittel sind restlos ver- 
teilt worden. 

Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2464/69 
vom 9. Dezember 1969 hatte sich der Rat der EG 
vor Ablauf des Jahres 1973 mit der Frage einer 
Weiterführung des Aufwertungsausgleichs nach 1973 
zu befassen. Der Rat entschied am 11. Dezember 
1973, daß der Ausgleich über die Mehrwertsteuer 
fortgesetzt werden kann, wobei der Rat vor Ende 
1974 zu prüfen hat, wie sich die wirtschaftliche Lage 
der deutschen Landwirtschaft inzwischen entwickelt 
hat und welche geeigneten Maßnahmen dann zu 
treffen sind. 
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11 Programm: Umweltpolitik 


11.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

314. Die Bundesregierung hat im Herbst 1971 ein 
Umweltprogramm vorgelegt, mit dem die hohe 
Priorität, die sie der Umweltpolitik beimißt, verdeut- 
licht wurde. Wichtige Teilbereiche dieser Politik 
sind Naturschutz und Landschaftspflege. Auch eine 
umweltfreundliche Agrarwirtschaft kann in bezug 
auf Natur und Landschaft und die Erzeugung gesun- 
der Nahrungsmittel einen erheblichen Beitrag zur 
Verbesserung der Umweltqualität leisten. Wesent- 
liche Ziele und Maßnahmen im Umweltbereich wer- 
den in folgenden Programmen behandelt: Verbrau- 
cherpolitik im Ernährungsbereich, Produktion und 
Produktqualität, Markt- und Preispolitik, Entwick- 
lung des ländlichen Raumes, Forst- und Holzwirt- 
schaft, Fischwirtschaft. Da es sich beim Umwelt- 
schutz um eine „Querschnittsaufgabe" handelt, wer- 
den jedoch hier bestimmte Probleme zusammenfas- 
send noch einmal dargestellt. 


11.11 Natur und Landschaft 

315. Die technische und wirtschaftliche Entwicklung 
hat zu einer zunehmenden Inanspruchnahme und 
Belastung der Landschaft und der Naturgüter ge- 
führt. Insbesondere sind zu nennen: 

— die zunehmende Überbauung von Flächen, 

— der erhöhte Rohstoff- und Energieverbrauch, 

— die Zunahme von Abfällen, Abwässern und Ab- 
gasen, 

— die Veränderungen in der Bodenbewirtschaftung, 

— der steigende Flächenbedarf für Freizeit und Er- 
holung. 

Diese Entwicklung wird sich fortsetzen. 

Regionale Unterschiede in der Belastung von Natur 
und Landschaft ergeben sich insbesondere durch die 
anhaltende Tendenz zu Industrieballungen in ein- 
zelnen Gebieten. Bereits 50 °/o der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland leben in Verdichtungs- 
gebieten auf nur 7 °/o der Fläche des Bundesgebietes. 
Die bebaute Fläche (2,2 Millionen ha = 9 °/o der Ge- 
samtfläche) hat in der Bundesrepublik seit I960 um 
rd. 25 °/o zugenommen. Eine wesentliche Verlang- 
samung der Zunahme an bebauten Flächen ist auch 
in den nächsten Jahren nicht zu erwarten. 

Der ständig steigende Rohstoff- und Energiever- 
brauch kann nicht nur zu einer Erschöpfung der 
natürlichen Rohstoffquellen führen, er verursacht 
vor allem eine Zunahme umweltbelastender Abfälle 
und Abgase. Die Rohstoff- und Energiegewinnung 
ist zudem oft mit Eingriffen in Natur und Landschaft 
verbunden. 


Für die Ablagerung der zunehmenden Abfallmengen 
(1970 rd. 160 Millionen m 3 , davon der größte Anteil 
Haus-, Sperrmüll und Straßenkehricht mit rd. 
100 Millionen m 3 ) werden immer mehr Flächen be- 
nötigt. Unzulässige wilde Ablagerungen führen zu 
erheblichen Beeinträchtigungen der Landschaft. 

Auf die Gewässer wirken vor allem häusliche und 
industrielle Abwässer, Umweltchemikalien (z. B. 
Schwermetalle), Abfallstoffe und Immissionen als 
ständige Belastung. Die Nutzungsfähigkeit des Was- 
sers wird dadurch gemindert oder sogar ganz zer- 
stört. Darüber hinaus wirkt sich diese Belastung 
negativ, z. T. katastrophal auf Flora und Fauna aus. 
Auch die intensive Bodennutzung beeinflußt den 
Artenreichtum von Fauna und Flora. Nach dem heu- 
tigen Kenntnisstand sind während der letzten Jahr- 
zehnte in der Bundesrepublik mindestens 10 einhei- 
mische Pflanzenarteri gänzlich verschwunden. Noch 
deutlicher ist der Rückgang bei vielen Pflanzenge- 
sellschaften, die auf wenige, unbenutzte Standorte 
zurückgedrängt und in manchen Fällen ausgelöscht 
worden sind. 

Wesentliches Kennzeichen der Einflüsse der Zivili- 
sation auf die Tier- und Pflanzenwelt ist im allge- 
meinen eine Uniformierung und eine Verminderung 
der Artenvielfalt und damit der ökologischen Stabili- 
tät von Biozönosen (Lebensgemeinschaften von 
Pflanzen und Tieren). 

Die zunehmende Freizeitaktivität in der Landschaft 
hat dazu geführt, daß besonders attraktive Land- 
schaften durch den massierten Erholungsverkehr und 
Freizeiteinrichtungen zunehmend belastet werden. 

316. Die Maßnahmen des Naturschutzes stützen 
sich bisher auf das seit 1935 gültige Reichsnatur- 
schutzgesetz. Es ist Grundlage für den Schutz von 
einzelnen Pflanzen- und Tierarten (Artenschutz) so- 
wie von bestimmten Gebieten (Gebietsschutz), wie 
Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten. 

317. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
50 Naturparke, 5 Erholungsgebiete im Sinne von 
Naturparken und einen Nationalpark mit insgesamt 
4 Millionen ha (entspricht etwa 15°/o der Gesamt- 
fläche der Bundesrepublik). 47 Naturparke sind seit 
1958 neu entstanden. Der erste deutsche National- 
park wurde im Bayerischen Wald 1970 gegründet, 
über die Errichtung eines weiteren Nationalparks 
„Wattenmeer" wird verhandelt. Darüber hinaus sind 
als grenzüberschreitende Naturparke der deutsch- 
luxemburgische und der deutsch-belgische Naturpark 
geschaffen worden. Die Gründung des deutsch-nie- 
derländischen Naturparks „Maas-Schwalm-Nette" ist 
eingeleitet. Weitere grenzüberschreitende Natur- 
parke dieser Art werden angestrebt. 
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11.12 Wechselwirkungen zwischen Agrarwirtschaft 
und Umwelt 

318. In der pflanzlichen und tierischen Produktion, 
wie auch in der Be- und Verarbeitung agrarischer 
Produkte wird der Sicherung der Unbedenklichkeit 
der Ernährungsgüter größte Aufmerksamkeit ge- 
widmet. Das gilt insbesondere bei der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln, Zusatzstoffen in Futter- 
mitteln und Arzneimiteln. Die im Interesse der 
menschlichen Gesundhei auf diesen Gebieten getrof- 
fenen gesetzlichen Regelungen werden ständig dem 
neuesten wissenschaftlichen Kenntnisstand angepaßt. 
Probleme bestehen in der Sicherstellung einer aus- 
reichenden Kontrolle und in der Bereitstellung wir- 
kungsvoller Kontrollverfahren. 

Für die Rückstände aus Pflanzenschutzmitteln und 
aus Fremdimmissionen sind die zulässigen Elöchst- 
mengen gesetzlich festgelegt. Der Umfang der Fremd- 
immissionen ist regional sehr unterschiedlich. So gibt 
es z. B. große Belastungen an stark befahrenen Stra~ 
ßen und in der Nähe von Industriegebieten. 

319. In der pflanzlichen Produktion können sich 
durch unsachgemäße Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln auch hinsichtlich der natürlichen Um- 
welt Probleme ergeben, und zwar kann unsachge- 
mäße Anwendung 

— zur Verringerung des Artenreichtums von Flora 
und Fauna führen, 

— das Oberflächen- und Grundwasser belasten, 

— das mikrobielle Leben im Boden stören. 

Starke Stickstoffdüngung kann in Abhängigkeit vom 
Zeitpunkt der Ausbringung, des Standorts, des Kli- 
mas und der Witterung zur Auswaschung von Stick- 
stoff führen und damit zur Gewässereutrophierung 
beitragen. Eine Auswaschung des Phosphats aus dem 
Boden erfolgt, wie durch wissenschaftliche Unter- 
suchungen bestätigt wurde, nicht. Phosphat kann 
lediglich in Ausnahmefällen bei extrem starken Nie- 
derschlägen durch Oberflächenabtrag in die Gewäs- 
ser gelangen. 

Mit der Verwertung von Müllkompost und Klär- 
schlamm kann die Acker- und Grünlandwirtschaft 
wie auch der Weinbau einen bemerkenswerten Bei- 
trag zu einer umweltgerechten Abfallbeseitigung 
leisten. Voraussetzung für eine vermehrte Kompost- 
verwertung in der Landwirtschaft ist u. a. die aus- 
reichende Hygienisierung des Kompostes und das 
Freisein von Umweltchemikalien sowie eine mög- 
lichst kostenfreie Abgabe an die Landwirtschaft. 

Landbewirtschaftung trägt dazu bei, die Kulturland- 
schaft zu erhalten. Besonders in Erholungsgebieten 
kann auf ein Mindestmaß von offenen, landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen nicht verzichtet werden. 
Andererseits können Brachflächen, auf denen sich 
eine natürliche Sukzession entwickeln kann, wün- 
schenswert sein, um ökologische Ausgleichszellen 
zu den weiterhin intensiv genutzten landwirtschaft- 
lichen Flächen und anderen Nutzungsansprüchen zu 
schaffen. 

Die Qualität der natürlichen Umwelt wird besonders 
stark durch den Wald bestimmt. Er ist ein großer 


Filter, der Niederschlags- und Abfallwasser reinigt 
und Verunreinigungen der Luft wirkungsvoll besei- 
tigt. So werden zum Beispiel durch 1 ha Waldfläche 
jährlich 30 bis 60 Tonnen Staub gebunden und aus 
der Luft entfernt. Daneben hat der Wald besondere 
Bedeutung als Lärmschutz und Regulator für das 
Oberflächenwasser, für den Klimaausgleich sowie 
für die Verhinderung von Erosionen. Wieweit die 
Funktionen des Waldes — die ökonomischen, die 
sozialen und die ökologischen — sich gegenseitig er- 
gänzen oder eventuell behindern, bedarf noch der 
Klärung. 

320. In der tierischen Produktion können sich 
hinsichtlich der natürlichen Umwelt bei bestimmten 
Produktionsverfahren Umweltprobleme ergeben, und 
zwar aus 

— den Abfällen aus Massentierhaltungen, 

— der Futterkonservierung, 

— der Geruchsbelästigung durch intensive Tierhal- 
tung. 

Probleme können sich durch den unkontrollierten 
Abfluß von Sickersaft bei der Silagebereitung ins- 
besondere in intensiven Zuckerrübenanbaugebieten 
ergeben. Das Ausmaß der Auswirkungen muß jedoch 
noch geklärt werden. Die Abgänge aus den landwirt- 
schaftlichen Tierhaltungen (Kot und Urin) sind für 
das Jahr 1970 auf 191 Millionen Tonnen geschätzt 
worden. Diese Abgänge werden fast ausschließlich 
umweltfreundlich als organischer Dünger in der 
Landwirtschaft wieder verwendet. Große Probleme 
gibt es jedoch bei den Abgängen aus Massentierhal- 
tungen, in denen aber nur etwa 2 °/o der gesamten 
Abgänge aus Tierhaltungen anfallen. Bei Vergröße- 
rung der Tierhaltungseinheiten, insbesondere in 
engen Dorflagen und bei ungünstiger Standortwahl 
neuer Produktionsstätten können Belastungen der 
Umwelt auch durch Lärm und Geruch eintreten. 

Bei der Offenhaltung der Landschaft kann die exten- 
sive Weidewirtschaft positive Funktionen erfüllen. 
Besonders geeignet sind die Schafhaltung, die Rin- 
dermast und arbeitsteilig gegliederte Färsenaufzucht. 

321. Bei der Be- und Verarbeitung von Produkten 
der Agrarwirtschaft kann die natürliche Umwelt ins- 
besondere belastet werden durch 

— Verunreinigung der Luft, 

— Verunreinigung des Wassers, 

— Abfälle. 

Große Bedeutung kommt bei der Be- und Verarbei- 
tung der Wasserverunreinigung zu. Die von der 
Bundesregierung beabsichtigte grundsätzliche Rege- 
lung (Wasserhaushaltsgesetz, Abwasserabgabenge- 
setz) wird die Wasserverunreinigung merklich redu- 
zieren. In solchen Betrieben, die aufgrund des Stands 
der Technik nur bei unverhältnismäßig hohen Kosten 
eine weitgehende Reinigung der Abwässer erreichen 
können, muß jedoch mit einer erheblichen Produk- 
tionsverteuerung gerechnet werden. Besonders be- 
troffen sind die Holzverarbeitung, die Zuckerfabri- 
ken, die Kartoffelstärkeindustrie und die Molke- 
reien. 
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Verunreinigungen der Luft bestehen bei einem Teil 
von Betrieben in erster Linie in geruchintensiven 
Substanzen (z. B. bei der Fabrikation von Malz, Röst- 
produkten, Fischmehl usw., auch bei der Verregnung 
von Abwässern der Stärke- und Zuckerindustrie). 
Die Vermeidung solcher Umweltbelastungen soll 
durch das Bundes-Immissionsschutzgesetz erreicht 
werden. 

Wie in anderen Bereichen so nimmt auch der Anfall 
von Abfällen bei der Be- und Verarbeitung von Pro- 
dukten der Agrarwirtschaft zu. Die umweltunschäd- 
liche Verwertung dieser Abfälle (u. a. Fremdstoffe 
aus Ölsaaten, Verpackungsmaterial) wird im wesent- 
lichen durch das Abfallbeseitigungsgesetz geregelt. 


11.2 Ziele 

322. Von den vier Hauptzielen der Agrar- und 
Ernährungspolitik ist ein Ziel ganz und ein Ziel teil- 
weise auf die Verbesserung der Umweltqualität ge- 
richtet. Dabei stehen in der Agrarpolitik ökologische 
und Ökonomische Ziele gleichwertig nebeneinander. 
Insbesondere werden folgende Teilziele verfolgt: 

— Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und 
Nutzungsfähigkeit des Bodens und des Wasser- 
haushaltes, 

— Vermeidung und Abbau von Beeinträchtigungen 
der Luft, Vermeidung von Lärm, Erhaltung und 
Verbesserung des Örtlichen Klimas, 

— Erhaltung von Pflanzen- und Tierarten und eines 
den landschaftlichen Verhältnissen angepaßten 
Bestandes, 

— Schutz und Gestaltung bestimmter Flächen und 
Gebiete, Erhaltung von Landschaftselementen, 

— Vermeidung von Beeinträchtigungen des Land- 
schaftsbildes, Ausgleich von unvermeidbaren Be- 
einträchtigungen, 

— Sicherung einer ausgewogenen Verteilung zwi- 
schen ökologisch belasteten Gebieten und ökolo- 
gischen Ausgleichsräumen, 

— Schaffung von Voraussetzungen für die Erholung 
in der Landschaft, 

— Verhütung oder Verminderung von Kontamina- 
tionen in Produktion, Be- und Verarbeitung und 
Vermarktung, 

— Verbesserung des Verhaltens zur Umwelt. 


11.3 Maßnahmen 

11.31 Naturschutz und Landschaftspflege 

Gesetzesvorhaben 

323. Voraussetzung für die Durchführung der wich- 
tigsten Maßnahmen zum Schutz der natürlichen Um- 


welt ist die Verabschiedung des von der Bundes- 
regierung vorgelegten Gesetzentwurfs über Natur- 
schutz und Landschaftspflege. Dieser Gesetzentwurf, 
der dem Bundesrat bereits in der 6. Legislaturperiode 
Vorgelegen hat, ist dem Bundestag 1973 in unver- 
änderter Form wieder zugeleitet worden. Die Ver- 
abschiedung und Durchführung dieses Gesetzes ge- 
hört zusammen mit dem Gesetz zur Erhaltung des 
Waldes und zur Förderung der Forstwirtschaft (Bun- 
deswaldgesetz) zum Schwerpunktprogramm der Bun- 
desregierung für diese Legislaturperiode. 


Landschal tsplanung 

324. Das wichtigste Instrument zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land- 
schaft ist die Landschaftsplanung. Sie umfaßt — nach 
dem Gesetzentwurf für Naturschutz und Landschafts- 
pflege — das Landschaftsprogramm des Bundes, die 
Landschaftsprogramme der Länder, Landschaftsrah- 
menpläne und Landschaftspläne. Darin enthalten 
sind auch die räumliche Einordnung und Festlegung 
von Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten, 
Nationalparken, Naturparken, Landschaftsentwick- 
lungsbereichen sowie der Schutz von natürlichen 
Landschaftsbestandteilen. 

Das Instrument der Landschaftsplanung bedarf einer 
bundeseinheitlichen, zweckentsprechenden gesetz- 
lichen Verankerung und einer methodischen Weiter- 
entwicklung. Die Landschaftsplanung soll zunächst 
vorrangig in bestimmten Problemgebieten durchge- 
führt werden und später den Gesamtraum flächen- 
deckend überziehen sowie in Form von Landschafts- 
.rahmenplänen und Landschaftsplänen einen fach- 
lichen Spezialbeitrag zu den Plänen der Raumord- 
nung und des Städtebaus bilden. 

Vorrangig sind Landschaftsplanungen in 

— Randzonen wachsender Verdichtungsräume mit 
starker baulicher Entwicklung, 

— stark beanspruchten Erholungsgebieten oder 

— entlegenen ländlichen Räumen, in denen eine nur 
nach ökonomischen Prinzipien ausgerichtete 
Landbewirtschaftung künftig in Frage gestellt 
ist. 

In den Grenzgebieten sind nationale Landschafts- 
planungen mit den Nachbarländern zu koordinieren. 
Die Landschaftsplanung muß an den Bedürfnissen 
orientiert und ökologisch fundiert sein. Sie muß da- 
zu beitragen, ökologisch leistungsfähige Flächen für 
den Ausgleich von Umweltbelastungen in den städti- 
schen Verdichtungsräumen und landwirtschaftlichen 
Intensivgebieten zu schaffen sowie den Erholungs- 
und Freizeitwert der Landschaft zu erhalten, wieder- 
herzustellen und zu entwickeln. Dazu eignen sich 
auch aus der landwirtschaftlichen Produktion aus- 
scheidende Brachflächen, die durch Landschaftspla- 
nung zu „ökologischen Ausgleichszellen" gestaltet 
werden müssen und spezielle Funktionen für Frei- 
zeit und Erholung übernehmen können. 
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325. Dem Naturparkprogramm wird eine beson- 
dere Bedeutung zugemessen. Neben den bereits be- 
stehenden sollen weitere Natur- und Landschafts- 
schutzgebiete erfaßt und Naturwaldparzellen inner- 
halb von National- und Naturparken ausgewiesen 
werden. Ein besonderer Schwerpunkt gilt auch den 
grenzüberschreitenden National- bzw. Naturparken. 
Der Ankauf biologisch wertvoller und unter Natur- 
schutz stehender Flächen durch den Staat oder ge- 
meinnützige Organisationen soll verstärkt fortge- 
setzt werden. 

Artenschutz 

326. Der zweite wichtige Aspekt von Naturschutz 
und Landschaftspflege ist der Artenschutz. Dabei 
geht es insbesondere um den Schutz, die Pflege und 
die Entwicklung wildwachsender Pflanzen und nicht 
jagdbarer wildlebender Tiere. Es ist nicht nur erfor- 
derlich, bestimmte Tier- oder Pflanzenarten unter 
Schutz zu stellen, sondern gleichzeitig müssen die 
Lebensgemeinschaften und ihre Lebensstätten ge- 
schützt, gepflegt und entwickelt werden. Gegebenen- 
falls ist es notwendig, verdrängte und bedrohte 
Arten wildwachsender Pflanzen und nicht jagdbarer 
wildlebender Tierarten wieder anzusiedeln. 

Dem Artenschutz kommt insbesondere auf internatio- 
naler Ebene eine hervorragende Bedeutung zu. Die 
Bundesregierung hat sich im Juni 1972 an der UN- 
Umweltkonferenz in Stockholm beteiligt und die 
Beschlüsse zum Schutz bedrohter Arten und zur 
Sicherung der Genreserven in der Welt tatkräftig 
unterstützt. Am 3. März 1973 hat die Bundesrepublik 
Deutschland ferner zusammen mit 20 anderen Staa- 
ten in Washington ein Abkommen unterzeichnet, das 
durch Kontrollen des internationalen Handels der 
Erhaltung von zahlreichen vom Aussterben bedroh- 
ten Tier- und Pflanzenarten dienen soll. Die baldige 
Ratifizierung dieses Abkommens ist vorgesehen. 


11.32 Umweltfreundliche Agrarproduktion 

327. Zur Vermeidung von Umweltbelastungen und 
zur Verbesserung der Umweltqualität sollen alle 
agrarpolitischen Maßnahmen auf ihre Umweltver- 
träglichkeit geprüft werden. Der erste Schritt ist 
dadurch getan, daß die ökologischen Ziele gleich- 
rangig neben die ökonomischen Ziele gestellt wur- 
den und dadurch jede auf ein ökonomisches Ziel ge- 
richtete Maßnahme auch hinsichtlich ihres ökologi- 
schen Zielbeitrages zu werten ist. Für die Prüfung 
im einzelnen werden Kriterien und Meßgrößen er- 
arbeitet. Im Haushaltsjahr 1973 wurde als erster 
Schritt zur Prüfung der Umweltverträglichkeit im 


Bereich der Agrarstrukturpolitik eine beispielhafte 
Untersuchung der Umweltverträglichkeit der Flur- 
bereinigung durchgeführt. 

Zur Umweltverträglichkeitsprüfung und zur Einlei- 
tung umweltpolitischer Maßnahmen ist eine Kennt- 
nis und Bewertung aller Umweltwirkungen, die sich 
im agrarwirtschaftlichen Produktionsprozeß ergeben, 
erforderlich. Dazu ist eine systemanalytische Unter- 
suchung durchgeführt worden, in der die agrarwirt- 
schaftlichen Produktionsabläufe in ihren einzelnen 
Schritten mit den damit verbundenen Umweltwir- 
kungen dargestellt wurden. An der Bewertung dieser 
Umweltwirkungen wird zur Zeit gearbeitet. Gleich- 
zeitig werden die erforderlichen Maßnahmen zur 
Vermeidung von Umweltbelastungen entwickelt. Die 
Maßnahmen zielen grundsätzlich darauf ab, sichere 
Normen zu setzen, damit die Unbedenklichkeit der 
Ernährungsgüter ohne jeden Zweifel gewährleistet 
ist und die natürliche Umwelt durch die Agrarwirt- 
schaft nicht belastet wird. Innerhalb dieser Normen 
wird der technische Fortschritt weiter genutzt und 
gefördert, um auch die sozialen und ökonomischen 
Ziele zu erreichen. 

328. In der Bundesrepublik Deutschland gilt bei 
Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltbelastun- 
gen grundsätzlich das Verursacherprinzip. Das be- 
deutet, daß derjenige, der die Umwelt belastet, die 
Kosten für die Vermeidung, die Beseitigung oder die 
Ausgleichsmaßnahmen zu tragen hat. Damit können 
insbesondere im Agrarbereich Wettbewerbsverzer- 
rungen verbunden sein, wenn nicht eine EWG-ein- 
heitliche Regelung erfolgt. Insofern sind das im 
März 1973 verabschiedete Informations- und Still- 
halteabkommen auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
in der EG und das am 18. /1 9. Juli 1973 verabschie- 
dete Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaft für den Umweltschutz von besonderer Bedeu- 
tung. Das Aktionsprogramm erkennt das Verur- 
sacherprinzip grundsätzlich an, wenn auch in der 
Übergangszeit Ausnahmen zulässig sein sollen. Das 
Aktionsprogramm enthält auch konkrete Einzelmaß- 
nahmen wie z. B. die Förderung der Landwirtschaft 
in bestimmten benachteiligten Gebieten, Harmoni- 
sierung der Gesetzgebung auf dem Gebiet der Nah- 
rungsmittelerzeugung, Maßnahmen zur Lösung der 
Abfallprobleme in intensiven Tierhaltungen. Diese 
Maßnahmen sollen innerhalb einer festgesetzten Zeit 
EWG-einheitlich durchgeführt werden. Durch das In- 
formations- und Stillhalteabkommen wird geregelt, 
daß alle umweltschutzrelevanten Maßnahmen in den 
EWG-Ländern bei der Kommission zu notifizieren 
sind und erst durchgeführt werden dürfen, wenn 
die Kommission nicht innerhalb einer Frist von fünf 
Monaten erklärt hat, daß sie diese Maßnahme ge- 
meinschaftlich durchführen will. 


127 


Drucksache 7/1650 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Teil III 

Programmübergreifende Aspekte und Aktivitäten 


1 Allgemeine Aspekte der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 


1.1 Rahmenplan 1973 bis 1976 

329. Im Jahre 1973 wurde das Gesetz über eine 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" (GemAgrG, BGBl. I 
1969 S. 1573) erstmals angewandt. Der erste gemein- 
same Rahmenplan von Bund und Ländern für die 
Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe wurde ent- 
sprechend der mittelfristigen Finanzplanung für 1973 
bis 1976 aufgestellt (Drucksache 7/61 und 7/480). Für 
1973 waren Ausgaben in Höhe von 1,971 Mrd. DM 
vorgesehen. Davon entfielen auf den Bund 1,200 
Mrd. DM (Materialband, Tabelle 145). Aus konjunk- 
turpolitischen Gründen wurde dieser Betrag im 
Sommer des Jahres 1973 jedoch um 10% gestreckt. 
Dies bedeutete, daß die für die Durchführung der 
Maßnahme verantwortlichen Länder Ausgabereste in 
Höhe von 10% des auf das jeweilige Land entfal- 
lenen Betrages (Bundes- und Landesmittel) bilden 
mußten. Die eingesparten Beträge können erst 1974 
ausgegeben werden. 

330. Hauptprobleme bei der Erarbeitung des Rah- 
menplans 1973 bis 1976 waren: 

— Formulierung einheitlicher Förderungsgrundsätze, 

— Probleme der regionalen Mittelverteilung (Län- 
derschlüssel), 

— Anpassung der nationalen Förderungsgrundsätze 
an die EG-Strukturrichtlinie (vgl. Tz. 109), 

Der Planungsausschuß hatte beschlossen, daß die von 
ihm verabschiedeten Förderungsgrundsätze verbind- 
lich sind. Seitens der Länder bestand jedoch eine ge- 
wisse Tendenz, Maßnahmen zu verändern bzw. fi- 
nanziell besser auszustatten, um sie dann als reine 
Ländermaßnahme durchzuführen. Der Planungsaus- 
schuß hat das für die Jahre 1973 und 1974 zugelassen. 
Der Zwang zu diesem politischen Kompromiß ergab 
sich deshalb, weil der Bund die Anmeldungen eini- 
ger Länder nicht voll bedienen konnte. Bei den Maß- 
nahmen (z. B. auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft), 
bei denen die Anmeldungen der Länder erheblich 
über den Rahmenplan hinausgingen, blieb deshalb 
die Anwendung der Förderungsgrundsätze und dem- 
gemäß die Finanzierung im Rahmen der Gemein- 


schaftsaufgabe auf die regionalen Schwerpunkte be- 
schränkt, die vom Planungsausschuß auf Vorschlag 
der Länder beschlossen wurden. 

331. Die unterschiedliche Mittelverfügbarkeit in 
den einzelnen Bundesländern war u. a. Anlaß für 
eine Diskussion über eine ausgewogene Mittelver- 
teilung auf die Länder, über die jedoch noch keine 
Einigung erzielt werden konnte. Um so dringender 
ist es, für diese Mittelverteilung analytisch fundierte 
Entscheidungshilfen auf der Grundlage der Pro- 
grammplanung vorzulegen (siehe Tz. 335 ff.). We- 
sentlich ist dabei, die Gemeinschaftsaufgabe nicht zu 
einem Instrument des bloßen Geldverteilens zu 
machen, sondern sie zu einem Instrument gemein- 
samer Planung und Schwerpunktbildung von Bund 
und Ländern auszubauen. 


1-2 Rahmenplan 1974 bis 1977 

332. Änderungen von Förderungsgrundsätzen für 
einen laufenden Rahmenplan, wie sie 1973 durch die 
Anpassung an die EG-Richtlinien erforderlich wur- 
den, sollen in Zukunft möglichst vermieden werden. 
Vor Änderung der Grundsätze steigt die Zahl der 
Antragsteller außerordentlich an, weil von den 
Landwirten offenbar restriktivere Bestimmungen als 
bisher erwartet werden. Nach Änderungen ist stets 
ein gewisser Antragsrückgang zu beobachten, der 
u. a. durch die Verzögerung beim Erstellen von 
Durchführungsvorschriften und durch gewisse Un- 
sicherheiten bei der Anwendung neuer Richtlinien 
bedingt ist. 

Für den Rahmenplan 1974 sind deshalb die Ände- 
rungen auf ein Minimum beschränkt worden: 

1. Die einzelbetriebliche Förderung der Grünland- 
und Futterbaubetriebe wurde teilweise verbes- 
sert (vgl. Tz. 200). 

2. Die Förderung im Bereich der Marktstrukturver- 
besserung wurde erweitert (vgl. Tz. 164). 

3. Die Förderung von agrarstruktureller Vorpla- 
nung (vgl. Tz. 208) und Flurbereinigung (vgl. 
Tz. 209) wurde verbessert. 
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333. In den Rahmenplan 1974 für die Gemein- 
schaftsaufgabe ist durch die Verordnung zur Einfüh- 
rung einer Prämienregelung für die Umstellung von 
Milchkuhbeständen auf Bestände zur Fleischerzeu- 
gung und Prämien zur Förderung der speziell auf die 
Fleischerzeugung ausgerichteten Rinderzucht erst- 
mals eine Maßnahme aufgenommen, die durch EG- 
Verordnungen beschlossen wurde und bei der der 
Begünstigte einen Rechtsanspruch hat. 

Die Finanzierung dieser Maßnahme erfolgt im Rah- 
men des Plafonds von 1,2 Mrd. DM. Ihre voraus- 
sichtlichen Kosten für die Bundesrepublik Deutsch- 
land belaufen sich auf ca. 180 Millionen DM für drei 
Jahre. Der Europäische Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds, Abteilung Ausrichtung, erstattet den Mit- 
gliedstaaten 50 o/o der Kosten. 


334. Die Anmeldungen der Länder für den Rah- 
menplan 1974 betrugen insgesamt 2,390 Mrd. DM. 
Das hätte einen Bundesanteil von 1,452 Mrd. DM 
und einen Länderanteil von 0,938 Mrd. DM bedeu- 
tet. Der Bundeshaushalt 1974 sieht jedoch nur 1,2 
Mrd. DM für die Gemeinschaftsaufgabe vor. Des- 
halb waren Anpassungen der Länderanmeldungen 
an die verfügbaren Bundesmittel erforderlich. Bei der 
Verteilung des Bundesanteils auf die Länder hatte 
der Planungsausschuß 1973 die Bewilligungen der 
Bundesmittel 1968 und 1969 als Grundlage heran- 
gezogen. Die neu gebildete Bund-Länder-Arbeits- 
gruppe der Planungsreferenten arbeitet z. Z. an ob- 
jektiveren Kriterien für die Mittelverteilung auf die 
einzelnen Bundesländer. Die Ergebnisse werden je- 
doch voraussichtlich erst für den Rahmenplan 1975 
verfügbar sein. Infolgedessen war es erforderlich, 
die Mittelverteilung für 1974 ebenfalls aufgrund 
einer zurückliegenden Referenzperiode vorzuneh- 
men. Der Planungsausschuß beschloß am 19. Okto- 
ber 1973 folgende Verteilung der zur Verfügung 
stehenden Bundesmittel in Höhe von 1,2 Mrd. DM: 


Schleswig-Holstein . 

Hamburg 

Bremen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Hessen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 


147,6 Millionen DM 

18.4 Millionen DM 
8,4 Millionen DM 

270,0 Millionen DM 
136,8 Millionen DM 

81.4 Millionen DM 
99,6 Millionen DM 
10,8 Millionen DM 

164.4 Millionen DM 

260.5 Millionen DM 
2,1 Millionen DM 


Die Länder stellen Beträge in Höhe von 769,384 Mil- 
lionen DM bereit, so daß der Rahmenplan 1974 mit 
einem Gesamtvolumen von 1 969,384 Millionen DM 
ausgestattet ist. Für die einzelnen Maßnahmen (Ma- 
terialband, Tabelle 146) sehen Bund und Länder 
für das Haushaltsjahr 1974 folgende Ausgaben — in 
Form von Darlehen, Zuschüssen und Zinsverbilli- 
gungszuschüsse — vor: 


Millionen DM 


Agrarstrukturelle Vorplanung 4,8 

Flurbereinigung 551,1 

Langfristige Verpachtung 6,8 

Freiwilliger Landtausch 3,0 

Einzelbetriebliche Maßnahmen und 

ländliche Siedlung 346,5 

Leistungsprüfungen 24,9 

Umstellungen im Weinbau 2,3 

Landarbeiterwohnungsbau und 
Anpassungshilfe für Landarbeiter .... 12,3 

Waldbauliche und sonstige forstliche 
Maßnahmen 15,2 

Wasserwirtschaftliche und kulturbau- 
technische Maßnahmen 604,2 

Küstenschutz 183,7 

Marktstrukturgesetz 46,0 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 4,9 

EG-Zusammenschlüsse 8,6 

Marktstrukturverbesserung 101,9 

Verpachtungsprämie 11,2 

Umstellungsprämie 41 r 9 

insgesamt ... 1 969,3 


Zu dieser Gesamtsumme trägt der Bundeshaushalt 
bei den Maßnahmen des Küstenschutzes 70 % und 
bei den übrigen Maßnahmen 60% bei; die hierfür 
erforderlichen 1,2 Mrd. DM sind im Haushaltsent- 
wurf 1974 enthalten. Die sachlichen — und damit 
finanziellen — Schwerpunkte sind in erster Linie 

— wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, 

— Flurbereinigung, 

— Einzelbetriebliche Maßnahmen und ländliche 
Siedlung. 


1-3 Programmpfanung 

335. Die Bemühungen um die Festlegung von sach- 
lichen und räumlichen Schwerpunkten bei der Ge- 
meinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes wurden im Berichtsjahr 
fortgesetzt. Der Unterausschuß setzte am 27. März 
1973 eine Arbeitsgruppe für die „Programmplanung 
bei der Gemeinschaftsaufgabe ,J ein. Aufgabe dieser 
Arbeitsgruppe ist es, auf der Grundlage eines im 
BML erarbeiteten Grundkonzepts einen methodi- 
schen Rahmen für die Bildung räumlicher und sach- 
licher Schwerpunkte bei der Gemeinschaftsaufgabe 
zu erarbeiten. Grundbestandteile der Programmpla- 
nung in diesem Bereich sind die Programmanalyse 
und die Regionalanalyse. 
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336 . Die Programmanalyse dient der Bildung sach- 
licher Schwerpunkte und beruht auf einer verglei- 
chenden Effizienzbewertung der verschiedenen Maß- 
nahmen der Gemeinschaftsaufgabe. Ziel ist eine Mit- 
telumverteilung zugunsten von Maßnahmen mit ver- 
gleichsweise höherer Effizienz. Die Beurteilung der 
Effizienz bezieht sich sowohl auf quantitativ erfaß- 
bare als auch auf lediglich qualitativ bewertbare 
Zielbeiträge der Maßnahmen. 

337 . Die Regionalanalyse dient der Bildung räum- 
licher Schwerpunkte. Sie umfaßt die Analyse einzel- 
ner Reaionen mit dem Ziel, Prioritätskennziffern für 
den regionalspezifischen Maßnahmeneinsatz zu er- 
mitteln. Bei der Ermittlung dieser Kennziffern wer- 
den regionaler Bedarf, Entwicklungsmöglichkeiten 
einer Region sowie die regionenspezifische Effizienz 
der Maßnahmen berücksichtigt. 

338 . Ein wesentliches Ziel der Programmplanung 
liegt darin, aus der iterativen Zusammenführung von 
Ergebnissen der Programm- und Regionalanalyse 
einen Vorschlag für eine Neuverteilung der für die 
Gemeinschaftsaufgabe verfügbaren Mittel (Länder- 
schlüssel) auszuarbeiten. 1973 wurden in mehreren 
Sitzungen der Arbeitsgruppe der Planungsreferenten 
vorwiegend Probleme der Regionalanalyse erörtert. 
Für die Mehrzahl der Maßnahmen konnte dabei eine 
gemeinsame Basis für die Aufstellung von Thesen 
und Kriterien zur regionalen Schwerpunktbildung er- 
arbeitet werden. 


339 . Als Phasen einer gemeinsamen Programmpla- 
nung für die Gemeinschaftsaufgabe sind vorgesehen: 

— Bund und Länder führen in der Arbeitsgruppe 
der Planungsreferenten eine gemeinsame Pro- 
grammplanung durch, die aus Regionalanalyse 
und Programmanalyse besteht. Bereits während 
der Planungsarbeiten werden wichtige Planungs- 
ergebnisse und offene Fragen dem Unterausschuß 
zur Entscheidung vorgelegt. 

— Die Länder melden ihren Mittelbedarf für Ein- 
zelmaßnahmen zum Rahmenplan an. 

— Die Zwischenergebnisse der gemeinsamen Pla- 
nung in Form der Regionalisierungskoeffizienten 
(Mittelverteilung je Maßnahme und Land) über- 
nimmt der Bund und legt sie als seinen Plan- 
nungsbeitrag dem Unterausschuß vor. Falls die 
Länder bei den Anmeldungen für Einzelmaß- 
nahmen hiervon erheblich abweichen, begründen 
sie diese Abweichungen. 

— Der Planungsausschuß beschließt über den Rah- 
menplan und entscheidet damit auch über den 
endgültigen Länderschlüssel. 

Bei der Anmeldung der einzelnen Maßnahmen zum 
Rahmenplan haben die Länder ausreichend Spiel- 
raum, die Ergebnisse regionaler Fachplanung und 
integraler Regionalanalysen zu berücksichtigen. Der 
Bund wird seinerseits in die Lage versetzt, zur Mit- 
telverteilung je Maßnahme und Land einen Pla- 
nungsbeitrag zu leisten, in den die Vorstellungen der 
Länder bereits weitgehend Eingang gefunden haben. 
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2 Nebenberufliche Landwirtschaft 


2.1 Bedeutung und Aufgaben 

340. Die nebenberufliche Landwirtschaft ist keine 
neue Erscheinung in der Landwirtschaft. Sie ist in 
einer ganzen Anzahl von landwirtschaftlich ungün- 
stig strukturierten Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland — wie z. B. in den Alpen- und Mittelge- 
birgslagen — eine seit langem bekannte Wirtschafts- 
form. 

Neue Untersuchungen in ausgewählten Gebieten 
haben ergeben, daß die Landwirtschaft mit Einkom- 
menskombination z. B. im Odenwald in etwa &0°/o 
der untersuchten Betriebe seit über 50 Jahren durch- 
geführt wird (vgl. Materialband, Tabelle 147). 

341. Die Zahl der nebenberuflich bewirtschafteten 
Betriebe ist in den letzten Jahren — ebenso wie die 
Gesamtzahl der landwirtschaftlichen Betriebe — zu- 
rückgegangen. 

Der Rückgang dürfte sich auch in den kommenden 
Jahren fortsetzen. Der prozentuale Anteil der neben- 
beruflich bewirtschafteten Betriebe an der Gesamt- 
zahl der Betriebe wird jedoch voraussichtlich noch 
zunehmen und bis 1980 auf über 50°/o ansteigen. 
Dafür sprechen vor allem folgende Gründe: 

— Weitere Verbesserung des qualitativen und 
quantitativen Arbeitsplatzangebots im ländlichen 
Raum, 

— Verbesserung des Angebots von überbetrieb- 
lichem Einsatz landwirtschaftlicher Maschinen 
und Dienstleistungen, z. B. durch Maschinen- und 
Betriebshilfsdienste bzw. -ringe, Lohnunterneh- 
men etc., 

— neue, in der Praxis erprobte arbeits- und kapital- 
extensive Formen der nebenberuflichen Landbe- 
wirtschaftung mit marktkonformen Produkten, 

— Festhalten der Landwirte an der Landbewirtschaf- 
tung aus Gründen der Einkommenssteigerung 
und -Sicherung durch Einkommenskombination, 
der Vermögenserhaltung, der Tradition, der Frei- 
zeitgestaltung usw. 

342. Grundsätzlich kann man folgende fünf Funk- 
tionen der nebenberuflichen Landbewirtschaftung 
unterscheiden: 

— - Nebenberufliche Landwirte sind ebenso wie 
hauptberufliche Landwirte Produzenten von 
Agrarerzeugnissen. 

— Die nebenberufliche Landbewirtschaftung hat 
eine besondere Ausgleichs- und Sicherungsfunk- 
tion im Rahmen des Strukturwandels — insbe- 
sondere in Gebieten mit begrenzten landwirt- 
schaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten. 


— Durch den Übergang von der hauptberuflichen 
zur nebenberuflichen Landbewirtschaftung wird 
die Freisetzung von Arbeitskraftkapazitäten für 
außerlandwirtschaftliche Wirtschaftsbereiche (Ge- 
werbe, Industrie, Dienstleistungen) erleichtert; 
damit wird ein Beitrag zur Entwicklung länd- 
licher Räume geleistet. 

— Die nebenberuflichen Landwirte tragen wie die 
hauptberuflichen erheblich bei zu Schutz, Erhal- 
tung und Ausgestaltung der Kulturlandschaft. In 
vielen Erholungsgebieten sind Nebenerwerbsbe- 
triebe die ökonomisch sinnvollste Alternative 
einer regional unterschiedlich notwendigen Kul- 
turlandschaftserhaltung. 

— Die nebenberufliche Landbewirtschaftung ge- 
währleistet eine breite Eigentumsstreuung im 
ländlichen Raum bei Haus- und Grundbesitz. 

Wegen dieser besonderen Funktionen wird die 
nebenberufliche Landbewirtschaftung in die agrar- 
politischen Überlegungen und — mit Ausnahme der 
Investitionsförderung in Einzelbetrieben — in die 
allgemeinen und speziellen Förderungsmaßnahmen 
zugunsten der Landwirtschaft einbezogen. 

343. Ein agrarpolitisches Hauptziel der Bundes- 
regierung ist es, allen in der Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei Tätigen eine gleichrangige Teilnahme 
an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstands- 
entwicklung zu ermöglichen. Dabei ist es unerheb- 
lich, ob diese Zielgruppe ihre ökonomische und so- 
ziale Existenz mit oder ohne Einkommenskombina- 
tion sichert. Das Hauptaugenmerk gilt in erster 
Linie den Menschen in der Landwirtschaft und nicht 
einem bestimmten Betriebstyp. Den nebenberuf- 
lichen Landwirten wird daher in den agrarpolitischen 
Beurteilungen und Aktivitäten der gleiche Stellen- 
wert wie den hauptberuflichen Landwirten einge- 
räumt. Mit dieser Einordnung ist die Nebenerwerbs- 
landwirtschaft integrierter Bestandteil einer Agrar- 
politik, die sich als umfassende Gesellschaftspolitik 
für alle Menschen versteht, die im ländlichen Raum 
leben, arbeiten und Erholung suchen. 


2.2 Allgemeine Maßnahmen 

344. Die agrarpolitischen Maßnahmen dienen über- 
wiegend der Förderung aller land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe, also auch der nebenberuflich 
bewirtschafteten Betriebe. Dies gilt sowohl für die 
Maßnahmen zum Ausgleich von Wettbewerbsnach- 
teilen und Aufwertungsverlusten, als auch für die 
markt- und preispolitischen Maßnahmen, für die 
Maßnahmen der Ausbildung und Beratung sowie 
für die überbetrieblichen Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur. Lediglich bei der einzelbe- 
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trieblichen Investitionsförderung gibt es eine Aus- 
nahme. Landwirte im Nebenberuf erhalten eine In- 
vestitionsförderung nur dann, wenn sie sich an einer 
Kooperation beteiligen, die auf eine unmittelbare 
Flächenbewirtschaftung im Rahmen der Bodennut- 
zung (z. B. in Form der Maschinenringe) gerichtet 
ist und soweit sie Investitionen im Interesse einer 
solchen Kooperation vornehmen. 

Eine Sonderstellung nehmen die nebenberuflichen 
Landwirte z. T. bei sozialen Maßnahmen ein. So ist 
z. B. unter bestimmten Voraussetzungen ihre Befrei- 
ung von der Altershilfe nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte möglich. 

Einen ausführlichen Überblick über Maßnahmen des 
Bundes für die nebenberuflichen Landwirte gibt 
Text 5 im Materialband. 

In einer Reihe von Untersuchungen in nebenberuf- 
lich bewirtschafteten landwirtschaftlichen Betrieben 
wurde festgestellt, daß dort die Betriebsorganisation 
zu vielseitig und arbeitsaufwendig ist. In den Be- 
fragungen wurde jedoch immer wieder erkennbar, 
daß diese Landwirte die Notwendigkeit von Be- 
triebsveränderungen erkannten, wobei allerdings 
die wenigsten von ihnen eine Vorstellung darüber 
haben, wie das geschehen könnte. Bei der Mehrzahl 
der nebenberuflichen Landwirte besteht deshalb ein 
großes Bedürfnis nach Orientierungshilfen und Be- 
ratung. 

Deshalb wurde vom Land- und Hauswirtschaftlichen 
Auswertungs- und Informationsdienst (AID) mit 
finanzieller Unterstützung des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine 


Bundestagung über spezifische Probleme der Bera- 
tung von nebenberuflichen Landwirten durchgeführt, 
die das Ziel hatte, konkrete Vorschläge auf organisa- 
torischem und methodischem Gebiet sowie im Be- 
reich der Beratungsinhalte zu erarbeiten. 


2.3 Besondere Maßnahmen 

345. Um die Erfüllung der Funktionen der neben- 
beruflichen Landbewirtschaftung längerfristig 
sichern zu können, müssen neue Formen einer zeit- 
gerechten Organisation der nebenberuflichen Land- 
bewirtschaftung mit aussichtsreichen Produktions- 
schwerpunkten in der Praxis erprobt werden. Durch 
Bereitstellung von 21 1 000 DM Haushaltsmittel (da- 
von Bund 145 000 DM) war es 1073 erstmals möglich, 
Modellvorhaben zur nebenberuflichen Landbewirt- 
schaftung in zwei Bundesländern einzuleiten. Durch 
diese Modellvorhaben sollen im einzelnen erprobt 
werden (s. auch Materialband, Text 6) : 

— partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
neben- und hauptberuflichen Landwirten in der 
Koppelschafhaltung, 

— Übergang von der Milchvieh- zur Mutterkuhhal- 
tung als Einleitung des Übergangs in die neben- 
berufliche Landbewirtschaftung, 

— Mutterkuhhaltung in einer Haltungsgemeinschaft 
von nebenberuflichen Landwirten, 

— überregionale Arbeitsteilung durch Pensionsvieh- 
haltung auf Gemeinschaftsweiden. 
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3 Forschung 


3.1 Bisherige und voraussichtliche Entwicklung 

Forschungseinrichtungen 

346. Für die Lösung der agrar- und ernährungspo- 
litischen Aufgaben der Bundesregierung ist die Be- 
reitstellung wissenschaftlicher Unterlagen und die 
Erarbeitung abgesicherter Entscheidungshilfen durch 
die Forschung unerläßlich. Deshalb unterhält die 
Bundesregierung im Geschäftsbereich des BML 16 
Bundesforschungsanstalten mit rd. 2 600 Beschäftig- 
ten (Materialband, Text 7 und Schaubild 6). Sie sind 
seit 1969 in drei Fachbereiche zusammengefaßt: 
Land- und Forstwirtschaft, Ernährungsforschung und 
Lebensmitteltechnologie sowie Krankheiten der 
Pflanzen und Viruskrankheiten der Tiere. Die Auf- 
gabengebiete erstrecken sich auf: 

— die Gebiete der Erzeugung in den Wirtschafts- 
bereichen Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau 
und Fischerei, 

— die Qualitätserhaltung und -Verbesserung bei der 
Be- und Verarbeitung land-, forst- und ernäh- 
rungswirtschaftlicher Produkte, 

— veterinärmedizinische Probleme, 

— Naturschutz und Landschaftspflege, 

— sozioökonomische und strukturelle Fragen im 
ländlichen Raum. 

Daneben gewährt das BML an zehn außerhalb der 
Bundesverwaltung stehende Forschungseinrichtun- 
gen Zuschüsse und erteilt darüber hinaus zeitlich 
befristete Forschungsaufträge. In diesem Zusammen- 
hang ist auch die ernährungsphysiologische und ge- 
sundheitlich orientierte Lebensmittelforschung des 
Bundesgesundheitsamtes zu nennen, das zum Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit (BMJFG) gehört. 

Nach Verabschiedung des Haushaltes 1974 soll das 
Max-Planck-Institut für Tierzucht und Tierernäh- 
rung Mariensee in den Geschäftsbereich des Bun- 
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML) übernommen und damit die Ressort- 
forschung auf dem Gebiet der tierischen Produktion 
um die Verhaltens- und Haltungsforschung ergänzt 
werden. 

Internationale Zusammenarbeit 

347. Die deutsch-niederländische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Agrarforschung — eingeleitet 
mit einer 1968 abgeschlossenen Vereinbarung — 
wurde auf eine Reihe bestimmter Fachgebiete kon- 
zentriert und soll dort verstärkt werden. Besonders 
bemerkenswert sind die Arbeiten der deutsch-nie- 
derländischen Abteilung Kartoffeln der am Institut 


für Pflanzenbau und Saatgutforschung der For- 
schungsanstalt für Landwirtschaft Braunschweig-Völ- 
kenrode bestehenden Genbank. 

Innerhalb des deutsch-rumänischen Rahmenabkom- 
mens über wissenschaftliche Forschung und technolo- 
gische Entwicklung ist eine neue Vereinbarung über 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Agrarforschung 
abgeschlossen worden. Sie schließt sich an eine er- 
folgreich durchgeführte Vereinbarung der Jahre 
1971 bis 1973 an. Verhandlungen für ähnliche Ab- 
kommen mit der Sowjetunion und der Volksrepu- 
blik Polen sind angelaufen. 

Im multilateralen Bereich beteiligt sich die Bundes- 
regierung an den Aktivitäten der Weltbank zur 
Errichtung internationaler Forschungszentren, die die 
Lösung spezieller Agrar- und Ernährungsprobleme 
der Entwicklungsländer zur Aufgabe haben. Ent- 
sprechend dem EWG-Vertrag hat die EG-Kommis- 
sion mit Experten der Mitgliedsländer eine Zusam- 
menarbeit der Agrarforschungseinrichtungen einge- 
leitet. Schwerpunkte sollen hier zunächst sein: 

- — - Bekämpfung der Leukose, 

— Steigerung der Rindfleischproduktion, 

— Umweltschutz bei der tierischen Massenproduk- 
tion, 

— qualitative Verbesserung der pflanzlichen Pro- 
duktion, 

— Probleme der Flächennutzung, 

— Marktstrukturforschung. 

Ein besonderer Ausschuß der EG-Kommission soll 
die wissenschaftlichen Arbeiten auf diesen Gebieten 
entsprechend dem Stand der Forschung in den Mit- 
gliedsländern koordinieren oder auch neue Pro- 
gramme einleiten. Diese sollen zum Teil aus Mitteln 
der Kommission finanziert werden. 


3.2 Ziele 

348. Ziel und Aufgabe der ressortzugehörigen 
Agrarforschung ist es, die Erfüllung der agrar- und 
ernährungspolitischen Aufgaben und der verwal- 
tungsbezogenen Aufträge der Bundesregierung zu 
unterstützen. Diese Unterstützung besteht in erster 
Linie in der Erarbeitung wissenschaftlicher Unter- 
lagen und Entscheidungshilfen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben müssen die Einrich- 
tungen der Agrarforschung des Bundes ihre wissen- 
schaftlichen Arbeiten in zunehmendem Maß an den 
agrar- und ernährungspolitischen Zielsetzungen der 
Bundesregierung ausrichten. Diesem Ziel dient auch 
der der Zielstruktur des BML zugeordnete For- 
schungsplan 1973 bis 1975 für die Forschung im Ge- 
schäftsbereich des BML. Dazu gehört u. a. auch eine 
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starke Ausrichtung der Forschung auf die sozialöko- 
nomischen Bereiche. 


3.3 Maßnahmen 

Forschungsverwaltung 

349. Im Haushaltsjahr 1973 wurden 129,2 Millio- 
nen DM für die Bundesforschungsanstalten und 

17.3 Millionen DM für bezuschußte Einrichtungen, 
für zeitlich befristete Forschungsaufträge sowie für 
Dokumentation bereitgestellt. Der Haushalt 1974 
sieht Ausgaben in Höhe von 142,2 Millionen DM 
für die Anstalten und 18,1 Millionen DM für Zu- 
schüsse vor. 


Forschungsplanung 

350. Im Forschungsplan 1973 bis 1975 des BML 
sind die rd. 1 500 Forschungsvorhaben der Bundes- 
forschungsanstalten und zweier bezuschußter For- 
schungseinrichtungen den Haupt-, Unter- und Teil- 
zielen der Zielstruktur des BML, entsprechend ihrer 
jeweils hauptsächlichen Zielwirkung, zugeordnet 
worden. Dadurch erhöht der Forschungsplan die 
Transparenz hinsichtlich der Ausrichtung der Res- 
sortforschung auf die Ziele und Aufgaben des BML, 
fördert die Nutzbarmachung der Forschungsergeb- 
nisse für die Arbeit des BML und erleichtert die Ko- 
ordinierung und Zusammenarbeit. 

Untersuchungen sind eingeleitet worden, mit denen 
Möglichkeiten zur objektiven Festlegung von Prio- 
ritäten in der Ressortforschung geprüft werden sol- 
len. Auch sollen Ansätze zur Effizienzmessung von 
Forschungsvorhaben im Hinblick auf ihre Anwend- 
barkeit im Bereich der Ressortforschung analysiert 
werden. Hierzu ist zunächst eine Untersuchung 
über die Kosten von Forschungsvorhaben eingelei- 
tet worden. Schließlich ist zu erwähnen, daß ein 
gemeinsamer Ausschuß des BML und des BMJFG 
eine Bestandsaufnahme und einen Lückenkatalog 
über die Ernährungsforschung erarbeitet hat. Die 
auf einigen Gebieten bereits bestehende enge Zu- 
sammenarbeit (z. B. Pflanzenschutzmittel, Lebens- 
mittelverpackung) zwischen den Ressortforschungs- 
einrichtungen des BML und des BMJFG soll ausge- 
baut werden. 

Forschungsschwerpunkte 

351. Die Forschungsvorhaben der Bundesfor- 
schungsanstalten und die sonstigen vom BML geför- 
derten Forschungsvorhaben lassen sich zu folgen- 
den Forschungsschwerpunkten zusammenfassen: 

— Verbesserung der Gemeinschaftsverpflegung; 

— Erhöhung des Verbraucherschutzes durch Ver- 
minderung des Gehaltes der Lebensmittel an 
Schadstoffen aus der Umwelt (Rückstände); 

— Entwicklung neuer und Verbesserung bekannter 
lebensmitteltechnologischer Verfahren, die zur 


Sicherstellung einer gesunden und preiswerten 
Ernährung beitragen; 

— Qualitätsverbesserung der agrarischen Produk- 
tion durch technischen Fortschritt und Züchtung 
im Hinblick auf die Bedürfnisse der Verbraucher; 

— Schutz der Tiergesundheit sowie Diagnose und 
Bekämpfung von Tierkrankheiten, Objektivie- 
rung der essentiellen Verhaltensmuster der Tiere 
(Tierschutz); 

: — quantitative und qualitative Steigerung der Pro- 
duktion von proteinreichen Nahrungsgütern und 
Futtermitteln; 

— Entwicklung und Ausbau umweltfreundlicher 
Produktionsverfahren der Agrarwirtschaft; 

— gesundheitlich und umweltmäßig unbedenklicher, 
wirkungsvoller und wirtschaftlicher Pflanzen- 
schutz; 

— Erhaltung und Verbesserung der Qualität der Le- 
bensmittel unter den heutigen Bedingungen der 
Be- und Verarbeitung, der Verpackung und Ver- 
marktung; 

— Agrarmarktpolitik einschließlich Einkommens- 
entwicklung, Marktstruktur- und Absatzverbes- 
serung; 

— Analyse regionaler Entwicklungsmöglichkeiten 
in ländlichen Gebieten, insbesondere im Hinblick 
auf die Faktormobilität; 

— Einzelbetriebliche und regionale Strukturpro- 
bleme unter besonderer Berücksichtigung der 
Nebenerwerbsbetriebe; 

— Urlaub auf dem Bauernhof; 

— Leistungs- und Produktionssteigerung in der 
Forst- und Holzwirtschaft, Möglichkeiten der 
forstlichen Bewirtschaftung von Grenzertragsbö- 
den und Sozialbracheflächen; 

— Soziale Folgen des Strukturwandels im länd- 
lichen Raum; 

— Berufliche Aus- und Weiterbildung in der Land- 
wirtschaft unter Berücksichtigung der strukturel- 
len Veränderungen in diesem Bereich; 

— Belastungsgrenzen des Naturhaushaltes; 

— Schutz, Erhaltung und Pflege der Landschaft, der 
Pflanzen- und Tierarten, insbesondere im Hin- 
blick auf die ständig steigenden Siedlungs-, Frei- 
zeit- und Verkehrsbedürfnisse. 

Agrardokumentation und -iniormation 

352. Zur Unterstützung der Forschungsplanung und 
Forschungsverwaltung werden funktionsfähige Do- 
kumentations- und Informationssysteme benötigt. In 
diesem Zusammenhang werden daher weiterhin die 
Möglichkeiten des Aufbaus einer Projektdokumen- 
tation für Administration und für Ergebniskontrol- 
len geprüft. Eine Verbesserung des nationalen und 
internationalen Informations- und Dokumentations- 
wesens für die Agrarforschung, Beratung und Praxis 
wird angestrebt. Es ist beabsichtigt, die auf Bundes- 
und Länderebene vorhandenen Aktivitäten der 
Agrardokumentation in der Zentralstelle für Agrar- 
dokumentation und -Information (ZADI) zusammen- 
zufassen. 
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4 Finanzierung 


4.1 Haushalt für den Geschäftsbereich 

des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ’) 

Haushalt 1974 

353. Für 1974 sind für den Einzelplan 10 — den 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernäh- 


Ubersicht 42 


Ausgaben der nationalen Agrarpolitik 
nach Maßnahmengruppen 


Kapitel/Maßnahme 

Soll 

1973 

Entwurf 

1974 

Millionen DM 

Allgemeine Bewilligungen 
(Kap. 10 02) Zuweisungen und 
Zuschüsse (unter anderem 
Gasölverbilligung, Aufwer- 
tungsausgleich) 

1 256,1 9 

902,3 

A. Landwirtschaftliche 

Sozialpolitik 

1 861,0 

2 103,0 

B. Ländliche Siedlung 

56,6 

55,8 

C. Absatzförderung, Aufklä- 
rung, Verbraucherbera- 
tung 

36,5 

26,0 

D. Forschung 2 ) 

17,7 

18,1 

E. Fischerei 

51,4 

42,9 

F. Abwicklung alter Ver- 
pflichtungen und auslau- 
fende Förderungsmaßnah- 
men 

576,2 

449,1 

(Summe 10 02) 

(3 855,5) (3 6*87,2) 

Gemeinschaftsaufgabe 
(Kap. 10 03) 

1 200,0 

.1 240,0 3 ) 

Summe = Ausgaben der na- 
tionalen Agrarpolitik 

5 055,5 

4 927,2 

Marktordnung (Kap. 10 04) . . 

201,2 

186,3 

übrige Kapitel 2 ) 

194,5 

206,6 


(5 451,2) (5 320,1) 


9 einschließlich 12,5 Millionen DM globale Minderaus- 
gabe 

8 ) Die Haushaltsmittel für die Forschungsanstalten des 
Bundes im Bereich des BML sind in den „übrigen Ka- 
piteln" enthalten. 

3 ) davon 40 Millionen DM für das Bergbauernprogramm 
der EWG 


rung, Landwirtschaft und Forsten — Ausgaben in 
Höhe von 5,320 Mrd. DM (1973: 5,451 Mrd. DM) vor- 
gesehen (Übersicht 42). Damit bleibt der Einzel- 
plan 10 — nach der starken Steigerung 1973 — 
etwa auf dem Niveau des Vorjahres. Gegenüber der 
alten Finanzplanung für 1974 weist der jetzt be- 
schlossene Entwurf eine Steigerung von 471 Millio- 
nen DM auf. 

Nationale Agrarpolitik 

354. Die Aufteilung der Ausgaben auf die wichtig- 
sten Maßnahmengruppen der nationalen Agrar- 
politik geht aus der Übersicht 42 hervor. Eine be- 
sonders starke Zunahme ist bei den Mitteln für die 
Landwirtschaftliche Sozialpolitik zu verzeichnen. 
Hier steigen die Ausgaben um insgesamt 242 Millio- 
nen DM und überschreiten damit erstmals die Zwei- 
Milliarden-DM-Grenze (Übersicht 43). 

Die Marktordnungsausgaben, soweit sie in nationa- 
ler Zuständigkeit bleiben (Kapitel 10 04), liegen 1974 
mit rd. 186 Millionen DM etwas niedriger als im 
Vorjahr (201 Millionen DM). Der Rückgang ist je- 
doch nicht auf eine Kürzung, sondern auf einen ge- 


1 ) Nach dem Beschluß der Bundesregierung vom 5. Sep- 
tember 1973 


Eibersicht 43 


Mittelansätze für die Sozialpolitik 


Maßnahme 

1971 9 

| 1972 ») | 

1973 2 ) | 

1974 3 ) 


Millionen DM 


Altershilfe 

686 

790 

1 035 

1 158 

Unfallversicherung 

420 

50 

300 

320 

Landabgaberente . . 

28 

62 

104 

147 

Zuschüsse zur Bei- 
tragsnachentrich- 
tung in der Ren- 
tenversicherung 

12 

2 

11 

19 

Kranken- 
versicherung .... 



34 

390 

435 

Zusatzkasse 

— 

— 

21 

24 

Sozialmaßnahmen 





insgesamt 

1 146 

938 

1 861 

2 103 


9 Ist 

2 ) Soll 

3 ) Entwurf 
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Mittelansätze für die Marktordnungsausgaben 
(nationale Zuständigkeit) 


, Maßnahme 

1973 | 

1974 

j Millionen DM 

Verwaltungskosten der Ein- 
fuhr- und Vorratsstellen 

24,4 

23,4 

Vorratshaltungskosten der 
Einfuhr- und Vorratsstel- 
len 

120,1 

121,8 

Restliche EWG-Marktord- 
nungsausgaben nach dem 
Rückvergütungsverfahren 

5,0 


Erstattung bei der Ausfuhr 
von Zuchtvieh 

10,5 

6,0 

Frachthilfe Getreide 

41,0 

35,0 

Verwaltungsausgaben des 
Stabilisierungsfonds Wein 
(als Bundesoberbehörde) . . 

0,2 

0,2 

Summe . . . 

201,2 

186,4 


ringeren Mittelbedarf bei den einzelnen Maßnah- 
men zurückzuführen (Übersicht 44). 

Die aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Ga- 
rantiefonds direkt zu finanzierenden Marktord- 
nungsausgaben der EWG sind in einer Anlage zum 
Einzelplan 10 ausgewiesen (vgl. hierzu auch Tz. 357). 


4.2 Agrarhaushalt der EWG 

355. Die Mittel zur Finanzierung der Ausgaben 
für die gemeinsame Landwirtschaftspolitik der EWG 
sind im Einzelplan III des Gesamthaushalts der EWG, 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL), veranschlagt. 

Allgemeiner Überblick 

356. Für den EAGFL, den größten Ausgabenblock 
des Gemeinschaftshaushaltes, sind im Haushalts- 
vorschlag der EWG für das Jahr 1974 3,83 Mrd. RE 
(= 14,0 Mrd. DM) (~ 76 °/o des Gesamtvolumens) 
vorgesehen. Die Ausgaben werden somit gering- 
fügig unter denen des Jahres 1973 liegen. 

Diese sowie die übrigen Ausgaben des Gesamthaus- 
halts ddr EG werden seit dem 1. Januar 1971 auf- 
grund des Beschlusses des Rates vom 21. April 1970 
aus Abschöpfungseinnahmen, einem bis 1975 auf 
100 °/o steigenden Anteil am Zollaufkommen und bis 
Ende 1974 aus ergänzenden Finanzbeiträgen der Mit- 
gliedstaaten (Gesamtanteil der Bundesrepublik 
Deutschland 28,5 °/o) gedeckt, die von 1975 an durch 
einen bestimmten Anteil am Mehrwertsteueraufkom- 


men ersetzt werden (maximal 1 °/o der Bemessungs- 
grundlage für die MWSt). 

Die Bestimmungen des genannten Ratsbeschlusses 
über die eigenen Einnahmen der Gemeinschaft wer- 
den ab 1973 grundsätzlich auch von den neuen Mit- 
gliedstaaten angewandt. Während einer Übergangs- 
zeit bis Ende 1978 brauchen die neuen Mitgliedstaa- 
ten die Einnahmen jedoch nur in einem beschränk- 
ten, jährlich steigenden Umfang abzuführen. 

EAGFL , Abteilung Garantie 

357. Im Rahmen der mehrjährigen finanziellen 
Vorausschau werden die Ausgaben 1974 nach Schät- 
zungen der Kommission gegenüber den voraussicht- 
lichen Ausgaben des Jahres 1973 von 3,82 Mrd. RE 
( = 14 Mrd. DM) um 8,5 °/o auf 3,5 Mrd. RE (“ 
12,8 Mrd. DM) sinken und dann bis 1976 wieder auf 
3,84 Mrd. RE ( = 14,06 Mrd. DM) ansteigen (Über- 
sicht 45). 

Die hohen Ausgaben des Jahres 1973 beruhen in 
der Hauptsache auf der gegenwärtigen Währungs- 
situation, der Ausgabenentwicklung in den Beitritts- 
ländern und den Butterabsatzmaßnahmen. Das Ab- 
sinken der Ausgaben des Jahres 1974 ist vor allem 
in der derzeitigen Preissituation auf dem Welt- 
getreidemarkt begründet. 

Eine Analyse der Ausgaben 1974 nach Marktord- 
nungsbereichen ergibt, daß sich die Kosten der 
Milchmarktordnung (1,58 Mrd. RE = 5,77 Mrd. DM) 
infolge der steigenden Überschüsse gegenüber den 
Jahren 1971 und 1972 fast verdreifachen werden. 
Ihr Anteil an den Gesamtausgaben liegt dann bei 
rd. 45 °/o. Die Ausgaben für die Getreidemarkt- 
ordnung werden 1974 — bedingt durch die Preis- 
lage auf dem Weltmarkt — gegenüber den Vorjah- 
ren auf 615 Millionen RE (= 2,25 Mrd. DM) absin- 
ken und ab 1975 wieder ansteigen, so daß ihr 
Anteil an den Gesamtausgaben dann bei rd. 25 °/o 
liegen wird. Weitere größere Ausgabepositionen er- 
geben sich bei den Marktorganisationen für Fette 
(309 Millionen RE = 1,13 Mrd. DM), Zucker (166 Mil- 
lionen RE 607 Millionen DM) und Tabak (141 Mil- 
lionen RE ~ 516 Millionen DM). Die Kosten für die 
drei letztgenannten Marktorganisationen und für 
die restlichen Marktordnungsbereiche werden in 
absehbarer Zeit voraussichtlich in keinem nennens- 
werten Umfang steigen. 

EAGFL , Abteilung Ausrichtung 

358. Die Abteilung Ausrichtung des EAGFL ist zu- 
ständig für die Finanzierung der Maßnahmen im 
Rahmen der Strukturpolitik, d. h. in erster Linie 
der gemeinsamen Maßnahmen im Sinne von Arti- 
kel 6 der VO Nr. 729/70/EWG, ferner der Vorhaben 
zur Verbesserung der Agrarstruktur im Sinne der 
VO Nr. 17/64/EWG, der Umstellungsmaßnahmen auf 
dem Sektor Kabeljaufischerei nach der VO Nr. 
2722/72/EWG und schließlich der verschiedenen vom 
Rat beschlossenen Sondermaßnahmen. 

Die Mittel für die Abteilung Ausrichtung sind seit 
Beginn der gemeinsamen Agrarfinanzierung plafon- 
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Ausgaben des EAGFL r Abteilung Garantie 

Millionen RE 



1971 9 

1972 ') 

1973 2 ) 

1974 -) 

1975 2 ) 

1976 2 ) 

Getreide 

470,2 

908,2 

963,1 

615,0 

905,5 

950,0 

Reis 

49,9 

50,4 

19,9 

25,0 

39,0 

54,0 

Milcherzeugnisse 

571,8 

573,7 

1 483,3 

1 577,7 

1 615,0 

1 695,0 

Fette 

81,1 

335,8 

391,5 

308,9 

317,0 

333,6 

Zucker 

112,5 

151,8 

143,2 

166,2 

170,0 

172,0 

Rindfleisch 

17,4 

7,4 

6,0 

20,5 

10,0 

10,0 

Schweinefleisch 

52,2 

40,5 

98,1 

88,5 

106,0 

106,0 

Eier und Geflügel 

11,9 

11,8 

22,7 

17,6 

21,0 

21,0 

Obst und Gemüse 

53,7 

61,5 

63,9 

68,1 

85,0 

85,0 

Wein 

28,2 

57,8 

20,4 

41,1 

44,0 

44,0 

Tabak 

73,1 

88,5 

156,0 

141,0 

134,0 

134,0 

Fischereierzeugnisse 

0,2 

1,2 

2,9 

3,0 

3,0 

3,0 

Flachs und Hanf 

0,7 

10,6 

11,0 

12,0 

12,0 

12,0 

Saatgut 

— 

0,1 

14,9 

15,0 

15,0 

15,0 

Hopfen 


— 

5,5 

8,0 

6,0 

6,0 

sonstige Marktordnungen 


— 

0,9 

1,0 

1,0 

1,0 

Nicht-Anhang II Erzeugnisse 

1 8,4 

21,3 

28,3 

30,0 

30,0 

30,0 

Ausgleichsbeträge 

— 

— 

339,6 

363,0 

220,0 

170,0 


1 541,3 

2 329,6 

3 821,2 

3 501,6 

3 734,1 

3 841,6 


1 ) vorläufige Abrechnungen 

2 ) Haushaltschätzungen der Kommission 


diert. Sie betrugen jährlich 285 Millionen Rech- 
nungseinheiten (= 1043 Millionen DM). Im Dezem- 
ber 1972 beschloß der Rat der EG wegen des Beitritts 
von 3 weiteren Mitgliedstaaten eine Erhöhung des 
Plafonds der Abteilung Ausrichtung von 285 Mil- 
lionen RE auf 325 Millionen RE. Die Gemeinschafts- 
finanzierung von Einzelvorhaben läuft aus, sobald 
der jährliche Betrag für die Finanzierung der ge- 
meinsamen Maßnahmen gemäß Artikel 6 der VO 
Nr. 729/70/EWG 325 Millionen RE (= 1190 Millionen 
DM) erreicht. Es ist damit zu rechnen, daß im Laufe 
des Jahres 1974 aus dem EAGFL erste Zahlungen 


für die Erstattung der nach der Richtlinie 
72/159/EWG (Modernisierungsrichtlinie) getätigten 
Ausgaben erfolgen. 

359 . Bis zum vollen Anlaufen der Finanzierung der 
gemeinsamen Maßnahmen ist die Finanzierung der 
Agrarstrukturverbesserungsvorhaben im Rahmen 
der VO Nr. 17/64/EWG die Haupttätigkeit der Ab- 
teilung Ausrichtung. 

Nach Artikel 11 der VO Nr. 17/64/EWG können aus 
der Abteilung Ausrichtung gefördert werden: 
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Zuschüsse EAGFL (Abteilung Ausrichtung) für 
Strukturverbesserungsmaßnahmen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
von 1964 bis 1972 


Art der Vorhaben 

Bewil- 

ligte 

Vor- 

haben 

Betrag der je 
Maßnahmen- 
gruppe 
bewilligten 
Zuschüsse 


Anzahl 

Mil- 

lionen 

DM 

°/o 

I. Verbesserung 
der Agrarstruktur 

Flurbereinigung . . . 

193 

207,5 

22,9 

Wasserwirtschaft/ 

Wirtschaftswegebau 

129 

178,2 

19,7 

Auforstungen/ 
Grünland- 
intensivierung .... 

27 

33,8 

3,7 

Rebenwiederaufbau 

11 

41,7 

4,6 

Lehr- und Versuchs- 
anstalten 

6 

3,2 

0,3 

Aussiedlungen/ 

Althofsanierungen 

10 

7,7 

0,9 

Hochseefischerei . . 

10 

20,7 

2,3 

Kooperationsvor- 
haben (z. B. Gemein- 
schaftsställe) 

14 

18,7 

2,1 

Zwischensumme . . . 

400 

511,5 

56,5 

II. Verbesserung 
der Marktstruktur 

Milchwirtschaft . . . 

155 

234,9 

25,9 

Fleischwirtschaft . . 

61 

49,7 

5,5 

Obst- und 

Gemüsewirtschaft • • 

99 

54,9 

6,1 

Kellereiwirtschaft . . 

35 

34,1 

3,8 

Zwischensumme . . . 

350 

373,6 

41,3 

III. Sonstige Vorhaben 
(z. B. Blumen, Eier- 
und Geflügelwirt- 
schaft, Getreide- 
speicher) 

41 

20,3 

2,2 

Gesamt . . . 

791 

905,4 

100,0 


a) die Anpassung und Verbesserung der Produk- 
tionsbedingungen in der Landwirtschaft, 

b) die Anpassung und Ausrichtung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung, 

c) die Anpassung und Verbesserung der Vermark- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

d) die Förderung des Absatzes landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse. 

Die unter c) und d) aufgeführten Maßnahmen kön- 
nen jedoch nur dann gefördert werden, wenn die 
betroffenen Erzeugnisse einer gemeinsamen Markt- 
ordnung unterliegen. 

Aus diesem Fonds sind seit nunmehr neun Jahren 
(1964 bis 1972) rd. 3,2 Mrd. DM Zuschüsse für 
Strukturverbesserungsmaßnahmen unmittelbar den 
einzelnen Begünstigten in den sechs Mitgliedstaaten 
bewilligt worden. Davon entfallen auf die Bundes- 
republik Deutschland 0,905 Mrd. DM oder 28,3 °/o 
(Übersicht 46). 

Für die X. Tranche (1973) sind aus der Bundes- 
republik 134 Anträge nach der VO 17/64/EWG mit 
einem Zuschußvolumen von rd. 215,5 Millionen DM 
vorgelegt worden, über die die Kommission 1974 
entscheiden wird. 

Die Frist für die Vorlage von Anträgen für die 
XI. Tranche (1974) läuft voraussichtlich bis zum 
30. Juni 1974. 

360. Die Bundesrepublik Deutschland hat entspre- 
chend dem auf sie entfallenden Anteil drei Anträge 
zur Finanzierung von Fangfabrikschiffen der Kom- 
mission vorgelegt. Die Bewilligungen nach der VO 
Nr. 2722/72/EWG (Kabeljaufischerei) sind 1974 zu 
erwarten. 

361. Seit 1969 beteiligt sich der EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung, auch an der Finanzierung von 
Sondermaßnahmen verschiedener Art. Zur Zeit 
können folgende Maßnahmen finanziert werden: 

— Pauschale Finanzierung statistischer Erhebungen 
(Strukturerhebung, Schweinezählung) , 

— Beihilfen für die Erzeugergemeinschaften von 
Obst und Gemüse, 

— Prämien für das Schlachten von Kühen und die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeug- 
nissen, 

— Prämien für das Roden von Obstbäumen, 

— Beihilfe für die Erzeugergemeinschaften Fische, 

— Verbesserung auf dem Sektor Zitrusfrüchte. 

Die Zuschüsse für die Finanzierung dieser Sonder- 
maßnahmen aus dem EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, an die Mitgliedstaaten werden sich nach Schät- 
zung der Kommission für die Jahre 1974 bis 1976 
auf insgesamt 98 Millionen RE (= 358,7 Millionen 
DM) belaufen. 
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5 Weiterentwicklung der EWG-Agrarpolitik 


362 . Der EG-Ministerrat hat im Frühjahr 1973 be- 
schlossen, eine Grundsatzdiskussion über die Wei- 
terentwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik zu 
führen. Er hat die Kommission aufgefordert, einen 
Bericht und entsprechende Vorschläge vorzulegen. 

363 . Die Bundesregierung hat im Kabinettsbeschluß 
vom 17. Oktober 1973 die grundsätzlichen Verhand- 
lungslinien für eine Weiterentwicklung der gemein- 
samen Agrarpolitik festgelegt. Ziel und Basis hier- 
für sind die Teilnahme der in der Landwirtschaft 
tätigen Menschen an der allgemeinen Wohlstands- 
entwicklung und die Beibehaltung der Prinzipien 
der gemeinsamen Agrarpolitik — freier Warenver- 
kehr, Gemeinschaftspräferenz und finanzielle Soli- 
darität. 

Die zügige Fortentwicklung der Währungs-, Wirt- 
schafts- und Regionalpolitik entsprechend den Be- 
schlüssen der Pariser Gipfelkonferenz vom Oktober 

1972 soll dazu beitragen, den erreichten Integrations- 
stand der Agrarpolitik abzusichern. Gleichrangig und 
gleichzeitig hiermit wird sich die Bundesregierung 
für eine Verbesserung der institutioneilen Grund- 
lagen in der Gemeinschaft einsetzen. 

Die gemeinsame Agrarpolitik hat nach Auffassung 
der Bundesregierung dem Erzeuger und dem Ver- 
braucher zu dienen. Als dem bedeutendsten Handels- 
partner in der Welt kommt der erweiterten Gemein- 
schaft eine besondere Verantwortung zu. Dabei 
sind bei der Gestaltung und Durchführung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik die Interessen der Entwick- 
lungsländer besonders zu berücksichtigen. 

Um diese Ziele verwirklichen zu können, ist die 
künftige Agrarmarktpolitik auf eine schrittweise 
Stabilisierung der Märkte auszurichten, wobei ein 
Saisonausgleich erfolgen soll und die notwendigen 
Sicherheitsreserven gehalten werden müssen. Dabei 
wird dem Grundsatz der Mitverantwortung der Er- 
zeuger Rechnung zu tragen sein, wenn die Uber- 
schußmengen über ein bestimmtes Maß hinausgehen. 
Ferner soll es möglich gemacht werden, die EWG- 
Agrarpreispolitik in die Wirtschafts- und Kon- 
junkturpolitik der Gemeinschaft einzupassen. 

364 . Die Kommission hat dem Rat am 31. Oktober 

1973 ein Memorandum zur Anpassung der gemein- 
samen Agrarpolitik vorgelegt. Sie stellt darin ein- 
leitend fest, daß eine Konsolidierung und Weiter- 
entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik eng mit 
Fortschritten bei anderen Gemeinschaftspolitiken 
wie der Schaffung der Wirtschafts- und Währungs- 
union sowie der Regional- und Sozialpolitik verbun- 
den sein müsse. Im Rahmen eines Anpassungspro- 
gramms für den Zeitraum von 1973 bis 1978 werden 
Verbesserungen im Bereich der Markt- und Preis- 
politik, der Ausbau und die Ergänzung der Struktur- 
und Sozialpolitik sowie Fortschritte in der gemein- 


schaftlichen Wirtschafts- und Regionalpolitik ange- 
strebt. 

Im Bereich der Markt- und Preispolitik verfolgt die 
Kommission mit dem von ihr vorgeschlagenen An- 
passungsprogramm drei Ziele: 

— Verminderung der auf einigen Märkten herr- 
schenden Ungleichgewichte durch Herstellung 
besserer Preisrelationen zwischen den landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen; 

— Senkung der Ausgaben der Abteilung Garantie 
des EAGFL durch eine gewisse finanzielle Ver- 
antwortung der landwirtschaftlichen Erzeuger 
für strukturelle Überschüsse; 

— Vereinfachung der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion durch eine flexiblere Gestaltung, namentlich 
durch deren Vereinfachung und eine strengere 
Überwachung der Maßnahmen. 

Die Kommission äußert die Absicht, die Fortsetzung 
des künftigen Agrarpreisniveaus verstärkt auf die 
entwicklungsfähigen Betriebe auszurichten und bei 
den Vorschlägen für die Preise der einzelnen Erzeug- 
nisse die Situation von Angebot und Nachfrage auf 
jedem einzelnen Markt zu berücksichtigen. 

Der Schwerpunkt des Anpassungsprogramms der 
Kommission liegt bei .den für die verschiedenen 
Agrarmärkte vorgeschlagenen Maßnahmen. So wird 
z. B. bei Milch in Anbetracht der vorhandenen Inter- 
ventionsbestände an Butter die Einführung einer 
befristeten Produktionsabgabe auf die an Molke- 
reien gelieferte Milch vorgeschlagen, wobei die 
ersten abgelieferten 10 000 1 für jeden Betrieb ab- 
gabefrei sein sollen. Die Abgabe soll 2 % des Milch- 
richtpreises nicht übersteigen. Außerdem ist eine 
zusätzliche Abgabe für die Molkereien in Aussicht 
genommen, die einen noch zu bestimmenden Anteil 
ihrer Produktion an die Interventionsstellen liefern. 
Das Aufkommen aus diesen Abgaben wäre für Maß- 
nahmen zur Förderung des Absatzes der Überschüsse 
auf dem Binnenmarkt zu verwenden. Ferner ist eine 
Änderung der Relation Milchfett : Milcheiweiß von 
gegenwärtig 58 : 42 auf 50 : 50 geplant, was zur 
Änderung der Interventionspreise für Butter und 
Magermilchpulver führen würde. 

Auf dem Fleischsektor soll das vorhandene Defizit 
vor allem bei Rindfleisch abgebaut werden durch 
die Abschaffung des Orientierungspreises für Kälber, 
die -Ersetzung des jetzigen Einfuhrsystems durch 
eine für alle Zubereitungsarten gültige einzige Ein- 
fuhrabgabe und durch die Verstärkung der Maßnah- 
men zur Ausrichtung auf die Fleischerzeugung. Die- 
sem Ziel dient ebenfalls die künftige gemeinsame 
Marktorganisation für Schaffleisch. 

Um den mit steigender Fleischnachfrage anwachsen- 
den Bedarf an Eiweißfuttermitteln befriedigen zu 
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können, schlägt die Kommission eine Ausweitung 
der Produktion von eiweißhaltigen Stoffen in der 
Gemeinschaft vor. 

Die Herstellung des Gleichgewichts auf dem Ge- 
treidemarkt soll durch eine bessere Preisstaffelung 
für die einzelnen Getreidearten bei vorübergehender 
Nichtanhebung des Weichweizenpreises und einer 
relativen Erhöhung der Preise für Gerste und Mais, 
die schrittweise Abschaffung des Denaturierungs- 
systems, Einführung eines Systems einheitlicher 
Interventionspreise für Weichweizen und Gerste und 
durch eine vollständigere, auf Weichweizen ausge- 
richtete Vorratspolitik ereicht werden. 

Die Kommission geht davon aus, daß die Ziele in 
Artikel 39 des EWG-Vertrages durch eine zusam- 
mengefaßte Aktion in den Bereichen der Markt- und 
Preispolitik und der Agrarstrukturpolitik mit Unter- 
stützung der Regional- und Sozialpolitik erreicht 
werden müssen. Sie rechnet damit, daß der Regional- 
fonds und die Richtlinie über die Landwirtschaft in 


Berggebieten und bestimmten anderen benachteilig- 
ten Gebieten zu einer Besserung der Einkommens- 
lage in den Agrargebieten der Gemeinschaft beitra- 
gen wird. 

Mehr oder weniger generell gewährte Einkommens- 
beihilfen lehnt die Kommission — wie auch die Bun- 
desregierung — ab, weil sie die Strukturentwicklung 
hemmen, in den meisten Mitgliedstaaten beträcht- 
liche administrative Schwierigkeiten schaffen und zu 
hohe Ausgaben für den Fiskus zur Folge haben wür- 
den. 

Die Bundesregierung stellt fest, daß die im Memo- 
randum der Kommission zur Anpassung der gemein- 
samen Agrarpolitik niedergelegten Vorstellungen in 
einer Reihe wichtiger Grundsätze dem Kabinetts- 
beschluß vom 17. Oktober 1973 entsprechen. Nach 
einer ersten Beratung des Memorandums im Mi- 
nisterrat wird die Kommission Vorschläge unterbrei- 
ten. über diese Vorschläge wird im Rahmen der 
Agrarpreisverhandlungen für 1974/75 entschieden. 


140 


Anlage 


1 Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 


Hauptziel 


A 

Verbesserung der 
Lebensverhältnisse 
im ländlichen Raum 
sowie gleichrangige 
Teilnahme der in der 
Land- 1 ), Forstwirt- 
schaft und Fischerei 
Tätigen an der all- 
gemeinen Einkom- 
mens- und Wohl- 
standsentwicklung 

1) einschließlich 
Gartenbau 


Unterziele Teilziele 


A — I — 1 Verbesserung des Agrarpreisniveaus durch ge- 

zielte Preisanhebungen unter Berücksichtigung 
der allgemeinen Einkommens- und Kostenentwick- 
lung und im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen 
und stabilitätspolitischen Erfordernisse 

A— I— 2 Stabilisierung der Märkte und Vermeidung struk- 

tureller Marktungleichgewichte 

A-l-3 Einkommenssicherung durch marktpolitische Maß- 

nahmen 

j A— I— 4 Mitverantwortung der Erzeuger für Überschüsse 

A — 1 1 — 1 Schaffung ausreichender Betriebskapazitäten und 
Förderung der Produktivität im Einzelbetrieb 

A— II— 2 Verbesserung der überbetriebl. Zusammenarbeit 

A — 1 1 — 3 Weiterentwicklung und Einführung produktions- 

technischer Fortschritte 

A— II— 4 Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in 

der EWG 


A— III— 1 Steigerung der Effizienz der Vermarktung auf 

allen Marktstufen 

A — 1 1 1 — 2 Verbesserung des Absatzes durch Marketing 

A— II 1—3 Verbesserung der überbetriebl. Zusammenarbeit 

A— III— 4 Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen in 

der EWG 

A— III— 5 Verbesserung des Wettbewerbs insbesondere 

durch Erhöhung der Markttransparenz 


1 A— VI— 1 Sicherung bei Krankheit 

1 A— VI— 2 Sicherung bei Unfällen 

1 A— VI— 3 Sicherung im Alter 


A-X 

Verbesserung der Wett- 
bewerbsfähigkeit der 
Holzwirtschaft 


A— IX 

Schaffung von Voraus- 
setzungen für außerland- 
wirtschaftliche Einkom- 
men in zumutbarer Ent- 
fernung vom Wohnort 


A— VI II 

Erleichterung des teil- 
weisen oder vollständi- 
gen Übergangs zur 
außerlandwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit 


A— VII 

Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse und des 
Bildungsstandes im länd- 
lichen Raum 


A-V 11-1 

Verbesserung der Bodenordnung 


A-V 11-2 

Verbesserung der Infrastruktur 


A-V 11-3 

Verbesserung des Wohn- und Freizeitwertes 


A— VII— 4 

Verbesserung der Möglichkeiten für die Land- 
nutzung ohne Marktangebot 


A— VII— 5 

Aufrechterhaltung und Förderung einer breiten 
Eigentumsstreuung 


A— VII— 6 

Ausbau der raumstrukturellen Aufgabenteilung 
zwischen stärker verdichteten und ländl. Räumen 


A-V II -7 

Verbesserung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung und der Weiterbildung 


A— VIII— 1 

Verbesserung des Umschulungsangebots 


A— VIII— 2 

Gewährung finanzieller Hilfen beim Übergang und 
Ausscheiden 


A— VIII— 3 

Sicherung der Altersversorgung beim Übergang 
und Ausscheiden 


A— VIII— 4 

Verbesserung der nebenberuflichen Landbewirt- 
schaftung 


A— IX— 1 

Erleichterung des Zugangs zu außerlandwirtschaft- 
lichen Arbeitsplätzen 


A— IX— 2 

Schaffung und Sicherung außerlandwirtschaftlicher 
Arbeitsmöglichkeiten vornehmlich in solchen Ge- 
bieten, in denen der Anteil abwanderungswilliger 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft relat. hoch ist 


A— IX— 3 

Stärkere Abstimmung der regionalpolitischen Maß- 
nahmen mit agrarstrukturpolitischen Maßnahmen 
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A-V-1 

Verbesserung der Arbeitsverhältnisse 

A— V— 2 

Verbesserung der Wohnverhältnisse 

A— V— 3 

Verbesserung der sozio-ökonomischen Information 
und Beratung 


A— IV 

Einkommensausgleich 
aus besonderen Gründen 
(z. B. Vermeidung wäh- 
rungsbedingter Einkom- 
mensverluste) 

A-V 

Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse der in 
der Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei Tätigen 

A— VI 

Verbesserung der sozia- 
len Sicherung der in der 
Land-, Forstwirtschaft 
und Fischerei Tätigen 


Einkommensverbesse- 
rung durch Maßnahmen 
im Bereich der Erzeu- 
gung 


A— III 

Einkommensverbesse- 
rung durch Maßnahmen 
im Bereich der Vermark- 
tung 


A— I 

Einkommensverbesse- 
rung durch markt- und 
preispolitische Maßnah- 
men 
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noch: Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 


Hauptziel 


Unterziele 


Teilziele 



142 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1650 


noch: Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 
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noch: Zielstruktur des BML für die Agrar- und Ernährungspolitik 

Hauptziel Unterziele Teilziele 



D— 1 


Verstärkung und Harmo- 


nisierung der Umwelt- 


Politik im innergemein- 


schaftlichen und inter- 


nationalen Bereich 


D— 1 1—1 

Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und Nutzungsfähig- 
keit des Bodens 


D— II— 2 

Erhaltung und Entwicklung der Leistungs- und Nutzungsfähig- 
keit des Wasserhaushaltes 


D— II— 3 

Vermeidung und Abbau von Beeinträchtigung der Luft, Ver- 
meidung von Lärm, Erhaltung und Verbesserung des ört- 
lichen Klimas 


D— II 1—1 

Erhaltung von Pflanzen- und Tierarten und eines den land- 
schaftlichen Verhältnissen angepaßten Bestandes 

D— III— 2 

Schutz und Gestaltung bestimmter Flächen und Gebiete; 
Erhaltung von Landschaftselementen 

D— III— 3 

Vermeidung von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes; 
Ausgleich von unvermeidbaren Beeinträchtigungen 


D— IV— 1 

Sicherung einer ausgewogenen Verteilung zwischen öko- 
logisch belasteten Gebieten und ökologischen Ausgleichs- 
räumen 


D— IV— 2 

Sicherung einer ausgewogenen Verteilung naturnaher Frei- 
zeitgebiete 

D— IV— 3 

Landschaftsgestaltung unter Berücksichtigung ökologischer 
Erfordernisse und der Gesichtspunkte für die Freizeit in der 
Landschaft 


D— IV— 4 

Schaffung von Voraussetzungen für die Freizeit in der Land- 
schaft 


D— V— 1 
Küstenschutz 


D-V-2 

Hochwasserschutz im Binnenland 


D-V-3 

Erosionsschutz 


D-V-4 

Lawinenschutz 




D-V 

Schutz vor zerstörender 
Wirkung der Naturkräfte 



D— II 


Erhaltung, Wiederher- 


stellung und Entwicklung 


der Leistungs- und Nut- 


zungsfähigkeit von 


Boden, Wasser und Luft 
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2 Begriffsdefinitionen 


Betriebliche Erfolgsbegriffe 


Die einzelnen Ertrags- und Aufwandspositionen wer- 
den bei den Buchführungsergebnissen netto, d. h. 
ohne Mehrwertsteuer, ausgewiesen. Eine positive 
Mehrwertsteuerdifferenz wird zum Betriebsertrag, 
eine negative zum Betriebsaufwand gerechnet. 

Betriebsertrag 

Der Betriebsertrag umfaßt alle baren Einnahmen und 
die unbaren Leistungen des landwirtschaftlichen Be- 
triebes aus Forst, Jagd, Fischerei sowie nichtgewerb- 
lichen Nebenbetrieben (z. B. Sägewerk, Brennerei, 
Dienstleistungsbetrieb) und Sonstiges sowie die Be- 
standsveränderungen an Vieh und selbsterzeugten 
Vorräten. 

Bereinigter Betriebsertrag 

Der bereinigte Betriebsertrag errechnet sich aus dem 
Betriebsertrag abzüglich des Viehzukaufes, des Auf- 
wandes an zugekauften Futtermitteln und Saatgut 
sowie der Einnahmen aus Fuhrlohn und Maschinen- 
vermietung. 

Betriebsaufwand 

Der Betriebsaufwand ist gleich der Summe aus Sach- 
aufwand, Betriebssteuern und Lasten, Lohn für ent- 
lohnte Arbeitskräfte und Unfallversicherung. Die 
Ausgaben für Investitionen sind nicht im Betriebs- 
aufwand enthalten. 

Der Sachaufwand umfaßt alle baren Ausgaben für 
sächliche Betriebsmittel und in Anspruch genommene 
Dienstleistungen, den Wert der Bestandsverände- 
rungen an zugekauften Vorräten sowie die Ab- 
schreibungen. Im Sachaufwand sind Aufwendungen 
für Jagd, Forst, Fischerei, nichtgewerbliche Neben- 
betriebe und Sonstiges enthalten. 

Abschreibungen werden bei Wirtschaftsgebäuden, 
Grundverbesserungen, Maschinen und in Einzelfäl- 
len bei Zuchtvieh vorgenommen. Den Abschreibun- 
gen liegen normale, nach der Lebensdauer des Inven- 
tars berechnete Abschreibungssätze zugrunde. 
Steuerlich zulässige Sonderabschreibungen sind aus- 
geschaltet worden, da nur die betriebswirtschaft- 
lichen Verhältnisse dargestellt werden sollen. 

Fremdlöhne, Schuldzinsen und Pachtzahlungen sind 
nicht in den Sachaufwand einbezogen. Damit ist ein 
Vergleich auf der Grundlage eines schulden- und 
pachtfreien Betriebes und unabhängig von der 
Arbeitsverfassung möglich. 


Der Arbeitsaufwand umfaßt die Löhne für die frem- 
den Arbeitskräfte und die entlohnten Familienange- 
hörigen sowie den Lohnansatz für den Betriebs- 
inhaber und die mitarbeitenden, nicht entlohnten Fa- 
milienangehörigen. 

Der Arbeitsaufwand enthält den Barlohn für die 
fremden Arbeitskräfte und die entlohnten Familien- 
angehörigen, die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialver- 
sicherung, die Ausgaben für den Betriebshaushalt 
und den Naturallohn. Im Naturallohn sind die Auf- 
wendungen für die Beköstigung der fremden Ar- 
beitskräfte und der entlohnten Familienangehörigen 
aus wirtschaftseigenen Erzeugnissen, die Lieferun- 
gen des Betriebes für Deputatzwecke sowie die 
Leistungen für freie Wohnung, für Viehhaltung und 
Deputatland enthalten. Die Bewertung dieser Lei- 
stungen erfolgt zu Erzeugerpreisen bzw. zu orts- 
üblichen Sätzen. 

Der Lohnansatz für die Familienarbeitskräfte stellt 
das Entgelt für die Arbeitsleistung des Betriebs- 
leiters und seiner mitarbeitenden, nicht entlohnten 
Familienangehörigen dar. Die Bewertung erfolgt in 
Anlehnung an die für fremde Arbeitskräfte gezahl- 
ten Löhne (Monatslöhne). Für den Betriebsleiter wird 
außerdem ein Zuschlag für seine leitende Tätigkeit 
vorgenommen. 

Zu den Betriebssteuern und Lasten gehören nur die 
Steuern und Lasten, die bei der Einkommens- und 
Reinertragsberechnung als Wirtschaftsausgaben gel- 
ten. Das sind die Grundsteuer, die Wasser- und 
Wegelasten, der Landwirtschaftskammerbeitrag 
(Landwirtschaftsabgabe), die anteilige Kraftfahr- 
zeugsteuer, die Hundesteuer und eine negative 
Mehrwertsteuerdifferenz. Nicht zu den Betriebs- 
steuern gehören Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Vermögensteuer und Lastenausgleichsabgaben. 
Diese Steuern müssen aus dem Einkommen bzw. dem 
Reinertrag gezahlt werden. 


Reinertrag 

Der Reinertrag errechnet sich als Differenz aus Be- 
triebsertrag abzüglich Betriebsaufwand und Lohn- 
ansatz. Der Reinertrag umfaßt den Zinsertrag des im 
Betrieb eingesetzten Aktivkapitals und das Entgelt 
für die unternehmerische Tätigkeit. Bei der Berech- 
nung wird ein schulden- und pachtfreier Betrieb 
unterstellt, der nur mit entlohnten Arbeitskräften 
bewirtschaftet wird. 
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Betriebseinkommen 

Betriebsertrag abzüglich Sachaufwand, Betriebs- 
steuern und Lasten ergibt das Betriebseinkommen. 
Das Betriebseinkommen umfaßt das Arbeitsentgelt 
der im landwirtschaftlichen Betrieb tätigen Arbeits- 
kräfte (einschließlich der Beiträge zur Sozial- und 
Unfallversicherung), den Zinsertrag des im Betrieb 
eingesetzten Aktivkapitals und das Entgelt für die 
unternehmerische Tätigkeit aus dem schulden- und 
pachtfrei gedachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Roheinkommen 

Betriebseinkommen abzüglich der Fremdlöhne, der 
Beiträge zur Sozialversicherung und Unfallversiche- 
rung, der Ausgaben für den Betriebshaushalt und 
des Wertes für den Naturallohn ergibt das Roh- 
einkommen. Das Roheinkommen umfaßt das Arbeits- 
entgelt des Betriebsinhabers und seiner mitarbeiten- 
den, nichtentlohnten Familienangehörigen, den 
Zinsertrag des Aktivkapitals und das Entgelt für die 
unternehmerische Tätigkeit aus dem schulden- und 
pachtfrei gedachten landwirtschaftlichen Betrieb. 

Arbeitsertrag 

Betriebseinkommen abzüglich Zinsansatz für das im 
Betrieb investierte Aktivkapital ergibt den Arbeits- 
ertrag. Es ist das Arbeitsentgelt der im landwirt- 
schaftlichen Betrieb tätigen Arbeitskräfte ein- 
schließlich des Entgelts für die unternehmerische 
Tätigkeit. 

Reineinkommen (Gewinn) aus dem land- und forst- 
wirtschaftlichen Unternehmen 

Das Reineinkommen (Gewinn) aus dem Unterneh- 
men errechnet sich aus Unternehmensertrag abzüg- 
lich Unternehmensaufwand. Der Unternehmens- 
ertrag umfaßt: 

— den landwirtschaftlichen Betriebsertrag, 

— die Einnahmen aus verpachteten Flächen und 
Gebäuden des Unternehmens, 

— Zinsen und Dividenden für Finanzvermögen des 
Unternehmens. 

Im Unternehmensaufwand sind enthalten: 

— der landwirtschaftliche Betriebsaufwand (ohne 
Lohnansatz für den Besitzer und die familien- 
eigenen nichtentlohnten Arbeitskräfte), 

— Aufwendungen für zugepachtete Flächen und Ge- 
bäude, 

— Zinsen für Fremdkapital des Unternehmens. 

Das Reineinkommen (Gewinn) ist der Betrag, der 
dem Unternehmer und seiner Familie als Entgelt für 


die Arbeitsleistung einschließlich dispositiver Tätig- 
keit, den Einsatz des Eigenkapitals und die unter- 
nehmerische Tätigkeit zufließt. 

Gesamteinkommen 

Das Gesamteinkommen errechnet sich aus dem Rein- 
einkommen (Gewinn) des Unternehmens zuzüglich 
der 

— Einkünfte aus selbständiger und außerbetrieb- 
licher Tätigkeit des Betriebsleiterehepaares und 
des Hofnachfolgers, 

— Einkünfte aus unselbständiger Tätigkeit des Be- 
triebsleiterehepaares und des Hofnachfolgers, 

— Renten und andere wiederkehrende Bezüge ein- 
schließlich des Altersgeldes, 

— Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapital- 
vermögen, Vermietung und Verpachtung und 
Sonstiges, 

abzüglich der Aufwendungen für außerbetriebliche 
Einkünfte. (In den Buchführungsergebnissen des 
Wirtschaftsjahres 1971/72 waren die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb, privatem Kapitalvermögen und 
Vermietung und Verpachtung noch nicht enthalten.) 
Das Gesamteinkommen umfaßt sämtliche Einkünfte, 
die dem Betriebsleiterehepaar und dem Hofnachfol- 
ger zufließen. 

Aktivkapital 

Zum Aktivkapital eines landwirtschaftlichen Betrie- 
bes gehören alle im Produktionsprozeß eingesetzten 
Wirtschaftsgüter. Dabei werden die jeweiligen 
Eigentumsverhältnisses nicht berücksichtigt. Im ein- 
zelnen zählen dazu: Boden und Grundverbesserun- 
gen, Wirtschaftsgebäude und bauliche Anlagen, 
Dauerkulturen, Maschinen und Geräte, Vieh und das 
Umlaufkapital. 

Vermögen 

Das Vermögen umfaßt ebenso wie das Aktivkapital 
sämtliche im landwirtschaftlichen Produktionsprozeß 
eines Betriebes eingesetzten Wirtschaftsgüter. Wäh- 
rend jedoch die Bewertung des Aktivkapitals bun- 
deseinheitlich vorgenommen wird, werden bei der 
Ermittlung des Vermögens die einzelnen Komponen- 
ten mit Ausnahme des Bodenvermögens aus der 
Buchführung der Betriebe entnommen. Die Bewer- 
tung erfolgt beim Grund und Boden nach der Netto- 
pachtpreismethode, bei Gebäuden, Maschinen, 
Dauerkulturen und Grundverbesserungen nach dem 
um die Abschreibungen verminderten Anschaffungs- 
bzw. Herstellungswerte, bei Vieh nach durchschnitt- * 
liehen Erlöspreisen und beim Umlaufvermögen nach 
dem Buchwert des Feldinventars, der Forderungen 
und der flüssigen Geldmittel. 
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Ertrags-Aufwandsrechnung nach § 4 LwG 


Vergleichsertrag 

Der Vergleichsertrag ist höher als der Betriebs- 
ertrag, weil der Eigenverbrauch und der Naturallohn 
hier um 37 °/o höher bewertet werden als auf Er- 
zeugerpreisbasis. Dieser Zuschlag, der auf den Ergeb- 
nissen einer besonderen Untersuchung beruht, soll 
die Differenz zwischen dem Wert der Betriebs- 
entnahmen zu Erzeugerpreisen und dem Wert zu 
Einzelhandelspreisen ausgleichen, wobei die zusätz- 
lichen Aufwendungen der bäuerlichen Familien zur 
Aufbereitung und Konservierung der Nahrungs- 
mittel bis zur Konsumreife berücksichtigt werden. 

Vergleichsaulwand 

Der Vergleichsaufwand umfaßt den Sachaufwand, 
die Betriebssteuern und Lasten, die Beiträge zur 
Unfallversicherung, den gewerblichen Vergleichs- 
lohn, den Betriebsleiterzuschlag, den Arbeitgeber- 
anteil zur Sozialversicherung für die mithelfenden 
Familienarbeitskräfte und die familienfremden Ar- 
beitskräfte sowie den Zinsansatz für das eingesetzte 
Aktivkapital. 


Vergleichsbetriebseinkommen 

Das Vergleichsbetriebseinkommen ergibt sich aus 
dem Vergleichsertrag durch Abzug des Sachaufwan- 
des, der Betriebssteuern und der Unfallversiche- 
rung. 

Summe der Vergleichsansätze 

Diese Position setzt sich aus dem Vergleichslohn, 
dem Betriebsleiterzuschlag, dem Arbeitgeberanteil 
zur Sozialversicherung für die mithelfenden Fa- 
milienangehörigen und für die familienfremden 
Arbeitskräfte und dem Zinsansatz für das Aktiv- 
kapital zusammen. 

Ertrags-Aufwandsdillerenz 

Die Ertrags-Aufwandsdifferenz ergibt sich aus dem 
Vergleichsertrag durch Abzug des Vergleichs- 
aufwandes. 

Abstand 

Als Abstand wird die Ertrags-Aufwandsdifferenz in 
Prozent der Summe der Vergleichsansätze (Summe 
der Vergleichsansätze = 100) bezeichnet. 
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Landwirtschaftliche Gesamtrechnung 


Die Landwirtschaftliche Gesamtrechnung im vorlie- 
genden Bericht gibt ein Bild der wirtschaftlichen Lei- 
stung des Produktionsbereichs Landwirtchaft (ohne 
Forstwirtschaft und Fischerei). Ausgangsgröße ist 
der Produktionswert. 

Produktionswert der Landwirtschaft 

Der Produktionswert der Landwirtschaft umfaßt alle 
mit durchschnittlichen Verkaufspreisen bewerteten 
Verkäufe von landwirtschaftlichen Erzeugnissen an 
andere Wirtschaftsbereiche, den Eigenverbrauch, die 
Vorratsveränderungen bei pflanzlichen und tieri- 
schen Produkten, die selbsterstellten Anlagen (Vieh) 
und die Dienstleistungen auf der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerstufe. 

Vorleistungen 

In den Vorleistungen sind der ertragsteigernde Auf- 
wand (Zukauffuttermittel, Handelsdünger, Pflanzen- 
schutzmittel, zugekauftes Saatgut und eingeführtes 
Nutzvieh), die Aufwendungen für die Unterhaltung 
der Wirtschaftsgebäude und des Inventars, die Aus- 
gaben für Brenn- und Treibstoffe sowie elektrischen 
Strom und die allgemeinen Wirtschaftsausgaben 
zusammengefaßt. 

Beitrag der Landwirtschaft 
zum Bruttoinlandsprodukt 

Der Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt (zu Marktpreisen) ergibt sich als Differenz 
von Produktionswert und Vorleistungen. 


Beitrag der Landwirtschaft zum Nettoinlandsprodukt 
zu Faktorkosten (Wertschöpfung) 

Aus dem Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt ergibt 
sich durch Abzug der verbrauchsbedingten, zu Wie- 
derbeschaffungspreisen bewerteten Abschreibungen 
der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen. Hieraus leitet sich durch Kürzung um die indi- 
rekten Steuern und durch Addition der für die lau- 
fende Produktion gezahlten staatlichen Subventio- 
nen der Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten ( = Wertschöpfung) ab. Die Wertschöpfung 
stellt die Entlohnung der Produktionsfaktoren Boden, 
Arbeit und Kapital dar. 

Schematische Darstellung 

Produktionswert der Landwirtschaft 
X Vorleistungen 


Beitrag der Landwirtschaft zum Bruttoinlands- 
produkt zu Marktpreisen 

X Abschreibungen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Marktprei- 
sen 

X indirekte Steuern 
+ Subventionen 


Beitrag zum Nettoinlandsprodukt zu Faktor- 
kosten = Wertschöpfung 
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Produktionswert 


Gesamtrechnung 


Einkommensrechnung 


CD 



2) In der Gesamtrechnung werden die Subventionen nicht zum Produktionswert gerechnet, sondern vom „Aufwand "abgeselzt. 

3) Die Wertschöpfung entspricht etwa dem Betriebseinkommen in der Einkommensrechnung 1. 

A) einschließlich Verkäufe an Landwirte 

5) Subventionen auf der Aufwandseite (z.B. Gasölverbilligung) werden bei den einzelnen Aufwandspositionen verrechnet; sie sind daher im Sachaufwand nicht mehr enthalten. 

6) Einkünfte aus selbständiger und unselbständiger Tätigkeit außerhalb des land- und forstwirtschaftlichen Unternehmens, Renten, Einkünfte aus Gewerbebetrieb, privatem Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte. 

7) Aufwendungen nur für außerbetriebliche unselbständige Einkünfte. 

8) Bestandsveränderungen an Vieh- und selbsterzeugten Vorräten. 

9) Bestandsveränderungen an zugekauffenVorräten. 
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Mill. 
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OECD 

RE 

SAEG 

St 

StBE 

Tz. 
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1972/73 


= Vollarbeitskraft 
= Bundesgesetzblatt 
= Bundesministerium der Justiz 

— Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 

= Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
= Bundesministerium für Wirtschaft 
= Deutsche Mark 

= Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 

— Europäische Gemeinschaften 
= Einheitsquadratmeter 

— Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

= Food and Agriculture Organisation of the United Nations, Rom (Ernäh- 
rungs- und Landwirtschafts-Organisation der Vereinten Nationen) 

= General Agreement on Tarifs and Trade (Allgemeines Zoll- und Handels- 
abkommen) 

= Großvieheinheit 
J Hektar 

Landwirtschaftliche Alterskasse 

— Landwirtschaftlich genutzte Fläche 

— Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 (BGBL I S. 565) 

= Landwirtschaftszählung 

' Millionen 
= Milliarden 
: Mehrwertsteuer 

= Organisation for Economic Co-operation and Development, Paris (Organi- 
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

— Rechnungseinheit der EWG = 1 $ (Goldparität) 

= Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
= Stück 

= Standardbetriebseinkommen 
= Textziffer 

= Welternährungsprogramm 
= nichts vorhanden 

= mehr als nichts, aber weniger als die Hälfte der kleinsten Einheit, die in 
der Tabelle dargestellt wird 

= kein Nachweis vorhanden 
= Wirtschaftsjahr (1. Juli 1972 bis 30. Juni 1973) 


Abrundungen: 

Soweit in den Übersichten Abweichungen in den Summen Vorkommen, beruhen diese auf 
Abrundungen der einzelnen Zahlen. 
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